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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der beruflichen Bildung
(Berufsbildungsreformgesetz – BerBiRefG)

A. Problem und Ziel

Innerhalb des deutschen Bildungssystems kommt der dualen Berufsausbildung
traditionell ein hoher Stellenwert zu. Nach wie vor ist sie für die meisten jungen
Menschen ein verlässlicher Weg in eine erste qualifizierte Berufstätigkeit. Zu-
dem sichert sie der Wirtschaft den Fachkräftenachwuchs. Allerdings sind zur
Zukunftssicherung der dualen Ausbildung Strukturreformen und Modernisie-
rungen erforderlich. Einen Beitrag zu der bereits in der vergangenen Legislatur-
periode begonnenen Reform zur Modernisierung und Flexibilisierung soll der
vorliegende Gesetzentwurf leisten.

Mit den Reformmaßnahmen sollen mehr jungen Menschen eine berufliche
Erstausbildung ermöglicht, die internationale Wettbewerbsfähigkeit gesichert,
die regionale Verantwortung gefördert, die Durchlässigkeit zwischen den Bil-
dungssystemen erhöht und die Kooperation der beiden Lernorte Betrieb und
Schule gestärkt werden. Dabei soll die Flexibilität der dualen Ausbildung aus-
gebaut werden, Qualität und Verlässlichkeit aber erhalten bleiben. Die Ver-
schlankung von Gremien soll zu Bürokratieabbau führen.

B. Lösung

Das Berufsbildungsrecht wird wie folgt geändert werden:

l Eröffnung der Möglichkeit, Teile der Ausbildung im Ausland durchzuführen

l Modernisierung des Prüfungsrechts durch z. B. Zulassung von Absolventen
vollzeitschulischer und sonstiger Berufsbildungsgänge zur Kammerab-
schlussprüfung; gestreckte Abschlussprüfung als alternative Prüfungs-
methode

l Verbesserung der Verwertbarkeit von Teilqualifikationen auf eine sich an-
schließende betriebliche Ausbildung

l Verschlankung der Gremienstrukturen im Bundesinstitut für Berufsbildung

l Erhöhung der Flexibilität zur Erprobung neuer Ausbildungsformen und
-berufe durch Erweiterung der Ermächtigungsgrundlage für Erprobungsver-
ordnungen

l Errichtung von Regionalen Berufsbildungskonferenzen zur Verbesserung
des regionalen Dialogs
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• Einbeziehung der Berufsbildungsforschung in den Aufgabenbereich des Be-
rufsbildungsgesetzes sowie Verankerung der gesetzlichen Regelungen zum
Bundesinstitut für Berufsbildung – wieder – im Berufsbildungsgesetz

• Ermöglichung der Übertragung von Daten aus dem Verzeichnis der Berufs-
ausbildungsverhältnisse an die Bundesagentur für Arbeit zum Zwecke der
Verbesserung der Ausbildungsvermittlung

• Neufassung des Berufsbildungsgesetzes mit dem Ziel moderner Gesetzes-
strukturen

• Einbeziehung des Berufsbildungsförderungsgesetzes in das Berufsbildungs-
gesetz; zugleich Aufhebung des Berufsbildungsförderungsgesetzes.

Die Ausbildungsregelungen der Handwerksordnung werden entsprechend an-
gepasst. Ferner ergeben sich Änderungen in der Bundesbesoldungsordnung, im
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz und im Dritten Buch Sozialgesetzbuch.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
Durch die Einführung von regionalen Berufsbildungskonferenzen können sich
geringfügige Kosten ergeben, die derzeit nicht bezifferbar sind. Im Übrigen ist
durch die Deregulierung und Flexibilisierung des Berufsbildungsrechts eine
Kostenreduzierung zu erwarten, so dass das Gesetz insgesamt nicht zu einer
Kostenerhöhung führt.

E. Sonstige Kosten
Keine

F. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgen
Keine
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der beruflichen Bildung
(Berufsbildungsreformgesetz – BerBiRefG)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG)

Artikel 2 Änderung der Handwerksordnung

Artikel 3 Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Artikel 4 Änderung sonstiger Gesetze

Artikel 5 Änderung sonstiger Verordnungen

Artikel 6 Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Artikel 7 Neubekanntmachung der Handwerksordnung

Artikel 8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Artikel 1

Berufsbildungsgesetz (BBiG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Ziele und Begriffe der Berufsbildung

§ 2 Lernorte der Berufsbildung

§ 3 Anwendungsbereich

Teil 2
Berufsbildung

Kapitel 1
Berufsausbildung

Abschnitt 1
Ordnung der Berufsausbildung;

Anerkennung von Ausbildungsberufen

§ 4 Anerkennung von Ausbildungsberufen

§ 5 Ausbildungsordnung

§ 6 Erprobung neuer Ausbildungsberufe, Ausbildungs-
und Prüfungsformen

§ 7 Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbil-
dungszeit

§ 8 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

§ 9 Regelungsbefugnis

Abschnitt 2
Berufsausbildungsverhältnis

Unterabschnitt 1
Begründung des Ausbildungsverhältnisses

§ 10 Vertrag
§ 11 Vertragsniederschrift
§ 12 Nichtige Vereinbarungen

Unterabschnitt 2
Pflichten der Auszubildenden

§ 13 Verhalten während der Berufsausbildung

Unterabschnitt 3
Pflichten der Ausbildenden

§ 14 Berufsausbildung
§ 15 Freistellung
§ 16 Zeugnis

Unterabschnitt 4
Vergütung

§ 17 Vergütungsanspruch
§ 18 Bemessung und Fälligkeit der Vergütung
§ 19 Fortzahlung der Vergütung

Unterabschnitt 5
Beginn und Beendigung des

Ausbildungsverhältnisses
§ 20 Probezeit
§ 21 Beendigung
§ 22 Kündigung
§ 23 Schadensersatz bei vorzeitiger Beendigung

Unterabschnitt 6
Sonstige Vorschriften

§ 24 Weiterarbeit
§ 25 Unabdingbarkeit
§ 26 Andere Vertragsverhältnisse

Abschnitt 3
Eignung von Ausbildungsstätte

und Ausbildungspersonal
§ 27 Eignung der Ausbildungsstätte
§ 28 Eignung von Ausbildenden und Ausbildern oder

Ausbilderinnen
§ 29 Persönliche Eignung
§ 30 Fachliche Eignung
§ 31 Europaklausel



Drucksache 15/3980 – 6 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

§ 32 Überwachung der Eignung
§ 33 Untersagung des Einstellens und Ausbildens

Abschnitt 4
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse

§ 34 Einrichten, Führen
§ 35 Eintragen, Ändern, Löschen
§ 36 Antrag

Abschnitt 5
Prüfungswesen

§ 37 Abschlussprüfung
§ 38 Prüfungsgegenstand
§ 39 Prüfungsausschüsse
§ 40 Zusammensetzung, Berufung
§ 41 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung
§ 42 Beschlussfassung, Bewertung der Abschlussprü-

fung
§ 43 Zulassung zur Abschlussprüfung
§ 44 Zulassung zur Abschlussprüfung bei zeitlich aus-

einander fallenden Teilen
§ 45 Zulassung in besonderen Fällen
§ 46 Entscheidung über die Zulassung
§ 47 Prüfungsordnung
§ 48 Zwischenprüfungen
§ 49 Zusatzqualifikationen
§ 50 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen

Abschnitt 6
Interessenvertretung

§ 51 Interessenvertretung
§ 52 Verordnungsermächtigung

Kapitel 2
Berufliche Fortbildung

§ 53 Fortbildungsordnung
§ 54 Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen

Stellen
§ 55 Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen
§ 56 Fortbildungsprüfungen
§ 57 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen

Kapitel 3
Berufliche Umschulung

§ 58 Umschulungsordnung
§ 59 Umschulungsprüfungsregelungen der zuständigen

Stellen
§ 60 Umschulung für einen anerkannten Ausbildungs-

beruf
§ 61 Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen
§ 62 Umschulungsmaßnahmen; Umschulungsprüfungen
§ 63 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen

Kapitel 4
Berufsbildung für besondere Personengruppen

Abschnitt 1
Berufsbildung behinderter Menschen

§ 64 Berufsausbildung
§ 65 Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberu-

fen
§ 66 Ausbildungsregelungen der zuständigen Stellen
§ 67 Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung

Abschnitt 2
Berufsausbildungsvorbereitung

§ 68 Personenkreis und Anforderungen
§ 69 Qualifizierungsbausteine, Bescheinigung
§ 70 Überwachung, Beratung

Teil 3
Organisation der Berufsbildung

Kapitel 1
Zuständige Stellen; zuständige Behörden

Abschnitt 1
Bestimmung der zuständigen Stelle

§ 71 Zuständige Stellen
§ 72 Bestimmung durch Rechtsverordnung
§ 73 Zuständige Stellen im Bereich des öffentlichen

Dienstes
§ 74 Erweiterte Zuständigkeit
§ 75 Zuständige Stellen im Bereich der Kirchen und

sonstigen Religionsgemeinschaften des öffentli-
chen Rechts

Abschnitt 2
Überwachung der Berufsbildung

§ 76 Überwachung, Beratung

Abschnitt 3
Berufsbildungsausschuss der zuständigen Stelle

§ 77 Errichtung
§ 78 Beschlussfähigkeit, Abstimmung
§ 79 Aufgaben
§ 80 Geschäftsordnung

Abschnitt 4
Zuständige Behörden

§ 81 Zuständige Behörden

Kapitel 2
Regionale Berufsbildungskonferenz

§ 82 Errichtung

§ 83 Zusammensetzung; Berufung

§ 84 Aufgaben
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Kapitel 3
Landesausschüsse für Berufsbildung

§ 85 Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung

§ 86 Aufgaben

Teil 4
Berufsbildungsforschung, Planung und Statistik

§ 87 Ziele der Berufsbildungsforschung

§ 88 Ziele der Berufsbildungsplanung

§ 89 Berufsbildungsbericht

§ 90 Zweck und Durchführung der Berufsbildungsstatis-
tik

§ 91 Erhebungen

Teil 5
Bundesinstitut für Berufsbildung

§ 92 Bundesinstitut für Berufsbildung

§ 93 Aufgaben

§ 94 Organe

§ 95 Hauptausschuss

§ 96 Präsident oder Präsidentin

§ 97 Wissenschaftlicher Beirat

§ 98 Ausschuss für Fragen behinderter Menschen

§ 99 Finanzierung des Bundesinstituts für Berufsbildung

§ 100 Haushalt

§ 101 Satzung

§ 102 Personal

§ 103 Aufsicht über das Bundesinstitut für Berufsbildung

§ 104 Auskunftspflicht

Teil 6
Bußgeldvorschriften

§ 105 Bußgeldvorschriften

Teil 7
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 106 Gleichstellung von Abschlusszeugnissen im Rah-
men der Deutschen Einheit

§ 107 Fortgeltung bestehender Regelungen

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Ziele und Begriffe der Berufsbildung

(1) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes sind die
Berufsausbildungsvorbereitung, die Berufsausbildung, die
berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung.

(2) Die Berufsausbildungsvorbereitung dient dem Ziel,
durch die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb
beruflicher Handlungsfähigkeit an eine Berufsausbildung in
einem anerkannten Ausbildungsberuf heranzuführen.

(3) Die Berufsausbildung hat eine breit angelegte beruf-
liche Grundbildung und die für die Ausübung einer quali-
fizierten beruflichen Tätigkeit notwendigen beruflichen
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufliche Hand-
lungsfähigkeit) in einem geordneten Ausbildungsgang zu
vermitteln. Sie hat ferner den Erwerb der erforderlichen
Berufserfahrungen zu ermöglichen.

(4) Die berufliche Fortbildung soll es ermöglichen, die
berufliche Handlungsfähigkeit zu erhalten und an ge-
wandelte Erfordernisse der Arbeitswelt anzupassen oder zu
erweitern und beruflich aufzusteigen.

(5) Die berufliche Umschulung soll zu einer anderen
beruflichen Tätigkeit befähigen.

§ 2
Lernorte der Berufsbildung

(1) Berufsbildung wird durchgeführt

1. in Betrieben der Wirtschaft, in vergleichbaren Einrich-
tungen außerhalb der Wirtschaft, insbesondere des öf-
fentlichen Dienstes, der Angehörigen freier Berufe und in
Haushalten (betriebliche Berufsbildung),

2. in berufsbildenden Schulen (schulische Berufsbildung)
und

3. sonstigen Berufsbildungseinrichtungen außerhalb der
schulischen und betrieblichen Berufsbildung (außerbe-
triebliche Berufsbildung).

(2) Teile der Berufsausbildung können im Ausland durch-
geführt werden, wenn dies dem Ausbildungsziel dient. Ihre
Gesamtdauer soll ein Viertel der in der Ausbildungsordnung
festgelegten Ausbildungsdauer nicht überschreiten.

§ 3
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Berufsbildung, soweit sie
nicht in berufsbildenden Schulen durchgeführt wird, die den
Schulgesetzen der Länder unterstehen.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. die Berufsbildung, die in berufsqualifizierenden oder
vergleichbaren Studiengängen an Hochschulen auf der
Grundlage des Hochschulrahmengesetzes und der Hoch-
schulgesetze der Länder durchgeführt wird,

2. die Berufsbildung in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis,

3. die Berufsbildung auf Kauffahrteischiffen, die nach dem
Flaggenrechtsgesetz die Bundesflagge führen, soweit es
sich nicht um Schiffe der kleinen Hochseefischerei oder
der Küstenfischerei handelt.

(3) Für die Berufsbildung in Berufen der Handwerksord-
nung gelten die §§ 4 bis 9, 27 bis 49, 53 bis 70, 76 bis 80 so-
wie 105 nicht; insoweit gilt die Handwerksordnung.
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Teil 2
Berufsbildung

Kapitel 1
Berufsausbildung

Abschnitt 1
Ordnung der Berufsausbildung; Anerkennung

von Ausbildungsberufen
§ 4

Anerkennung von Ausbildungsberufen
(1) Als Grundlage für eine geordnete und einheitliche Be-

rufsausbildung kann das Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit oder das sonst zuständige Fachministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, Ausbildungsberufe staatlich anerken-
nen und hierfür Ausbildungsordnungen nach § 5 erlassen.

(2) Für einen anerkannten Ausbildungsberuf darf nur
nach der Ausbildungsordnung ausgebildet werden.

(3) In anderen als anerkannten Ausbildungsberufen dür-
fen Jugendliche unter 18 Jahren nicht ausgebildet werden,
soweit die Berufsausbildung nicht auf den Besuch weiter-
führender Bildungsgänge vorbereitet.

(4) Wird die Ausbildungsordnung eines Ausbildungsbe-
rufes aufgehoben, so gelten für bestehende Berufsausbil-
dungsverhältnisse die bisherigen Vorschriften.

§ 5
Ausbildungsordnung

(1) Die Ausbildungsordnung hat festzulegen
1. die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, der anerkannt

wird,
2. die Ausbildungsdauer; sie soll nicht mehr als drei und

nicht weniger als zwei Jahre betragen,
3. die beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-

ten, die mindestens Gegenstand der Berufsausbildung
sind (Ausbildungsberufsbild),

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung
der Vermittlung der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten (Ausbildungsrahmenplan),

5. die Prüfungsanforderungen.
(2) Die Ausbildungsordnung kann vorsehen,

1. dass abweichend von § 4 Abs. 4 die Berufsausbildung in
diesem Ausbildungsberuf unter Anrechnung der bereits
zurückgelegten Ausbildungszeit fortgesetzt werden
kann, wenn die Vertragsparteien dies vereinbaren,

2. dass die Berufsausbildung in sachlich und zeitlich beson-
ders gegliederten, aufeinander aufbauenden Stufen er-
folgt; nach den einzelnen Stufen soll ein Ausbildungsab-
schluss vorgesehen werden, der sowohl zu einer qualifi-
zierten beruflichen Tätigkeit im Sinne des § 1 Abs. 3 be-
fähigt, als auch die Fortsetzung der Berufsausbildung in
weiteren Stufen ermöglicht (Stufenausbildung),

3. dass auf die durch die Ausbildungsordnung geregelte Be-
rufsausbildung eine andere, einschlägige Berufsausbil-
dung unter Berücksichtigung der hierbei erworbenen be-

ruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten ange-
rechnet werden kann,

4. dass über das in Absatz 1 Nr. 3 beschriebene Ausbil-
dungsberufsbild hinaus zusätzliche berufliche Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden kön-
nen, die die berufliche Handlungsfähigkeit ergänzen oder
erweitern,

5. dass die Abschlussprüfung in zwei zeitlich auseinander
fallenden Teilen durchgeführt wird,

6. dass Teile der Berufsausbildung in geeigneten Einrich-
tungen außerhalb der Ausbildungsstätte durchgeführt
wird, wenn und soweit es die Berufsausbildung erfordert
(überbetriebliche Berufsausbildung),

7. dass Auszubildende ein Berichtsheft als Ausbildungs-
nachweis zu führen haben.

§ 6
Erprobung neuer Ausbildungsberufe,

Ausbildungs- und Prüfungsformen

Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbildungsbe-
rufe sowie Ausbildungs- und Prüfungsformen kann das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit oder das sonst zu-
ständige Fachministerium im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Bildung und Forschung nach Anhörung
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, Ausnahmen von § 4 Abs. 2 und 3 sowie
den §§ 5, 37 und 48 zulassen, die auch auf eine bestimmte
Art und Zahl von Ausbildungsstätten beschränkt werden
können.

§ 7
Anrechnung beruflicher Vorbildung auf

die Ausbildungszeit

(1) Die Landesregierungen können nach Anhörung des
Landesausschusses für Berufsbildung durch Rechtsverord-
nung bestimmen, dass der Besuch eines berufsschulischen
Bildungsganges oder die Berufsausbildung in einer sonsti-
gen Einrichtung auf gemeinsamen Antrag der Auszubilden-
den und Ausbildenden ganz oder teilweise auf die Ausbil-
dungszeit angerechnet wird. Die Ermächtigung kann durch
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden weiter über-
tragen werden.

(2) Der Antrag auf Anrechnung ist an die zuständige
Stelle zu richten. Er kann sich auf Teile des höchstzulässigen
Anrechnungszeitraums beschränken.

§ 8
Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

(1) Auf gemeinsamen Antrag der Auszubildenden und
Ausbildenden hat die zuständige Stelle die Ausbildungszeit
zu kürzen, wenn zu erwarten ist, dass das Ausbildungsziel in
der gekürzten Zeit erreicht wird.

(2) In Ausnahmefällen kann die zuständige Stelle auf An-
trag Auszubildender die Ausbildungszeit verlängern, wenn
die Verlängerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu
erreichen. Vor der Entscheidung nach Satz 1 sind die Ausbil-
denden zu hören.
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§ 9
Regelungsbefugnis

Soweit Vorschriften nicht bestehen, regelt die zuständige
Stelle die Durchführung der Berufsausbildung im Rahmen
dieses Gesetzes.

Abschnitt 2
Berufsausbildungsverhältnis

Unterabschnitt 1
Begründung des Ausbildungsverhältnisses

§ 10
Vertrag

(1) Wer andere Personen zur Berufsausbildung einstellt
(Ausbildende), hat mit den Auszubildenden einen Berufs-
ausbildungsvertrag zu schließen.

(2) Auf den Berufsausbildungsvertrag sind, soweit sich
aus seinem Wesen und Zweck und aus diesem Gesetz nichts
anderes ergibt, die für den Arbeitsvertrag geltenden Rechts-
vorschriften und Rechtsgrundsätze anzuwenden.

(3) Schließen die gesetzlichen Vertreter oder Vertreterin-
nen mit ihrem Kind einen Berufsausbildungsvertrag, so sind
sie von dem Verbot des § 181 des Bürgerlichen Gesetz-
buches befreit.

(4) Ein Mangel in der Berechtigung, Auszubildende ein-
zustellen oder auszubilden, berührt die Wirksamkeit des Be-
rufsausbildungsvertrages nicht.

§ 11
Vertragsniederschrift

(1) Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss des
Berufsausbildungsvertrages, spätestens vor Beginn der Be-
rufsausbildung, den wesentlichen Inhalt des Vertrages ge-
mäß Satz 2 schriftlich niederzulegen; die elektronische Form
ist ausgeschlossen. In die Niederschrift sind mindestens auf-
zunehmen

1. Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der
Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätigkeit, für
die ausgebildet werden soll,

2. Beginn und Dauer der Berufsausbildung,

3. Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungs-
stätte,

4. Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit,

5. Dauer der Probezeit,

6. Zahlung und Höhe der Vergütung,

7. Dauer des Urlaubs,

8. Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsver-
trag gekündigt werden kann,

9. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarif-
verträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf
das Berufsausbildungsverhältnis anzuwenden sind.

(2) Die Niederschrift ist von den Ausbildenden, den Aus-
zubildenden und deren gesetzlichen Vertretern und Vertrete-
rinnen zu unterzeichnen.

(3) Ausbildende haben den Auszubildenden und deren ge-
setzlichen Vertretern und Vertreterinnen eine Ausfertigung der
unterzeichneten Niederschrift unverzüglich auszuhändigen.

(4) Bei Änderungen des Berufsausbildungsvertrages gel-
ten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.

§ 12
Nichtige Vereinbarungen

(1) Eine Vereinbarung, die Auszubildende für die Zeit
nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses in der
Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit beschränkt, ist nichtig.
Dies gilt nicht, wenn sich Auszubildende innerhalb der letz-
ten sechs Monate des Berufsausbildungsverhältnisses dazu
verpflichten, nach dessen Beendigung mit den Ausbildenden
ein Arbeitsverhältnis einzugehen.

(2) Nichtig ist eine Vereinbarung über
1. die Verpflichtung Auszubildender, für die Berufsausbil-

dung eine Entschädigung zu zahlen,
2. Vertragsstrafen,
3. den Ausschluss oder die Beschränkung von Schadens-

ersatzansprüchen,
4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersatzes in

Pauschbeträgen.

Unterabschnitt 2
Pflichten der Auszubildenden

§ 13
Verhalten während der Berufsausbildung

Auszubildende haben sich zu bemühen, die berufliche
Handlungsfähigkeit zu erwerben, die zum Erreichen des
Ausbildungsziels erforderlich ist. Sie sind insbesondere ver-
pflichtet,
1. die ihnen im Rahmen ihrer Berufsausbildung aufgetrage-

nen Verrichtungen sorgfältig auszuführen,
2. an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die sie

nach § 15 freigestellt werden,
3. den Weisungen zu folgen, die ihnen im Rahmen der Be-

rufsausbildung von Ausbildenden, von Ausbildern oder
Ausbilderinnen oder von anderen weisungsberechtigten
Personen erteilt werden,

4. die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beach-
ten,

5. Werkzeug, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleg-
lich zu behandeln,

6. über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen
zu wahren.

Unterabschnitt 3
Pflichten der Ausbildenden

§ 14
Berufsausbildung

(1) Ausbildende haben
1. dafür zu sorgen, dass den Auszubildenden die berufliche

Handlungsfähigkeit vermittelt wird, die zum Erreichen
des Ausbildungszieles erforderlich ist, und die Berufs-
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ausbildung in einer durch ihren Zweck gebotenen Form
planmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert so durchzu-
führen, dass das Ausbildungsziel in der vorgesehenen
Ausbildungszeit erreicht werden kann,

2. selbst auszubilden oder einen Ausbilder oder eine Aus-
bilderin ausdrücklich damit zu beauftragen,

3. Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbe-
sondere Werkzeuge und Werkstoffe zur Verfügung zu
stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von
Zwischen- und Abschlussprüfungen, auch soweit solche
nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses
stattfinden, erforderlich sind,

4. Auszubildenden zum Besuch der Berufsschule sowie
zum Führen von Berichtsheften anzuhalten, soweit sol-
che im Rahmen der Berufsausbildung verlangt werden,
und diese durchzusehen,

5. dafür zu sorgen, dass Auszubildende charakterlich geför-
dert sowie sittlich und körperlich nicht gefährdet werden.

(2) Auszubildende dürfen nur Verrichtungen übertragen
werden, die dem Ausbildungszweck dienen und ihren kör-
perlichen Kräften angemessen sind.

§15
Freistellung

Ausbildende haben Auszubildende für die Teilnahme am
Berufsschulunterricht und an Prüfungen freizustellen. Das
Gleiche gilt, wenn Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der
Ausbildungsstätte durchzuführen sind.

§ 16
Zeugnis

(1) Ausbildende haben den Auszubildenden bei Beendi-
gung des Berufsausbildungsverhältnisses ein schriftliches
Zeugnis auszustellen. Die elektronische Form ist ausge-
schlossen. Haben Ausbildende die Berufsausbildung nicht
selbst durchgeführt, so soll auch der Ausbilder oder die Aus-
bilderin das Zeugnis unterschreiben.

(2) Das Zeugnis muss Angaben enthalten über Art, Dauer
und Ziel der Berufsausbildung sowie über die erworbenen
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten der
Auszubildenden. Auf Verlangen Auszubildender sind auch
Angaben über Verhalten und Leistung aufzunehmen.

Unterabschnitt 4
Vergütung

§ 17
Vergütungsanspruch

(1) Ausbildende haben Auszubildenden eine angemes-
sene Vergütung zu gewähren. Sie ist nach dem Lebensalter
der Auszubildenden so zu bemessen, dass sie mit fortschrei-
tender Berufsausbildung, mindestens jährlich, ansteigt.

(2) Sachleistungen können in Höhe der nach § 17 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch festgesetz-
ten Sachbezugswerte angerechnet werden, jedoch nicht über
75 Prozent der Bruttovergütung hinaus.

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche Aus-
bildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist besonders zu
vergüten oder durch entsprechende Freizeit auszugleichen.

§ 18
Bemessung und Fälligkeit der Vergütung

(1) Die Vergütung bemisst sich nach Monaten. Bei Be-
rechnung der Vergütung für einzelne Tage wird der Monat zu
dreißig Tagen gerechnet.

(2) Die Vergütung für den laufenden Kalendermonat ist
spätestens am letzten Arbeitstag des Monats zu zahlen.

§ 19
Fortzahlung der Vergütung

(1) Auszubildenden ist die Vergütung auch zu zahlen
1. für die Zeit der Freistellung (§ 15),
2. bis zur Dauer von sechs Wochen, wenn sie

a) sich für die Berufsausbildung bereit halten, diese aber
ausfällt oder

b) aus einem sonstigen, in ihrer Person liegenden Grund
unverschuldet verhindert sind, ihre Pflichten aus dem
Berufsausbildungsverhältnis zu erfüllen.

(2) Können Auszubildende während der Zeit, für welche
die Vergütung fortzuzahlen ist, aus berechtigtem Grund
Sachleistungen nicht abnehmen, so sind diese nach den
Sachbezugswerten (§ 17 Abs. 2) abzugelten.

Unterabschnitt 5
Beginn und Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

§ 20
Probezeit

Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit der Probe-
zeit. Sie muss mindestens einen Monat und darf höchstens
drei Monate betragen.

§ 21
Beendigung

(1) Das Berufsausbildungsverhältnis endet mit dem Ab-
lauf der Ausbildungszeit.

(2) Bestehen Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungs-
zeit die Abschlussprüfung, so endet das Berufsausbildungs-
verhältnis mit Bekanntgabe des Ergebnisses durch den Prü-
fungsausschuss.

(3) Bestehen Auszubildende die Abschlussprüfung nicht,
so verlängert sich das Berufsausbildungsverhältnis auf ihr
Verlangen bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung,
höchstens um ein Jahr.

§ 22
Kündigung

(1) Während der Probezeit kann das Berufsausbildungs-
verhältnis jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist
gekündigt werden.

(2) Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsver-
hältnis nur gekündigt werden
1. aus einem wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündi-

gungsfrist,
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2. von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier
Wochen, wenn sie die Berufsausbildung aufgeben oder
sich für eine andere Berufstätigkeit ausbilden lassen wol-
len.
(3) Die Kündigung muss schriftlich und in den Fällen des

Absatzes 2 unter Angabe der Kündigungsgründe erfolgen.
(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist un-

wirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen dem
zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen be-
kannt sind. Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer
außergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen
Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt.

§ 23
Schadensersatz bei vorzeitiger Beendigung

(1) Wird das Berufsausbildungsverhältnis nach der Probe-
zeit vorzeitig gelöst, so können Ausbildende oder die Auszu-
bildenden Ersatz des Schadens verlangen, wenn die andere
Person den Grund für die Auflösung zu vertreten hat. Dies
gilt nicht im Falle des § 22 Abs. 2 Nr. 2.

(2) Der Anspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von
drei Monaten nach Beendigung des Berufsausbildungsver-
hältnisses geltend gemacht wird.

Unterabschnitt 6
Sonstige Vorschriften

§ 24
Weiterarbeit

Werden Auszubildende im Anschluss an das Berufsaus-
bildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrück-
lich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis
auf unbestimmte Zeit als begründet.

§ 25
Unabdingbarkeit

Eine Vereinbarung, die zuungunsten Auszubildender von
den Vorschriften dieses Teils des Gesetzes abweicht, ist nichtig.

§ 26
Andere Vertragsverhältnisse

Soweit nicht ein Arbeitsverhältnis vereinbart ist, gelten
für Personen, die eingestellt werden, um berufliche Fertig-
keiten, Kenntnisse, Fähigkeiten oder berufliche Erfahrungen
zu erwerben, ohne dass es sich um eine Berufsausbildung im
Sinne dieses Gesetzes handelt, die §§ 10 bis 23 und 25 mit
der Maßgabe, dass die gesetzliche Probezeit abgekürzt, auf
die Vertragsniederschrift verzichtet und bei vorzeitiger Lö-
sung des Vertragsverhältnisses nach Ablauf der Probezeit
abweichend von § 23 Abs. 1 Satz 1 Schadensersatz nicht
verlangt werden kann.

Abschnitt 3
Eignung von Ausbildungsstätte

und Ausbildungspersonal
§ 27

Eignung der Ausbildungsstätte
(1) Auszubildende dürfen nur eingestellt und ausgebildet

werden, wenn

1. die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die
Berufsausbildung geeignet ist, und

2. die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen
Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl
der beschäftigten Fachkräfte steht, es sei denn, dass ande-
renfalls die Berufsausbildung nicht gefährdet wird.
(2) Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen be-

ruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nicht im
vollen Umfang vermittelt werden können, gilt als geeignet,
wenn dieser Mangel durch Ausbildungsmaßnahmen außer-
halb der Ausbildungsstätte behoben wird.

(3) Eine Ausbildungsstätte ist nach Art und Einrichtung
für die Berufsausbildung in Berufen der Landwirtschaft, ein-
schließlich der ländlichen Hauswirtschaft, nur geeignet,
wenn sie von der nach Landesrecht zuständigen Behörde als
Ausbildungsstätte anerkannt ist. Das Bundesministerium für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft kann im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bun-
desinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Mindestan-
forderungen für die Größe, die Einrichtung und den Bewirt-
schaftungszustand der Ausbildungsstätte festsetzen.

(4) Eine Ausbildungsstätte ist nach Art und Einrichtung
für die Berufsausbildung in Berufen der Hauswirtschaft nur
geeignet, wenn sie von der nach Landesrecht zuständigen
Behörde als Ausbildungsstätte anerkannt ist. Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit kann im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung
nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts
für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, Mindestanforderungen
für die Größe, die Einrichtung und den Bewirtschaftungszu-
stand der Ausbildungsstätte festsetzen.

§ 28
Eignung von Ausbildenden und Ausbildern

oder Ausbilderinnen
(1) Auszubildende darf nur einstellen, wer persönlich ge-

eignet ist. Auszubildende darf nur ausbilden, wer persönlich
und fachlich geeignet ist.

(2) Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst
ausbildet, darf Auszubildende nur dann einstellen, wenn er
persönlich und fachlich geeignete Ausbilder oder Ausbilde-
rinnen bestellt, die die Ausbildungsinhalte in der Ausbil-
dungsstätte unmittelbar, verantwortlich und in wesentlichem
Umfang vermitteln.

(3) Unter der Verantwortung des Ausbilders oder der Aus-
bilderin kann bei der Berufsausbildung mitwirken, wer
selbst nicht Ausbilder oder Ausbilderin ist, aber abweichend
von den besonderen Voraussetzungen des § 30 die für die
Vermittlung von Ausbildungsinhalten erforderlichen beruf-
lichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und
persönlich geeignet ist.

§ 29
Persönliche Eignung

Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, wer
1. Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf oder
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2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und Be-
stimmungen verstoßen hat.

§ 30
Fachliche Eignung

(1) Fachlich geeignet ist, wer die beruflichen sowie die
berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten besitzt, die für die Vermittlung der Ausbil-
dungsinhalte erforderlich sind.

(2) Die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten besitzt, wer
1. die Abschlussprüfung in einer dem Ausbildungsberuf

entsprechenden Fachrichtung bestanden hat,
2. eine anerkannte Prüfung an einer Ausbildungsstätte oder

vor einer Prüfungsbehörde oder eine Abschlussprüfung
an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Schule in
einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrich-
tung bestanden hat, oder

3. eine Abschlussprüfung an einer deutschen Hochschule in
einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrich-
tung bestanden hat,

und eine angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig
gewesen ist.

(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
oder das sonst zuständige Fachministerium kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesin-
stituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, in den Fällen des
Absatzes 2 Nr. 2 bestimmen, welche Prüfungen für welche
Ausbildungsberufe anerkannt werden.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
oder das sonst zuständige Fachministerium kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesin-
stituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, für einzelne Aus-
bildungsberufe bestimmen, dass abweichend von Absatz 2
die für die fachliche Eignung erforderlichen beruflichen Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nur besitzt
1. wer die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 oder 3 er-

füllt, oder
2. wer die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 3 erfüllt oder

für die Ausübung eines freien Berufes zugelassen ist,
und eine angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig
gewesen ist.

(5) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
kann nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesins-
tituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmen, dass
der Erwerb berufs- und arbeitspädagogischer Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten gesondert nachzuweisen ist. Da-
bei können Inhalt, Umfang und Abschluss der Maßnahmen
für den Nachweis geregelt werden.

(6) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann Perso-
nen, die die Voraussetzungen der Absätze 2, 4 oder 5 nicht

erfüllen, die fachliche Eignung nach Anhörung der zuständi-
gen Stelle widerruflich zuerkennen.

§ 31
Europaklausel

(1) Die Anerkennung der Befähigungsnachweise eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum erfolgt in den Fällen des § 30 Abs. 2 und 4
nach der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezem-
ber 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung
der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Be-
rufsausbildung abschließen (ABI. EG 1989 Nr. L 19 S. 16)
und der Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992
über eine zweite allgemeine Regelung zur Anerkennung be-
ruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie
89/48/EWG (ABI. EG Nr. L 209 S. 25), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 14. Mai 2001 (ABl. EG Nr. L 206
S. 1).

(2) Die Anerkennung kann unter den in Artikel 4 der in
Absatz 1 genannten Richtlinien aufgeführten Voraussetzun-
gen davon abhängig gemacht werden, dass gemäß Artikel 4
Abs. 1 Buchstabe a dieser Richtlinien Berufserfahrung nach-
gewiesen oder gemäß Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe b dieser
Richtlinien ein Anpassungslehrgang absolviert oder eine
Eignungsprüfung abgelegt wird.

(3) Die Entscheidung über die Anerkennung trifft die zu-
ständige Stelle. Sie kann die Durchführung von Anpassungs-
lehrgängen und Eignungsprüfungen regeln. Die mit Begrün-
dung versehene Entscheidung über den Antrag muss spätes-
tens vier Monate nach Vorlage der vollständigen Unterlagen
der Antragsteller ergehen.

§ 32
Überwachung der Eignung

(1) Die zuständige Stelle hat darüber zu wachen, dass die
Eignung der Ausbildungsstätte sowie die persönliche und
fachliche Eignung vorliegen.

(2) Werden Mängel der Eignung festgestellt, so hat die zu-
ständige Stelle, falls der Mangel zu beheben und eine Ge-
fährdung Auszubildender nicht zu erwarten ist, Ausbildende
aufzufordern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist den
Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel der Eignung nicht zu
beheben oder ist eine Gefährdung Auszubildender zu erwar-
ten oder wird der Mangel nicht innerhalb der gesetzten Frist
beseitigt, so hat die zuständige Stelle dies der nach Landes-
recht zuständigen Behörde mitzuteilen.

§ 33
Untersagung des Einstellens und Ausbildens

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann für
eine bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen und Ausbil-
den untersagen, wenn die Voraussetzungen nach § 27 nicht
oder nicht mehr vorliegen.

(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat das Ein-
stellen und Ausbilden zu untersagen, wenn die persönliche
oder fachliche Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt.
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(3) Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die zu-
ständige Stelle zu hören. Dies gilt nicht im Falle des § 29
Nr. 1.

Abschnitt 4
Verzeichnis der

Berufsausbildungsverhältnisse

§ 34
Einrichten, Führen

(1) Die zuständige Stelle hat für anerkannte Ausbildungs-
berufe ein Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse
einzurichten und zu führen, in das der wesentliche Inhalt des
Berufsausbildungsvertrages einzutragen ist. Die Eintragung
ist für Auszubildende gebührenfrei.

(2) Der wesentliche Inhalt umfasst für jedes Berufsausbil-
dungsverhältnis

1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift der Auszubil-
denden;

2. Geschlecht, Staatsangehörigkeit, allgemeinbildender
Schulabschluss, zuletzt besuchte allgemeinbildende oder
berufsbildende Schule und Abgangsklasse der Auszubil-
denden;

3. erforderlichenfalls Name, Vorname und Anschrift der
gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen;

4. Ausbildungsberuf;

5. Datum des Abschlusses des Ausbildungsvertrages, Aus-
bildungszeit, Probezeit;

6. Datum des Beginns der Berufsausbildung;

7. Name und Anschrift der Ausbildenden, Anschrift der
Ausbildungsstätte;

8. Name, Vorname, Geschlecht und Art der fachlichen Eig-
nung der Ausbilder und Ausbilderinnen.

§ 35
Eintragen, Ändern, Löschen

(1) Ein Berufsausbildungsvertrag und Änderungen seines
wesentlichen Inhalts sind in das Verzeichnis einzutragen,
wenn

1. der Berufsausbildungsvertrag diesem Gesetz und der
Ausbildungsordnung entspricht,

2. die persönliche und fachliche Eignung sowie die Eignung
der Ausbildungsstätte für das Einstellen und Ausbilden
vorliegen und

3. für Auszubildende unter 18 Jahren die ärztliche Beschei-
nigung über die Erstuntersuchung nach § 32 Abs. 1 des
Jugendarbeitsschutzgesetzes zur Einsicht vorgelegt wird.

(2) Die Eintragung ist abzulehnen oder zu löschen, wenn
die Eintragungsvoraussetzungen nicht vorliegen und der
Mangel nicht nach § 32 Abs. 2 behoben wird. Die Eintra-
gung ist ferner zu löschen, wenn die ärztliche Bescheinigung
über die erste Nachuntersuchung nach § 33 Abs. 1 des Ju-
gendarbeitsschutzgesetzes nicht spätestens am Tage der An-
meldung der Auszubildenden zur Zwischenprüfung oder
zum ersten Teil der Abschlussprüfung zur Einsicht vorgelegt
und der Mangel nicht nach § 32 Abs. 2 behoben wird.

(3) Die nach § 34 Abs. 2 Nr. 1, 4, 6 und 7 erhobenen Da-
ten dürfen zur Verbesserung der Ausbildungsvermittlung,
zur Verbesserung der Zuverlässigkeit und Aktualität der
Ausbildungsvermittlungsstatistik sowie zur Verbesserung
der Feststellung von Angebot und Nachfrage auf dem Aus-
bildungsmarkt an die Bundesagentur für Arbeit übermittelt
werden. Bei der Datenübermittlung sind dem jeweiligen
Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicher-
stellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, die
insbesondere die Vertraulichkeit, Unversehrtheit und Zure-
chenbarkeit der Daten gewährleisten.

§ 36
Antrag

(1) Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss des
Berufsausbildungsvertrages die Eintragung in das Verzeich-
nis zu beantragen. Eine Ausfertigung der Vertragsnieder-
schrift ist beizufügen. Entsprechendes gilt bei Änderungen
des wesentlichen Vertragsinhalts.

(2) Ausbildende haben anzuzeigen

1. eine vorausgegangene allgemeine und berufliche Ausbil-
dung der Auszubildenden,

2. die Bestellung von Ausbildern oder Ausbilderinnen.

Abschnitt 5
Prüfungswesen

§ 37
Abschlussprüfung

(1) In den anerkannten Ausbildungsberufen sind Ab-
schlussprüfungen durchzuführen. Die Abschlussprüfung
kann im Fall des Nichtbestehens zweimal wiederholt wer-
den. Sofern die Abschlussprüfung in zwei zeitlich auseinan-
der fallenden Teilen durchgeführt wird, ist der erste Teil der
Abschlussprüfung nicht eigenständig wiederholbar.

(2) Dem Prüfling ist ein Zeugnis auszustellen. Ausbilden-
den werden auf deren Verlangen die Ergebnisse der Ab-
schlussprüfung der Auszubildenden übermittelt. Sofern die
Abschlussprüfung in zwei zeitlich auseinander fallenden
Teilen durchgeführt wird, ist das Ergebnis der Prüfungsleis-
tungen im ersten Teil der Abschlussprüfung dem Prüfling
schriftlich mitzuteilen.

(3) Dem Zeugnis ist auf Antrag eine englischsprachige
und eine französischsprachige Übersetzung beizufügen.

(4) Die Abschlussprüfung ist für Auszubildende gebüh-
renfrei.

§ 38
Prüfungsgegenstand

Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüf-
ling die berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat. In ihr
soll der Prüfling nachweisen, dass er die erforderlichen be-
ruflichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruf-
lichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und mit dem im
Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die Berufsaus-
bildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbil-
dungsordnung ist zugrunde zu legen.
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§ 39
Prüfungsausschüsse

(1) Für die Abnahme der Abschlussprüfung errichtet die
zuständige Stelle Prüfungsausschüsse. Mehrere zuständige
Stellen können bei einer von ihnen gemeinsame Prüfungs-
ausschüsse errichten.

(2) Der Prüfungsausschuss kann zur Bewertung einzelner,
nicht mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen gutach-
terliche Stellungnahmen Dritter einholen.

(3) Im Rahmen der Begutachtung nach Absatz 2 sind die
wesentlichen Abläufe zu dokumentieren und die für die Be-
wertung erheblichen Tatsachen festzuhalten.

§ 40
Zusammensetzung, Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei
Mitgliedern. Die Mitglieder müssen für die Prüfungsgebiete
sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen ge-
eignet sein.

(2) Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder Beauf-
tragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl
sowie mindestens eine Lehrkraft einer berufsbildenden
Schule angehören. Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl
der Mitglieder müssen Beauftragte der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer sein. Die Mitglieder haben Stellvertreter oder
Stellvertreterinnen.

(3) Die Mitglieder werden von der zuständigen Stelle
längstens für fünf Jahre berufen. Die Beauftragten der Ar-
beitnehmer werden auf Vorschlag der im Bezirk der zustän-
digen Stelle bestehenden Gewerkschaften und selbständigen
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufs-
politischer Zwecksetzung berufen. Die Lehrkraft einer be-
rufsbildenden Schule wird im Einvernehmen mit der Schul-
aufsichtsbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle berufen.
Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl in-
nerhalb einer von der zuständigen Stelle gesetzten angemes-
senen Frist vorgeschlagen, so beruft die zuständige Stelle in-
soweit nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Mitglieder der
Prüfungsausschüsse können nach Anhören der an ihrer Be-
rufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden.
Die Sätze 1 bis 5 gelten für die stellvertretenden Mitglieder
entsprechend.

(4) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich.
Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, soweit eine
Entschädigung nicht von anderer Seite gewährt wird, eine
angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der
zuständigen Stelle mit Genehmigung der obersten Landes-
behörde festgesetzt wird.

(5) Von Absatz 2 darf nur abgewichen werden, wenn an-
derenfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prü-
fungsausschusses nicht berufen werden kann.

§ 41
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied, das den
Vorsitz führt und ein weiteres Mitglied, das den Vorsitz stell-
vertretend übernimmt. Der Vorsitz und das ihn stellvertre-
tende Mitglied sollen nicht derselben Mitgliedergruppe an-
gehören.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei
Drittel der Mitglieder, mindestens drei, mitwirken. Er be-
schließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mit-
glieds den Ausschlag.

§ 42
Beschlussfassung, Bewertung der Abschlussprüfung
(1) Beschlüsse über die Noten zur Bewertung einzelner

Prüfungsleistungen, der Prüfung insgesamt sowie über das
Bestehen und Nichtbestehen der Abschlussprüfung werden
durch den Prüfungsausschuss gefasst.

(2) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach Absatz 1
kann der Vorsitz mindestens zwei Mitglieder mit der Bewer-
tung einzelner, nicht mündlich zu erbringender Prüfungsleis-
tungen beauftragen. Die Beauftragten sollen nicht derselben
Mitgliedergruppe angehören.

(3) Die nach Absatz 2 beauftragten Mitglieder dokumen-
tieren die wesentlichen Abläufe und halten die für die Be-
wertung erheblichen Tatsachen fest.

§ 43
Zulassung zur Abschlussprüfung

(1) Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen,
1. wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder wessen

Ausbildungszeit nicht später als zwei Monate nach dem
Prüfungstermin endet,

2. wer an vorgeschriebenen Zwischenprüfungen teilgenom-
men sowie vorgeschriebene Berichtshefte geführt hat und

3. wessen Berufsausbildungsverhältnis in das Verzeichnis
der Berufsausbildungsverhältnisse eingetragen oder aus
einem Grund nicht eingetragen ist, den weder die Auszu-
bildenden noch deren gesetzliche Vertreter oder Vertrete-
rinnen zu vertreten haben.
(2) Zur Abschlussprüfung ist ferner zuzulassen, wer in ei-

ner berufsbildenden Schule oder einer sonstigen Berufsbil-
dungseinrichtung ausgebildet worden ist, wenn dieser Bil-
dungsgang der Berufsausbildung in einem anerkannten Aus-
bildungsberuf entspricht. Die Landesregierungen werden
ermächtigt, nach Anhörung des Landesausschusses für Be-
rufsbildung durch Rechtsverordnung zu bestimmen, welche
Bildungsgänge die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllen.
Die Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung auf oberste
Landesbehörden weiter übertragen werden.

§ 44
Zulassung zur Abschlussprüfung bei
zeitlich auseinander fallenden Teilen

(1) Sofern die Abschlussprüfung in zwei zeitlich ausein-
ander fallenden Teilen durchgeführt wird, ist über die Zulas-
sung jeweils gesondert zu entscheiden.

(2) Zum ersten Teil der Abschlussprüfung ist zuzulassen,
wer die in der Ausbildungsordnung vorgeschriebene, erfor-
derliche Ausbildungszeit zurückgelegt hat und die Voraus-
setzungen des § 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3 erfüllt.

(3) Zum zweiten Teil der Abschlussprüfung ist zuzulas-
sen, wer über die Voraussetzungen in § 43 Abs. 1 hinaus am
ersten Teil der Abschlussprüfung teilgenommen hat. Dies
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gilt nicht, wenn Auszubildende aus Gründen, die sie nicht zu
vertreten haben, am ersten Teil der Abschlussprüfung nicht
teilgenommen haben. In diesem Fall ist der erste Teil der Ab-
schlussprüfung zusammen mit dem zweiten Teil abzulegen.

§ 45
Zulassung in besonderen Fällen

(1) Auszubildende können nach Anhörung der Ausbilden-
den und der Berufsschule vor Ablauf ihrer Ausbildungszeit
zur Abschlussprüfung zugelassen werden, wenn ihre Leis-
tungen dies rechtfertigen.

(2) Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulassen, wer nach-
weist, dass er mindestens das Eineinhalbfache der Zeit, die
als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in dem Beruf tätig
gewesen ist, in dem die Prüfung abgelegt werden soll. Als
Zeiten der Berufstätigkeit gelten auch Ausbildungszeiten in
einem anderen, einschlägigen Ausbildungsberuf. Vom
Nachweis der Mindestzeit nach Satz 1 kann ganz oder teil-
weise abgesehen werden, wenn durch Vorlage von Zeugnis-
sen oder auf andere Weise glaubhaft gemacht wird, dass der
Bewerber oder die Bewerberin die berufliche Handlungsfä-
higkeit erworben hat, die die Zulassung zur Prüfung recht-
fertigt. Ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten der Be-
rufstätigkeit im Ausland sind dabei zu berücksichtigen.

(3) Soldaten oder Soldatinnen auf Zeit und ehemalige Sol-
daten oder Soldatinnen sind nach Absatz 2 Satz 3 zur Ab-
schlussprüfung zuzulassen, wenn das Bundesministerium
der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle beschei-
nigt, dass der Bewerber oder die Bewerberin berufliche Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten erworben hat, welche
die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

§ 46
Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Abschlussprüfung entscheidet
die zuständige Stelle. Hält sie die Zulassungsvoraussetzun-
gen nicht für gegeben, so entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Auszubildenden, die Elternzeit in Anspruch genom-
men haben, darf bei der Entscheidung über die Zulassung
hieraus kein Nachteil erwachsen.

§ 47
Prüfungsordnung

(1) Die zuständige Stelle hat eine Prüfungsordnung für die
Abschlussprüfung zu erlassen. Die Prüfungsordnung bedarf
der Genehmigung der zuständigen obersten Landesbehörde.

(2) Die Prüfungsordnung muss die Zulassung, die Gliede-
rung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, die Erteilung
der Prüfungszeugnisse, die Folgen von Verstößen gegen die
Prüfungsordnung und die Wiederholungsprüfung regeln. Sie
kann vorsehen, dass Prüfungsaufgaben, die überregional
oder von einem Aufgabenerstellungsausschuss bei der zu-
ständigen Stelle erstellt oder ausgewählt werden, zu über-
nehmen sind, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt
oder ausgewählt werden, die entsprechend § 40 Abs. 2 zu-
sammengesetzt sind.

(3) Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung erlässt für die Prüfungsordnung Richtlinien.

§ 48
Zwischenprüfungen

(1) Während der Berufsausbildung ist zur Ermittlung des
Ausbildungsstandes mindestens eine Zwischenprüfung ent-
sprechend der Ausbildungsordnung durchzuführen. Die
§§ 37 bis 39 gelten entsprechend.

(2) Sofern die Ausbildungsordnung vorsieht, dass die Ab-
schlussprüfung in zwei zeitlich auseinander fallenden Teilen
durchgeführt wird, findet Absatz 1 keine Anwendung.

§ 49
Zusatzqualifikationen

(1) Zusätzliche berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und
Fähigkeiten nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 werden gesondert geprüft
und bescheinigt. Das Ergebnis der Prüfung nach § 37 bleibt
unberührt.

(2) § 37 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 39 bis 42 und 47 gelten
entsprechend.

§ 50
Gleichstellung von Prüfungszeugnissen

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
oder das sonst zuständige Fachministerium kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesin-
stituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung außerhalb
des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes erworbene Prü-
fungszeugnisse den entsprechenden Zeugnissen über das Be-
stehen der Abschlussprüfung gleichstellen, wenn die Berufs-
ausbildung und die in der Prüfung nachzuweisenden berufli-
chen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig
sind.

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
oder das sonst zuständige Fachministerium kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesin-
stituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung im Aus-
land erworbene Prüfungszeugnisse den entsprechenden
Zeugnissen über das Bestehen der Abschlussprüfung gleich-
stellen, wenn die in der Prüfung nachzuweisenden berufli-
chen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig
sind.

Abschnitt 6
Interessenvertretung

§ 51
Interessenvertretung

(1) Auszubildende, deren praktische Berufsbildung in
einer sonstigen Berufsbildungseinrichtung außerhalb der
schulischen und betrieblichen Berufsbildung (§ 2 Abs. 1
Nr. 3) mit in der Regel mindestens fünf Auszubildenden
stattfindet und die nicht wahlberechtigt zum Betriebsrat nach
§ 7 des Betriebsverfassungsgesetzes, zur Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung nach § 60 des Betriebsverfassungs-
gesetzes oder zur Mitwirkungsvertretung nach § 36 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind (außerbetriebliche
Auszubildende), wählen eine besondere Interessenvertre-
tung.



Drucksache 15/3980 – 16 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Berufsbildungs-
einrichtungen von Religionsgemeinschaften sowie auf an-
dere Berufsbildungseinrichtungen, soweit sie eigene gleich-
wertige Regelungen getroffen haben.

§ 52
Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung kann
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, die Fragen bestimmen, auf die sich die
Beteiligung erstreckt, die Zusammensetzung und die Amts-
zeit der Interessenvertretung, die Durchführung der Wahl,
insbesondere die Feststellung der Wahlberechtigung und der
Wählbarkeit sowie Art und Umfang der Beteiligung.

Kapitel 2
Berufliche Fortbildung

§ 53
Fortbildungsordnung

(1) Als Grundlage für eine einheitliche berufliche Fortbil-
dung kann das Bundesministerium für Bildung und For-
schung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit oder dem sonst zuständigen Fachmi-
nisterium nach Anhörung des Hauptausschusses des Bun-
desinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Fortbildungs-
abschlüsse anerkennen und hierfür Prüfungsregelungen er-
lassen (Fortbildungsordnung).

(2) Die Fortbildungsordnung hat festzulegen

1. die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses,

2. das Ziel, den Inhalt und die Anforderungen der Prüfung,

3. die Zulassungsvoraussetzungen sowie

4. das Prüfungsverfahren.

(3) Abweichend von Absatz 1 werden Fortbildungsord-
nungen in Berufen der Landwirtschaft, einschließlich der
ländlichen Hauswirtschaft, durch das Bundesministerium für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung, Fortbildungsordnungen in Berufen der Haus-
wirtschaft durch das Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Bildung und Forschung erlassen.

§ 54
Fortbildungsprüfungsregelungen der

zuständigen Stellen
Soweit Rechtsverordnungen nach § 53 nicht erlassen

sind, kann die zuständige Stelle Fortbildungsprüfungsrege-
lungen erlassen. Die zuständige Stelle regelt die Bezeich-
nung des Fortbildungsabschlusses, Ziel, Inhalt und Anforde-
rungen der Prüfungen, die Zulassungsvoraussetzungen so-
wie das Prüfungsverfahren.

§ 55
Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen
Sofern die Fortbildungsordnung (§ 53) oder eine Rege-

lung der zuständigen Stelle (§ 54) Zulassungsvoraussetzun-

gen vorsieht, sind ausländische Bildungsabschlüsse und Zei-
ten der Berufstätigkeit im Ausland zu berücksichtigen.

§ 56
Fortbildungsprüfungen

(1) Für die Durchführung von Prüfungen im Bereich der
beruflichen Fortbildung errichtet die zuständige Stelle Prü-
fungsausschüsse. § 37 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 40 bis 42,
46 und 47 gelten entsprechend.

(2) Der Prüfling ist auf Antrag von der Ablegung einzel-
ner Prüfungsbestandteile durch die zuständige Stelle zu be-
freien, wenn er eine andere vergleichbare Prüfung vor einer
öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung
oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss erfolgreich
abgelegt hat und die Anmeldung zur Fortbildungsprüfung
innerhalb von fünf Jahren nach der Bekanntgabe des Beste-
hens der anderen Prüfung erfolgt.

§ 57
Gleichstellung von Prüfungszeugnissen

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit oder
das sonst zuständige Fachministerium kann im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesin-
stituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung außerhalb
des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes oder im Ausland
erworbene Prüfungszeugnisse den entsprechenden Zeugnis-
sen über das Bestehen einer Fortbildungsprüfung auf der
Grundlage der §§ 53 und 54 gleichstellen, wenn die in der
Prüfung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten gleichwertig sind.

Kapitel 3
Berufliche Umschulung

§ 58
Umschulungsordnung

Als Grundlage für eine geordnete und einheitliche beruf-
liche Umschulung kann das Bundesministerium für Bildung
und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit oder dem sonst zuständigen
Fachministerium nach Anhörung des Hauptausschusses des
Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung,
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
1. die Bezeichnung des Umschulungsabschlusses,
2. das Ziel, den Inhalt, die Art und Dauer der Umschulung,
3. die Anforderungen der Umschulungsprüfung und die Zu-

lassungsvoraussetzungen sowie
4. das Prüfungsverfahren der Umschulung
unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse der be-
ruflichen Erwachsenenbildung bestimmen (Umschulungs-
ordnung).

§ 59
Umschulungsprüfungsregelungen der

zuständigen Stellen
Soweit Rechtsverordnungen nach § 58 nicht erlassen

sind, kann die zuständige Stelle Umschulungsprüfungsrege-
lungen erlassen. Die zuständige Stelle regelt die Bezeich-
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nung des Umschulungsabschlusses, Ziel, Inhalt und Anfor-
derungen der Prüfungen, die Zulassungsvoraussetzungen
sowie das Prüfungsverfahren unter Berücksichtigung der
besonderen Erfordernisse beruflicher Erwachsenenbildung.

§ 60
Umschulung für einen anerkannten

Ausbildungsberuf

Sofern sich die Umschulungsordnung (§ 58) oder eine
Regelung der zuständigen Stelle (§ 59) auf die Umschulung
für einen anerkannten Ausbildungsberuf richtet, sind das
Ausbildungsberufsbild (§ 5 Abs. 1 Nr. 3), der Ausbildungs-
rahmenplan (§ 5 Abs. 1 Nr. 4) und die Prüfungsanforderun-
gen (§ 5 Abs. 1 Nr. 5) zugrunde zu legen. Die §§ 27 bis 33
gelten entsprechend.

§ 61
Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen

Sofern die Umschulungsordnung (§ 58) oder eine Rege-
lung der zuständigen Stelle (§ 59) Zulassungsvoraussetzun-
gen vorsieht, sind ausländische Bildungsabschlüsse und Zei-
ten der Berufstätigkeit im Ausland zu berücksichtigen.

§ 62
Umschulungsmaßnahmen; Umschulungsprüfungen

(1) Maßnahmen der beruflichen Umschulung müssen
nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen Erfordernis-
sen der beruflichen Erwachsenenbildung entsprechen.

(2) Umschulende haben die Durchführung der beruflichen
Umschulung vor Beginn der Maßnahme der zuständigen
Stelle schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht erstreckt
sich auf den wesentlichen Inhalt des Umschulungsverhält-
nisses. Bei Abschluss eines Umschulungsvertrages ist eine
Ausfertigung der Vertragsniederschrift beizufügen.

(3) Für die Durchführung von Prüfungen im Bereich der
beruflichen Umschulung errichtet die zuständige Stelle Prü-
fungsausschüsse. § 37 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 40 bis 42,
46 und 47 gelten entsprechend.

(4) Der Prüfling ist auf Antrag von der Ablegung einzel-
ner Prüfungsbestandteile durch die zuständige Stelle zu be-
freien, wenn er eine andere vergleichbare Prüfung vor einer
öffentlichen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung
oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss erfolgreich
abgelegt hat und die Anmeldung zur Umschulungsprüfung
innerhalb von fünf Jahren nach der Bekanntgabe des Beste-
hens der anderen Prüfung erfolgt.

§ 63
Gleichstellung von Prüfungszeugnissen

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit oder
das sonst zuständige Fachministerium kann im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesin-
stituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung außerhalb
des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes oder im Ausland
erworbene Prüfungszeugnisse den entsprechenden Zeugnis-
sen über das Bestehen einer Umschulungsprüfung auf der
Grundlage der §§ 58 und 59 gleichstellen, wenn die in der

Prüfung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten gleichwertig sind.

Kapitel 4
Berufsbildung für besondere Personengruppen

Abschnitt 1
Berufsbildung behinderter Menschen

§ 64
Berufsausbildung

Behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch) sollen in anerkannten Ausbil-
dungsberufen ausgebildet werden.

§ 65
Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen

(1) Regelungen nach den §§ 9 und 47 sollen die beson-
deren Verhältnisse behinderter Menschen berücksichtigen.
Dies gilt insbesondere für die zeitliche und sachliche Gliede-
rung der Ausbildung, die Dauer von Prüfungszeiten, die
Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von
Hilfeleistungen Dritter wie Gebärdensprachdolmetscher für
hörbehinderte Menschen.

(2) Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behinderten
Menschen ist in das Verzeichnis der Berufsausbildungsver-
hältnisse (§ 34) einzutragen. Der behinderte Mensch ist zur
Abschlussprüfung auch zuzulassen, wenn die Voraussetzun-
gen des § 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht vorliegen.

§ 66
Ausbildungsregelungen der zuständigen Stellen

(1) Für behinderte Menschen, für die wegen Art und
Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf nicht in Betracht kommt, treffen
die zuständigen Stellen auf Antrag der behinderten Men-
schen oder ihrer gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen
Ausbildungsregelungen entsprechend den Empfehlungen
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung. Die Ausbildungsinhalte sollen unter Berücksichtigung
von Lage und Entwicklung des allgemeinen Arbeitsmarktes
aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt
werden. Im Antrag nach Satz 1 ist eine Ausbildungsmöglich-
keit in dem angestrebten Ausbildungsgang nachzuweisen.

(2) § 65 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 67
Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung

Für die berufliche Fortbildung und die berufliche Um-
schulung behinderter Menschen gelten die §§ 64 bis 66 ent-
sprechend, soweit es Art und Schwere der Behinderung
erfordern.

Abschnitt 2
Berufsausbildungsvorbereitung

§ 68
Personenkreis und Anforderungen

(1) Die Berufsausbildungsvorbereitung richtet sich an
lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte Personen,
deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in
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einem anerkannten Ausbildungsberuf noch nicht erwarten
lässt. Sie muss nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den beson-
deren Erfordernissen des in Satz 1 genannten Personenkrei-
ses entsprechen und durch umfassende sozialpädagogische
Betreuung und Unterstützung begleitet werden.

(2) Für die Berufsausbildungsvorbereitung, die nicht im
Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder anderer
vergleichbarer, öffentlich geförderter Maßnahmen durchge-
führt wird, gelten die §§ 27 bis 33 entsprechend.

§ 69
Qualifizierungsbausteine, Bescheinigung

(1) Die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb be-
ruflicher Handlungsfähigkeit (§ 1 Abs. 2) kann insbesondere
durch inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Lerneinheiten er-
folgen, die aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe
entwickelt werden (Qualifizierungsbausteine).

(2) Über vermittelte Grundlagen für den Erwerb beruf-
licher Handlungsfähigkeit stellt der Anbieter der Berufsaus-
bildungsvorbereitung eine Bescheinigung aus. Das Nähere
regelt das Bundesministerium für Bildung und Forschung im
Einvernehmen mit den für den Erlass von Ausbildungsord-
nungen zuständigen Fachministerien nach Anhörung des
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf.

§ 70
Überwachung, Beratung

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die
Berufsausbildungsvorbereitung zu untersagen, wenn die
Voraussetzungen des § 68 Abs. 1 nicht vorliegen.

(2) Der Anbieter hat die Durchführung von Maßnahmen
der Berufsausbildungsvorbereitung vor Beginn der Maß-
nahme der zuständigen Stelle schriftlich anzuzeigen. Die
Anzeigepflicht erstreckt sich auf den wesentlichen Inhalt des
Qualifizierungsvertrages sowie die nach § 91 Abs. 1 Nr. 5
erforderlichen Angaben.

(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 76 finden keine Anwen-
dung, soweit die Berufsausbildungsvorbereitung im Rahmen
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder anderer vergleich-
barer, öffentlich geförderter Maßnahmen durchgeführt wird.
Dies gilt nicht, sofern der Anbieter der Berufsausbildungs-
vorbereitung nach § 421m des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch gefördert wird.

Teil 3
Organisation der Berufsbildung

Kapitel 1
Zuständige Stellen; zuständige Behörden

Abschnitt 1
Bestimmung der zuständigen Stelle

§ 71
Zuständige Stellen

(1) Für die Berufsbildung in Berufen der Handwerksord-
nung ist die Handwerkskammer zuständige Stelle im Sinne
dieses Gesetzes.

(2) Für die Berufsbildung in nichthandwerklichen Gewer-
beberufen ist die Industrie- und Handelskammer zuständige
Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

(3) Für die Berufsbildung in Berufen der Landwirtschaft,
einschließlich der ländlichen Hauswirtschaft, ist die Land-
wirtschaftskammer zuständige Stelle im Sinne dieses Geset-
zes.

(4) Für die Berufsbildung der Fachangestellten im Be-
reich der Rechtspflege sind jeweils für ihren Bereich die
Rechtsanwalts-, Patentanwalts- und Notarkammern und für
ihren Tätigkeitsbereich die Notarkassen zuständige Stelle im
Sinne dieses Gesetzes.

(5) Für die Berufsbildung der Fachangestellten im Be-
reich der Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung sind je-
weils für ihren Bereich die Wirtschaftsprüferkammern und
die Steuerberaterkammern zuständige Stelle im Sinne dieses
Gesetzes.

(6) Für die Berufsbildung der Fachangestellten im
Bereich der Gesundheitsdienstberufe sind jeweils für ihren
Bereich die Ärzte-, Zahnärzte-, Tierärzte- und Apotheker-
kammern zuständige Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

(7) Soweit die Berufsausbildungsvorbereitung, die Be-
rufsausbildung und die berufliche Umschulung in Betrieben
zulassungspflichtiger Handwerke, zulassungsfreier Hand-
werke und handwerksähnlicher Gewerbe durchgeführt wird,
ist abweichend von den Absätzen 2 bis 6 die Handwerks-
kammer zuständige Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

(8) Soweit Kammern für einzelne Berufsbereiche der Ab-
sätze 1 bis 6 nicht bestehen, bestimmt das Land die zustän-
dige Stelle.

(9) Mehrere Kammern können vereinbaren, dass die
ihnen durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben im Bereich der
Berufsbildung durch eine von ihnen wahrgenommen wird.
Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung durch die zu-
ständige oberste Bundes- oder Landesbehörde.

§ 72
Bestimmung durch Rechtsverordnung

Das zuständige Fachministerium kann im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
für Berufsbereiche, die durch § 71 nicht geregelt sind, die
zuständige Stelle bestimmen.

§ 73
Zuständige Stellen im Bereich des

öffentlichen Dienstes
(1) Im öffentlichen Dienst bestimmt für den Bund die

oberste Bundesbehörde für ihren Geschäftsbereich die zu-
ständige Stelle

1. in den Fällen der §§ 32, 33 und 76 sowie der §§ 23, 24
und 41a der Handwerksordnung,

2. für die Berufsbildung in anderen als den durch die §§ 71
und 72 erfassten Berufsbereichen;

dies gilt auch für die der Aufsicht des Bundes unterstehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts.
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(2) Im öffentlichen Dienst bestimmen die Länder für
ihren Bereich sowie für die Gemeinden und die Gemeinde-
verbände die zuständige Stelle
1. in den Fällen der §§ 32, 33 und 76 sowie der §§ 23, 24

und 41a der Handwerksordnung,
2. für die Berufsbildung in anderen als den durch die §§ 71

und 72 erfassten Berufsbereichen;
dies gilt auch für die der Aufsicht der Länder unterstehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts.

§ 74
Erweiterte Zuständigkeit

§ 73 gilt entsprechend für Ausbildungsberufe, in denen
im Bereich der Kirchen und sonstigen Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts oder außerhalb des öffentli-
chen Dienstes nach Ausbildungsordnungen des öffentlichen
Dienstes ausgebildet wird.

§ 75
Zuständige Stellen im Bereich der Kirchen
und sonstigen Religionsgemeinschaften des

öffentlichen Rechts
Die Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften des

öffentlichen Rechts bestimmen für ihren Bereich die zustän-
dige Stelle für die Berufsbildung in anderen als den durch die
§§ 71, 72 und 74 erfassten Berufsbereichen. Die §§ 77 bis 80
finden keine Anwendung.

Abschnitt 2
Überwachung der Berufsbildung

§ 76
Überwachung, Beratung

(1) Die zuständige Stelle überwacht die Durchführung
1. der Berufsausbildungsvorbereitung,
2. der Berufsausbildung und
3. der beruflichen Umschulung
und fördert diese durch Beratung der an der Berufsbildung
beteiligten Personen. Sie hat zu diesem Zweck Berater oder
Beraterinnen zu bestellen.

(2) Ausbildende, Umschulende und Anbieter von Maß-
nahmen der Berufsausbildungsvorbereitung sind auf Verlan-
gen verpflichtet, die für die Überwachung notwendigen Aus-
künfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen sowie die Be-
sichtigung der Ausbildungsstätten zu gestatten.

(3) Die Durchführung von Auslandsaufenthalten nach § 2
Abs. 2 überwacht und fördert die zuständige Stelle in geeig-
neter Weise. Beträgt die Dauer eines Ausbildungsabschnitts
im Ausland mehr als vier Wochen, ist hierfür ein mit der zu-
ständigen Stelle abgestimmter Plan erforderlich.

(4) Auskunftspflichtige können die Auskunft auf solche
Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder
einen der in § 52 der Strafprozessordnung bezeichneten
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei-
ten aussetzen würde.

(5) Die zuständige Stelle teilt der Aufsichtsbehörde nach
dem Jugendarbeitsschutzgesetz Wahrnehmungen mit, die für
die Durchführung des Jugendarbeitsschutzgesetzes von Be-
deutung sein können.

Abschnitt 3
Berufsbildungsausschuss der zuständigen Stelle

§ 77
Errichtung

(1) Die zuständige Stelle errichtet einen Berufsbildungs-
ausschuss. Ihm gehören sechs Beauftragte der Arbeitgeber,
sechs Beauftragte der Arbeitnehmer und sechs Lehrkräfte an
berufsbildenden Schulen an, die Lehrkräfte mit beratender
Stimme.

(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vor-
schlag der zuständigen Stelle, die Beauftragten der Arbeit-
nehmer auf Vorschlag der im Bezirk der zuständigen Stelle
bestehenden Gewerkschaften und selbständigen Vereinigun-
gen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer
Zwecksetzung, die Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen
von der nach Landesrecht zuständigen Behörde längstens für
vier Jahre als Mitglieder berufen.

(3) Die Tätigkeit im Berufsbildungsausschuss ist ehren-
amtlich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, so-
weit eine Entschädigung nicht von anderer Seite gewährt
wird, eine angemessene Entschädigung zu zahlen, deren
Höhe von der zuständigen Stelle mit Genehmigung der
obersten Landesbehörde festgesetzt wird.

(4) Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Be-
rufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden.

(5) Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertrete-
rinnen. Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Stellvertreter und
Stellvertreterinnen entsprechend.

(6) Der Berufsbildungsausschuss wählt ein Mitglied, das
den Vorsitz führt, und ein weiteres Mitglied, das den Vorsitz
stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und seine Stellvertre-
tung sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören.

§ 78
Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Berufsbildungsausschuss ist beschlussfähig,
wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglie-
der anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen.

(2) Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich,
dass der Gegenstand bei der Einberufung des Ausschusses
bezeichnet ist, es sei denn, dass er mit Zustimmung von zwei
Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder nachträglich auf
die Tagesordnung gesetzt wird.

§ 79
Aufgaben

(1) Der Berufsbildungsausschuss ist in allen wichtigen
Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu unterrichten
und zu hören.

(2) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbil-
dungsausschuss anzuhören ist, sind insbesondere:



Drucksache 15/3980 – 20 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

1. Erlass von Verwaltungsgrundsätzen über die Eignung
von Ausbildungs- und Umschulungsstätten, für das Füh-
ren von Berichtsheften, für die Verkürzung der Ausbil-
dungsdauer, für die vorzeitige Zulassung zur Abschluss-
prüfung, für die Durchführung der Prüfungen, zur Durch-
führung von über- und außerbetrieblicher Ausbildung
sowie Verwaltungsrichtlinien zur beruflichen Bildung,

2. Umsetzung der von der regionalen Berufsbildungskonfe-
renz beschlossenen Empfehlungen und Maßnahmen,

3. wesentliche inhaltliche Änderungen des Ausbildungsver-
tragsmusters.
(3) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbil-

dungsausschuss zu unterrichten ist, sind insbesondere:
1. Zahl und Art der der zuständigen Stelle angezeigten

Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung und be-
ruflichen Umschulung sowie der eingetragenen Berufs-
ausbildungsverhältnisse,

2. Zahl und Ergebnisse von durchgeführten Prüfungen so-
wie hierbei gewonnene Erfahrungen,

3. Tätigkeit der Berater und Beraterinnen nach § 76 Abs. 1
Satz 2,

4. für den räumlichen und fachlichen Zuständigkeitsbereich
der zuständigen Stelle neue Formen, Inhalte und Metho-
den der Berufsbildung,

5. Stellungnahmen oder Vorschläge der zuständigen Stelle
gegenüber anderen Stellen und Behörden, soweit sie sich
auf die Durchführung dieses Gesetzes oder der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften beziehen,

6. Bau eigener überbetrieblicher Berufsbildungsstätten,
7. Beschlüsse nach Absatz 5 sowie beschlossene Haushalts-

ansätze zur Durchführung der Berufsbildung mit Aus-
nahme der Personalkosten,

8. Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus Ausbil-
dungsverhältnissen,

9. Arbeitsmarktfragen, soweit sie die Berufsbildung im Zu-
ständigkeitsbereich der zuständigen Stelle berühren.
(4) Der Berufsbildungsausschuss hat die auf Grund dieses

Gesetzes von der zuständigen Stelle zu erlassenden Rechts-
vorschriften für die Durchführung der Berufsbildung zu be-
schließen. Gegen Beschlüsse, die gegen Gesetz oder Satzung
verstoßen, kann die zur Vertretung der zuständigen Stelle be-
rechtigte Person innerhalb einer Woche Einspruch einlegen.
Der Einspruch ist zu begründen und hat aufschiebende Wir-
kung. Der Berufsbildungsausschuss hat seinen Beschluss zu
überprüfen und erneut zu beschließen.

(5) Beschlüsse, zu deren Durchführung die für Berufsbil-
dung im laufenden Haushalt vorgesehenen Mittel nicht aus-
reichen, bedürfen für ihre Wirksamkeit der Zustimmung der
für den Haushaltsplan zuständigen Organe. Das Gleiche gilt
für Beschlüsse, zu deren Durchführung in folgenden Haus-
haltsjahren Mittel bereitgestellt werden müssen, die die Aus-
gaben für Berufsbildung des laufenden Haushalts nicht un-
wesentlich übersteigen.

(6) Abweichend von § 77 Abs. 1 haben die Lehrkräfte
Stimmrecht bei Beschlüssen zu Angelegenheiten der Berufs-
ausbildungsvorbereitung und Berufsausbildung und zu

Rechtsvorschriften für die Durchführung der Berufsausbil-
dung.

§ 80
Geschäftsordnung

Der Berufsbildungsausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. Sie kann die Bildung von Unterausschüssen vorse-
hen und bestimmen, dass ihnen nicht nur Mitglieder des
Ausschusses angehören. Für die Unterausschüsse gelten
§ 77 Abs. 2 bis 6 und § 78 entsprechend.

Abschnitt 4
Zuständige Behörden

§ 81
Zuständige Behörden

(1) Im Bereich des Bundes ist die oberste Bundesbehörde
oder die von ihr bestimmte Behörde die zuständige Behörde
im Sinne des § 30 Abs. 6, der §§ 32, 33, 40 Abs. 4 und der
§§ 47, 77 Abs. 2 und 3.

(2) Ist eine oberste Bundesbehörde oder eine oberste Lan-
desbehörde zuständige Stelle im Sinne dieses Gesetzes, so
bedarf es im Falle des § 40 Abs. 4 sowie der §§ 47 und 77
Abs. 3 keiner Genehmigung.

Kapitel 2
Regionale Berufsbildungskonferenz

§ 82
Errichtung

In jedem Bezirk der Agentur für Arbeit wird eine regio-
nale Berufsbildungskonferenz bei der zuständigen Stelle er-
richtet, bei der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes die höchste Zahl von Berufsausbildungsverhältnissen
verzeichnet ist.

§ 83
Zusammensetzung; Berufung

(1) Der regionalen Berufsbildungskonferenz gehören an:
1. acht Beauftragte der Arbeitgeber, acht Beauftragte der

Arbeitnehmer und acht Lehrkräfte an berufsbildenden
Schulen. Sie sollen Mitglieder von in dem Bezirk errich-
teten Berufsbildungsausschüssen sein,

2. vier Beauftragte der Gemeinden und Gemeindeverbände,
vier Beauftragte sonstiger Berufsbildungseinrichtungen
außerhalb der schulischen und betrieblichen Berufsbil-
dung sowie ein Beauftragter oder eine Beauftragte der
Agentur für Arbeit aus dem Bezirk.
(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vor-

schlag der im Bezirk bestehenden zuständigen Stellen, die
Beauftragten der Arbeitnehmer auf Vorschlag der im Bezirk
bestehenden Gewerkschaften und selbstständigen Vereini-
gungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer
Zwecksetzung, die Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen
von der nach Landesrecht zuständigen Behörde, die Beauf-
tragten der Gemeinde und Gemeindeverbände sowie der
Agentur für Arbeit auf Vorschlag der jeweiligen Verwaltungs-
leitung und die Beauftragten der sonstigen Berufsbildungs-
einrichtungen auf Vorschlag der jeweiligen Geschäftsführung
von der in § 82 bezeichneten zuständigen Stelle berufen.
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(3) § 77 Abs. 3 bis 6 sowie die §§ 78 und 80 gelten ent-
sprechend.

§ 84
Aufgaben

Die regionale Berufsbildungskonferenz

1. erfasst den Ausbildungs- und Beschäftigungsbedarf so-
wie die erwartete Ausbildungsplatznachfrage im Bezirk,

2. ermittelt die für die Befriedigung dieses Bedarfs erfor-
derlichen Ausbildungsangebote von Betrieben, berufsbil-
denden Schulen und sonstigen Berufsbildungseinrichtun-
gen des Bezirks,

3. empfiehlt Maßnahmen zur inhaltlichen und organisato-
rischen Abstimmung und Verbesserung dieser Ausbil-
dungsangebote und

4. empfiehlt Maßnahmen zur Vereinheitlichung von Fort-
bildungsprüfungsregelungen nach § 54.

Kapitel 3
Landesausschüsse für Berufsbildung

§ 85
Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung

(1) Bei der Landesregierung wird ein Landesausschuss
für Berufsbildung errichtet. Er setzt sich zusammen aus einer
gleichen Zahl von Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeit-
nehmer und der obersten Landesbehörden. Die Hälfte der
Beauftragten der obersten Landesbehörden müssen in Fra-
gen des Schulwesens sachverständig sein.

(2) Die Mitglieder des Landesausschusses werden längs-
tens für vier Jahre von der Landesregierung berufen, die
Beauftragten der Arbeitgeber auf Vorschlag der auf Landes-
ebene bestehenden Zusammenschlüsse der Kammern, der
Arbeitgeberverbände und der Unternehmerverbände, die
Beauftragten der Arbeitnehmer auf Vorschlag der auf Lan-
desebene bestehenden Gewerkschaften und selbständigen
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufs-
politischer Zwecksetzung. Die Tätigkeit im Landesaus-
schuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeitver-
säumnis ist, soweit eine Entschädigung nicht von anderer
Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädigung zu
zahlen, deren Höhe von der Landesregierung oder der von
ihr bestimmten obersten Landesbehörde festgesetzt wird.
Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Berufung
Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden. Der
Ausschuss wählt ein Mitglied, das den Vorsitz führt, und ein
weiteres Mitglied, das den Vorsitz stellvertretend über-
nimmt. Der Vorsitz und seine Stellvertretung sollen nicht
derselben Mitgliedergruppe angehören.

(3) Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertrete-
rinnen. Die Absätze 1 und 2 gelten für die Stellvertreter und
Stellvertreterinnen entsprechend.

(4) Der Landesausschuss gibt sich eine Geschäftsord-
nung, die der Genehmigung der Landesregierung oder der
von ihr bestimmten obersten Landesbehörde bedarf. Sie
kann die Bildung von Unterausschüssen vorsehen und be-
stimmen, dass ihnen nicht nur Mitglieder des Landesaus-
schusses angehören. Absatz 2 Satz 2 gilt für die Unteraus-

schüsse hinsichtlich der Entschädigung entsprechend. An
den Sitzungen des Landesausschusses und der Unteraus-
schüsse können Vertreter der beteiligten obersten Landes-
behörden teilnehmen.

(5) Der Landesausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr
als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Er beschließt
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

§ 86
Aufgaben

(1) Der Landesausschuss hat die Landesregierung in den
Fragen der Berufsbildung zu beraten, die sich für das Land
ergeben.

(2) Er hat insbesondere im Interesse einer einheitlichen
Berufsbildung auf eine Zusammenarbeit zwischen der schu-
lischen Berufsbildung und der Berufsbildung nach diesem
Gesetz sowie auf eine Berücksichtigung der Berufsbildung
bei der Neuordnung und Weiterentwicklung des Schulwe-
sens hinzuwirken.

(3) Der Landesausschuss kann den Bezirk und die einrich-
tende Stelle abweichend von § 82 bestimmen. Er kann der
regionalen Berufsbildungskonferenz weitere Aufgaben zu-
weisen.

Teil 4
Berufsbildungsforschung, Planung und Statistik

§ 87
Ziele der Berufsbildungsforschung

Die Berufsbildungsforschung soll

1. Grundlagen der Berufsbildung klären,

2. inländische, europäische und internationale Entwicklun-
gen in der Berufsbildung beobachten,

3. Anforderungen an Inhalte und Ziele der Berufsbildung
ermitteln,

4. Weiterentwicklungen der Berufsbildung in Hinblick auf
gewandelte wirtschaftliche, gesellschaftliche und techni-
sche Erfordernisse vorbereiten,

5. Instrumente und Verfahren der Vermittlung von Berufs-
bildung sowie den Wissens- und Technologietransfer för-
dern.

§ 88
Ziele der Berufsbildungsplanung

(1) Durch die Berufsbildungsplanung sind Grundlagen für
eine abgestimmte und den technischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Anforderungen entsprechende Entwick-
lung der beruflichen Bildung zu schaffen.

(2) Die Berufsbildungsplanung hat insbesondere dazu bei-
zutragen, dass die Ausbildungsstätten nach Art, Zahl, Größe
und Standort ein qualitativ und quantitativ ausreichendes
Angebot an beruflichen Ausbildungsplätzen gewährleisten
und dass sie unter Berücksichtigung der voraussehbaren
Nachfrage und des langfristig zu erwartenden Bedarfs an
Ausbildungsplätzen möglichst günstig genutzt werden.
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§ 89
Berufsbildungsbericht

(1) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
hat Entwicklungen in der beruflichen Bildung ständig zu be-
obachten und darüber bis zum 1. April jeden Jahres der Bun-
desregierung einen Bericht (Berufsbildungsbericht) vorzule-
gen. In dem Bericht sind Stand und voraussichtliche Weiter-
entwicklungen der Berufsbildung darzustellen. Erscheint die
Sicherung eines regional und sektoral ausgewogenen Ange-
bots an Ausbildungsplätzen als gefährdet, sollen in den Be-
richt Vorschläge für die Behebung aufgenommen werden.

(2) Der Bericht soll angeben
1. für das vergangene Kalenderjahr

a) auf der Grundlage von Angaben der zuständigen Stel-
len die in das Verzeichnis der Berufsausbildungsver-
hältnisse nach diesem Gesetz oder der Handwerksord-
nung eingetragenen Berufsausbildungsverträge, die
vor dem 1. Oktober des vergangenen Jahres in den
vorangegangenen zwölf Monaten abgeschlossen
worden sind und am 30. September des vergangenen
Jahres noch bestehen, sowie

b) die Zahl der am 30. September des vergangenen Jah-
res nicht besetzten, der Bundesagentur für Arbeit zur
Vermittlung angebotenen Ausbildungsplätze und die
Zahl der zu diesem Zeitpunkt bei der Bundesagentur
für Arbeit gemeldeten Ausbildungsplätze suchenden
Personen;

2. für das laufende Kalenderjahr
a) die bis zum 30. September des laufenden Jahres zu

erwartende Zahl der Ausbildungsplätze suchenden
Personen,

b) eine Einschätzung des bis zum 30. September des lau-
fenden Jahres zu erwartenden Angebots an Ausbil-
dungsplätzen.

§ 90
Zweck und Durchführung der

Berufsbildungsstatistik
(1) Für Zwecke der Planung und Ordnung der Berufsbil-

dung wird eine Bundesstatistik durchgeführt.
(2) Das Bundesinstitut für Berufsbildung und die Bun-

desagentur für Arbeit unterstützen das Statistische Bundes-
amt bei der technischen und methodischen Vorbereitung der
Statistik.

(3) Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm ist im
Benehmen mit dem Bundesinstitut für Berufsbildung so zu
gestalten, dass die erhobenen Daten für Zwecke der Planung
und Ordnung der Berufsbildung im Rahmen der jeweiligen
Zuständigkeiten Verwendung finden können.

§ 91
Erhebungen

(1) Die jährliche Bundesstatistik erfasst
1. für die Auszubildenden: Geschlecht, Staatsangehörigkeit,

Ausbildungsberuf, Ausbildungsjahr; vorzeitig gelöste
Berufsausbildungsverhältnisse mit Angabe von Ausbil-
dungsberuf, Geschlecht, Ausbildungsjahr, Auflösung in

der Probezeit; neu abgeschlossene Ausbildungsverträge
mit Angabe von Ausbildungsberuf, Abkürzung der Aus-
bildungszeit, Geschlecht, Geburtsjahr, Vorbildung und
Bezirk der Agentur für Arbeit; Anschlussverträge bei
Stufenausbildung mit Angabe des Ausbildungsberufs;

2. für die Ausbilder oder Ausbilderinnen: Geschlecht, fach-
liche und pädagogische Eignung;

3. für die Prüfungsteilnehmer oder -teilnehmerinnen in der
beruflichen Bildung: Geschlecht, Berufsrichtung, Abkür-
zung der Bildungsdauer, Art der Zulassung zur Prüfung,
Wiederholungsprüfung, Prüfungserfolg und Bezeich-
nung des Abschlusses;

4. für die Ausbildungsberater oder -beraterinnen: Alter nach
Altersgruppen, Geschlecht, Vorbildung, Art der Berater-
tätigkeit, fachliche Zuständigkeit sowie durchgeführte
Besuche von Ausbildungsstätten;

5. für Teilnehmer oder Teilnehmerinnen an einer Berufsaus-
bildungsvorbereitung, soweit der Anbieter der Anzeige-
pflicht des § 70 Abs. 2 unterliegt: Geschlecht, Alter,
Staatsangehörigkeit.

(2) Auskunftspflichtig sind die zuständigen Stellen.

Teil 5
Bundesinstitut für Berufsbildung

§ 92
Bundesinstitut für Berufsbildung

Das Bundesinstitut für Berufsbildung ist eine bundes-
unmittelbare rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts.
Es hat seinen Sitz in Bonn.

§ 93
Aufgaben

(1) Das Bundesinstitut für Berufsbildung führt seine Auf-
gaben im Rahmen der Bildungspolitik der Bundesregierung
durch.

(2) Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat die Aufgabe,
durch wissenschaftliche Forschung zur Berufsbildungsfor-
schung beizutragen. Die Forschung wird auf der Grundlage
eines jährlichen Forschungsprogramms durchgeführt; das
Forschungsprogramm bedarf der Genehmigung des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung. Weitere For-
schungsaufgaben können dem Bundesinstitut für Berufsbil-
dung von obersten Bundesbehörden im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Bildung und Forschung übertra-
gen werden. Die wesentlichen Ergebnisse der Forschungsar-
beit des Bundesinstituts für Berufsbildung sind zu veröffent-
lichen.

(3) Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat die sonsti-
gen Aufgaben:

1. nach Weisung des zuständigen Bundesministeriums

a) an der Vorbereitung von Ausbildungsordnungen und
sonstigen Rechtsverordnungen, die nach diesem Ge-
setz oder nach dem zweiten Teil der Handwerksord-
nung zu erlassen sind, mitzuwirken,

b) an der Vorbereitung des Berufsbildungsberichts mit-
zuwirken,
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c) an der Durchführung der Berufsbildungsstatistik nach
Maßgabe des § 90 mitzuwirken,

d) Modellversuche einschließlich wissenschaftlicher
Begleituntersuchungen zu fördern,

e) an der internationalen Zusammenarbeit in der beruf-
lichen Bildung mitzuwirken,

f) weitere Verwaltungsaufgaben des Bundes zur Förde-
rung der Berufsbildung zu übernehmen;

2. nach allgemeinen Verwaltungsvorschriften des zuständi-
gen Bundesministeriums die Förderung überbetrieblicher
Berufsbildungsstätten durchzuführen und die Planung,
Errichtung und Weiterentwicklung dieser Einrichtungen
zu unterstützen;

3. das Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe zu
führen und zu veröffentlichen;

4. die im Fernunterrichtsschutzgesetz beschriebenen Auf-
gaben nach den vom Hauptausschuss erlassenen und vom
zuständigen Bundesministerium genehmigten Richtli-
nien wahrzunehmen und durch Förderung von Entwick-
lungsvorhaben zur Verbesserung und Ausbau des berufs-
bildenden Fernunterrichts beizutragen.
(4) Das Bundesinstitut für Berufsbildung kann mit

Zustimmung des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung mit Stellen außerhalb der Bundesverwaltung
Verträge zur Übernahme weiterer Aufgaben schließen.

§ 94
Organe

Die Organe des Bundesinstituts für Berufsbildung sind:
1. der Hauptausschuss,
2. der Präsident oder die Präsidentin.

§ 95
Hauptausschuss

(1) Der Hauptausschuss hat neben den ihm durch sonstige
Vorschriften dieses Gesetzes zugewiesenen Aufgaben fol-
gende weitere Aufgaben:
1. er beschließt über die Angelegenheiten des Bundesinsti-

tuts für Berufsbildung, soweit sie nicht dem Präsidenten
oder der Präsidentin übertragen sind;

2. er berät die Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen
der Berufsbildung und kann eine Stellungnahme zu dem
Entwurf des Berufsbildungsberichts abgeben;

3. er beschließt das jährliche Forschungsprogramm;
4. er kann Empfehlungen zur einheitlichen Anwendung die-

ses Gesetzes geben;
5. er kann zu den vom Bundesinstitut vorbereiteten Entwür-

fen der Verordnungen gemäß § 4 Abs. 1 unter Berück-
sichtigung der entsprechenden Entwürfe der schulischen
Rahmenlehrpläne Stellung nehmen;

6. er beschließt über die in § 93 Abs. 3 Nr. 3 und 4 sowie
§ 100 Abs. 4 genannten Angelegenheiten des Bundesins-
tituts für Berufsbildung.
(2) Der Präsident oder die Präsidentin unterrichtet den

Hauptausschuss unverzüglich über erteilte Weisungen zur

Durchführung von Aufgaben nach § 93 Abs. 3 Nr. 1 und er-
lassene Verwaltungsvorschriften nach § 93 Abs. 3 Nr. 2.

(3) Dem Hauptausschuss gehören je sechs Beauftragte der
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Länder und des Bundes
an. Die Stimmen des Bundes können nur einheitlich abgege-
ben werden; bei der Beratung der Bundesregierung in grund-
sätzlichen Fragen der Berufsbildung, bei der Stellungnahme
zum Entwurf des Berufsbildungsberichts und im Rahmen
von Anhörungen nach diesem Gesetz haben sie kein Stimm-
recht. An den Sitzungen des Hauptausschusses können je ein
Beauftragter oder eine Beauftragte der Bundesagentur für
Arbeit, der auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spit-
zenverbände sowie des wissenschaftlichen Beirates mit be-
ratender Stimme teilnehmen.

(4) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vor-
schlag der auf Bundesebene bestehenden Zusammen-
schlüsse der Kammern, Arbeitgeberverbände und Unterneh-
mensverbände, die Beauftragten der Arbeitnehmer auf Vor-
schlag der auf Bundesebene bestehenden Gewerkschaften,
die Beauftragten des Bundes auf Vorschlag der Bundesregie-
rung und die Beauftragten der Länder auf Vorschlag des
Bundesrates vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung längstens für vier Jahre berufen.

(5) Der Hauptausschuss wählt auf die Dauer eines Jahres
ein Mitglied, das den Vorsitz führt und ein weiteres Mitglied,
das den Vorsitz stellvertretend übernimmt. Der oder die Vor-
sitzende wird der Reihe nach von den Beauftragten der
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Länder und des Bundes
vorgeschlagen.

(6) Die Tätigkeit im Hauptausschuss ist ehrenamtlich. Für
bare Auslagen und Verdienstausfälle ist soweit eine Entschä-
digung nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemes-
sene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe vom Bundes-
institut für Berufsbildung mit Genehmigung des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung festgesetzt wird.
Die Genehmigung ergeht im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen.

(7) Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Be-
rufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden.

(8) Der Hauptausschuss kann nach näherer Regelung der
Satzung Unterausschüsse einsetzen, denen auch andere als
Mitglieder des Hauptausschusses angehören können. Den
Unterausschüssen sollen Beauftragte der Arbeitgeber, der
Arbeitnehmer, der Länder und des Bundes angehören. Die
Absätze 4 bis 7 gelten für die Unterausschüsse entsprechend.

(9) Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unterliegt der
Hauptausschuss keinen Weisungen.

§ 96
Präsident oder Präsidentin

(1) Der Präsident oder die Präsidentin vertritt das Bundes-
institut für Berufsbildung gerichtlich und außergerichtlich.
Er oder sie verwaltet das Bundesinstitut und führt dessen
Aufgaben durch. Soweit er oder sie nicht Weisungen und all-
gemeine Verwaltungsvorschriften des zuständigen Bundes-
ministeriums zu beachten hat (§ 93 Abs. 3 Nr. 1 und 2), führt
er oder sie die Aufgaben nach Richtlinien des Hauptaus-
schusses durch.
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(2) Der Präsident oder die Präsidentin wird auf Vorschlag
der Bundesregierung, der Ständige Vertreter oder die Stän-
dige Vertreterin des Präsidenten oder der Präsidentin auf
Vorschlag des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung im Benehmen mit dem Präsidenten oder der Präsi-
dentin unter Berufung in das Beamtenverhältnis von dem
Bundespräsidenten oder der Bundespräsidentin ernannt.

§ 97
Wissenschaftlicher Beirat

(1) Der wissenschaftliche Beirat berät die Organe des
Bundesinstituts für Berufsbildung durch Stellungnahmen
und Empfehlungen
1. zum Forschungsprogramm des Bundesinstituts für Be-

rufsbildung,
2. zur Zusammenarbeit des Instituts mit Hochschulen und

anderen Forschungseinrichtungen und
3. zu den jährlichen Berichten über die wissenschaftlichen

Ergebnisse des Bundesinstituts für Berufsbildung.
(2) Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben werden dem Bei-

rat von dem Präsidenten oder der Präsidentin des Bundes-
instituts für Berufsbildung die erforderlichen Auskünfte er-
teilt. Auf Wunsch werden ihm einmal jährlich im Rahmen
von Kolloquien die wissenschaftlichen Arbeiten des Bun-
desinstituts für Berufsbildung erläutert.

(3) Dem Beirat gehören bis zu sieben anerkannte Fach-
leute auf dem Gebiet der Berufsbildungsforschung aus dem
In- und Ausland an, die nicht Angehörige des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung sind. Sie werden von dem Präsidenten
oder der Präsidentin des Bundesinstituts für Berufsbildung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung
und Forschung auf vier Jahre bestellt. Einmalige Wiederbe-
rufung in Folge ist möglich. An den Sitzungen des wissen-
schaftlichen Beirats können vier Mitglieder des Hauptaus-
schusses, und zwar je ein Beauftragter oder eine Beauftragte
der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Länder und des Bun-
des ohne Stimmrecht teilnehmen.

(4) Der wissenschaftliche Beirat kann sich eine Ge-
schäftsordnung geben.

(5) § 95 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 98
Ausschuss für Fragen behinderter Menschen

(1) Zur Beratung des Bundesinstituts für Berufsbildung
bei seinen Aufgaben auf dem Gebiet der beruflichen Bildung
behinderter Menschen wird ein ständiger Unterausschuss
des Hauptausschusses errichtet. Der Ausschuss hat darauf
hinzuwirken, dass die besonderen Belange der behinderten
Menschen in der beruflichen Bildung berücksichtigt werden
und die berufliche Bildung behinderter Menschen mit den
übrigen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben koordi-
niert wird. Das Bundesinstitut für Berufsbildung trifft Ent-
scheidungen über die Durchführung von Forschungsvor-
haben, die die berufliche Bildung behinderter Menschen
betreffen, unter Berücksichtigung von Vorschlägen des Aus-
schusses.

(2) Der Ausschuss besteht aus 17 Mitgliedern, die von
dem Präsidenten oder der Präsidentin längstens für vier Jahre

berufen werden. Eine Wiederberufung ist zulässig. Die Mit-
glieder des Ausschusses werden auf Vorschlag des Beirats
für die Teilhabe behinderter Menschen (§ 64 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch) berufen, und zwar

ein Mitglied, das die Arbeitnehmer vertritt,
ein Mitglied, das die Arbeitgeber vertritt,
drei Mitglieder, die Organisationen behinderter Men-
schen vertreten,
ein Mitglied, das die Bundesagentur für Arbeit vertritt,
ein Mitglied, das die gesetzliche Rentenversicherung
vertritt,
ein Mitglied, das die gesetzliche Unfallversicherung
vertritt,
ein Mitglied, das die Freie Wohlfahrtspflege vertritt,
zwei Mitglieder, die Einrichtungen der beruflichen Re-
habilitation vertreten,
sechs weitere für die berufliche Bildung behinderter
Menschen sachkundige Personen, die in Bildungsstät-
ten oder ambulanten Diensten für behinderte Menschen
tätig sind.

(3) Der Ausschuss kann behinderte Menschen, die beruf-
lich ausgebildet, fortgebildet oder umgeschult werden, zu
den Beratungen hinzuziehen.

§ 99
Finanzierung des Bundesinstituts für Berufsbildung
(1) Die Ausgaben für die Errichtung und Verwaltung des

Bundesinstituts für Berufsbildung werden durch Zuschüsse
des Bundes gedeckt. Die Höhe der Zuschüsse des Bundes
regelt das Haushaltsgesetz.

(2) Die Ausgaben zur Durchführung von Aufträgen nach
§ 93 Abs. 2 Satz 3 und von Aufgaben nach § 93 Abs. 3 Nr. 1
Buchstabe f werden durch das beauftragende Bundesminis-
terium gedeckt. Die Ausgaben zur Durchführung von Ver-
trägen nach § 93 Abs. 4 sind durch den Vertragspartner zu
decken.

§ 100
Haushalt

(1) Der Haushaltsplan wird von dem Präsidenten oder der
Präsidentin aufgestellt. Der Hauptausschuss stellt den Haus-
haltsplan fest.

(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung. Die Genehmi-
gung erstreckt sich auch auf die Zweckmäßigkeit der An-
sätze.

(3) Der Haushaltsplan soll rechtzeitig vor Einreichung der
Voranschläge zum Bundeshaushalt, spätestens zum 15. Ok-
tober des vorhergehenden Jahres, dem Bundesministerium
für Bildung und Forschung vorgelegt werden.

(4) Über- und außerplanmäßige Ausgaben können vom
Hauptausschuss auf Vorschlag des Präsidenten oder der
Präsidentin bewilligt werden. Die Bewilligung bedarf der
Einwilligung des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung und des Bundesministeriums der Finanzen. Die Sätze
1 und 2 gelten entsprechend für Maßnahmen, durch die für
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das Bundesinstitut für Berufsbildung Verpflichtungen ent-
stehen können, für die Ausgaben im Haushaltsplan nicht ver-
anschlagt sind.

(5) Nach Ende des Haushaltsjahres wird die Rechnung
von dem Präsidenten oder der Präsidentin aufgestellt. Die
Entlastung obliegt dem Hauptausschuss. Sie bedarf nicht der
Genehmigung nach § 109 Abs. 3 der Bundeshaushaltsord-
nung.

§ 101
Satzung

(1) Durch die Satzung des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung sind

1. die Art und Weise der Aufgabenerfüllung (§ 93 Abs. 2
und 3) sowie

2. die Organisation

näher zu regeln.

(2) Der Hauptausschuss beschließt mit einer Mehrheit
von vier Fünfteln der Stimmen seiner Mitglieder die Sat-
zung. Sie bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung und ist im Bundesanzeiger be-
kannt zu geben.

(3) Absatz 2 gilt für Satzungsänderungen entsprechend.

§ 102
Personal

(1) Die Aufgaben des Bundesinstituts für Berufsbildung
werden von Beamten, Beamtinnen und Dienstkräften, die als
Angestellte, Arbeiter und Arbeiterinnen beschäftigt sind,
wahrgenommen. Es ist Dienstherr im Sinne des § 121 Nr. 2
des Beamtenrechtsrahmengesetzes. Die Beamten und Beam-
tinnen sind mittelbare Bundesbeamte und Bundesbeamtin-
nen.

(2) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
ernennt und entlässt die Beamten und Beamtinnen des Bun-
desinstituts, soweit das Recht zur Ernennung und Entlassung
der Beamten und Beamtinnen, deren Amt in der Bundes-
besoldungsordnung B aufgeführt ist, nicht von dem Bundes-
präsidenten oder der Bundespräsidentin ausgeübt wird. Das
zuständige Bundesministerium kann seine Befugnisse auf
den Präsidenten oder die Präsidentin übertragen.

(3) Oberste Dienstbehörde für die Beamten und Beam-
tinnen des Bundesinstituts ist das Bundesministerium für
Bildung und Forschung. Es kann seine Befugnisse auf den
Präsidenten oder die Präsidentin übertragen. § 187 Abs. 1
des Bundesbeamtengesetzes und § 83 Abs. 1 des Bundesdis-
ziplinargesetzes bleiben unberührt.

(4) Auf die Angestellten, Arbeiter und Arbeiterinnen des
Bundesinstituts sind die für Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen des Bundes geltenden Tarifverträge und sonstigen
Bestimmungen anzuwenden. Ausnahmen bedürfen der vor-
herigen Zustimmung des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung; die Zustimmung ergeht im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium des Innern und dem Bundes-
ministerium der Finanzen.

§ 103
Aufsicht über das Bundesinstitut

für Berufsbildung

Das Bundesinstitut für Berufsbildung unterliegt, soweit
in diesem Gesetz nicht weitergehende Aufsichtsbefugnis-
se vorgesehen sind, der Rechtsaufsicht des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung.

§ 104
Auskunftspflicht

(1) Natürliche und juristische Personen sowie Behörden,
die Berufsbildung durchführen, haben den Beauftragten des
Bundesinstituts für Berufsbildung auf Verlangen die zur
Durchführung ihrer Forschungsaufgaben erforderlichen
Auskünfte zu erteilen, die dafür notwendigen Unterlagen
vorzulegen und während der üblichen Betriebs- und Ge-
schäftszeit Besichtigungen der Betriebsräume, der Betriebs-
einrichtungen und der Aus- und Weiterbildungsplätze zu ge-
statten. Arbeitsrechtliche und dienstrechtliche Verschwie-
genheitspflichten bleiben unberührt.

(2) Auskunftspflichtige können die Auskunft über solche
Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder ei-
nen der in § 52 der Strafprozessordnung bezeichneten Ange-
hörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
aussetzen würde.

(3) Die Auskunft ist unentgeltlich zu geben, soweit nichts
anderes bestimmt ist.

(4) Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver-
hältnisse, die dem Bundesinstitut auf Grund des Absatzes 1
bekannt werden, sind, soweit durch Rechtsvorschriften
nichts anderes bestimmt ist, geheim zu halten. Veröffentli-
chungen von Ergebnissen auf Grund von Erhebungen und
Untersuchungen dürfen keine Einzelangaben enthalten.

Teil 6
Bußgeldvorschriften

§ 105
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit
Absatz 4, den wesentlichen Inhalt des Vertrages oder eine
wesentliche Änderung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht recht-
zeitig niederlegt,

2. entgegen § 11 Abs. 3, auch in Verbindung mit Absatz 4,
eine Ausfertigung der Niederschrift nicht oder nicht
rechtzeitig aushändigt,

3. entgegen § 14 Abs. 2 Auszubildenden eine Verrichtung
überträgt, die dem Ausbildungszweck nicht dienen,

4. entgegen § 15 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2,
Auszubildende nicht freistellt,

5. entgegen § 28 Abs. 1 oder 2 Auszubildende einstellt oder
ausbildet,

6. einer vollziehbaren Anordnung nach § 33 Abs. 1 oder 2
zuwiderhandelt,
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7. entgegen § 36 Abs. 1 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Ver-
bindung mit Satz 3, die Eintragung in das dort genannte
Verzeichnis nicht oder nicht rechtzeitig beantragt oder
eine Ausfertigung der Vertragsniederschrift nicht beifügt
oder

8. entgegen § 76 Abs. 2 eine Auskunft nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, eine Unter-
lage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig vorlegt oder eine Besichtigung nicht oder
nicht rechtzeitig gestattet.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absat-

zes 1 Nr. 3 bis 6 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro,
in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro
geahndet werden.

Teil 7
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 106
Gleichstellung von Abschlusszeugnissen im

Rahmen der Deutschen Einheit
Prüfungszeugnisse nach der Systematik der Ausbildungs-

berufe und der Systematik der Facharbeiterberufe und Prü-
fungszeugnisse nach § 37 Abs. 2 stehen einander gleich.

§ 107
Fortgeltung bestehender Regelungen

(1) Die vor dem 1. September 1969 anerkannten Lehrbe-
rufe und Anlernberufe oder vergleichbar geregelten Ausbil-
dungsberufe gelten als Ausbildungsberufe im Sinne des § 4.
Die Berufsbilder, die Berufsbildungspläne, die Prüfungsan-
forderungen und die Prüfungsordnungen für diese Berufe
sind bis zum Erlass von Ausbildungsordnungen nach § 4 und
der Prüfungsordnungen nach § 47 anzuwenden.

(2) Die vor dem 1. September 1969 erteilten Prüfungs-
zeugnisse in Berufen, die nach Absatz 1 als anerkannte Aus-
bildungsberufe gelten, stehen Prüfungszeugnissen nach § 37
Abs. 2 gleich.

Artikel 2
Änderung der Handwerksordnung

Die Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074), zuletzt
geändert durch Artikel 35b des Gesetzes vom 24. Dezember
2003 (BGBl. I S. 2954) wird wie folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Der Zweite Teil wird wie folgt geändert:
aa) Im zweiten Abschnitt wird die Angabe „§§ 25 bis

27b“ durch die Angabe „§§ 25 bis 27c“ ersetzt.
bb) Im sechsten Abschnitt wird die Angabe „§§ 42

bis 42a“ durch die Angabe „§§ 42 bis 42j“ er-
setzt.

cc) Im Siebten Abschnitt werden nach dem Wort
„Menschen“ ein Komma und das Wort „Berufs-
ausbildungsvorbereitung“ eingefügt und die An-
gabe „§§ 42b bis 42e“ durch die Angabe „§§ 42k
bis 42q“ ersetzt.

b) Im Dritten Teil wird die Angabe „§§ 51a bis 51b“
durch die Angabe „§§ 51a bis 51d“ ersetzt.

2. In § 7 Abs. 2 Satz 3 werden die Angabe „§ 42 Abs. 2 die-
ses Gesetzes“ durch die Angabe „§ 42 dieses Gesetzes“
und die Angabe „§ 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgeset-
zes“ durch die Angabe „§ 53 des Berufsbildungsgeset-
zes“ ersetzt.

3. In § 8 Abs. 1 Satz 3 werden die Angabe „§ 42 Abs. 2 die-
ses Gesetzes“ durch die Angabe „§ 42 dieses Gesetzes“
und die Angabe „§ 46 Abs. 2, § 81 Abs. 4 oder § 95
Abs. 4 des Berufsbildungsgesetzes“ durch die Angabe
„§ 53 des Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

4. Die §§ 21 bis 27a werden wie folgt gefasst:

„§ 21

(1) Lehrlinge (Auszubildende) dürfen nur eingestellt
und ausgebildet werden, wenn

1. die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für
die Berufsausbildung geeignet ist, und

2. die Zahl der Lehrlinge (Auszubildenden) in einem an-
gemessenen Verhältnis zur Zahl der Ausbildungs-
plätze oder zur Zahl der beschäftigten Fachkräfte
steht, es sei denn, dass anderenfalls die Berufsausbil-
dung nicht gefährdet wird.

(2) Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
nicht in vollem Umfang vermittelt werden können, gilt
als geeignet, wenn dieser Mangel durch Ausbildungs-
maßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte behoben
wird.

§ 22

(1) Lehrlinge (Auszubildende) darf nur einstellen, wer
persönlich geeignet ist. Lehrlinge (Auszubildende) darf
nur ausbilden, wer persönlich und fachlich geeignet ist.

(2) Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst
ausbildet, darf Lehrlinge (Auszubildende) nur dann ein-
stellen, wenn er persönlich und fachlich geeignete Aus-
bilder bestellt, die die Ausbildungsinhalte unmittelbar,
verantwortlich und in wesentlichem Umfang vermitteln.

(3) Unter der Verantwortung des Ausbilders kann bei
der Berufsausbildung mitwirken, wer selbst nicht Ausbil-
der ist, aber abweichend von den besonderen Vorausset-
zungen des § 22b die für die Vermittlung von Ausbil-
dungsinhalten erforderlichen beruflichen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und persönlich geeig-
net ist.

§ 22a

Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, wer

1. Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf oder

2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften
und Bestimmungen verstoßen hat.

§ 22b

(1) Fachlich geeignet ist, wer die beruflichen sowie die
berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kennt-
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nisse und Fähigkeiten besitzt, die für die Vermittlung der
Ausbildungsinhalte erforderlich sind.

(2) In einem zulassungspflichtigen Handwerk besitzt
die fachliche Eignung, wer
1. die Meisterprüfung in dem zulassungspflichtigen

Handwerk, in dem ausgebildet werden soll, oder in
einem mit diesem verwandten Handwerk bestanden
hat oder

2. in dem zulassungspflichtigen Handwerk, in dem aus-
gebildet werden soll, oder in einem mit diesem ver-
wandten Handwerk
a) die Voraussetzungen zur Eintragung in die Hand-

werksrolle nach § 7 erfüllt oder
b) eine Ausübungsberechtigung nach § 7a oder § 7b

erhalten hat oder
c) eine Ausnahmebewilligung nach § 8 erhalten hat

und den Teil IV der Meisterprüfung oder eine gleichwer-
tige andere Prüfung, insbesondere eine Ausbildereig-
nungsprüfung auf der Grundlage einer nach § 30 Abs. 5
des Berufsbildungsgesetzes erlassenen Rechtsverord-
nung, bestanden hat.

(3) In einem zulassungsfreien Handwerk oder einem
handwerksähnlichen Gewerbe besitzt die für die fach-
liche Eignung erforderlichen beruflichen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten, wer
1. die Meisterprüfung in dem zulassungsfreien Hand-

werk oder in dem handwerksähnlichen Gewerbe, in
dem ausgebildet werden soll, bestanden hat,

2. die Gesellen- oder Abschlussprüfung in einer dem
Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung be-
standen hat,

3. eine anerkannte Prüfung an einer Ausbildungsstätte
oder vor einer Prüfungsbehörde oder eine Abschluss-
prüfung an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Schule in einer dem Ausbildungsberuf entspre-
chenden Fachrichtung bestanden hat oder

4. eine Abschlussprüfung an einer deutschen Hoch-
schule in einer dem Ausbildungsberuf entsprechen-
den Fachrichtung bestanden hat

und im Falle der Nummern 2 bis 4 eine angemessene Zeit
in seinem Beruf praktisch tätig gewesen ist. Für den
Nachweis der berufs- und arbeitspädagogischen Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten finden die auf der
Grundlage des § 30 Abs. 5 des Berufsbildungsgesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen Anwendung.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
kann nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundes-
instituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestim-
men, dass der Erwerb berufs- und arbeitspädagogischer
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten gesondert
nachzuweisen ist. Dabei können Inhalt, Umfang und
Abschluss der Maßnahmen für den Nachweis geregelt
werden. Das Bestehen des Teils IV der Meisterprüfung
gilt als Nachweis.

(5) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann
Personen, die die Voraussetzungen der Absätze 2, 3 und 4

nicht erfüllen, die fachliche Eignung nach Anhören der
Handwerkskammer widerruflich zuerkennen.

§ 23
(1) Die Handwerkskammer hat darüber zu wachen,

dass die Eignung der Ausbildungsstätte sowie die persön-
liche und fachliche Eignung vorliegen.

(2) Werden Mängel der Eignung festgestellt, so hat die
Handwerkskammer, falls der Mangel zu beheben und
eine Gefährdung des Lehrlings (Auszubildenden) nicht
zu erwarten ist, den Ausbildenden aufzufordern, inner-
halb einer von ihr gesetzten Frist den Mangel zu beseiti-
gen. Ist der Mangel der Eignung nicht zu beheben oder ist
eine Gefährdung des Lehrlings (Auszubildenden) zu er-
warten oder wird der Mangel nicht innerhalb der gesetz-
ten Frist beseitigt, so hat die Handwerkskammer der nach
Landesrecht zuständigen Behörde dies mitzuteilen.

§ 24
(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann für

eine bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen und
Ausbilden untersagen, wenn die Voraussetzungen nach
§ 21 nicht oder nicht mehr vorliegen.

(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat das
Einstellen und Ausbilden zu untersagen, wenn die per-
sönliche oder fachliche Eignung nicht oder nicht mehr
vorliegt.

(3) Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die
Handwerkskammer zu hören. Dies gilt nicht in den Fäl-
len des § 22a Nr. 1.

§ 25
(1) Als Grundlage für eine geordnete und einheitliche

Berufsausbildung kann das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, für Gewerbe der Anlage A und der Anlage B
Ausbildungsberufe staatlich anerkennen und hierfür Aus-
bildungsordnungen nach § 26 erlassen. Dabei können in
einem Gewerbe mehrere Ausbildungsberufe staatlich an-
erkannt werden, soweit dies wegen der Breite des Gewer-
bes erforderlich ist; die in diesen Berufen abgelegten
Gesellenprüfungen sind Prüfungen im Sinne des § 49
Abs. 1 oder § 51a Abs. 5 Satz 1.

(2) Für einen anerkannten Ausbildungsberuf darf nur
nach der Ausbildungsordnung ausgebildet werden.

(3) In anderen als anerkannten Ausbildungsberufen
dürfen Jugendliche unter 18 Jahren nicht ausgebildet
werden, soweit die Berufsausbildung nicht auf den Be-
such weiterführender Bildungsgänge vorbereitet.

(4) Wird die Ausbildungsordnung eines Ausbildungsbe-
rufes aufgehoben oder werden Gewerbe in der Anlage A
oder in der Anlage B zu diesem Gesetz gestrichen,
zusammengefasst oder getrennt, so gelten für bestehende
Berufsausbildungsverhältnisse die bisherigen Vorschriften.

§ 26
(1) Die Ausbildungsordnung hat festzulegen

1. die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, der aner-
kannt wird; sie kann von der Gewerbebezeichnung
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abweichen, muss jedoch inhaltlich von der Gewerbe-
bezeichnung abgedeckt sein,

2. die Ausbildungsdauer; sie soll nicht mehr als drei und
nicht weniger als zwei Jahre betragen,

3. die beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten, die mindestens Gegenstand der Berufsausbil-
dung sind (Ausbildungsberufsbild),

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliede-
rung der Vermittlung der beruflichen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten (Ausbildungsrahmen-
plan),

5. die Prüfungsanforderungen.

(2) Die Ausbildungsordnung kann vorsehen,

1. dass abweichend von § 25 Abs. 4 die Berufsausbil-
dung in diesem Ausbildungsberuf unter Anrechnung
der bereits zurückgelegten Ausbildungszeit fortge-
setzt werden kann, wenn die Vertragsparteien dies
vereinbaren,

2. dass die Berufsausbildung in sachlich und zeitlich be-
sonders gegliederten, aufeinander aufbauenden Stu-
fen erfolgt; nach den einzelnen Stufen soll ein Ausbil-
dungsabschluss vorgesehen werden, der sowohl zu
einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit im Sinne des
§ 1 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt, als
auch die Fortsetzung der Berufsausbildung in weite-
ren Stufen ermöglicht (Stufenausbildung),

3. dass auf die durch die Ausbildungsordnung geregelte
Berufsausbildung eine andere, einschlägige Berufs-
ausbildung unter Berücksichtigung der hierbei erwor-
benen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä-
higkeiten angerechnet werden kann,

4. dass über das in Absatz 1 Nr. 3 beschriebene Ausbil-
dungsberufsbild hinaus zusätzliche berufliche Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden
können, die die berufliche Handlungsfähigkeit ergän-
zen oder erweitern,

5. dass die Gesellenprüfung in zwei zeitlich auseinander
fallenden Teilen durchgeführt wird,

6. dass die Berufsausbildung in geeigneten Einrichtun-
gen außerhalb der Ausbildungsstätte durchgeführt
wird, wenn und soweit es die Berufsausbildung erfor-
dert (überbetriebliche Berufsausbildung),

7. dass Auszubildende ein Berichtsheft als Ausbildungs-
nachweis zu führen haben.

§ 27

Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbildungs-
berufe sowie Ausbildungs- und Prüfungsformen kann
das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des
Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
Ausnahmen von § 25 Abs. 2 und 3 sowie den §§ 26, 31
und 39 zulassen, die auch auf eine bestimmte Art und
Zahl von Ausbildungsstätten beschränkt werden können.

§ 27a
(1) Die Landesregierungen können nach Anhörung des

Landesausschusses für Berufsbildung durch Rechtsver-
ordnung bestimmen, dass der Besuch eines berufsschuli-
schen Bildungsganges oder die Berufsausbildung in einer
sonstigen Einrichtung auf gemeinsamen Antrag des
Lehrlings (Auszubildenden) und Ausbildenden ganz oder
teilweise auf die Ausbildungszeit angerechnet wird. Die
Ermächtigung kann durch Rechtsverordnung auf oberste
Landesbehörden weiter übertragen werden.

(2) Der Antrag auf Anrechnung ist an die Handwerks-
kammer zu richten. Er kann sich auf Teile des höchst-
zulässigen Anrechnungszeitraums beschränken.“

5. Nach § 27a wird folgender § 27b neu eingefügt:
„§ 27b

(1) Auf gemeinsamen Antrag des Lehrlings (Auszubil-
denden) und des Ausbildenden hat die Handwerkskam-
mer die Ausbildungszeit zu kürzen, wenn zu erwarten ist,
dass das Ausbildungsziel in der gekürzten Zeit erreicht
wird.

(2) In Ausnahmefällen kann die Handwerkskammer
auf Antrag des Lehrlings (Auszubildenden) die Ausbil-
dungszeit verlängern, wenn die Verlängerung erforder-
lich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Vor der
Entscheidung nach Satz 1 ist der Ausbildende zu hören.“

6. Der bisherige § 27b wird § 27c.
7. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Zur Verbesserung der Ausbildungsvermitt-

lung, zur Verbesserung der Zuverlässigkeit und Aktu-
alität der Ausbildungsvermittlungsstatistik sowie zur
Verbesserung der Feststellung von Angebot und
Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt darf die Hand-
werkskammer folgende Daten aus der Lehrlingsrolle
an die Bundesagentur für Arbeit übermitteln:
1. Name, Geburtsname, Vorname, Geburtsdatum

und Anschrift des Lehrlings (Auszubildenden),
2. Name und Anschrift der Ausbildungsstätte,
3. Ausbildungsberuf sowie
4. Datum des Beginns der Berufsausbildung.
Bei der Datenübermittlung sind dem jeweiligen Stand
der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicher-
stellung von Datenschutz und Datensicherheit zu tref-
fen, die insbesondere die Vertraulichkeit, Unversehrt-
heit und Zurechenbarkeit der Daten gewährleisten.“

b) Nach Absatz 7 wird folgender neuer Absatz 8 einge-
fügt:

„(8) Im Übrigen darf die Handwerkskammer Daten
aus dem Berufsausbildungsvertrag, die nicht nach
Absatz 1 oder Absatz 6 gespeichert sind, nur für die in
Absatz 1 genannten Zwecke sowie in den Fällen des
§ 91 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes übermitteln.“

8. In § 29 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „zur Zwi-
schenprüfung“ die Wörter „oder zum ersten Teil der
Gesellenprüfung“ eingefügt.
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9. Die §§ 31 und 32 werden wie folgt gefasst:

„§ 31

(1) In den anerkannten Ausbildungsberufen (Ge-
werbe der Anlage A oder der Anlage B) sind Gesellen-
prüfungen durchzuführen. Die Prüfung kann im Fall
des Nichtbestehens zweimal wiederholt werden. Sofern
die Gesellenprüfung in zwei zeitlich auseinander fallen-
den Teilen durchgeführt wird, ist der erste Teil der Ge-
sellenprüfung nicht eigenständig wiederholbar.

(2) Dem Prüfling ist ein Zeugnis auszustellen. Dem
Ausbildenden werden auf dessen Verlangen die Ergeb-
nisse der Gesellenprüfung des Lehrlings (Auszubilden-
den) übermittelt. Sofern die Gesellenprüfung in zwei
zeitlich auseinander fallenden Teilen durchgeführt
wird, ist das Ergebnis der Prüfungsleistung im ersten
Teil der Gesellenprüfung dem Prüfling schriftlich mit-
zuteilen.

(3) Dem Zeugnis ist auf Antrag eine englischspra-
chige und eine französischsprachige Übersetzung bei-
zufügen.

(4) Die Prüfung ist für den Lehrling (Auszubilden-
den) gebührenfrei.

§ 32

Durch die Gesellenprüfung ist festzustellen, ob der
Prüfling die berufliche Handlungsfähigkeit im Sinne
des § 1 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes erworben
hat. In ihr soll der Prüfling nachweisen, dass er die er-
forderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht, die
notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten
besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu ver-
mittelnden, für die Berufsausbildung wesentlichen
Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsordnung ist zu-
grunde zu legen.“

10. Dem § 33 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:

„(3) Der Prüfungsausschuss kann zur Bewertung ein-
zelner, nicht mündlich zu erbringender Prüfungsleis-
tungen gutachterliche Stellungnahmen Dritter einholen.

(4) Im Rahmen der Begutachtung nach Absatz 3 sind
die wesentlichen Abläufe zu dokumentieren und die für
die Bewertung erheblichen Tatsachen festzuhalten.“

11. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Arbeit-
nehmer“ die Wörter „und die Beauftragten der Ar-
beitnehmer“ eingefügt und die Angabe „§ 25 des
Berufsbildungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 4 des
Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeit-
nehmer“ die Wörter „und die Beauftragten der Ar-
beitnehmer“ eingefügt.

c) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeit-
geber“ die Wörter „und die Beauftragten der Arbeit-
geber“ und nach dem Wort „Arbeitnehmer“ die
Wörter „und die Beauftragten der Arbeitnehmer“
eingefügt.

12. Nach § 35 wird folgender § 35a eingefügt:
„§ 35a

(1) Beschlüsse über die Noten zur Bewertung einzel-
ner Prüfungsleistungen, der Prüfung insgesamt sowie
über das Bestehen und Nichtbestehen der Gesellenprü-
fung werden vom Prüfungsausschuss gefasst.

(2) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach Ab-
satz 1 kann der Vorsitzende mindestens zwei Mitglieder
mit der Bewertung einzelner, nicht mündlich zu erbrin-
gender Prüfungsleistungen beauftragen. Die Beauftrag-
ten sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören.

(3) Die nach Absatz 2 beauftragten Mitglieder doku-
mentieren die wesentlichen Abläufe und halten die für
die Bewertung erheblichen Tatsachen fest.“

13. § 36 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Zur Gesellenprüfung ist ferner zuzulassen, wer

in einer berufsbildenden Schule oder einer sonstigen
Berufsbildungseinrichtung ausgebildet worden ist,
wenn dieser Bildungsgang der Berufsausbildung in
einem anerkannten Ausbildungsberuf (Gewerbe der
Anlage A oder der Anlage B) entspricht. Die Landes-
regierungen werden ermächtigt, nach Anhörung des
Landesausschusses für Berufsbildung durch Rechts-
verordnung zu bestimmen, welche Bildungsgänge die
Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllen. Die Ermächti-
gung kann durch Rechtsverordnung auf oberste Lan-
desbehörden weiter übertragen werden.“

14. Nach § 36 wird folgender § 36a eingefügt:
„§ 36a

(1) Sofern die Gesellenprüfung in zwei zeitlich aus-
einander fallenden Teilen durchgeführt wird, ist über
die Zulassung jeweils gesondert zu entscheiden.

(2) Zum ersten Teil der Gesellenprüfung ist zuzulas-
sen, wer die in der Ausbildungsordnung vorgeschrie-
bene, erforderliche Ausbildungszeit zurückgelegt hat
und die Voraussetzungen des § 36 Abs. 1 Nr. 2 und 3 er-
füllt.

(3) Zum zweiten Teil der Gesellenprüfung ist zuzu-
lassen, wer über die Voraussetzungen in § 36 Abs. 1 hi-
naus am ersten Teil der Gesellenprüfung teilgenommen
hat. Dies gilt nicht, wenn der Lehrling (Auszubildende)
aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, am ersten
Teil der Gesellenprüfung nicht teilgenommen hat. In
diesem Fall ist der erste Teil der Gesellenprüfung zu-
sammen mit dem zweiten Teil abzulegen.“

15. Die §§ 37 bis 40 werden durch die folgenden §§ 37 bis
40 ersetzt:

„§ 37
(1) Der Lehrling (Auszubildende) kann nach Anhö-

rung des Ausbildenden und der Berufsschule vor Ab-
lauf seiner Ausbildungszeit zur Gesellenprüfung zuge-
lassen werden, wenn seine Leistungen dies rechtferti-
gen.

(2) Zur Gesellenprüfung ist auch zuzulassen, wer
nachweist, dass er mindestens das Eineinhalbfache der
Zeit, die als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in dem
Beruf tätig gewesen ist, in dem er die Prüfung ablegen
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will. Als Zeiten der Berufstätigkeit gelten auch Ausbil-
dungszeiten in einem anderen, einschlägigen Ausbil-
dungsberuf. Vom Nachweis der Mindestzeit nach Satz
1 kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn
durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Weise
glaubhaft gemacht wird, dass der Bewerber die berufli-
che Handlungsfähigkeit erworben hat, die die Zulas-
sung zur Prüfung rechtfertigt. Ausländische Bildungs-
abschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im Ausland
sind dabei zu berücksichtigen.

(3) Soldaten auf Zeit und ehemalige Soldaten sind
nach Absatz 2 Satz 3 zur Gesellenprüfung zuzulassen,
wenn das Bundesministerium der Verteidigung oder die
von ihm bestimmte Stelle bescheinigt, dass der Bewer-
ber berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
erworben hat, welche die Zulassung zur Prüfung recht-
fertigen.

§ 37a
(1) Über die Zulassung zur Gesellenprüfung ent-

scheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Hält
er die Zulassungsvoraussetzungen nicht für gegeben, so
entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Auszubildenden, die Elternzeit in Anspruch ge-
nommen haben, darf bei der Entscheidung über die Zu-
lassung hieraus kein Nachteil erwachsen.

§ 38
(1) Die Handwerkskammer hat eine Prüfungsord-

nung für die Gesellenprüfung zu erlassen. Die Prü-
fungsordnung bedarf der Genehmigung der zuständi-
gen obersten Landesbehörde.

(2) Die Prüfungsordnung muss die Zulassung, die
Gliederung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, die
Erteilung der Prüfungszeugnisse, die Folgen von Ver-
stößen gegen die Prüfungsordnung und die Wieder-
holungsprüfung regeln. Sie kann vorsehen, dass Prü-
fungsaufgaben, die überregional oder von einem Auf-
gabenerstellungsausschuss bei der Handwerkskammer
erstellt oder ausgewählt werden, zu übernehmen sind,
sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt oder ausge-
wählt werden, die entsprechend § 34 Abs. 2 zusammen-
gesetzt sind.

(3) Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung erlässt für die Prüfungsordnung Richtli-
nien.

§ 39
(1) Während der Berufsausbildung ist zur Ermittlung

des Ausbildungsstands mindestens eine Zwischenprü-
fung entsprechend der Ausbildungsordnung durchzu-
führen. Die §§ 31 bis 33 gelten entsprechend.

(2) Sofern die Ausbildungsordnung vorsieht, dass die
Gesellenprüfung in zwei zeitlich auseinander fallenden
Teilen durchgeführt wird, findet Absatz 1 keine An-
wendung.

§ 39a
(1) Zusätzliche berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse

und Fähigkeiten nach § 25 Abs. 2 Nr. 4 werden geson-
dert geprüft und bescheinigt. Das Ergebnis der Prüfung
nach § 31 bleibt unberührt.

(2) § 31 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 33 bis 35a und 38
gelten entsprechend.

§ 40
(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-

beit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung nach Anhörung des
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung durch Rechtsverordnung außerhalb des Anwen-
dungsbereichs dieses Gesetzes erworbene Prüfungs-
zeugnisse den entsprechenden Zeugnissen über das
Bestehen der Gesellenprüfung gleichstellen, wenn die
Berufsausbildung und die in der Prüfung nachzuwei-
senden berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten gleichwertig sind.

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung nach Anhörung des
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung durch Rechtsverordnung im Ausland erworbene
Prüfungszeugnisse den entsprechenden Zeugnissen
über das Bestehen der Gesellenprüfung gleichstellen,
wenn die in der Prüfung nachzuweisenden berufliche
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig
sind.“

16. § 41a wird wie folgt gefasst:
„§ 41a

(1) Die Handwerkskammer überwacht die Durchfüh-
rung
1. der Berufsausbildungsvorbereitung,
2. der Berufsausbildung und
3. der beruflichen Umschulung
und fördert diese durch Beratung der an der Berufsbil-
dung beteiligten Personen. Sie hat zu diesem Zweck
Berater zu bestellen. § 111 ist anzuwenden.

(2) Ausbildende, Umschulende und Anbieter von
Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung sind
auf Verlangen verpflichtet, die für die Überwachung
notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vor-
zulegen sowie die Besichtigung der Ausbildungsstätten
zu gestatten.

(3) Die Durchführung von Auslandsaufenthalten
nach § 2 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes überwacht
und fördert die Handwerkskammer in geeigneter Weise.
Beträgt die Dauer eines Ausbildungsabschnitts im Aus-
land mehr als vier Wochen, ist hierfür ein mit der Hand-
werkskammer abgestimmter Plan erforderlich.

(4) Die Handwerkskammer teilt der Aufsichtsbe-
hörde nach dem Jungendarbeitsschutzgesetz Wahrneh-
mungen mit, die für die Durchführung des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes von Bedeutung sein können.“

17. Die §§ 42 und 42a werden durch die folgenden §§ 42
bis 42j ersetzt:

„§ 42
(1) Als Grundlage für eine einheitliche berufliche

Fortbildung kann das Bundesministerium für Bildung
und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit nach Anhören
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des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs-
bildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, Fortbildungsabschlüsse
anerkennen und hierfür Prüfungsregelungen erlassen
(Fortbildungsordnung).

(2) Die Fortbildungsordnung hat festzulegen
1. die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses,
2. das Ziel, den Inhalt und die Anforderungen der Prü-

fung,
3. die Zulassungsvoraussetzungen sowie
4. das Prüfungsverfahren.

§ 42a
Soweit Rechtsverordnungen nach § 42 nicht erlassen

sind, kann die Handwerkskammer Fortbildungsprü-
fungsregelungen erlassen. Die Vorschriften über die
Meisterprüfung bleiben unberührt. Die Handwerks-
kammer regelt die Bezeichnung des Fortbildungsab-
schlusses, Ziel, Inhalt und Anforderungen der Prüfun-
gen, ihre Zulassungsvoraussetzungen sowie das Prü-
fungsverfahren.

§ 42b
Sofern die Fortbildungsordnung (§ 42) oder eine Re-

gelung der Handwerkskammer (§ 42a) Zulassungsvor-
aussetzungen vorsieht, sind ausländische Bildungsab-
schlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im Ausland zu
berücksichtigen.

§ 42c
(1) Für die Durchführung von Prüfungen im Bereich

der beruflichen Fortbildung errichtet die Handwerks-
kammer Prüfungsausschüsse. § 31 Abs. 2 und 3 sowie
die §§ 34 bis 35a, 37a und 38 gelten entsprechend.

(2) Der Prüfling ist auf Antrag von der Ablegung ein-
zelner Prüfungsbestandteile durch die Handwerkskam-
mer zu befreien, wenn er eine andere vergleichbare Prü-
fung vor einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prü-
fungsausschuss erfolgreich abgelegt hat und die An-
meldung zur Fortbildungsprüfung innerhalb von fünf
Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens der ande-
ren Prüfung erfolgt.

§ 42d
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit

kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Bildung und Forschung nach Anhörung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts für Berufsbildung durch
Rechtsverordnung außerhalb des Anwendungsbereichs
dieses Gesetzes oder im Ausland erworbene Prüfungs-
zeugnisse den entsprechenden Zeugnissen über das Be-
stehen einer Fortbildungsprüfung auf der Grundlage der
§§ 42 oder 42a gleichstellen, wenn die in der Prüfung
nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten gleichwertig sind.

§ 42e
Als Grundlage für eine geordnete und einheitliche

berufliche Umschulung kann das Bundesministerium
für Bildung und Forschung im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Wirtschaft nach Anhörung des

Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf,
1. die Bezeichnung des Umschulungsabschlusses,
2. das Ziel, den Inhalt, die Art und Dauer der Um-

schulung,
3. die Anforderungen der Umschulungsprüfung und

ihre Zulassungsvoraussetzungen sowie
4. das Prüfungsverfahren der Umschulung
unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse
der beruflichen Erwachsenenbildung bestimmen (Um-
schulungsordnung).

§ 42f
Soweit Rechtsverordnungen nach § 42e nicht erlas-

sen sind, kann die Handwerkskammer Umschulungs-
prüfungsregelungen erlassen. Die Handwerkskammer
regelt die Bezeichnung des Umschulungsabschlusses,
Ziel, Inhalt und Anforderungen der Prüfungen, ihre Zu-
lassungsvoraussetzungen sowie das Prüfungsverfahren
unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse
beruflicher Erwachsenenbildung.

§ 42g
Sofern sich die Umschulungsordnung (§ 42e) oder

eine Regelung der Handwerkskammer (§ 42f) auf die
Umschulung für einen anerkannten Ausbildungsberuf
(Gewerbe der Anlage A oder der Anlage B) richtet, sind
das Ausbildungsberufsbild (§ 26 Abs. 1 Nr. 3), der
Ausbildungsrahmenplan (§ 26 Abs. 1 Nr. 4) und die
Prüfungsanforderungen (§ 26 Abs. 1 Nr. 5) zugrunde
zu legen. Die §§ 21 bis 24 gelten entsprechend.

§ 42h
Sofern die Umschulungsordnung (§ 42e) oder eine

Regelung der Handwerkskammer (§ 42f) Zulassungs-
voraussetzungen vorsieht, sind ausländische Bildungs-
abschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im Ausland
zu berücksichtigen.

§ 42i
(1) Maßnahmen der beruflichen Umschulung müs-

sen nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen Er-
fordernissen der beruflichen Erwachsenenbildung ent-
sprechen.

(2) Der Umschulende hat die Durchführung der be-
ruflichen Umschulung unverzüglich vor Beginn der
Maßnahme der Handwerkskammer schriftlich anzuzei-
gen. Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den wesent-
lichen Inhalt des Umschulungsverhältnisses. Bei Ab-
schluss eines Umschulungsvertrages ist eine Ausferti-
gung der Vertragsniederschrift beizufügen.

(3) Für die Durchführung von Prüfungen im Bereich
der beruflichen Umschulung errichtet die Handwerks-
kammer Prüfungsausschüsse. § 31 Abs. 2 und 3 sowie
die §§ 34 bis 35a, 37a und 38 gelten entsprechend.

(4) Der Prüfling ist auf Antrag von der Ablegung ein-
zelner Prüfungsbestandteile durch die Handwerkskam-
mer zu befreien, wenn er eine andere vergleichbare Prü-
fung vor einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prü-
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fungsausschuss erfolgreich abgelegt hat und die An-
meldung zur Umschulungsprüfung innerhalb von fünf
Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens der ande-
ren Prüfung erfolgt.

§ 42j

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Bildung und Forschung nach Anhörung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts für Berufsbildung durch
Rechtsverordnung außerhalb des Anwendungsbereichs
dieses Gesetzes oder im Ausland erworbene Prüfungs-
zeugnisse den entsprechenden Zeugnissen über das Be-
stehen einer Umschulungsprüfung auf der Grundlage
der §§ 42e und 42f gleichstellen, wenn die in der
Prüfung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig sind.“

18. In der Überschrift des Siebten Abschnitts werden nach
dem Wort „Menschen“ ein Komma und das Wort „Be-
rufsausbildungsvorbereitung“ eingefügt.

19. Die §§ 42b bis 42e werden durch die folgenden §§ 42k
bis 42q ersetzt:

„§ 42 k

Behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch) sollen in anerkannten Aus-
bildungsberufen ausgebildet werden.

§ 42 l

(1) Regelungen nach den §§ 38 und 41 sollen die be-
sonderen Verhältnisse behinderter Menschen berück-
sichtigen. Dies gilt insbesondere für die zeitliche und
sachliche Gliederung der Ausbildung, die Dauer von
Prüfungszeiten, die Zulassung von Hilfsmitteln und die
Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter, wie Ge-
bärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen.

(2) Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behin-
derten Menschen ist in die Lehrlingsrolle (§ 28) einzu-
tragen. Der behinderte Mensch ist zur Gesellenprüfung
auch zuzulassen, wenn die Voraussetzungen des § 36
Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht vorliegen.

§ 42m

(1) Für behinderte Menschen, für die wegen Art und
Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in einem
anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Betracht
kommt, trifft die Handwerkskammer auf Antrag der be-
hinderten Menschen oder ihrer gesetzlichen Vertreter
Ausbildungsregelungen entsprechend den Empfehlun-
gen des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung. Die Ausbildungsinhalte sollen unter Be-
rücksichtigung von Lage und Entwicklung des allge-
meinen Arbeitsmarktes aus den Inhalten anerkannter
Ausbildungsberufe entwickelt werden. Im Antrag nach
Satz 1 ist eine Ausbildungsmöglichkeit in dem ange-
strebten Ausbildungsgang nachzuweisen.

(2) § 42l Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 42n

Für die berufliche Fortbildung und die berufliche
Umschulung behinderter Menschen gelten die §§ 42k

bis 42m entsprechend, soweit Art und Schwere der Be-
hinderung dies erfordern.

§ 42o
(1) Die Berufsausbildungsvorbereitung richtet sich

an lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte Perso-
nen, deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbil-
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf (Ge-
werbe der Anlage A oder der Anlage B) noch nicht er-
warten lässt. Sie muss nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer
den besonderen Erfordernissen des in Satz 1 genannten
Personenkreises entsprechen und durch umfassende so-
zialpädagogische Betreuung und Unterstützung beglei-
tet werden.

(2) Für die Berufsausbildungsvorbereitung, die nicht
im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder
anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter Maßnah-
men durchgeführt wird, gelten die §§ 21 bis 24 entspre-
chend.

§ 42p
(1) Die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb

beruflicher Handlungsfähigkeit (§ 1 Abs. 2 Berufsbil-
dungsgesetz) kann insbesondere durch inhaltlich und
zeitlich abgegrenzte Lerneinheiten erfolgen, die aus
den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe (Gewerbe
der Anlage A oder der Anlage B) entwickelt werden
(Qualifizierungsbausteine).

(2) Über vermittelte Grundlagen für den Erwerb be-
ruflicher Handlungsfähigkeit stellt der Anbieter der Be-
rufsausbildungsvorbereitung eine Bescheinigung aus.
Das Nähere regelt das Bundesministerium für Bildung
und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit nach Anhörung des
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf.

§ 42q
(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die

Berufsausbildungsvorbereitung zu untersagen, wenn
die Voraussetzungen des § 42o Abs. 1 nicht vorliegen.

(2) Der Anbieter hat die Durchführung von Maßnah-
men der Berufsausbildungsvorbereitung vor Beginn der
Maßnahme der Handwerkskammer schriftlich anzuzei-
gen. Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den wesentli-
chen Inhalt des Qualifizierungsvertrages sowie die nach
§ 91 Abs. 1 Nr. 5 des Berufsbildungsgesetzes erforder-
lichen Angaben.

(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 41a finden keine An-
wendung, soweit die Berufsausbildungsvorbereitung
im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder
anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter Maßnah-
men durchgeführt wird. Dies gilt nicht, sofern der An-
bieter der Berufsausbildungsvorbereitung nach § 421m
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gefördert wird.

20. § 44 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Be-
rufsbildungsausschuss anzuhören ist, sind insbeson-
dere:
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1. Erlass von Verwaltungsgrundsätzen über die
Eignung von Ausbildungs- und Umschulungs-
stätten, für das Führen von Berichtsheften, für
die Verkürzung der Ausbildungsdauer, für die
vorzeitige Zulassung zur Gesellenprüfung, für
die Durchführung der Prüfungen, zur Durchfüh-
rung von über- und außerbetrieblicher Ausbil-
dung sowie Verwaltungsrichtlinien zur berufli-
chen Bildung,

2. Umsetzung der von der regionalen Berufsbil-
dungskonferenz beschlossenen Empfehlungen
und Maßnahmen,

3. wesentliche inhaltliche Änderungen des Ausbil-
dungsvertragsmusters.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Be-

rufsbildungsausschuss zu unterrichten ist, sind ins-
besondere:
1. Zahl und Art der der Handwerkskammer ange-

zeigten Maßnahmen der Berufsausbildungsvor-
bereitung und beruflichen Umschulung sowie
der eingetragenen Berufsausbildungsverhält-
nisse,

2. Zahl und Ergebnisse von durchgeführten Prü-
fungen sowie hierbei gewonnene Erfahrungen,

3. Tätigkeit der Berater und Beraterinnen nach
§ 41a Abs. 1 Satz 2,

4. für den räumlichen und fachlichen Zuständig-
keitsbereich der Handwerkskammer neue For-
men, Inhalte und Methoden der Berufsbildung,

5. Stellungnahmen oder Vorschläge der Hand-
werkskammer gegenüber anderen Stellen und
Behörden, soweit sie sich auf die Durchführung
dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsvorschriften im Bereich
der beruflichen Bildung beziehen,

6. Bau eigener überbetrieblicher Berufsbildungs-
stätten,

7. Beschlüsse nach Absatz 5 sowie beschlossene
Haushaltsansätze zur Durchführung der Berufs-
bildung mit Ausnahme der Personalkosten,

8. Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus
Ausbildungsverhältnissen,

9. Arbeitsmarktfragen, soweit sie die Berufsbil-
dung im Zuständigkeitsbereich der Handwerks-
kammer berühren.“

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze
4 und 5.

d) In dem neuen Absatz 4 wird die Angabe „§§ 41, 42
und 42a“ durch die Angabe „ §§ 41, 42, 42a und 42e
bis 42g“ ersetzt.

e) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Abweichend von § 43 Abs. 1 haben die Lehr-

kräfte Stimmrecht bei Beschlüssen zu Angelegen-
heiten der Berufsausbildungsvorbereitung, der Be-

rufsausbildung sowie zu Rechtsvorschriften für die
Durchführung der Berufsausbildung.“

21. § 46 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe „§ 42 Abs. 2“ wird durch die Angabe

„§ 42“ ersetzt.
b) Die Angabe „§ 46 Abs. 2, § 81 Abs. 4 oder § 95

Abs. 4 des Berufsbildungsgesetzes“ wird durch die
Angabe „§ 53 des Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

22. In § 49 Abs. 1 wird nach den Wörtern „oder eine Prü-
fung auf Grund einer nach“ die Angabe „§ 45 oder“ ein-
gefügt.

23. In § 50a werden nach den Wörtern „einer deutschen
Meisterprüfung“ die Wörter „in zulassungspflichtigen
Handwerken“ eingefügt.

24. In § 51a Abs. 1 wird die Angabe „§ 25 des Berufsbil-
dungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 4 des Berufsbil-
dungsgesetzes“ ersetzt.

25. Nach § 51a werden die folgenden § 51b und § 51c neu
eingefügt:

„§ 51b
(1) Die Handwerkskammer errichtet an ihrem Sitz

für ihren Bezirk Meisterprüfungsausschüsse. Mehrere
Handwerkskammern können bei einer von ihnen ge-
meinsame Meisterprüfungsausschüsse errichten.

(2) Der Meisterprüfungsausschuss besteht aus fünf
Mitgliedern; für die Mitglieder sind Stellvertreter zu
berufen. Sie werden für längstens fünf Jahre ernannt.

(3) Der Vorsitzende braucht nicht in einem zulas-
sungsfreien Handwerk oder einem handwerksähnlichen
Gewerbe tätig zu sein; er soll dem zulassungsfreien
Handwerk oder dem handwerksähnlichen Gewerbe, für
welches der Meisterprüfungsausschuss errichtet ist,
nicht angehören.

(4) Zwei Beisitzer müssen das zulassungsfreie Hand-
werk oder das handwerksähnliche Gewerbe, für das der
Meisterprüfungsausschuss errichtet ist, mindestens seit
einem Jahr selbständig als stehendes Gewerbe betrei-
ben und in diesem zulassungsfreien Handwerk oder in
diesem handwerksähnlichen Gewerbe die Meisterprü-
fung abgelegt haben oder das Recht zum Ausbilden von
Lehrlingen besitzen.

(5) Ein Beisitzer soll ein Geselle sein, der in dem zu-
lassungsfreien Handwerk oder in dem handwerksähn-
lichen Gewerbe, für das der Meisterprüfungsausschuss
errichtet ist, die Meisterprüfung abgelegt hat oder das
Recht zum Ausbilden von Lehrlingen besitzt und in
dem betreffenden zulassungsfreien Handwerk oder
handwerksähnlichen Gewerbe tätig ist.

(6) Für die Abnahme der Prüfung der betriebswirt-
schaftlichen, kaufmännischen und rechtlichen Kennt-
nisse sowie der berufs- und arbeitspädagogischen
Kenntnisse soll ein Beisitzer bestellt werden, der in die-
sen Prüfungsgebieten besonders sachkundig ist und
einem zulassungsfreien Handwerk oder einem hand-
werksähnlichen Gewerbe nicht anzugehören braucht.

(7) § 34 Abs. 6 Satz 1 und Abs. 7 gelten entspre-
chend.
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§ 51c

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Bildung und Forschung durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates im Ausland erworbene
Prüfungszeugnisse den entsprechenden Zeugnissen
über das Bestehen einer deutschen Meisterprüfung in
einem zulassungsfreien Handwerk oder handwerksähn-
lichen Gewerbe gleichstellen, wenn an den Bildungs-
gang und in den Prüfungen gleichwertige Anforderun-
gen gestellt werden. Die Vorschriften des Bundesver-
triebenengesetzes bleiben unberührt.“

26. Der bisherige § 51b wird § 51d.

27. § 91 Abs. 2 Satz 1 wird aufgehoben.

28. In § 117 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „§ 51b“ durch
die Angabe „§ 51d“ ersetzt.

29. § 118 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 21 Abs. 2 Nr. 1“
durch die Angabe „§ 22a Nr. 1“ und die Angabe
„§ 21 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 22b Abs. 1“ er-
setzt.

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. entgegen § 22 Abs. 2 einen Lehrling (Auszu-
bildenden) einstellt,“.

30. § 119 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 25 des Berufsbil-
dungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 4 des Berufs-
bildungsgesetzes“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 2 werden nach den Wörtern „gel-
tenden Vorschriften“ die Wörter „von den vor dem
31. Dezember 2003 von der höheren Verwaltungs-
behörde errichteten Meisterprüfungsausschüssen“
eingefügt.

31. § 120 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Datum „31. März 1998“ durch
das Datum „31. Dezember 2003“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 21 Abs. 3“ durch
die Angabe „§ 22b Abs. 1“ ersetzt.

32. § 122 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die für die einzelnen Handwerke oder hand-
werksähnlichen Gewerbe geltenden Gesellen-, Ab-
schluss- und Meisterprüfungsvorschriften sind bis zum
Inkrafttreten der nach § 25 Abs. 1 und § 38 sowie § 45
Abs. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes oder nach § 4 des Berufs-
bildungsgesetzes vorgesehenen Prüfungsverordnungen
anzuwenden, soweit sie nicht mit diesem Gesetz im
Widerspruch stehen. Dies gilt für die nach § 50 Abs. 1
Satz 2 erlassenen Meisterprüfungsordnungen sowie für
die nach § 50 Abs. 2 erlassene Rechtsverordnung ent-
sprechend.“

Artikel 3
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes

In der Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B)
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. April 2004
(BGBl. I S. 630) geändert worden ist, wird die Bundesbe-
soldungsordnung B wie folgt geändert:

1. In der Besoldungsgruppe B 2 werden bei der Amts-
bezeichnung „Abteilungsdirektor, Abteilungspräsident“
beim letzten Funktionszusatz die Wörter „des Bereichs
Zentrale Aufgaben/Verwaltung“ durch die Wörter „der
Zentralabteilung“ ersetzt.

2. In der Besoldungsgruppe B 7 wird bei der Amtsbezeich-
nung „Präsident des Bundesinstituts für Berufsbildung“
der Funktionszusatz „– als Generalsekretär“ gestrichen.

Artikel 4
Änderung sonstiger Gesetze

1. § 2 Abs. 1 des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar
2002 (BGBl. I S. 402), das zuletzt durch [Artikel 4 des
Gesetzes vom 29. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3076)] ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 1 wird die Angabe „§ 25 des Berufsbil-
dungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 4 des Berufsbil-
dungsgesetzes“ ersetzt.

2. Nummer 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „§§ 46, 81 und 95 des Berufsbil-
dungsgesetzes“ wird durch die Angabe „§§ 53, 54
und 56 des Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

b) Die Angabe „§§ 42, 45, 51a und 122 der Hand-
werksordnung“ wird durch die Angabe „§§ 42,
42a, 42c, 45, 51a und 122 der Handwerksordnung“
ersetzt.

2. Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung –
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I
S. 594, 595), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …)
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu
§ 282a folgende Angabe eingefügt:

„ § 282b
Datenverwendung für die Ausbildungsvermittlung

durch die Bundesagentur“.

2. § 162 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 40 Abs. 3 des
Berufsbildungsgesetzes oder § 37 Abs. 3 der
Handwerksordnung“ durch die Angabe „§ 43
Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes oder § 36
Abs. 2 der Handwerksordnung“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 43 Abs. 1 des
Berufsbildungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 50
Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.
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3. Nach § 282a wird folgender § 282b eingefügt:
„§ 282b

Datenverwendung für die Ausbildungsvermittlung
durch die Bundesagentur

(1) Die Bundesagentur darf die ihr von den Aus-
kunftsstellen übermittelten Daten über eintragungsfä-
hige oder eingetragene Ausbildungsverhältnisse aus-
schließlich
1. zur Verbesserung der Ausbildungsvermittlung,
2. zur Verbesserung der Zuverlässigkeit und Aktuali-

tät der Ausbildungsvermittlungsstatistik oder
3. zur Verbesserung der Feststellung von Angebot

und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt
verwenden.

(2) Auskunftsstellen sind die nach dem Berufsbil-
dungsgesetz zuständigen Stellen.

(3) Die Bundesagentur hat die ihr zu den Zwecken
des Absatzes 1 übermittelten Daten und Datenträger
spätestens zum Ende des Kalenderjahres zu löschen.“

3. In § 13 Abs. 1 des Fernunterrichtsschutzgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. Dezember 2000
(BGBl. I S. 1670), das zuletzt durch [Artikel 25 Abs. 5
des Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850)] geän-
dert worden ist, wird die Angabe „vom 14. August 1969
(BGBl. I S. 1112)“ gestrichen.

4. Das Lohnfortzahlungsgesetz vom 27. Juli 1969 (BGBl. I
S. 946), zuletzt geändert durch [Artikel 79 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2848)], wird wie
folgt geändert:
1. In § 10 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 wird jeweils die An-

gabe „§ 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Berufsbil-
dungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 19 Abs. 1 Nr. 2
Buchstabe b des Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

2. In § 11 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „§ 12 Abs. 1
Nr. 2 Buchstabe b des Berufsbildungsgesetzes“ durch
die Angabe „§ 19 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Be-
rufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

5. Das Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der In-
dustrie- und Handelskammern in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 701-1, veröffentlichten
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch [Artikel 5
des Gesetzes vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I
S. 2934)], wird wie folgt geändert:
1. In § 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 58 des Berufsbil-

dungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 79 des Berufs-
bildungsgesetzes“ ersetzt.

2. In § 8 wird die Angabe „§ 58 des Berufsbildungsge-
setzes“ durch die Angabe „§ 79 des Berufsbildungs-
gesetzes“ ersetzt.

6. Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), zuletzt ge-
ändert durch [Artikel 64 der Verordnung vom 25. Novem-
ber 2003 (BGBl. I S. 2304)], wird wie folgt geändert:
1. In § 2a Abs. 1 Nr. 3c wird die Angabe „§ 18a des Be-

rufsbildungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 51 des
Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

2. In § 10 wird die Angabe „§ 18a des Berufsbildungs-
gesetzes“ durch die Angabe „§ 51 des Berufsbil-
dungsgesetzes“ ersetzt.

7. § 13 des Postpersonalrechtsgesetzes vom 14. September
1994 (BGBl. I S. 2325, 2353), das zuletzt durch
[Artikel 219 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304, 2332)] geändert worden ist, wird auf-
gehoben.

8. Artikel 7 § 3 des Eisenbahnneuordnungsgesetzes vom
27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 1994 I S. 2439),
das zuletzt durch [Artikel 259 der Verordnung vom
29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785)] geändert worden
ist, wird aufgehoben.

Artikel 5
Änderung sonstiger Verordnungen

1. § 31 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a der Schwerbehinder-
ten-Ausgleichsabgabeverordnung vom 28. März 1988
(BGBl. I S. 484), die zuletzt durch [die Verordnung vom
16. Januar 2004 (BGBl. I S. 77)] geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „§§ 20 bis 22 des Berufs-

bildungsgesetzes oder nach den §§ 21 bis 23 der
Handwerksordnung“ durch die Angabe „§§ 27 bis 30
des Berufsbildungsgesetzes oder nach den §§ 21 bis
22b der Handwerksordnung“ ersetzt.

2. In Satz 2 wird die Angabe „§ 44 in Verbindung mit
§§ 48 und 48a des Berufsbildungsgesetzes oder nach
§ 41 in Verbindung mit §§ 42b und 42c der Hand-
werksordnung“ durch die Angabe „§ 66 des Berufs-
bildungsgesetzes oder nach § 42m der Handwerks-
ordnung“ ersetzt.

2. § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d der Verordnung über den Aus-
gleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen im Eisenbahn-
verkehr vom 2. August 1977 (BGBl. I S. 1465), die zuletzt
durch [die Verordnung vom 25. November 2002 (BGBl. I
S. 4450)] geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
„d) von Personen, die in einem Berufsausbildungsver-

hältnis im Sinne des Berufsbildungsgesetzes oder in
einem anderen Vertragsverhältnis im Sinne des § 26
des Berufsbildungsgesetzes stehen, sowie Personen,
die in einer Einrichtung außerhalb der betrieblichen
Berufsausbildung im Sinne des § 43 Abs. 2 des Be-
rufsbildungsgesetzes, § 36 Abs. 2 der Handwerks-
ordnung, ausgebildet werden;“.

3. § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d der Verordnung über den
Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen im Stra-
ßenpersonenverkehr vom 2. August 1977 (BGBl. I
S. 1460), die zuletzt durch [die Verordnung vom 25. No-
vember 2002 (BGBl. I S. 4450)] geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:
„d) Personen, die in einem Berufsausbildungsverhältnis

im Sinne des Berufsbildungsgesetzes oder in einem
anderen Vertragsverhältnis im Sinne des § 26 des
Berufsbildungsgesetzes stehen, sowie Personen, die
in einer Einrichtung außerhalb der betrieblichen Be-
rufsausbildung im Sinne des § 43 Abs. 2 des Berufs-
bildungsgesetzes, § 36 Abs. 2 der Handwerksord-
nung, ausgebildet werden;“.
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4. § 5 Abs. 1 der Bewachungsverordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. Juli 2003 (BGBl. I
S. 1378) wird wie folgt geändert:
1. In Nummer 1 wird die Angabe „§§ 25, 46 Abs. 2 des

Berufsbildungsgesetzes oder nach den §§ 25, 46
Abs. 2 der Handwerksordnung“ durch die Angabe
„§§ 4, 53 des Berufsbildungsgesetzes oder nach den
§§ 25, 42 der Handwerksordnung“ ersetzt.

2. In Nummer 2 wird die Angabe „§ 46 Abs. 1 in Ver-
bindung mit § 41 Satz 2 bis 4 des Berufsbildungsge-
setzes“ durch die Angabe „§ 54 des Berufsbildungs-
gesetzes“ ersetzt.

5. Dem § 6 Abs. 7 der Approbationsordnung für Apothe-
ker vom 19. Juli 1989 (BGBl. I S. 1489), die zuletzt
durch … geändert worden ist, wird folgender Satz an-
gefügt:
„Die besonderen Belange behinderter Prüflinge sind
zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durchfüh-
rung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

6. Dem § 10 Abs. 6 der Approbationsordnung für Ärzte
vom 27. Juni 2002 (BGBl. I S. 2405), die zuletzt durch
… geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:
„Die besonderen Belange behinderter Prüflinge sind
zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durchfüh-
rung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

7. Dem § 5 der Approbationsordnung für Zahnärzte in der
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer
2123-2, veröffentlichten bereinigten Fassung wird fol-
gender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

8. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Diätassistentinnen und Diätassistenten vom 1. August
1994 (BGBl. I S. 2088), die zuletzt durch … geändert
worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

9. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
pharmazeutisch-technische Assistentinnen und phar-
mazeutisch-technische Assistenten vom 23. September
1997 (BGBl. I S. 2352) wird folgender Absatz 5 ange-
fügt:

„(5) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

10. Dem § 8 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers
vom 26. November 2002 (BGBl. I S. 4418) wird fol-
gender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

11. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Podologinnen und Podologen vom 18. Dezember 2001

(BGBl. I S. 12), die zuletzt durch … geändert worden
ist, wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

12. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Orthoptistinnen und Orthoptisten vom 21. März 1990
(BGBl. I S. 563), die zuletzt durch … geändert worden
ist, wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

13. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten vom 2. Au-
gust 1999 (BGBl. I S. 1731), die zuletzt durch … geän-
dert worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

14. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Hebammen und Entbindungspfleger vom 16. März
1987 (BGBl. I S. 929), die zuletzt durch … geändert
worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

15. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für
Logopäden vom 1. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1892), die
zuletzt durch … geändert worden ist, wird folgender
Absatz 5 angefügt:

„(5) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

16. Dem § 4 der Verordnung über die Ausbildung und Prü-
fung von Masseuren und medizinischen Bademeistern
vom 6. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3770), die zuletzt
durch … geändert worden ist, wird folgender Absatz 4
angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

17. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Physiotherapeuten vom 6. Dezember 1994 (BGBl. I
S. 3786), die zuletzt durch … geändert worden ist, wird
folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

18. Dem § 6 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten vom
7. November 1989 (BGBl. I S. 1966), die zuletzt durch
… geändert worden ist, wird folgender Absatz 4 ange-
fügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“
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19. Dem § 5 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
die Berufe in der Krankenpflege vom 10. November
2003 (BGBl. I S. 2263) wird folgender Absatz 4 ange-
fügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

20. Dem § 4 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
technische Assistenten in der Medizin vom 25. April
1994 (BGBl. I S. 922), die zuletzt durch … geändert
worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

21. Dem § 7 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für
Psychologische Psychotherapeuten vom 18. Dezember
1998 (BGBl. I S. 3749), die zuletzt durch … geändert
worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

22. Dem § 7 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung
für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten vom
18. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3761), die zuletzt
durch … geändert worden ist, wird folgender Absatz 4
angefügt:

„(4) Die besonderen Belange behinderter Prüflinge
sind zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durch-
führung der Prüfungen zu berücksichtigen.“

Artikel 6
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf Artikel 5 beruhenden Teile der dort geänderten

Rechtsverordnungen können auf Grund der jeweils einschlä-
gigen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung geändert
werden.

Artikel 7
Neubekanntmachung der Handwerksordnung
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit kann

den Wortlaut der Handwerksordnung in der vom Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekannt machen.

Artikel 8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3
am 1. Januar 2005 in Kraft; gleichzeitig treten
1. das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 (BGBl. I

S. 1112), zuletzt geändert durch Artikel 40 des Gesetzes
vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2954),

2. das Berufsbildungsförderungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. Januar 1994 (BGBl. I S. 78),

zuletzt geändert durch Artikel 39 des Gesetzes vom
24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2954),

3. die Verordnung über die Festsetzung der Lehrzeitdauer
im Handwerk vom 23. November 1960 (BGBl. I S. 851),
geändert durch die Verordnung vom 25. Juli 1969
(BGBl. I S. 1021),

4. die Verordnung über die Zuständigkeit für die Verfolgung
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 99 des
Berufsbildungsgesetzes vom 23. Juni 1975 (BGBl. I
S. 1474),

5. die Verordnung über die Anerkennung von Prüfungen bei
Ablegung des Teils IV der Meisterprüfung im Handwerk
vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S. 596), zuletzt geändert
durch die Vierte Änderungsverordnung vom 20. Dezem-
ber 1991 (BGBl. I S. 2383)

außer Kraft.

(2) § 43 Abs. 2 Satz 2 und 3, die §§ 82 bis 84, 86 Abs. 3
des Artikels 1 dieses Gesetzes sowie § 36 Abs. 2 Satz 2 und
3 der Handwerksordnung treten am 1. August 2012 außer
Kraft.

(3) Am 1. August 2006 treten

1. die Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung
vom 17. Juli 1978 (BGBl. I S. 1061), geändert durch § 6
der Verordnung vom 10. März 1988 (BGBl. I S. 229),

2. die Verordnung über die Anrechnung eines schulischen
Berufsgrundbildungsjahres, einer einjährigen und einer
zweijährigen Berufsfachschule auf die Ausbildungszeit
in den industriellen Metallberufen und in den industriel-
len Elektroberufen vom 10. März 1988 (BGBl. I S. 229),

3. die Verordnung über die Anrechnung eines schulischen
Berufsgrundbildungsjahres, einer einjährigen und einer
zweijährigen Berufsfachschule auf die Ausbildungszeit
in den handwerklichen Elektroberufen vom 31. Mai 1988
(BGBl. I S. 719),

4. die Verordnung über die Anrechnung eines schulischen
Berufsgrundbildungsjahres, einer einjährigen und einer
zweijährigen Berufsfachschule auf die Ausbildungszeit
in den handwerklichen Metallberufen vom 8. Juni 1989
(BGBl. I S. 1084),

5. die Berufsfachschul-Anrechnungs-Verordnung vom
4. Juli 1972 (BGBl. I S. 1155), geändert durch Artikel 2
der Verordnung vom 22. Juni 1973 (BGBl. I S. 665),

6. die Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung
öffentlicher Dienst vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 738),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. November
1993 (BGBl. I S. 1971),

7. die Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung
Landwirtschaft vom 20. Juli 1979 (BGBl. I S. 1142),

8. die Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung
Hauswirtschaft vom 2. Juli 1980 (BGBl. I S. 827)

außer Kraft.

(4) Die auf Grund des Artikels 1 § 7 erlassenen Rechts-
verordnungen dürfen frühestens zu dem in Absatz 3 genann-
ten Zeitpunkt in Kraft treten.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil
1. Ausgangslage und Reformansätze

Die Reform des Berufsbildungsrechts ist Bestandteil des
Prozesses zur Stärkung von Bildung, Wissenschaft und For-
schung, um den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts ge-
recht zu werden. Zur mittel- und langfristigen Stabilisierung
und Stärkung der beruflichen Bildung ist vorgesehen, mehr
Durchlässigkeit zwischen den Bildungswegen zu schaffen,
die berufliche Bildung weiter zu internationalisieren, das
Prüfungswesen zu modernisieren und durch Verschlankung
von Gremien eine zügige und flexible Reaktion bei der Ge-
staltung von Ausbildungsregelungen zu ermöglichen.

Ziel ist es, jungen Menschen beim Einstieg in die Berufswelt
die volle berufliche Handlungsfähigkeit in einem breit ange-
legten Tätigkeitsbereich für qualifizierte Fachkräfte zu ver-
mitteln, die sie befähigt, den sich stetig wandelnden Anfor-
derungen der Arbeitswelt gerecht zu werden und damit den
Grundstein für ein selbst bestimmtes Leben zu legen. Zu-
gleich wird damit ein wichtiger Baustein für die Sicherung
und die Qualität des Wirtschaftsstandortes Deutschland ge-
schaffen.

a) Das neue Berufsbildungsgesetz

Aus Sicht der Bundesregierung sollen folgende Themen
durch die Neufassung des Berufsbildungsgesetzes vorange-
trieben werden:

l Internationalisierung

Neben der Vermittlung „europäischer Inhalte“ in den heimi-
schen Ausbildungsordnungen tritt zunehmend das Bedürfnis
und Erfordernis, berufliche Bildungsphasen im Ausland zu
absolvieren. Insbesondere EU-Bildungsprogramme mit ih-
ren Austauschmaßnahmen auch für Jugendliche in der Erst-
ausbildung erfreuen sich wachsenden Zuspruchs. Im Berufs-
bildungsgesetz wird daher die Möglichkeit verankert, zeit-
lich begrenzte Abschnitte der Berufsausbildung auch im
Ausland durchzuführen. Damit öffnet sich das Berufsbil-
dungsgesetz dem internationalen Bereich und bietet jungen
Menschen für den Bereich der dualen Ausbildung Entwick-
lungsmöglichkeiten, wie sie im Hochschulbereich seit eini-
gen Jahren rechtlich möglich sind. Die Ermöglichung von
Auslandsaufenthalten ist ferner ein Beitrag zur Gleichwer-
tigkeit der Bildungssysteme.

l Modernisierung des Prüfungswesens

Die Möglichkeit, Teile der Abschlussprüfung bereits wäh-
rend der Ausbildung abzulegen („gestreckte Abschlussprü-
fung“) wird als alternative Prüfungsmethode gesetzlich ver-
ankert.

Für den Prüfungsausschuss wird die Möglichkeit geschaf-
fen, für einzelne Prüfungsgegenstände gutachterliche Stel-
lungnahmen Dritter einzuholen. Damit wird z. B. den Be-
rufsschulen die Möglichkeit eröffnet, die dort eingebrachten
Leistungen mit in die Bewertung durch den Prüfungsaus-
schuss einzubringen.

Als wesentliche Neuerung wird darüber hinaus die Möglich-
keit eröffnet, zur Vorbereitung der Beschlussfassung des
Prüfungsausschusses die Bewertung einzelner Prüfungsleis-
tungen an Mitglieder des Prüfungsausschusses zu delegie-
ren. Ohne das bestehende Kollegialprinzip in seinem Wesen
anzutasten, wird hierdurch in begrenztem Umfang das Be-
richterstatterprinzip im Prüfungsverfahren eingeführt.

l Zulassung von Absolventen vollzeitschulischer und sons-
tiger Ausbildungsgänge zur Kammerabschlussprüfung

Den Absolventen von vollzeitschulischen und sonstigen Be-
rufsausbildungsgängen wird die Möglichkeit eröffnet, zur
Abschlussprüfung bei der zuständigen Stelle zugelassen
zu werden. Den Landesregierungen wird die Ermächtigung
zum Erlass von Rechtsverordnungen übertragen, zu ent-
scheiden, welche Bildungsgänge generell einer Ausbildung
nach dem Berufsbildungsgesetz entsprechen und sich für die
Prüfung eignen. Die Regelung ist im Hinblick auf die demo-
grafische Entwicklung und die Situation auf dem Ausbil-
dungsmarkt bis zum 1. August 2012 befristet.

l Durchlässigkeit

Die Änderungen z. B. bei der Zulassung zu Prüfungen, die
verbesserte Anrechenbarkeit von Vorqualifikationen und die
Regelung von Zusatzqualifikationen leisten einen Beitrag
zur Durchlässigkeit der Bildungssysteme sowohl in Bezug
auf die schulische Bildung als auch im Hinblick auf die Wei-
terbildung.

l Erprobungsklausel

Die Weiterentwicklung der beruflichen Bildung – auch im
europäischen und internationalen Kontext – macht es erfor-
derlich, im Berufsbildungsgesetz größere Flexibilität insbe-
sondere im Hinblick auf die Entwicklung und Erprobung
neuer Ausbildungs- und Prüfungsformen zu schaffen. Eine
Erweiterung der bestehenden Ermächtigungsgrundlage für
Erprobungsverordnungen wird künftig die Möglichkeit bie-
ten, diesbezüglich offen auf Veränderungen zu reagieren,
neue Entwicklungen aufzugreifen und im Vorfeld einer ge-
setzlichen Regelung zu erproben. Auch diese Regelung ist
bis zum 1. August 2012 befristet.

l Neuordnung der Regelungen zur fachlichen Eignung
und zur zuständigen Stelle

Die Bündelung der Vorschriften zur fachlichen Eignung und
zu den zuständigen Stellen dient der Straffung und Verein-
heitlichung des Gesetzes und führt darüber hinaus zu Rechts-
vereinfachung und Bürokratieabbau.

l Regelungen zur Datenübermittlung

Der wesentliche Inhalt des Berufsausbildungsvertrages, der
in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse einzu-
tragen ist, wird durch einen Merkmalskatalog näher be-
stimmt. Ferner wird es ermöglicht, dass bestimmte Daten aus
diesem Verzeichnis an die Arbeitsverwaltung zum Zwecke
der Verbesserung der Ausbildungsvermittlung und zur Ver-
besserung der Feststellung der Situation auf dem Ausbil-
dungsmarkt übermittelt werden.
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l Regelungen zur Fortbildung und Umschulung

Die Regelungen zur Fortbildung und Umschulung werden
transparenter gestaltet. Die Neuregelung zielt ferner darauf
ab, die bisher im Sechsten Teil des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes verankerten Sondervorschriften zur berufli-
chen Fortbildung weitgehend zu vereinheitlichen. Die Rege-
lungen zur Fortbildung und Umschulung bleiben auch wei-
terhin integraler Bestandteil der beruflichen Bildung.

l Einbeziehungen der Regelungen des geltenden Berufs-
bildungsförderungsgesetzes in das Berufsbildungsgesetz

Die Ausgliederung der Regelungen zur Berufsbildungspla-
nung und -statistik sowie zum Bundesinstitut für Berufsbil-
dung aus dem geltenden Berufsbildungsgesetz im Jahre
1981 in ein gesondertes Berufsbildungsförderungsgesetz
hatte verfahrenstechnische, aber keine inhaltlichen Motive.
Die Neufassung des Berufsbildungsgesetzes eröffnet nun-
mehr die Möglichkeit, die Regelungsbereiche des Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes in das Berufsbildungsgesetz zu re-
integrieren. In diesem Zusammenhang wird der Begriff
der Berufsbildungsforschung näher beschrieben. Ferner
wird die Gremienstruktur des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung verschlankt. Das geltende Berufsbildungsförderungs-
gesetz wird aufgehoben.

l Sprachliche Gleichbehandlung

Der Gesetzentwurf berücksichtigt – entsprechend § 1 Abs. 2
des Bundesgleichstellungsgesetzes vom 30. November
2001, BGBl. I S. 3234 – die sprachliche Gleichstellung von
Männern und Frauen.

Außerdem wird das Berufsbildungsgesetz an moderne Be-
grifflichkeiten in der Berufsbildung angepasst, in dem z. B.
der Begriff der beruflichen Handlungsfähigkeit eingeführt
und als Ziel der Berufsausbildung definiert wird.

Eine Erweiterung des Anwendungsbereichs des Berufsbil-
dungsgesetzes auf die Gesundheits- und Pflegeberufe ist
nicht vorgesehen. Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 des Grundgeset-
zes ist lex specialis gegenüber Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und
12 des Grundgesetzes. Dies bedeutet, dass Ausbildungsrege-
lungen für Gesundheitsberufe nur auf der Grundlage von
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 des Grundgesetzes erlassen werden
dürfen. Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 des Grundgesetzes gewährt
nicht die Kompetenz, die Materie des Ausbildungswesens in
vollem Umfang zu regeln, zulässig ist nur die Regelung von
Mindeststandards (BVerfGE 106, 62, 131). Darüber hinaus
gehende Standards – wie es das Berufsbildungsgesetz durch
die Typisierung von Berufsbildern in Ausbildungsordnun-
gen vorsieht, werden vom Kompetenztitel des Artikels 74
Abs. 1 Nr. 19 des Grundgesetzes nicht erfasst. Zudem entfal-
tet diese Gesetzgebungsbefugnis eine auf den Bereich der
Zulassung beschränkte Sperrwirkung gegenüber anderen
Kompetenztiteln, die nicht durch erweiternde Auslegung an-
derer Kompetenztitel unterlaufen werden darf.

Eine Ermächtigung der Länder zum Erlass von Rechtsver-
ordnungen, wie sie bislang in § 107 Abs. 2 des geltenden Be-
rufsbildungsgesetzes enthalten war, ist demnach nicht erfor-
derlich.

Die angestrebten Änderungen eröffnen dem Bund, den Län-
dern, den Sozialpartnern, aber vor allem den Betrieben
– auch in Zusammenarbeit mit dem Lernort Schule, für den

die Länder verantwortlich sind, – Gestaltungsspielräume für
Ausbildungsmöglichkeiten junger Menschen.

Die Neufassung des Berufsbildungsgesetzes ist im Hinblick
auf zahlreiche technische Änderungen durch Zusammenfas-
sung von Regelungen und wegen der gewollten Einbezie-
hung von Regelungen des Berufsbildungsförderungsgeset-
zes in das Berufsbildungsgesetz erforderlich. Die Änderung
der Gesamtsystematik bedingt eine grundlegende Neustruk-
turierung des Berufsbildungsrechts. Die Neufassung trägt
damit auch zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung bei.
Neben der Straffung einzelner Vorschriften wird ein Gesetz
aufgehoben.

Der Wegfall einer Ermächtigungsgrundlage des geltenden
Berufsbildungsgesetzes bzw. Änderungen in ihren Voraus-
setzungen berühren grundsätzlich nicht die Wirksamkeit der
auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen. Dies
ergibt sich aus dem Prinzip, dass jeder zur Geltung gebrachte
Rechtssatz bis zu seiner Außerkraftsetzung gültig bleibt. Bei
künftigen Änderungen wird die jeweils neue Ermächti-
gungsgrundlage als Maßstab herangezogen werden.

Die Neustrukturierung und Zusammenfassung der Vor-
schriften zur fachlichen Eignung (Artikel 1 § 30 des Ent-
wurfs) machen den Erlass von Rechtsverordnungen für die
Berufsbildung in Berufen der Landwirtschaft, der Fachange-
stellten im Bereich der Rechtspflege, der Wirtschafts- und
Steuerberatung sowie der Gesundheitsdienstberufe erforder-
lich. Diese Rechtsverordnungen werden von der Bundesre-
gierung parallel zum Gesetzgebungsverfahren erarbeitet und
im unmittelbaren Anschluss an das Inkrafttreten dieses Ge-
setzes ebenfalls in Kraft gesetzt werden.

b) Gesetzesaufbau

Den dargestellten bildungspolitischen Grundsätzen und Zie-
len entsprechend ist der Aufbau des Entwurfs eines neuen
Berufsbildungsgesetzes gegenüber dem geltenden Recht ge-
ändert worden. Er geht von den bildungspolitischen Grund-
lagen der Berufsausbildung aus, normiert die zentralen öf-
fentlich-rechtlichen Ordnungsvorschriften für die berufliche
Bildung, verbindet das privatrechtliche Ausbildungsver-
tragsrecht und die Rechte und Pflichten von Auszubilden-
den, Ausbildenden und Ausbildern systematisch mit den
Ordnungsvorschriften für die Berufsausbildung.

Im Teil 1 sind die allgemeinen bildungspolitischen Aussagen
niedergelegt, die den bildungsrechtlichen Rahmen abstecken
sowie Begriff, Stellung, Ziele und Lernorte der beruflichen
Bildung verdeutlichen. Neu hinzugekommen ist die recht-
liche Verankerung der Absolvierung von Ausbildungsab-
schnitten im Ausland.

Der Teil 2 regelt die Berufsbildung und gliedert sich in die
Kapitel 1 bis 4; Kernelement der Neugestaltung ist auch
weiterhin die Berufsausbildung, die im Kapitel 1 geregelt
ist. Es präzisiert zunächst Grundsätze und Gliederung der
Berufsausbildung, enthält die Ordnungsvorschriften für
Ausbildungsberufe und Ausbildungsordnungen. Danach
werden die Rechtsbeziehungen der Beteiligten in der Be-
rufsausbildung behandelt. Festgelegt sind hier insbeson-
dere die gesetzlichen Pflichten der Beteiligten, wie sie im
Einzelfall in das konkrete Rechtsverhältnis zwischen Aus-
bildenden und Auszubildenden durch den Abschluss eines
Berufsausbildungsvertrages umgesetzt werden. Es befasst
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sich mit den Ausbildungsstätten und dem Ausbildungsper-
sonal. Der Schwerpunkt innerhalb der Regelungen zur
Berufsausbildung liegt auf der Neuregelung der Vorschrif-
ten zur Eignung der Ausbildungsstätte und der persön-
lichen und fachlichen Eignung des Ausbildungspersonals.
Die Bestimmungen zur fachlichen Eignung werden zusam-
mengefasst, dabei werden die über das geltende Berufsbil-
dungsgesetz verstreuten Einzelvorschriften zur fachlichen
Eignung gebündelt. Der Teil 2 enthält auch die Regelungen
zum Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse, dem
Prüfungswesen und der Interessenvertretung. Neu aufge-
nommen wurden die Regelungen zur Datenübermittlung an
die Arbeitsverwaltung.

Die Kapitel 2 und 3 regeln die berufliche Fortbildung und
die berufliche Umschulung als integrale Bestandteile der
Berufsbildung. Ziel der Neuordnung des Berufsbildungs-
gesetzes ist es auch, die bisher im sechsten Teil des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes verankerten Sondervorschrif-
ten zur beruflichen Fortbildung weitgehend zu vereinheit-
lichen und in die künftigen Regelungen zur Fortbildung zu
integrieren.

Das Kapitel 4 beinhaltet die Regelung der Berufsbildung für
besondere Personengruppen, und zwar die Berufsbildung
behinderter Menschen und die Berufsausbildungsvorberei-
tung.

Im Teil 3 ist als weiteres Kernelement die Organisation der
Berufsbildung geregelt. Das Kapitel 1 beinhaltet die Bestim-
mungen zu den zuständigen Stellen und den zuständigen Be-
hörden, die im Grundsatz beibehalten, allerdings ebenfalls
zusammengefasst und einer transparenten Regelung zuge-
führt werden. Im Teil 3 sind Regelungen zur Berufsbildungs-
verwaltung enthalten, und zwar die Organisation auf der
Landesebene und – als Neuerung – die Regionale Berufsbil-
dungskonferenz.

Der Teil 4 beinhaltet die Berufsbildungsforschung, Planung
und Statistik. Dabei handelt es sich um Elemente, die im gel-
tenden Berufsbildungsförderungsgesetz geregelt sind und
nunmehr im neuen Berufsbildungsgesetz verankert werden.
Neu gefasst wurden die Regelungen zur Berufsbildungsfor-
schung. Auch die Regelungen zum Berufsbildungsbericht
sind in diesem Teil des Gesetzes enthalten.

Der Teil 5 umfasst die Rechtsvorschriften über das Bundes-
institut für Berufsbildung. Die Aufgaben des Bundesinstituts
werden klarer gefasst und um die Möglichkeit der Auftrags-
einwerbung erweitert. Daneben erfolgt eine Straffung der
Gremienstruktur. Ferner wird ein wissenschaftlicher Beirat
eingerichtet.

Die Teile 6 und 7 enthalten die erforderlichen Bußgeld-
vorschriften, die Änderungs-, Übergangs- und Schlussvor-
schriften, die einen kontinuierlichen Übergang zu den neuen
oder geänderten Vorschriften vorsehen, wobei insbesondere
durch die entsprechende Änderung der Handwerksordnung
die Einbeziehung der Berufe in der Handwerksordnung ge-
währleistet ist.

Ferner werden als Folge dieser Änderungen Regelungen in
der Bundesbesoldungsordnung, im Dritten Buch Sozialge-
setzbuch und im Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz an-
gepasst.

2. Gesetzgebungskompetenz des Bundes und Erforder-
lichkeit einer bundesgesetzlichen Regelung

a) Gesetzgebungskompetenz des Bundes
Die Regelungen in Artikel 1 betreffen die Neugestaltung des
Berufsbildungsrechts im Berufsbildungsgesetz. Die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes ergibt sich insoweit aus Ar-
tikel 74 Abs. 1 Nr. 11 des Grundgesetzes (Recht der Wirt-
schaft) und Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 des Grundgesetzes (Ar-
beitsrecht) jeweils in Verbindung mit Artikel 72 Abs. 2 des
Grundgesetzes.
Der Kompetenztitel „Recht der Wirtschaft“ (Artikel 74
Abs. 1 Nr. 11 des Grundgesetzes) verleiht dem Bund die
Kompetenz zur umfassenden Regelung des betrieblichen
Teils der Berufsausbildung. Der Bund ist nicht auf Gesetze
beschränkt, die nur die Rechtsbeziehungen der in Artikel 74
Abs. 1 Nr. 11 des Grundgesetzes einzeln aufgeführten Wirt-
schaftszweige regeln, sondern er kann auch Gesetze erlas-
sen, die ordnend und lenkend in das Wirtschaftsleben ein-
greifen. Auch die Anerkennung von außerhalb des prakti-
schen Prüfungssystems erbrachten Leistungen (einschließ-
lich von im schulischen Teilsystem erbrachten Leistungen)
gehört in die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes.
Aufgrund des Kompetenztitels „Arbeitsrecht“ (Artikel 74
Abs. 1 Nr. 12 des Grundgesetzes) kann der Bund alle
Rechtsverhältnisse zwischen Arbeitgebern und Auszubil-
denden regeln, die sich aus deren Status als Arbeitnehmer er-
geben. Das gilt auch für die innerbetriebliche Weiterbildung.
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 ist insofern lex specialis gegenüber
Nummer 11. Einbezogen sind auch Rechte und Pflichten der
Arbeitgeber in Bezug auf die Berufsschule (Freistellung
usw.). Nicht in das Arbeitsrecht fallen Rechtsbeziehungen
zwischen Schule und Auszubildendem einschließlich der
schulischen und akademischen Weiterbildung.
Artikel 2 (Änderung der Handwerksordnung) und Artikel 7
(Neufassung der Handwerksordnung), die Regelungen zur
Berufsbildung im Bereich der Handwerksordnung beinhal-
ten, beruhen auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 12 des Grund-
gesetzes. Die Gesetzgebungskompetenz für die in Artikel 3
des Gesetzentwurfs getroffenen Regelungen folgt aus Arti-
kel 73 Nr. 8 des Grundgesetzes.

b) Erfordernis einer bundesgesetzlichen Regelung
Der Bund kann Gegenstände der Berufsausbildung aufgrund
der genannten konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz
nur unter den Voraussetzungen des 1994 geänderten und
durch das Altenpflegegesetzurteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 24. Oktober 2002, 2 BvF 1/01 konkretisierten
Artikels 72 Abs. 2 des Grundgesetzes regeln, wenn und so-
weit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im
Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirt-
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesge-
setzliche Regelung erforderlich macht (sog. Erforderlich-
keitsklausel).
Das Rechtsgut der Wirtschaftseinheit macht eine bundesge-
setzliche Regelung des außerschulischen Teils der dualen
Berufsausbildung im gesamtstaatlichen Interesse erforder-
lich. Der Begriff der Wirtschaftseinheit wurde bei der
Neufassung des Artikels 72 Abs. 2 des Grundgesetzes 1994
eingefügt, weil die Bundeskompetenz zur Regelung der be-
ruflichen Bildung erhalten bleiben sollte. Mit Hilfe der Ver-



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 41 – Drucksache 15/3980

wendung des Begriffs „Wirtschaftseinheit“ wurde klarge-
stellt, dass der Bund durch einheitliche Regelung der Berufs-
ausbildung die Mobilität der Arbeitskräfte und einen fairen
Wettbewerb im ganzen Bundesgebiet gewährleisten kann.
Tatsächlich können unterschiedliche Ausbildungs- und Zu-
lassungsvoraussetzungen im deutschen Wirtschaftsgebiet
Chancengleichheit und Mobilität des beruflichen Nach-
wuchses beeinträchtigen (BVerfG, NJW 2003 41, (53)).

So wird mit den durch das Berufsbildungsgesetz erst mögli-
chen bundeseinheitlichen Ausbildungsordnungen – dies war
auch das Ziel der Verabschiedung des Berufsbildungsgeset-
zes im Jahr 1969 durch die damalige große Koalition (vgl.
Bundestagsdrucksache V/4260) – ein einheitlich hohes Aus-
bildungs- und Prüfungsniveau sowie Mobilität und Flexibi-
lität der ausgebildeten Fachkräfte gesichert, was im Interesse
des Arbeitsraumes Europa zunehmend an Bedeutung ge-
winnt. Zugleich wird – angesichts der wirtschaftlichen Situ-
ation ein wichtiger Faktor – ein relativ reibungsloser Über-
gang von der Ausbildung in die Beschäftigung gewährleistet.

Würden die Länder die außerschulische berufliche Bildung
regeln, könnten für bestimmte Berufsbilder im Extremfall 16
unterschiedliche Ausbildungsvarianten entstehen. Die ein-
heitlichen Qualifikations- und Prüfungsstandards würden
nicht mehr bestehen. Berufsabschlüsse und Zeugnisse wür-
den nur noch landesweit oder regional anerkannt, womit der
Übergang vom Ausbildungs- in das Beschäftigungssystem
sowie die berufliche Mobilität der ausgebildeten Fachkräfte
erheblich beeinträchtigt würde. Eine denkbare Selbstkoordi-
nation der Länder ist aufgrund des konstitutiven Elements
der Einstimmigkeit ein in der Regel schwerfälliges und we-
nig leistungsfähiges Instrument. Eine Zersplitterung der
bundeseinheitlichen Ausbildungsstandards hätte einen er-
heblich erhöhten Kosten- und Organisationsaufwand für die
überregional tätigen Unternehmen, einen erhöhten Verwal-
tungsaufwand der öffentlichen Stellen, einen aufwändigen
Anpassungsqualifizierungsbedarf, die Einbuße an Flexibili-
tät, einen Verlust von Akzeptanz für das duale System, den
Verlust von Transparenz und Vergleichbarkeit und damit ins-
gesamt Nachteile für die Wirtschaft – auch im internationa-
len Wettbewerb – zur Folge.

Unterschiedliche Ausbildungs- und Zulassungsvorausset-
zungen würden im deutschen Wirtschaftsraum störende
Grenzen aufrichten, sie würden eine Ballung oder Ausdün-
nung des Nachwuchses in bestimmten Regionen bewirken,
das Niveau der Ausbildung und die Mobilität der Fachkräfte
beeinträchtigen und damit erhebliche Nachteile für die
Chancen des Nachwuchses sowie für die Berufssituation im
Gesamtstaat begründen.

Die in den Artikeln 2 bis 5 getroffenen Regelungen sind aus
Gründen der Rechtseinheit notwendige Parallel- und Folge-
änderungen der im Rahmen der Neufassung von Artikel 1 er-
folgten Änderungen.

3. Ergebnisse der Vorprüfung des Gesetzentwurfs

Notwendigkeit, Wirksamkeit und Verständlichkeit der vor-
geschlagenen Rechtsänderungen sind Gegenstand einer Vor-
prüfung gewesen. Der Handlungsbedarf ergibt sich aus der
Koalitionsvereinbarung vom Herbst 2002 und den Forderun-
gen der Wirtschaft, der Gewerkschaften und der Länder. Die
Ausführungen sind in Nummer 1 des allgemeinen Teils der

Begründung dargelegt. Diese enthalten auch einen Überblick
über die vorgesehenen Änderungen auch zur Rechts- und
Verwaltungsvereinfachung, mit denen Kritikpunkte und An-
regungen aus der Vollzugspraxis aufgegriffen werden. Hin-
sichtlich der näheren Einzelheiten wird auf die Begründun-
gen zu den einzelnen Regelungen im besonderen Teil der Be-
gründung verwiesen.
Durch die Möglichkeit, Teile der Ausbildung im Ausland
durchzuführen, werden Überwachungspflichten der zustän-
digen Stellen ausgeweitet, was angesichts von Qualitätssi-
cherung und der angestrebten Internationalisierung der be-
ruflichen Bildung notwendig und sinnvoll ist. Darüber hin-
aus werden die Landesregierungen ermächtigt, zum einen
die Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbil-
dungszeit und zum anderen die Zulassung von Absolventen
vollzeitschulischer Berufsbildung zur Kammerabschluss-
prüfung durch Rechtsverordnung zu regeln. Dies ist ein Bei-
trag zur Verbesserung der Kooperation der beiden Lernorte
Betrieb und Schule. Den Ländern werden Handlungsspiel-
räume eröffnet, aber keine administrativen Pflichten seitens
des Bundes auferlegt. Die Länder können, müssen aber die-
ses Angebot nicht nutzen. Ziel der Regelung ist, die Chancen
junger Menschen durch den Erwerb eines Ausbildungsab-
schlusses nach dem Berufsbildungsgesetz zu verbessern, in-
dem sog. Warteschleifen vermieden werden können.
Von der Möglichkeit zur Befristung von Rechtsänderungen
wird in Artikel 8 Abs. 2 dieses Gesetzes Gebrauch gemacht.
Im Rahmen der Modernisierung des Prüfungsrechts ist die
Zulassung von Absolventen vollzeitschulischer und sonsti-
ger Bildungsgänge zur Kammerprüfung vorgesehen. Die
Entscheidung, welche Bildungsgänge generell einer Ausbil-
dung nach dem Berufsbildungsgesetz entsprechen, wird auf
die Landesregierungen übertragen. Diese können durch
Rechtsverordnung die Entsprechung eines vollqualifizieren-
den Bildungsganges mit einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf regeln. Die Geltungsdauer dieser Delegation auf die Län-
der wird bis zum 1. August 2012 beschränkt. Es ist vorgese-
hen, den Einfluss der Regelungen auf das Gesamtsystem der
dualen Ausbildung im Rahmen einer Evaluation zu untersu-
chen, die Rückschlüsse für die Frage der Weitergeltung die-
ser Regelung geben soll.
Die gesetzliche Einführung von regionalen Berufsbildungs-
konferenzen wird ebenfalls bis zum 1. August 2012 befristet.
Im Übrigen besteht für eine Befristung der Rechtsänderun-
gen kein Anlass, da mit den vorgeschlagenen Verbesserun-
gen der Rahmenbedingungen der beruflichen Bildung auf
Dauer eine verlässliche Grundlage für die außerschulische
berufliche Bildung (Berufsausbildungsvorbereitung, Berufs-
ausbildung, Berufsfortbildung und Berufsumschulung) ge-
schaffen werden soll. Durch die Möglichkeit, neue Ausbil-
dungsformen und -berufe zu erproben (Artikel 1 § 6 des Ent-
wurfs), wird möglichen Entwicklungen in diesem Bereich
ausreichend Rechnung getragen. Sofern sich die Sachge-
rechtigkeit und Tauglichkeit von Erprobungsvorhaben nach
einem angemessenem Zeitraum erwiesen haben, ist eine ge-
setzliche Verankerung möglich.
Durch Bündelung von Vorschriften zur fachlichen Eignung
von Ausbildungsstätten und Ausbildungspersonal, durch die
Zusammenfassung und Straffung der Vorschriften zur zu-
ständigen Stelle dient der Gesetzentwurf der Rechtsvereinfa-
chung. Durch die Wiedereingliederung der Regelungen zum
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Bundesinstitut für Berufsbildung sowie Verankerung der
Aufgabe der Berufsbildungsforschung in das Berufsbil-
dungsgesetz kann das Berufsbildungsförderungsgesetz auf-
gehoben werden. Darüber hinaus wird die Gremienstruktur
des Bundesinstituts für Berufsbildung verschlankt. Die Ar-
beitnehmervertretungen haben im Rahmen des Beteiligungs-
verfahrens zu den in Artikel 3 vorgesehenen dienstrechtli-
chen Regelungen keine Änderungsanregungen vorgetragen.

Die Regelungsvorschläge stehen in Übereinstimmung mit
dem Recht der Europäischen Union. Nach Artikel 150 des
Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft lie-
gen Inhalt und Gestaltung der beruflichen Bildung in der
Verantwortung der Mitgliedstaaten. Indem Teile der Ausbil-
dung im Ausland absolviert werden können, wird ein Beitrag
zur Förderung der Mobilität innerhalb der Europäischen
Union geleistet.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Berufsbildungsgesetz)

Zu Teil 1 (Allgemeine Vorschriften)
Zu § 1 (Ziele und Begriffe der Berufsbildung)

§ 1 bildet die Grundlage für das Ordnungssystem in der be-
ruflichen Bildung und fasst unter den Oberbegriff „Berufs-
bildung“ die Berufsausbildungsvorbereitung, die Berufsaus-
bildung, die berufliche Fortbildung sowie die berufliche
Umschulung. Die Vorschrift unterteilt in Absatz 1 – wie be-
reits § 1 des geltenden Berufsbildungsgesetzes – die Berufs-
bildung in ihre unterschiedlichen Formen und Ausprägun-
gen.

Ziel einer modernen Berufsbildung ist die Entwicklung der
individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit. Dabei geht
der Begriff der beruflichen Handlungsfähigkeit von einer
ganzheitlichen Sichtweise menschlicher Arbeits- und Lern-
tätigkeit aus. Durch ihren Erwerb soll jeder Mensch über ein
Handlungsrepertoire verfügen, das ihn befähigt, die zuneh-
mende Komplexität der beruflichen Umwelt zu begreifen
und durch ziel- und selbstbewusstes, flexibles und verant-
wortliches Handeln zu gestalten.

Absatz 2 umschreibt Begriff und Ziel der Berufsausbil-
dungsvorbereitung, die im Vorfeld zu einer beruflichen Erst-
ausbildung durch die Vermittlung von Grundlagen für den
Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit an eine Berufsaus-
bildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf heranfüh-
ren soll. Die Berufsausbildungsvorbereitung eröffnet beson-
deren Personengruppen, für die aufgrund persönlicher oder
sozialer Gegebenheiten eine Berufsausbildung noch nicht in
Betracht zu ziehen ist, die Möglichkeit, schrittweise die Vo-
raussetzungen hierfür zu schaffen. Gesetzessystematisch
sind die weiteren Regelungen zur Berufsausbildungsvorbe-
reitung in Kapitel 4, Abschnitt 2 des zweiten Teils integriert;
durch § 69 des Entwurfs werden Qualifizierungsbausteine
als wesentliches Vermittlungsinstrument der Berufsausbil-
dungsvorbereitung zur Verbesserung der Ausbildungs- und
Arbeitsmarktreife gesetzlich definiert. Der Entwurf verzich-
tet gegenüber den Regelungen des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes auf die Bezugnahme „gleichwertige Berufs-
ausbildung“, an die durch die Berufsausbildungsvorberei-
tung herangeführt werden soll. Der Bezugnahme insbeson-

dere auf bundes- oder landesrechtlich geregelte Berufe des
Gesundheitswesens stehen seit der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts zu bundesrechtlichen Regelungen im
Bereich der Altenpflege (Urteil vom 24. Oktober 2002
– 2 BvF 1/01) kompetenzrechtliche Einwände (zulässige Re-
gelungsintensität auf der Grundlage des § 74 Abs. 1 Nr. 19
Grundgesetz sowie Nachweis der Erforderlichkeit einer bun-
deseinheitlichen Regelung nach Artikel 72 Abs. 2 Grundge-
setz) entgegen.

Absatz 3 definiert mit dem Begriff der Berufsausbildung das
Kernstück des Berufsbildungsgesetzes. Wie schon nach gel-
tendem Recht hat die Berufsausbildung eine breit angelegte
berufliche Grundbildung und die für die Ausübung einer
qualifizierten beruflichen Tätigkeit erforderliche Fachbil-
dung in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermitteln.
Dem Begriffspaar „Fertigkeiten und Kenntnisse“ als wesent-
liche Bestandteile der Fachbildung wird der Begriff „Fähig-
keiten“ zur Seite gestellt. Zusammen bilden diese Elemente
die in der Klammerdefinition aufgeführte berufliche Hand-
lungsfähigkeit, die in ihrer Gesamtheit das Ergebnis des
Qualifizierungsprozesses umschreibt. Immer häufiger zeigt
sich bei der Schaffung neuer Ausbildungsberufe und der
Neuordnung bereits bestehender Berufe, dass das Hand-
lungspotenzial dessen, was von Auszubildenden heute er-
wartet wird, nicht mehr ausreichend durch „Fertigkeiten und
Kenntnisse“ umschrieben werden kann. Insbesondere bei
Ausbildungsberufen des Dienstleistungssektors rücken As-
pekte wie etwa Teamfähigkeit oder Kommunikationsfähig-
keit immer stärker in das Interesse von Arbeitgebern wie
auch der Auszubildenden selbst.

Durch die Aufnahme der Begriffe „Fähigkeiten“ und „beruf-
liche Handlungsfähigkeit“ wird das Berufsbildungsgesetz in
seiner Terminologie zum einen den Anforderungen eines
modernen Berufsbildungssystems gerecht. Zum anderen
wird eine Angleichung an das Förderrecht des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch vorgenommen, das in § 85 Abs. 3 be-
reits seit längerem den Begriff der „Fähigkeiten“ neben die
Begriffe „Fertigkeiten und Kenntnisse“ stellt. Die weiteren
Vorschriften des Gesetzentwurfs greifen auf diese neuen Be-
grifflichkeiten konsequent zurück, etwa die Regelungen zur
Gestaltung von Ausbildungsordnungen (§§ 4 bis 5) sowie
das neu gestaltete Prüfungsrecht (§ 37). Die sprachliche Fas-
sung des Absatzes 3 beinhaltet im Gegensatz zu allen ande-
ren Formen der Berufsbildung keine Zielbeschreibung; viel-
mehr stellt der Gesetzgeber hierbei den Anspruch, dass nach
erfolgreich bestandener Abschlussprüfung die volle beruf-
liche Handlungsfähigkeit für den jeweiligen Ausbildungs-
beruf vorhanden ist.

Die berufliche Fortbildung als weiterer Teilbereich der Be-
rufsbildung greift in Absatz 4 ebenfalls auf den Begriff der
beruflichen Handlungsfähigkeit zu und differenziert in sei-
ner neuen Struktur klar zwischen der Anpassungsfortbildung
und Aufstiegsfortbildung. Während erstere die berufliche
Handlungsfähigkeit erhalten und an gewandelte Erforder-
nisse der Arbeitswelt anpassen soll, ermöglicht es die Auf-
stiegsfortbildung im Sinne des lebenslangen Lernens, die be-
rufliche Handlungsfähigkeit im Hinblick auf qualitativ hö-
herwertige Berufstätigkeiten zu erweitern und beruflich auf-
zusteigen.

Absatz 5 übernimmt für die berufliche Umschulung die For-
mulierung des § 1 Abs. 4 des geltenden Berufsbildungsge-
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setzes. Danach soll die Umschulung (im Gegensatz zur be-
ruflichen Fortbildung) zu einer anderen, bisher nicht erlern-
ten Berufstätigkeit qualifizieren.

Zu § 2 (Lernorte der Berufsbildung)
Entsprechend § 1 Abs. 5 des Berufsbildungsgesetzes von
1969 zählt Absatz 1 enumerativ die Lernorte der Berufsbil-
dung auf. Danach findet die betriebliche Berufsbildung
(Nummer 1) vorrangig in Betrieben der Wirtschaft sowie in
vergleichbaren Einrichtungen, etwa des öffentlichen Diens-
tes, bei Angehörigen freier Berufe (Arztpraxen, Anwalts-
kanzleien, Apotheken) und in Haushalten statt. Nummer 2
stellt unbeschadet der verfassungsrechtlichen Kompetenz-
verteilung klar, dass auf die Berufsbildung in beruflichen
Schulen aus pädagogischen, fachlichen und volkswirtschaft-
lichen Gründen nicht verzichtet werden kann. Gleiches gilt
nach Nummer 3 für die Berufsbildung in sonstigen Berufs-
bildungseinrichtungen, die zumeist durch private Träger ge-
stützt werden und eine Ergänzung zum betrieblichen Spek-
trum der Berufsausbildung darstellen.
Durch die Neuregelung in Absatz 2 wird im Berufsbildungs-
gesetz die Möglichkeit verankert, zeitlich begrenzte Ab-
schnitte der Berufsausbildung auch im Ausland zu absolvie-
ren. Dabei wird der Auslandsaufenthalt rechtlich als Teil der
Berufsausbildung behandelt, sofern er dem Ausbildungsziel
dient. Dies wird dann der Fall sein, wenn die im Ausland ver-
mittelten Ausbildungsinhalte im Wesentlichen dem entspre-
chen, was Gegenstand der heimischen Ausbildung ist, wenn
Sprachkenntnisse vermittelt oder sonstige zusätzliche Kom-
petenzen erworben werden.
Da der Auslandsabschnitt in diesen Fällen das Ausbildungs-
verhältnis nicht unterbricht, erübrigen sich zusätzliche Rege-
lungen etwa zur Vergütungspflicht, zur Anerkennung der im
Ausland erworbenen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-
ten, oder zum Status als Auszubildender hinsichtlich sozial-
versicherungs- und steuerrechtlicher Fragen.
Der Auslandsaufenthalt kann nur in Abstimmung mit den
Ausbildenden erfolgen.
Die Auslandsaufenthalte sollen im Verhältnis zur Gesamt-
dauer der Berufsausbildung angemessen sein. Die Dauer von
Ausbildungsabschnitten im Ausland soll daher maximal ein
Viertel der in der Ausbildungsordnung festgelegten Ausbil-
dungsdauer betragen. Anrechnungen bzw. Verkürzungen
nach den §§ 7 und 8 Berufsbildungsgesetz bleiben dabei un-
berücksichtigt.
Bei einer 3-jährigen Berufsausbildung wird danach – bei Zu-
stimmung der Ausbildenden – ein bis zu neunmonatiger
Auslandsaufenthalt ermöglicht (theoretisch können auch
mehrere Auslandsaufenthalte bis zu dieser Gesamtdauer er-
folgen). Dieser Zeitrahmen entspricht den Angeboten der
Europäischen Berufsbildungsprogramme (insb. LEONARDO)
sowie den Regelungen der Kultusministerkonferenz zur
„Teilnahme von Berufsschülern/Berufsschülerinnen an Aus-
tauschmaßnahmen mit dem Ausland“ vom 8. Juni 1999.
Die Neuregelung bietet die Option, Auslandsaufenthalte als
integralen Bestandteil der Berufsausbildung zu gestalten. Sie
lässt daneben aber weiterhin die Möglichkeit zu, Auslands-
aufenthalte Auszubildender im Rahmen von Beurlaubungen/
Freistellungen durchzuführen und die zuständige Stelle über
eine Anrechnung befinden zu lassen.

Zu § 3 (Anwendungsbereich)

§ 3 regelt wie bisher § 2 des geltenden Berufsbildungsgeset-
zes den Anwendungsbereich des Gesetzes in sachlicher Hin-
sicht. Angeknüpft wird hierbei an den Begriff der Berufsbil-
dung im umfassenden Sinne nach § 1.

Absatz 1 nimmt den Bereich der Berufsbildung, der in be-
rufsbildenden Schulen nach den Schulgesetzen der Länder
durchgeführt wird, aus verfassungsrechtlichen Gründen aus
dem Anwendungsbereich des Berufsbildungsgesetzes aus.
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes auf der Grund-
lage des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 11 und 12 Grundgesetz be-
schränkt sich auf den Bereich der betrieblichen und unmittel-
bar im betrieblichen Zusammenhang stehenden Berufsbil-
dung; Regelungen zur ergänzenden (Teilzeit-)Berufsschule
wie auch zu einer rein schulisch ausgestalteten Berufsbil-
dung obliegen nach den Artikeln 30 und 70 Grundgesetz den
Ländern.

Absatz 2 enthält in enumerativer Aufzählung Ausnahmen
vom Anwendungsbereich des Berufsbildungsgesetzes für
Bereiche, die einer Regelung durch Bundesgesetz grundsätz-
lich zugänglich sind, deren Integration in das Gesetz unter
sachlichen Gesichtspunkten jedoch nicht sinnvoll erscheint.
Nummer 1 stellt in Ergänzung des § 2 Abs. 2 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes klar, dass sich die Vorschriften des
Berufsbildungsgesetzes nicht auf die Berufsbildung bezie-
hen, die in berufsqualifizierenden Studiengängen auf der
Grundlage des Hochschulrahmengesetzes und der Hoch-
schulgesetze der Länder durchgeführt wird. Diese Abgren-
zung dient dabei nicht zuletzt der Rechtsklarheit, da zum ei-
nen von der umfassenden Definition der Berufsbildung in
§ 1 auch Studiengänge an Hochschulen erfasst werden kön-
nen. Zum anderen enthält auch das Hochschulrahmengesetz
in § 2 Abs. 1 Satz 2 sowie in § 10 Abs. 1 Satz 1 eine deutli-
che Ausrichtung der Hochschulbildung hin zum Erwerb be-
ruflicher Handlungsfähigkeit.

Absatz 2 Nr. 2 nimmt die Berufsbildung in öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnissen aufgrund der besonderen Rechts-
beziehungen im öffentlichen Dienst, der Ausrichtung auf die
Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben und aufgrund der um-
fassenden Regelungen der Ausbildung und Fortbildung im
Dienstrecht der Beamten vom Anwendungsbereich des
Berufsbildungsgesetzes aus. Nicht in den Gesetzesentwurf
übernommen wird hingegen die Regelung des § 83 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes, für den es in der Praxis
keine Anwendungsfälle mehr gibt, die die Aufrechterhaltung
dieser Sonderregelung rechtfertigen würden.

Aufgrund der besonderen Gegebenheiten der Ausbildung
auf Kauffahrteischiffen (mit Ausnahme der Schiffe der klei-
nen Hochseefischerei und Küstenfischerei) und ihre Ver-
knüpfung mit Sondervorschriften des internationalen See-
verkehrs wird diese Form der Berufsbildung wie bisher vom
Anwendungsbereich ausgenommen.

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, im Interesse der
Rechtsklarheit und Transparenz Regelungen zur Berufsbil-
dung in Handwerksberufen, die der Handwerksordnung zu-
gewiesen sind, von den Regelungen zur in anderen Berufs-
bereichen durchgeführten Berufsbildung klar zu trennen. Vor
dem Hintergrund der Neuregelung der Bestimmung der zu-
ständigen Stellen entfällt daher eine Bereichsabgrenzung in
Teil 3 des Gesetzentwurfs (Organisation der Berufsbildung).
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Die in den §§ 73 bis 75a des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes enthaltenen Vorschriften zur Bereichsabgrenzung
werden in Absatz 3 des § 3 integriert, mit dem Unterschied,
dass die Handwerksordnung künftig für die Berufsbildung in
allen Berufen des Handwerks (zulassungspflichtige Hand-
werke, zulassungsfreie Handwerke sowie handwerksähn-
liche Gewerbe) Anwendung findet. Materiell beschränkt
sich die Bereichsausnahme dabei auf die Vorschriften zur
Ordnung der Berufsbildung, zur Eignung von Ausbildungs-
stätte und Ausbildungspersonal, zum Verzeichnis der Be-
rufsausbildungsverhältnisse (Lehrlingsrolle), zum Prüfungs-
wesen (Gesellenprüfung), zur Fortbildung und Umschulung,
zur Berufsbildung behinderter Menschen, zur Berufsausbil-
dungsvorbereitung, zur Regelung und Überwachung der Be-
rufsausbildung, zum Berufsbildungsausschuss sowie zu den
Ordnungswidrigkeiten. Wie bisher bleiben die arbeitsrecht-
lichen Vorschriften zur Regelung des Berufsausbildungsver-
hältnisses auch bei der Ausbildung im Handwerk anwend-
bar. Die in § 3 Abs. 3 integrierte Bereichsausnahme für die
Berufsbildung in Berufen der Handwerksordnung steht je-
doch nicht der gängigen Praxis entgegen, Ausbildungsberufe
durch Rechtsverordnung sowohl auf der Grundlage des Be-
rufsbildungsgesetzes (§ 4) wie auch zugleich auf der Grund-
lage der Handwerksordnung (§ 25) zu ordnen.

Zu Teil 2 (Berufsbildung)
Zu Kapitel 1 (Berufsausbildung)
Zu Abschnitt 1 (Ordnung der Berufsausbildung; Aner-

kennung von Ausbildungsberufen)
Zu § 4 (Anerkennung von Ausbildungsberufen)
Im Teil 2 Kapitel 1 Abschnitt 1 werden diejenigen Regelun-
gen aufgegriffen, die im dritten Teil, zweiter Abschnitt des
geltenden Berufsbildungsgesetzes geregelt sind.
§ 4 Abs. 1 hat eine Vorläuferregelung in § 25 Abs. 1 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes. Der Wegfall der Worte „zu
ihrer Anpassung an die technischen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Erfordernisse und deren Entwicklung“ trägt
der Tatsache Rechnung, dass in der Ermächtigung zur Rege-
lung einer geordneten und einheitlichen Berufsausbildung
die Möglichkeit zu Änderungen oder Anpassungen sowie
zur vollständigen Aufhebung der Anerkennung durch
Rechtsverordnung ohne zusätzliche besondere Bestimmung
mitumfasst ist.
Absatz 1 ermächtigt das zuständige Fachministerium, Aus-
bildungsberufe staatlich anzuerkennen. Für die staatliche
Anerkennung ist – wie bisher – eine nähere Ausgestaltung
der Bezeichnung, der Ausbildungsdauer, des Ausbildungs-
berufsbildes, des Ausbildungsrahmenplanes und der Prü-
fungsanforderungen erforderlich. Der in diesem Verständnis
vorgegebene Ermächtigungsrahmen wird durch § 5 präzi-
siert.
Zur Verschlankung und Beschleunigung der Abstimmungs-
verfahren bei der Modernisierung bestehender und Entwick-
lung neuer Ausbildungsberufe strebt die Bundesregierung
zudem eine zeitgemäße Weiterentwicklung des Gemeinsa-
men Ergebnisprotokolls von 1972 an, in dem das Verfahren
zur Abstimmung der Ausbildungsordnungen des Bundes mit
den Rahmenlehrplänen der KMK für den Berufsschulunter-
richt vereinbart wurde. Dies soll, wie bereits mehrfach prak-

tiziert, durch ergänzende Vereinbarungen geschehen. Für
den Bund geht es dabei insbesondere um einen verlässlichen
Zeitplan für das Neuordnungsverfahren unter Einschluss der
Bund-Länder-Abstimmung, um eine verbindliche Festle-
gung der von der Bund-Länder-Abstimmung nicht betroffe-
nen Regelungsinhalte von Ausbildungsordnungen sowie
eine raschere Auflösung von Dissensen in dem auf Arbeits-
ebene tagenden Bund-Länder-Koordinierungsausschuss
durch politische Entscheidungen im Rahmen der so genann-
ten Kontaktgespräche.
Die Absätze 2 und 3 entsprechen § 28 Abs. 1 und 2 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes. Die Herauslösung aus dem
bisherigen Zusammenhang mit § 28 Abs. 3 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes bedeutet insbesondere, dass sich Er-
probungsklauseln gemäß § 28 Abs. 3 auch auf andere Tatbe-
stände beziehen können (siehe hierzu § 6).
Absatz 4 hat eine Vorläuferregelung in § 25 Abs. 3 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes. Abgestellt wird nunmehr
entsprechend der Verordnungspraxis auf die Aufhebung der
Ausbildungsordnung. Ein Bezug auf § 15 Abs. 2 Nr. 2 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes ist entbehrlich, da die Re-
gelung nur für bestehende Berufsausbildungsverhältnisse
gelten kann.

Zu § 5 (Ausbildungsordnung)
§ 5 Abs. 1 hat eine Vorläuferregelung in § 25 Abs. 2 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes. Aufgeführt werden die Min-
destinhalte, die eine auf der Grundlage des § 4 erlassene
Ausbildungsordnung aufweisen muss. Die Änderung in
Nummer 1 ist eine Folgeänderung der Neuformulierung des
§ 4. Die Nummern 3 und 4 greifen die Änderungen in § 1
Abs. 3 auf. Die Formulierung in Nummer 4 „eine Anlei-
tung“ eröffnet dem Verordnungsgeber einen weiten Gestal-
tungsspielraum zur Fassung von Ausbildungsrahmenplänen,
die eine Aufgliederung in mehrere Teile wie auch die Zu-
sammenfassung der sachlichen und zeitlichen Gliederung in
einer Übersicht zulässt. Nach Nummer 5 sind in der Ausbil-
dungsordnung – wie bisher – die Anforderungen an Zwi-
schen- und Abschlussprüfungen zu regeln. Hiervon umfasst
sind damit etwa auch Regelungen zu Teilbefreiungen von
einzelnen Prüfungsbestandteilen.
Absatz 2 zählt darüber hinaus mögliche weitere Inhalte der
Ausbildungsordnung abschließend auf.
Nach Absatz 2 Nr. 1 kann der Verordnungsgeber den Ver-
tragsparteien die Möglichkeit einräumen, von § 4 Abs. 4 ab-
zuweichen. Wird hiervon Gebrauch gemacht, bestimmen so-
mit die Vertragsparteien, ob für die weitere Berufsausbil-
dung die neu erlassene Ausbildungsordnung zugrunde gelegt
wird. In diesem Fall ist die auf der Grundlage der bisherigen
Ausbildungsordnung bereits zurückgelegte Ausbildungszeit
zwingend anzurechnen.
Absatz 2 Nr. 2 hat eine Vorläuferregelung in § 26 des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes. Gegenüber dieser Vorläuferre-
gelung wird klargestellt, dass jede Stufe mit einem Ab-
schluss enden soll, der zu einer qualifizierten beruflichen Tä-
tigkeit befähigt. Zugleich wird die Stufenausbildung durch
ihre Integration in § 5 als ein Regelfall der geordneten Be-
rufsausbildung anerkannt.
Absatz 2 Nr. 3 hat keine Vorläuferregelung im geltenden
Berufsbildungsgesetz. In der Ausbildungsordnung geregelt
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werden kann nunmehr, ob und inwieweit eine erfolgreich ab-
geschlossene Berufsausbildung in einem anderen Ausbil-
dungsberuf derselben oder einer ähnlichen Fachrichtung auf
die in der Ausbildungsordnung geregelte Ausbildung ange-
rechnet werden kann.

Absatz 2 Nr. 4 hat keine Vorläuferregelung im geltenden Be-
rufsbildungsgesetz. Die Erweiterung bietet die Möglichkeit,
bereits im Rahmen der Ausbildungsordnung im Zusammen-
hang mit der Ausbildung stehende weitere Kompetenzen zu
vermitteln und zu prüfen. Dabei kommen sowohl zusätzliche
Wahlbausteine der Ausbildungsordnung als auch Teile ande-
rer Ausbildungs- oder Fortbildungsordnungen in Betracht.
Hierdurch wird eine noch breitere Verwendung auf dem Ar-
beitsmarkt wie auch eine engere Verzahnung von Aus- und
Weiterbildung unterstützt. Die in Absatz 2 Nr. 4 angespro-
chenen zusätzlichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-
ten gehören nicht zum Mindestinhalt eines Ausbildungsbe-
rufsbildes. Dementsprechend müssen sie als Zusatzqualifi-
kationen gesondert geprüft und bescheinigt werden (§ 49).

In Absatz 2 Nr. 5 wird nunmehr ausdrücklich die Möglich-
keit eröffnet, die Abschlussprüfung in zwei zeitlich ausein-
ander fallenden Teilen durchzuführen (sog. gestreckte Ab-
schlussprüfung). Sofern diese Möglichkeit genutzt wird,
müssen entsprechende Regelungen (beispielsweise Zeit-
punkt des ersten Teils der Abschlussprüfung, Ausbildungs-
inhalte bis zu diesem Zeitpunkt, Gewichtung der Teilprüfun-
gen) in der Ausbildungsordnung erfolgen.

Absatz 2 Nr. 6 entspricht § 27 des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes. Der Begriff „überbetriebliche Ausbildung“ wird
nunmehr gesetzlich definiert.

Absatz 2 Nr. 7 stellt klar, dass – wie bisher – durch die Aus-
bildungsordnung das Führen eines Berichtsheftes vorge-
schrieben werden kann.

Der bislang in § 25 Abs. 2 Satz 2 und 3 enthaltene Verweis
auf die Möglichkeit der Vermittlung von Ausbildungsinhal-
ten durch Fernunterricht und auf das Fernunterrichtsschutz-
gesetz wird gestrichen, da es sich hierbei um Methoden der
Wissensvermittlung handelt, nicht um strukturelle Regelun-
gen. Sie gehören daher nicht in eine Ausbildungsordnung.

Zu § 6 (Erprobung neuer Ausbildungsberufe, Ausbil-
dungs- und Prüfungsformen)

§ 6 knüpft an die sog. Experimentierklausel des § 28 Abs. 3
des geltenden Berufsbildungsgesetzes an. Der Anwendungs-
bereich dieser Ermächtigungsgrundlage für Erprobungsver-
ordnungen wird durch eine Neufassung in mehrfacher Hin-
sicht erweitert. Zum einen wird durch Herauslösen der
Ermächtigungsgrundlage aus dem Kontext des sog. Aus-
schließlichkeitsgrundsatzes gemäß § 28 Abs. 1 und 2 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes klargestellt, dass sich Er-
probungsverordnungen nicht auf Ausnahmen vom Aus-
schließlichkeitsgrundsatz beschränken müssen. Zum ande-
ren wird die Zielsetzung von Erprobungsverordnungen, die
bislang auf neue Ausbildungsformen und -berufe gerichtet
war, auf neue Prüfungsformen erweitert.

Um einen zu extensiven Gebrauch der Ermächtigungsnorm
und eine mögliche Zersplitterung des Berufsbildungssys-
tems zu verhindern, werden die für Ausnahmeregelungen

bzw. Erprobungsverordnungen in Frage kommenden Be-
stimmungen des Berufsbildungsgesetzes ausdrücklich auf-
geführt.

Zu § 7 (Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Aus-
bildungszeit)

Die Vorschrift regelt die Anrechnung beruflicher Vorbildung
auf die Ausbildungszeit. Im Gegensatz zu § 29 Abs. 1 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes wird durch Absatz 1 die
Entscheidung, ob eine Vorbildung in einer berufsbildenden
Schule (in der Regel Berufsfachschulen) oder einer sonsti-
gen Berufsbildungseinrichtung auf eine sich anschließende
Berufsausbildung angerechnet wird, zum einen in den Ver-
antwortungsbereich der Länder übertragen. Diese können
durch Rechtsverordnung der Landesregierungen – nach
Absatz 1 Satz 2 ggf. durch Rechtsverordnungen oberster
Landesbehörden – entscheiden, ob und in welchem zeit-
lichen Umfang Bildungsabschnitte an berufsbildenden
Schulen oder in sonstigen Einrichtungen auf die Ausbil-
dungszeit einer betrieblichen Erstausbildung anzurechnen
sind. Eine solche Anrechnungsmöglichkeit wird in der Regel
nur dann in Betracht zu ziehen sein, wenn diese Bildungsan-
gebote nach ihrer inhaltlichen und zeitlichen Struktur der
Ausbildungsordnung eines anerkannten Ausbildungsberufs
entsprechen.

Zum anderen bedarf eine Anrechnung zukünftig des gemein-
samen Antrages der Vertragsparteien des Berufsausbil-
dungsverhältnisses, da die Anrechnung zwangsläufig eine
Verkürzung der betrieblichen Ausbildungsdauer nach sich
zieht und hierdurch rechtsgestaltend in die jeweiligen Ver-
tragsbeziehungen eingewirkt wird.

Im Gegensatz zu § 43 Abs. 2 des Entwurfs setzt die Anrech-
nung beruflicher Vorbildung ein bestehendes Ausbildungs-
vertragsverhältnis voraus, das sich um die Zeit der Anrech-
nung entsprechend verkürzt. Eine mögliche Anrechnung in
einem Umfang von mehr als zwei Jahren wird jedoch in der
Regel den Interessen beider Vertragsparteien widersprechen.

Nach Absatz 2 können die Parteien des Ausbildungsverhält-
nisses ihren Antrag auf Anrechnung auf Teile des in der
Rechtsverordnung festgelegten höchstzulässigen Anrech-
nungszeitraumes beschränken. Dies erlaubt den Vertragspar-
teien weitgehende Flexibilität bei der Gestaltung ihrer Ver-
tragsverhältnisse.

Sofern die Anrechnungsmöglichkeit durch eine Rechtsver-
ordnung nach Landesrecht festgestellt wird und ein entspre-
chender Antrag der Auszubildenden und Ausbildenden vor-
liegt, ist die zuständige Stelle etwa bei der Eintragung des
Ausbildungsverhältnisses in das Verzeichnis der Berufsaus-
bildungsverhältnisse und bei der Prüfungszulassung in ihrem
Ermessens- und Beurteilungsspielraum beschränkt; die An-
rechnung wird unmittelbar durch rechtsgestaltenden Akt der
Vertragsparteien herbeigeführt. Sofern Auszubildende einen
schulischen Bildungsgang in einem Land absolviert haben,
dessen Anrechnungsfähigkeit durch dieses Land im Wege
einer Rechtsverordnung bestimmt wurde, sind auch die
zuständigen Stellen in anderen Ländern verpflichtet, auf
Antrag eine Anrechnung vorzunehmen.

Durch die Schaffung einer Ermächtigungsgrundlage zum Er-
lass von Rechtsverordnungen nach Landesrecht sowie der
Einführung eines Antragserfordernisses wird das beste-
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hende, weitgehend starre System der Anrechnung auf der
Grundlage der sog. Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-
Verordnungen abgelöst. Da diese Ablösung in einigen Län-
dern organisatorische Strukturveränderungen erfordern
wird, können landesrechtliche Rechtsverordnungen frühes-
tens zum 1. August 2006 in Kraft treten (Artikel 8 Abs. 4);
gleichzeitig werden zu diesem Zeitpunkt die auch in der
Übergangszeit bis 31. Juli 2006 anzuwendenden, auf
der Grundlage des § 29 Abs. 1 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes erlassenen Berufsgrundbildungsjahr-An-
rechnungs-Verordnungen aufgehoben.

Im Übrigen dienen die Änderungen in Absatz 1 der sprach-
lichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu § 8 (Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungs-
zeit)

Absatz 1 der Vorschrift entspricht § 29 Abs. 2 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes und verpflichtet die zuständige
Stelle, auf gemeinsamen Antrag von Auszubildenden und
Ausbildenden in solchen Einzelfällen die Ausbildungszeit zu
kürzen, in denen aufgrund persönlicher Voraussetzungen
oder während der Ausbildung gezeigten individuellen Leis-
tungen zu erwarten ist, dass das Ausbildungsziel in der ge-
kürzten Zeit erreicht wird. Hiervon ist auszugehen, wenn eine
Prognose der zuständigen Stelle ergibt, dass der Antragsteller
schon vor Ablauf der durch die Ausbildungsordnung festge-
legten Ausbildungszeit die volle beruflichen Handlungsfä-
higkeit im gewählten Ausbildungsberuf erworben hat.

Eine Verlängerung der Ausbildungszeit ist nach Absatz 2 in
Ausnahmefällen durch (einseitigen) Antrag Auszubildender
möglich, sofern die Verlängerung erforderlich ist, um das
Ausbildungsziel zu erreichen. Als Gründe kommen z. B. in
Betracht längere Krankheitszeiten oder der Ausfall der Aus-
bildung aus betrieblichen Gründen. Die Erwartung, dass eine
anstehende Abschlussprüfung aufgrund mangelhafter beruf-
licher Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nicht be-
standen wird, reicht für sich genommen jedoch als Verlänge-
rungsgrund nicht aus. Hingegen kommt Absatz 2 im Rah-
men von Ausbildungsverhältnissen mit behinderten Men-
schen (§§ 64 bis 67) eine besondere Bedeutung zu. Da der
Entscheidung der zuständigen Stelle zur Verlängerung der
Ausbildung unmittelbar zivilrechtsgestaltende Wirkung zu-
kommt, sind nach Satz 2 Ausbildende zuvor anzuhören.

Im Übrigen dienen die Änderungen der sprachlichen Gleich-
behandlung von Frauen und Männern.

Zu § 9 (Regelungsbefugnis)

§ 9 entspricht § 44 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Der neue Regelungsort resultiert aus einer Konzentration
und Neuordnung der Überwachungsbefugnisse der zuständi-
gen Stellen in Teil 3 Kapitel 1 Abschnitt 2 des Gesetzes. Re-
gelungen für die Durchführung der Berufsausbildung im
Sinne des § 9 umfassen jedoch – wie bisher – nicht das
Recht, eigene Ausbildungsregelungen zur Schaffung neuer
Berufe und Qualifizierungsinhalte zu erlassen; dieses bleibt
für den Bereich der Berufsausbildung weiterhin allein dem
Verordnungsgeber vorenthalten.

Zu Abschnitt 2 (Berufsausbildungsverhältnis)
Zu Unterabschnitt 1 (Begründung des Ausbildungsver-

hältnisses)
Zu § 10 (Vertrag)
§ 10 entspricht § 3 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Der Begriff „Eltern“ wird durch den Begriff „die gesetzli-
chen Vertreter oder Vertreterinnen“ ersetzt. Die Änderungen
dienen der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und
Männern.

Zu § 11 (Vertragsniederschrift)
§ 11 entspricht § 4 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Wie im allgemeinen Arbeitsrecht üblich, wird die elektroni-
sche Form des Vertragsabschlusses ausgeschlossen. Ände-
rungen im Wortlaut dienen der sprachlichen Gleichbehand-
lung von Frauen und Männern.

Zu § 12 (Nichtige Vereinbarungen)
§ 12 Abs. 1 und 2 entsprechen § 5 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes. Die Änderungen dienen der sprachlichen
Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu Unterabschnitt 2 (Pflichten der Auszubildenden)
Zu § 13 (Verhalten während der Berufsausbildung)
Die Vorschrift, die § 9 des geltenden Berufsbildungsgesetzes
entspricht, knüpft ebenso wie § 1 an den Begriff der berufli-
chen Handlungsfähigkeit an, die es durch die Auszubilden-
den zu erwerben gilt. Im Übrigen dienen die Änderungen der
sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu Unterabschnitt 3 (Pflichten der Ausbildenden)
Zu § 14 (Berufsausbildung)
§ 14, in dem die grundlegenden Pflichten Ausbildender ge-
genüber Auszubildenden niedergelegt sind, entspricht § 6
des geltenden Berufsbildungsgesetzes. Die Formulierung in
Absatz 1 Nr. 1 knüpft an die Begrifflichkeiten des § 1 Abs. 3
an und stellt klar, dass Auszubildenden grundsätzlich die
volle berufliche Handlungsfähigkeit in Bezug auf den jewei-
ligen Ausbildungsberuf zu vermitteln ist. Im Übrigen dienen
die Änderungen der sprachlichen Gleichbehandlung von
Frauen und Männern.

Zu § 15 (Freistellung)
§ 15 übernimmt die Regelung des § 7 des geltenden Berufs-
bildungsgesetzes. Die Änderung dient der sprachlichen
Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu § 16 (Zeugnis)
Die Vorschrift entspricht weitgehend dem § 8 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes. Absatz 2 enthält die Anpassung an
die Begrifflichkeiten des § 1 Abs. 3, wonach neben erworbe-
nen beruflichen Fertigkeiten und Kenntnissen auch Fähigkei-
ten der Auszubildenden zu bescheinigen sind. Sofern durch
die Auszubildenden gewünscht, sind in das Zeugnis zudem
besondere Angaben zu Führung und Leistung mitaufzuneh-
men. Hiernach können neben Verhaltensangaben etwa auch
herausgehobenes Geschick bei der Arbeit oder den Ausbil-
dungsstandard übertreffendes Fachwissen dokumentiert wer-
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den. Die Erteilung der Zeugnisse in elektronischer Form ist
ausgeschlossen. Im Übrigen dienen die Änderungen der
sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu Unterabschnitt 4 (Vergütung)
Zu § 17 (Vergütungsanspruch)
§ 17 Abs. 1 und 3 entsprechen unter Anpassung der Vor-
schrift an die sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und
Männern inhaltlich § 10 Abs. 1 und 3 des geltenden Berufs-
bildungsgesetzes.
Absatz 2 ersetzt den nicht mehr gültigen Bezug auf die
Reichsversicherungsordnung durch den Verweis auf § 17
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch.
Auf dieser Ermächtigungsgrundlage beruht die Sachbezugs-
verordnung, die den Wert der Sachbezüge, die Arbeitnehmer
als Arbeitsentgelt erhalten, nach dem tatsächlichen Ver-
kehrswert im Voraus für jedes Kalenderjahr bestimmt. Sol-
che Sachbezüge können nach Maßgabe der Verordnung auf
die Ausbildungsvergütung angerechnet werden, jedoch nicht
über 75 Prozent der jeweiligen Bruttovergütung hinaus.

Zu § 18 (Bemessung und Fälligkeit der Vergütung)
§ 18 nimmt § 11 des geltenden Berufsbildungsgesetzes in
unveränderter Form auf.

Zu § 19 (Fortzahlung der Vergütung)
§ 19 entspricht § 12 des geltenden Berufsbildungsgesetzes
mit einer Ausnahme: nach § 1 Abs. 2 Entgeltfortzahlungs-
gesetz sind „die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten“
Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes. Das Entgeltfortzah-
lungsgesetz findet daher unmittelbare Anwendung auf
Auszubildende. Der in § 12 Abs. 1 Satz 2 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes enthaltene Verweis auf das Entgelt-
fortzahlungsgesetz im Krankheitsfalle sowie bei Maßnah-
men der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation ist daher
überflüssig und entfällt in der Neuformulierung.
Im Übrigen dienen die Änderungen der sprachlichen Gleich-
behandlung von Frauen und Männern.

Zu Unterabschnitt 5 (Beginn und Beendigung des Aus-
bildungsverhältnisses)

Zu § 20 (Probezeit)
§ 20 übernimmt § 13 des geltenden Berufsbildungsgesetzes
in unveränderter Form.

Zu § 21 (Beendigung)
Die Absätze 1 und 3 dieser Vorschrift entsprechen § 14
Abs. 1 und 3 des Berufsbildungsgesetzes von 1969 in unver-
ändertem Wortlaut. § 14 Abs. 2 des geltenden Gesetzes sieht
für den Fall, dass Auszubildende ihre Abschlussprüfung vor
Ablauf der Ausbildungszeit bestehen, die Beendigung des
Ausbildungsverhältnisses kraft Gesetzes „mit Bestehen der
Abschlussprüfung“ vor. Diese Formulierung hat in der Ver-
gangenheit mehrfach Anlass zu Unsicherheiten bei der Ge-
setzesauslegung gegeben. Der künftige Wortlaut des Absat-
zes 2 knüpft nunmehr an die Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichtes an (vgl. etwa BAG vom 16. Februar 1994,
EzB Nr. 31 zu § 14 Abs. 2 BBiG) und stellt klar, dass bei Be-

stehen der Abschlussprüfung vor Ablauf der regulären Aus-
bildungszeit das Berufsausbildungsverhältnis mit Bekannt-
gabe des Prüfungsergebnisses durch den Prüfungsausschuss
endet.

Im Übrigen dienen die Änderungen der sprachlichen Gleich-
behandlung von Frauen und Männern.

Zu § 22 (Kündigung)

§ 22 entspricht § 15 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Die Änderungen dienen der sprachlichen Gleichbehandlung
von Frauen und Männern.

Zu § 23 (Schadensersatz bei vorzeitiger Beendigung)

§ 23 entspricht § 16 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Die Änderungen dienen der sprachlichen Gleichbehandlung
von Frauen und Männern.

Zu Unterabschnitt 6 (Sonstige Vorschriften)

Zu § 24 (Weiterarbeit)

§ 24 entspricht § 17 des geltenden Berufsbildungsgesetzes
mit einer Änderung zur sprachlichen Gleichbehandlung von
Frauen und Männern.

Zu § 25 (Unabdingbarkeit)

§ 25 entspricht § 18 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Die Änderung dient der sprachlichen Gleichbehandlung von
Frauen und Männern.

Zu § 26 (Andere Vertragsverhältnisse)

§ 26 übernimmt die Regelung des § 19 des geltenden Berufs-
bildungsgesetzes und passt diese an die Begrifflichkeiten des
§ 1 an. Bei der Neuformulierung der Vorschrift wurde die Er-
streckung des Abschnitts 2 auf sonstige Arbeitsverhältnisse
zum Erwerb beruflicher Fertigkeiten, Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Erfahrungen auf die §§ 10 bis 23 sowie 25 reduziert,
da ein Weiterbeschäftigungsanspruch (§ 24) in einem reinen
Praktikanten- oder Volontärsverhältnis in Abwägung mit den
Interessen des Vertragspartners nicht angemessen erscheint.

Zu Abschnitt 3 (Eignung von Ausbildungsstätte und Aus-
bildungspersonal)

Zu § 27 (Eignung der Ausbildungsstätte)

Gegenüber dem geltenden Berufsbildungsgesetz werden die
in den §§ 20 bis 24 sowie über den sechsten Teil des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes verstreuten Vorschriften zur
Eignung von Ausbildungsstätten und Ausbildungspersonal
in einem neuen Abschnitt zusammengefasst und einem ein-
heitlichen Ordnungssystem unterworfen. Dieses ist grund-
sätzlich für Berufausbildung in allen Berufsbereichen anzu-
wenden, gestattet jedoch nach Bedarf flexible Anpassungen
an die Bedürfnisse einzelner Berufsbereiche, etwa bei der
Ausbildung in Berufen der Landwirtschaft oder bei Angehö-
rigen freier Berufe.

§ 27 entspricht dem § 22 des geltenden Berufsbildungsgeset-
zes, wobei in Absatz 1 die Anfügung des Wortes „und“ nach
der Nummer 1 verdeutlicht, dass beide Voraussetzungen ku-
mulativ vorliegen müssen. Absatz 2 wird durch die Auf-
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nahme des Begriffs „Fähigkeiten“ an die neue Begriffssyste-
matik des § 1 angepasst.

Die Absätze 3 und 4 greifen den Regelungsgehalt der §§ 82
und 96 des geltenden Berufsbildungsgesetzes auf, wonach
Ausbildungsstätten für die Berufsausbildung in Berufen der
Landwirtschaft und Hauswirtschaft der staatlichen Anerken-
nung bedürfen. Hintergrund dieser Festlegung ist die Tatsa-
che, dass die Berufsausbildung in diesen Berufen in erhebli-
chem Umfang in kleinen Familienbetrieben mit nur einem
Betriebsinhaber bzw. einer Betriebsinhaberin (Ausbilder)
und einem Auszubildenden bzw. einer Auszubildenden er-
folgt. Da diese Ausbildungsbetriebe häufig großräumig ver-
teilt sind, stellen diese Regelungen aus Sicht der betroffenen
Sozialpartner sowie der zuständigen Stellen und Behörden
wesentliche und bewährte Elemente der Qualitätssicherung
in der Berufsausbildung sowie eine Verwaltungsvereinfa-
chung bei der Feststellung der Eignung der Ausbildungs-
stätte dar.

Des Weiteren kann das zuständige Fachministerium (wie
schon nach altem Recht) bestimmte Eignungskriterien kon-
kretisieren. Diese Kriterien, insbesondere Mindestanforde-
rungen an die Größe, die Einrichtung und den Bewirtschaf-
tungszustand der Ausbildungsstätte können im Wege einer
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung entsprechend den Erfor-
dernissen des jeweiligen Ausbildungsberufs näher bestimmt
werden.

Zu § 28 (Eignung von Ausbildenden und Ausbildern)

In § 28 Abs. 1 wird die Regelung des § 20 Abs. 1 des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes im Wortlaut übernommen. Ab-
satz 2 entspricht dem bisherigen § 21 Abs. 4 mit dem Zusatz,
dass durch den Begriff „Ausbilder/Ausbilderin“ diejenige
Person definiert wird, die im Gegensatz zum Ausbildenden
die Ausbildungsinhalte in der Ausbildungsstätte unmittelbar,
verantwortlich und in wesentlichem Umfang selbst vermit-
telt.

Absatz 3 regelt erstmals die in der Praxis übliche partielle
Vermittlung von Ausbildungsinhalten durch Personen, die
zwar nicht alle Erfordernisse für die fachliche Eignung der
Ausbilder erfüllen, jedoch neben ihrer persönlichen Eignung
die beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten be-
sitzen, die für die Vermittlung einzelner Ausbildungsgegen-
stände erforderlich ist.

Im Übrigen dienen die Änderungen der sprachlichen Gleich-
behandlung von Frauen und Männern.

Zu § 29 (Persönliche Eignung)

Die Vorschrift übernimmt wortgleich die Regelung des § 20
Abs. 2 des geltenden Berufsbildungsgesetzes. Nummer 1
verweist dabei auf die Tatbestandsvoraussetzungen des § 25
Jugendarbeitsschutzgesetzes, die für Ausbildende und Aus-
bilder/Ausbilderinnen bei rechtskräftiger Verurteilung
wegen bestimmter Straftaten und Ordnungswidrigkeiten ein
Beschäftigungsverbot von Jugendlichen vorsehen. Die
Übernahme dieser Vorschrift in den Kontext des BBiG ist
notwenig, da Auszubildende nicht zwangsläufig auch Ju-
gendliche im Sinne des Jugendarbeitsschutzgesetzes sind.

Zu § 30 (Fachliche Eignung)
Der neu gestaltete § 30 bildet das Kernstück der Eignungs-
bestimmungen und übernimmt nach seinem Regelungsgehalt
die Vorschriften der §§ 20 und 21 sowie die Bestimmungen
des sechsten Teils des geltenden Berufsbildungsgesetzes, so-
weit sie sich auf besondere Voraussetzungen für die fachliche
Eignung in bestimmten Wirtschafts- und Berufszweigen be-
ziehen. Damit werden die über das geltende Berufsbildungs-
gesetz verstreuten Einzelvorschriften zur fachlichen Eignung
einer einheitlichen und transparenten Regelung zugeführt.
Die einzelnen Absätze gewährleisten dabei, dass bei Bedarf
individuelle Anforderungen an die fachliche Eignung je nach
Ausbildungsberuf aufgestellt werden können.
Absatz 1 enthält im Gegensatz zum bisher geltenden § 20
Abs. 3 Berufsbildungsgesetz nunmehr eine positive Formu-
lierung der fachlichen Eignung. Sie liegt vor, wenn die Aus-
bildenden oder Ausbilder/Ausbilderinnen die für die Ver-
mittlung der Ausbildungsinhalte erforderlichen beruflichen
sowie berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten Kenntnisse besitzen.
Absatz 2 konkretisiert das Teilelement „berufliche Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten“ und bestimmt in den
Nummern 1 bis 3 alternative Nachweismöglichkeiten. Ge-
meinsame Anforderung bleibt jedoch, dass der Nachweis in
einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung
erbracht worden ist und das Ausbildungspersonal eine ange-
messene Zeit in dem Beruf praktisch tätig gewesen ist. Nach
Nummer 1 besitzt die erforderlichen beruflichen Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten, wer die Abschlussprüfung
vor der zuständigen Stelle in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf bestanden hat.
Nach Nummer 2 kann der Nachweis durch eine anerkannte
Prüfung an einer Ausbildungsstätte oder vor einer Prüfungs-
behörde geführt werden. Hierunter sind insbesondere Fortbil-
dungsabschlüsse nach den §§ 53 und 54 sowie Prüfungen zu
verstehen, die tatsächlich oder rechtlich im jeweiligen Wirt-
schafts- oder Berufszweig anerkannt sind. Nummer 2 schafft
zudem die Möglichkeit, den Eignungsnachweis durch eine
Abschlussprüfung an einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Schule zu erbringen, wonach auch Absolventen voll-
zeitschulischer Bildungsgänge die Möglichkeit erhalten, im
dualen Ausbildungssystem als Ausbildende bzw. Ausbilder
tätig zu werden. Das Erfordernis, dass die schulische Ab-
schlussprüfung in einer dem Ausbildungsberuf entsprechen-
den Fachrichtung abgelegt wurde, stellt dabei sicher, dass der
schulische Ausbildungsgang nach Struktur, Inhalt und Quali-
tät einer betrieblichen Ausbildung entsprechen muss.
§ 30 Abs. 2 Nr. 3 greift die Regelung des § 76 Abs. 1
(IHK-Berufe) und § 80 Abs. 2 (Landwirtschaft) des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes auf, wonach die für die fach-
liche Eignung erforderlichen beruflichen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten auch besitzt, wer eine Ab-
schlussprüfung an einer deutschen Hochschule in einer dem
Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung bestanden
hat. Ein Verweis auf öffentliche oder staatlich anerkannte
deutsche Ingenieursschulen oder höhere Wirtschaftsfach-
schulen ist nicht mehr erforderlich, da diese Einrichtungen in
Fachhochschulen und damit in eine deutsche Hochschule
nach dem Hochschulrahmengesetz überführt wurden.
Absatz 3 sieht für das zuständige Fachministerium im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und
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Forschung die Möglichkeit vor, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, welche Prüfungen nach Absatz 2 Nr. 2 aner-
kannt werden. Er entspricht § 76 Abs. 3 und § 80 Abs. 2 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes. Im Gegensatz zum gel-
tenden Recht beschränken Absatz 2 und 3 die Möglichkeit
des Eignungsnachweises durch anerkannte Prüfungen und
den Erlass entsprechender Rechtsverordnungen nicht mehr
auf sog. IHK-Berufe und den Bereich der Landwirtschaft;
diese Form des Nachweises ist nunmehr auch in allen ande-
ren Berufsbereichen möglich.

Absatz 4 trägt dem Bedürfnis Rechnung, dass für die Ausbil-
dung in bestimmten Berufen über die Vorgaben des Absat-
zes 2 hinaus höhere Mindestanforderungen an die im Rahmen
der fachlichen Eignung erforderlichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten zu stellen sind. Höhere Mindestanforde-
rungen werden gegenwärtig bei der Berufsausbildung im Be-
reich der Landwirtschaft, der freien Berufe und der Hauswirt-
schaft gestellt. Nach Nummer 1 kann demnach wie bisher die
Ausbildereignung vom Bestehen einer landwirtschaftlichen
bzw. hauswirtschaftlichen Meisterprüfung abhängig gemacht
werden, wobei durch die Formulierung „wer die Vorausset-
zungen des Absatzes 2 Nr. 2 oder 3 erfüllt“ der Nachweis
durch anderweitige Hochschulprüfungen nicht ausgeschlos-
sen wird. Absatz 4 Nr. 2 schafft die Möglichkeit, die Ausbil-
dereignung an eine bestandene Hochschulprüfung oder die
Zulassung zu einem freien Beruf zu knüpfen, womit den be-
sonderen Bedürfnissen bei der Berufsausbildung der Fachan-
gestellten bei Rechts- und Patentanwälten, Notaren, Wirt-
schafts- und Steuerberatern sowie Ärzten, Zahnärzten, Veteri-
närärzten und Apothekern (nach geltendem Recht geregelt in
den §§ 88, 90 und 92) Rechnung getragen werden kann. Die
Bestimmung von erhöhten Anforderungen bedarf der Rechts-
verordnung des zuständigen Fachministeriums im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung.

Nach Absatz 5 kann durch Rechtsverordnung des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung bestimmt werden,
dass die für die fachliche Eignung erforderlichen berufs- und
arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten gesondert nachzuweisen sind; Absatz 5 greift damit
die Bestimmung des § 21 Abs. 1 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes auf. Auf der Grundlage des § 21 Abs. 1 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes wurde die Ausbilder-Eig-
nungsverordnung vom 16. Februar 1999, zuletzt geändert
durch Verordnung vom 28. Mai 2003, erlassen, die auch
nach Inkrafttreten des novellierten Berufsbildungsgesetzes
weiterhin Bestand hat.

Um Härtefälle zu vermeiden, kann nach Absatz 6 die nach
Landesrecht zuständige Behörde in Ausnahmefällen Perso-
nen, die die für die fachliche Eignung erforderlichen beruf-
lichen oder berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten nicht nach den Absätzen 2, 4
(soweit erforderlich) oder 5 nachweisen können, die fachli-
che Eignung nach Anhörung der zuständigen Stelle wider-
ruflich zuerkennen. Die Zuerkennung kann gegebenenfalls
davon abhängig gemacht werden, dass ein etwa erforderli-
cher Nachweis innerhalb eines bestimmten Zeitraums zu er-
bringen ist.

Zu § 31 (Europaklausel)

§ 31 nimmt die Formulierung der Europaklausel in § 112 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes auf, soweit diese auf § 76

Abs. 1, § 80 Abs. 1 und § 94 Abs. 1 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes verweist. Mit der Vorschrift werden die erste
und zweite EG-Anerkennungsrichtlinie im Hinblick auf die
Ausbildungsberechtigung aufgrund fachlicher Eignung um-
gesetzt. Ausländische Diplome und Bildungsabschlüsse sind
danach entsprechend den genannten EG-Richtlinien deut-
schen Abschlüssen bei der Feststellung der fachlichen Eig-
nung gleichzustellen.
Die zitierten Richtlinien sind mehrfach geändert worden.
Nichtamtliche konsolidierte Fassungen sind im Internet bei der
EU-Datenbank Eur-Lex unter http://europa.eu.int/eur-lex/de/
consleg/pdf/1992/de_1992L0051_do_001.pdf bzw. http://
europa.eu.int/eur-lex/de/consleg/pdf/1989/de_1989L0048_do
_001.pdf einzusehen.
Der Verweis auf § 30 Abs. 2 ersetzt die bisherige Bezug-
nahme auf § 76 Abs. 1 des geltenden Berufsbildungsgeset-
zes, der Verweis auf § 30 Abs. 4 die Bezugnahmen auf § 80
Abs. 1 und § 94 Abs. 1 des geltenden Berufsbildungsgeset-
zes. Da die Europaklausel sich in ihrer jetzigen Form nur
noch auf die fachliche Eignung bezieht, ist sie nun unmittel-
bar bei den Vorschriften über Eignung von Ausbildungsstätte
und Ausbildungspersonal angesiedelt.
Hinsichtlich des Verweises auf § 40 Abs. 2 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes in § 112 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes wird auf die Begründung zu § 45 verwiesen.
Die Bezugnahme auf § 77 Abs. 1 und 4 Berufsbildungsge-
setz in § 112 des geltenden Berufsbildungsgesetzes ist nach
der Aufhebung von § 77 des geltenden Berufsbildungsgeset-
zes gegenstandslos. Hinsichtlich der Bezugnahmen auf § 81
Abs. 3 sowie § 95 Abs. 3 des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes wird auf die Begründung zu § 55 verwiesen.
Absatz 2 stellt klar, dass nur von der Wahlmöglichkeit des
Artikels 4 beider Richtlinien Gebrauch gemacht wird.
Die Änderungen in Absatz 3 dienen der sprachlichen Gleich-
behandlung von Frauen und Männern.

Zu § 32 (Überwachung der Eignung)
Die Vorschrift beinhaltet bei geänderter Überschrift die Re-
gelung des § 23 des geltenden Berufsbildungsgesetzes. Sie
weist der zuständigen Stelle die Aufgabe zu, das Vorliegen
der Eignung der Ausbildungsstätte sowie der persönlichen
und fachlichen Eignung zu überwachen, bei Mängeln auf die
Beseitigung zu dringen und gegebenenfalls eine entspre-
chende Mitteilung an die nach Landesrecht zuständige Be-
hörde zu übermitteln.
Die Änderungen dienen der sprachlichen Gleichbehandlung
von Frauen und Männern.

Zu § 33 (Untersagung des Einstellens und Ausbildens)
§ 33 entspricht § 24 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Die Reihenfolge der Absätze 1 und 2 wird getauscht, um die
Regelung an die Systematik der §§ 27 ff. anzupassen. Da-
nach kann die nach Landesrecht zuständige Behörde für eine
bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen und Ausbilden
untersagen, sofern die Maßgaben des § 27 nicht oder nicht
mehr vorliegen. Absatz 2 bezieht sich auf die Überwachung
der Eignung des Ausbildungspersonals und verpflichtet die
nach Landesrecht zuständige Behörde, eine Untersagungs-
verfügung auszusprechen, wenn die persönliche oder fachli-
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che Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt. Nach Absatz 3
sind im Regelfall die Beteiligten und die zuständigen Stellen
zu hören.

Zu Abschnitt 4 (Verzeichnis der Berufsausbildungsver-
hältnisse)

Zu § 34 (Einrichten, Führen)

§ 34 entspricht § 31 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Neu hinzugefügt wurde Absatz 2, in dem der wesentliche In-
halt, der in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhält-
nisse einzutragen ist, durch einen Merkmalskatalog näher
bestimmt wird.

Zu § 35 (Eintragen, Ändern, Löschen)

§ 35 entspricht inhaltlich § 32 des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes. Die Änderung der Verweise in Absatz 2 ist redak-
tioneller Art.

Die sonstigen Änderungen in Absatz 2 Satz 2 tragen zum
einen der Tatsache Rechnung, dass im Falle der gestreckten
Abschlussprüfung keine Zwischenprüfung mehr stattfindet;
an ihre Stelle tritt der erste Teil der Abschlussprüfung. Zum
anderen dienen sie der sprachlichen Gleichbehandlung von
Frauen und Männern.

Der neu eingefügte Absatz 3 ermöglicht für die Zukunft,
dass bestimmte Daten aus dem Verzeichnis der Berufsausbil-
dungsverhältnisse an die Bundesagentur für Arbeit übermit-
telt werden. Diese dürfen – insbesondere auf der Grundlage
des in das Dritte Buch Sozialgesetzbuch ebenfalls neu einge-
fügten § 282b – von der Arbeitsverwaltung zu Zwecken der
Verbesserung der Ausbildungsvermittlung, der Verbesse-
rung der Zuverlässigkeit und Aktualität der Ausbildungsver-
mittlungsstatistik und zur Verbesserung der Feststellung von
Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt verwen-
det werden.

Zu § 36 (Antrag)

§ 36 entspricht – bis auf Änderungen zur sprachlichen
Gleichbehandlung von Frauen und Männern – § 33 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes.

Zu Abschnitt 5 (Prüfungswesen)

Zu § 37 (Abschlussprüfung)

Absatz 1 basiert auf § 34 Abs. 1 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes. Die Ergänzung in Satz 2 stellt klar, dass die
Abschlussprüfung nur im Falle des Nichtbestehens zweimal
wiederholt werden kann. Ein sog. Freischuss trotz Bestehens
der Prüfung, der lediglich der Verbesserung der Note dient,
ist daher nicht zulässig. Dies entspricht der gegenwärtigen
Praxis, ergab sich aber bislang nicht eindeutig durch den Ge-
setzeswortlaut.

Satz 3 regelt die Wiederholbarkeit der Prüfung im Falle der
neu ins Gesetz eingeführten sog. gestreckten Abschlussprü-
fung (vgl. hierzu auch § 5 Abs. 2). Da auch die gestreckte
Abschlussprüfung rechtlich nur eine einheitliche Abschluss-
prüfung darstellt, die lediglich zeitlich entzerrt wird, ist der
erste Teil der Abschlussprüfung nicht eigenständig wieder-
holbar; dies kann im Falle des Nichtbestehens lediglich im

Rahmen der Wiederholung der gesamten Prüfung erfolgen.
Dabei kann sich der Inhalt der Wiederholungsprüfung u. U.
auf den ersten Teil der Abschlussprüfung beschränken.

Einzelheiten wie etwa die Gewichtung der beiden Prüfungs-
teile sowie Bestehensregelungen müssen im Rahmen der
Ausbildungsordnung bzw. Prüfungsordnung geregelt wer-
den.

Absatz 2 Satz 2 entspricht dem bisherigen § 41 Satz 3 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes mit dem Unterschied,
dass die Nennung der Zwischenprüfung entfallen ist. Da
§ 48 Abs. 1 auf die §§ 37 bis 39 verweist, ist die Erwähnung
der Zwischenprüfung überflüssig geworden.

Absatz 2 Satz 3 legt fest, in welcher Weise die Ergebnisse
des ersten Teils der gestreckten Abschlussprüfung dem Prüf-
ling bekannt gegeben werden. Da der erste Teil keine eigen-
ständige Prüfung darstellt, wird kein formales Zeugnis aus-
gestellt, sondern lediglich eine Bescheinigung, um die Prü-
fungsleistungen (gegenüber dem Prüfling) schriftlich zu do-
kumentieren.

Der neu geschaffene Absatz 3 trägt den nationalen und euro-
päischen Bemühungen zur Förderung der grenzüberschrei-
tenden Mobilität und zur Transparenz der Befähigungsnach-
weise Rechnung. Er ist in Ergänzung zu der seit einigen Jah-
ren in Deutschland bestehenden Praxis zu sehen, bei der
Neuordnung von Ausbildungsberufen sog. Ausbildungspro-
file in englischer und französischer Sprache zu erstellen.
Eine ähnliche Regelung ist auch in § 19 Abs. 6 Hochschul-
rahmengesetz in Bezug auf Bachelor- und Masterstudien-
gänge enthalten.

Da nicht alle Auszubildenden auslandsbezogene Interessen
haben und um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermei-
den, soll eine Übersetzung jedoch nur auf Antrag des oder
der Auszubildenden erfolgen. Zweckmäßigerweise und um
die Aussagekraft des übersetzten Zeugnisses zu erhöhen,
sollten Zeugnis und Ausbildungsprofil miteinander verbun-
den werden.

Auszubildende sollen nach Absatz 4 grundsätzlich von allen
Gebühren gegenüber der zuständigen Stelle im Zusammen-
hang mit der Abschlussprüfung freigestellt werden. Auch bei
einer fremdsprachlichen Übersetzung des Zeugnisses nach
Absatz 3 sollen daher für die Auszubildenden keine Gebüh-
ren anfallen.

Im Übrigen dienen vorhandene Änderungen der sprachli-
chen Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu § 38 (Prüfungsgegenstand)

§ 38 beruht auf § 35 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
In der Neuformulierung wird der Aufnahme der Begriffe
„Fähigkeiten“ und „berufliche Handlungsfähigkeit“ in § 1
Abs. 3 durch Berücksichtigung bei Inhalt und Zweck der
Abschlussprüfung Rechnung getragen.

Die Formulierung „zu vermittelnden … Lehrstoff“ dient der
Klarstellung, dass es nicht auf den im Einzelfall im Unter-
richt tatsächlich vermittelten Lehrstoff ankommt. Hierunter
ist vielmehr der Lehrstoff zu verstehen, der laut Lehrplan auf
der Grundlage der Ausbildungsordnung zu vermitteln ist.
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Zu § 39 (Prüfungsausschüsse)

§ 39 Abs. 1 entspricht § 36 des geltenden Berufsbildungsge-
setzes. Danach wird für die Abnahme der Abschlussprüfung
ein Prüfungsausschuss eingesetzt. Er muss die Prüfungsleis-
tung des Prüflings unabhängig und eigenständig bewerten.

Dies und der Grundsatz der Einheit der Abschlussprüfung
nach § 38 (punktuelle Abschlussprüfung der Ausbildungser-
gebnisse von Betrieb und Schule in einem Prüfungsvorgang
und zu einem Prüfungstermin) schließen es grundsätzlich
aus, dass Ergebnisse anderer (externer) Prüfungen in die Be-
wertung der Abschlussprüfung aufgenommen werden. Auch
die Berufsschulabschlussprüfung bzw. wesentliche Teile von
ihr können grundsätzlich nicht als Teil der Abschlussprüfung
anerkannt werden oder Ergebnisse von ihr übernommen oder
als Vorleistung angerechnet werden.

Es ist jedoch zulässig, wenn der Prüfungsausschuss sich zur
Bewertung einzelner Prüfungsleistungen der gutachterlichen
Stellungnahme von Dritten, die an der Berufsausbildung be-
teiligt sind, bedient. Unverzichtbar dabei ist, dass der Prü-
fungsausschuss das Recht hat, vorgeschlagene Noten zu än-
dern, d. h. dass er nicht an Vorgaben gebunden ist (vgl. auch
Urteil des OVG Rheinland-Pfalz, Az. 3 A 79/79 vom 13. Fe-
bruar 1980). Er hat das Letztentscheidungsrecht über Noten,
Bestehen oder Nichtbestehen der Prüfung.

§ 39 Abs. 2 sieht daher künftig die Möglichkeit einer gutach-
terlichen, d. h. rechtlich unverbindlichen Stellungnahme
Dritter bei der Abnahme der Abschlussprüfung vor. Mündli-
che Prüfungsleistungen sind davon ausgeschlossen, da diese
vom Prüfungsausschuss selbst abgenommen werden sollen.
„Dritter“ i. S. des Gesetzes können insbesondere Berufs-
schulen, aber auch Ausbildungspersonal in Betrieben sein.

Durch diese Neuregelung wird im Rahmen der Einbezie-
hung Dritter bei der Leistungsermittlung des Prüflings in ge-
wissem Umfang auch die Einbeziehung von Berufsschulleis-
tungen in die Abschlussprüfung ermöglicht, sofern diese
Leistungen in unmittelbarem zeitlichen und sachlichen Zu-
sammenhang mit der Abschlussprüfung nach dem Berufsbil-
dungsgesetz erbracht werden.

In Betrieben kann sich die Stellungnahme ausbildender Drit-
ter insbesondere auf die Begutachtung praktischer Prüfungs-
aufgaben in Form eines betrieblichen Auftrags beziehen.

Da es sich in den Fällen der gutachterlichen Stellungnahme
Dritter um vorbereitende Handlungen für die Bewertung
durch den Prüfungsausschuss handelt, sind nach § 39 Abs. 3
die für die Beschlussfassung erheblichen Sachverhalte (we-
sentliche Abläufe, Bewertung der Prüfungsleistungen, für
die Bewertung erhebliche Tatsachen) zu dokumentieren.

Zu § 40 (Zusammensetzung, Berufung)

§ 40 nimmt – bis auf einige Änderungen zur sprachlichen
Gleichbehandlung von Frauen und Männern – § 37 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes in unveränderter Form auf.

Zu § 41 (Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung)

§ 41 entspricht – bis auf einige Änderungen zur sprachlichen
Gleichbehandlung von Frauen und Männern – § 38 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes.

Zu § 42 (Beschlussfassung, Bewertung der Abschlussprü-
fung)

Nach § 39 ist der Prüfungsausschuss zuständig für die Ab-
nahme der Abschlussprüfung. Nach Artikel 12 Grundgesetz
bedeutet dies, dass alle Entscheidungen, die das Grundrecht
der Berufsfreiheit des Prüflings berühren können, durch den
Prüfungsausschuss in seiner Gesamtheit getroffen werden
müssen. Dieser muss unter Mitwirkung aller seiner Mitglie-
der entscheiden (sog. Kollegialprinzip).
Nicht in den Schutzbereich des Artikels 12 Grundgesetz
fallen dagegen Entscheidungen wie z. B. die Auswahl und
Bestimmung der Prüfungsaufgaben (vgl. hierzu auch die
Begründung zu § 47) sowie sonstige vorbereitende Hand-
lungen.
Der neu geschaffene § 42 nimmt eine Abgrenzung in Bezug
auf die Abnahme der Prüfungsleistungen vor. Bei Entschei-
dungen nach Absatz 1 muss der Prüfungsausschuss als Kol-
legialorgan tätig werden. Sämtliche Prüfungsleistungen
müssen – ggf. auf der Grundlage von gemäß Absatz 2 von
Mitgliedern geleisteten vorbereitenden Maßnahmen – vom
gesamten Ausschuss bewertet werden. Es handelt sich um
Beschlüsse
l über die Noten zur Bewertung einzelner Leistungen in

der Abschlussprüfung und der Abschlussprüfung insge-
samt sowie

l über das Bestehen oder Nichtbestehen der Abschlussprü-
fung insgesamt.

Absatz 2 enthält eine wesentliche Neuerung gegenüber dem
bisherigen Verfahren, nämlich Ausnahmen vom Kollegial-
prinzip des § 39, ohne dieses jedoch in seinem Wesensgehalt
zu tangieren. Grund dafür ist, dass namentlich die prakti-
schen Prüfungsteile, in denen nicht nur das Ergebnis, son-
dern auch die Ergebnisgewinnung bewertungsrelevant ist
(z. B. Arbeitsprobe), einen erheblichen Prüfungsaufwand er-
fordern, der das Engagement fachlich und sachlich hoch qua-
lifizierter Prüferinnen und Prüfer behindern kann. Aus die-
sem Grund wird für bestimmte Bereiche der Abschlussprü-
fung das Berichterstatterprinzip eingeführt.
Nunmehr hat der Vorsitz nach Absatz 2 das Recht (nicht aber
die Pflicht), zur Vorbereitung der Beschlussfassung des Prü-
fungsausschusses die Bewertung einzelner Prüfungsleistun-
gen auf mindestens zwei Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses zu delegieren. Mündliche Prüfungsleistungen bleiben da-
von ausgeschlossen. Dieser Teil der Prüfung soll vom Prü-
fungsausschuss in seiner Gesamtheit abgenommen werden.
Dabei hat der Vorsitz die Gründe, die für oder gegen eine De-
legation sprechen, abzuwägen. Es ist zu prüfen, ob es aus-
reicht, wenn die Bewertung von nur zwei Mitgliedern des
Prüfungsausschusses vorgenommen wird.
Die Bewertung von Prüfungsleistungen setzt die eigenstän-
dige Kenntnisnahme der Prüfungsleistung und die Bildung
eines eigenen Urteils durch die mit der Bewertung beauftrag-
ten Mitglieder des Prüfungsausschusses voraus.
Da es sich in den Fällen, in denen nicht alle Ausschussmit-
glieder die Prüfung abnehmen, um die Vorbereitung der Be-
schlussfassung nach Absatz 1 handelt, sind nach Absatz 3
die für die Beschlussfassung erheblichen Sachverhalte (we-
sentliche Abläufe, Bewertung der Prüfungsleistungen, für
die Bewertung erhebliche Tatsachen) zu dokumentieren. Die
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Bewertungen der einzelnen Prüfungsleistungen durch die
beauftragten Ausschussmitglieder bilden die Grundlage der
abschließenden Bewertung. Dem Kollegialorgan bleiben
Bewertungsänderungen vorbehalten, vor allem bei erhebli-
chen Bewertungsunterschieden durch die beauftragten Aus-
schussmitglieder.

Mit der Meisterprüfungsverfahrensordnung vom 17. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 4154) ist das Berichterstatterprin-
zip im Handwerk bereits eingeführt worden.

Zu § 43 (Zulassung zur Abschlussprüfung)

Absatz 1 bleibt gegenüber § 39 Abs. 1 des geltenden Berufs-
bildungsgesetzes bis auf sprachliche Anpassungen zur
Gleichbehandlung von Frauen und Männern unverändert.

Der neue Absatz 2 entspricht seiner Struktur nach dem bis-
herigen § 40 Abs. 3. Nach Satz 1 ist zur Abschlussprüfung
auch zuzulassen, wer in einer berufsbildenden Schule (oder
einer sonstigen Berufsbildungseinrichtung, vgl. § 2 Abs. 1
Nr. 3) ausgebildet worden ist, wenn diese Ausbildung der
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
nach dem Berufsbildungsgesetz entspricht. Diese Bestim-
mung verschafft einem Bewerber einen Anspruch auf Zulas-
sung, der jedoch im Rahmen des Beurteilungsspielraums der
zuständigen Stelle zu prüfen ist.

Satz 2 des § 40 Abs. 3 des geltenden Berufsbildungsgesetzes
enthält eine Ermächtigung für das Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit, durch Rechtsverordnung zu bestim-
men, welche Schulen und Einrichtungen dem BBiG entspre-
chende Bildungsgänge anbieten. Von dieser Verordnungser-
mächtigung wurde bisher kein Gebrauch gemacht. § 43
Abs. 2 sieht nunmehr vor, die Entscheidung, welche Bil-
dungsgänge generell einer Ausbildung nach dem Berufsbil-
dungsgesetz entsprechen, auf die Landesregierungen zu
übertragen. Damit eröffnet sich für die Länder die Chance,
durch vollzeitschulische Ausbildungsgänge, die nach den
Strukturen und Inhalten einer Ausbildung nach dem Berufs-
bildungsgesetz durchgeführt werden, arbeitsmarktverwert-
bare Qualifizierungen auf hohem Niveau anzubieten und
einer Abschlussprüfung nach dem Berufsbildungsgesetz zu-
zuführen. Bei der Prüfung, ob dieser Bildungsgang der Be-
rufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf ent-
spricht und zu einer arbeitsmarktverwertbaren Qualifizie-
rung führt, ist auch die regionale Ausbildungsmarktsituation
und der Fachkräftebedarf der regionalen Wirtschaft zu be-
rücksichtigen. Die Regelung führt zum einen die Entschei-
dungsgewalt (Einrichtung vollqualifizierender schulischer
Angebote durch die Länder) und die Verantwortung für die
Einordnung der Angebote in das Berufsbildungssystem zu-
sammen. Zum anderen dient sie insbesondere auch dem Ab-
bau von unnötigen und kostenintensiven Verweilzeiten im
Bildungssystem. Wird durch die Rechtsverordnung eines
Landes die Entsprechung eines vollqualifizierenden Bil-
dungsganges mit einem anerkannten Ausbildungsberuf gere-
gelt, ergibt sich für die Absolventen dieses Bildungsganges
ein Prüfungszulassungsanspruch auch bei Kammern, die im
Zuständigkeitsbereich anderer Länder liegen.

Durch die Integration dieser Regelungen in den § 43 wird die
Zulassung von Absolventen vollzeitschulischer Bildungs-
gänge zur gleichberechtigten Zulassungsalternative neben
der Regelzulassung nach § 43 Abs. 1.

Die Geltungsdauer der Sätze 2 und 3 des Absatzes 2 wird
durch Artikel 8 Abs. 2 dieses Gesetzes bis zum 1. August
2012 beschränkt. Es ist vorgesehen, den Einfluss der Rege-
lungen auf das Gesamtsystem der dualen Berufsausbildung
im Rahmen einer Evaluation zu untersuchen, die Rück-
schlüsse für die Frage ermöglichen soll, ob die Befristung
beibehalten oder aufgehoben wird.

Zu § 44 (Zulassung zur Abschlussprüfung bei zeitlich aus-
einander fallenden Teilen)

§ 44 enthält über § 43 hinausgehende Sonderregelungen der
Zulassung für den Fall, dass die Abschlussprüfung in ge-
streckter Form durchgeführt wird.
Dabei zerfällt die Abschlussprüfung in zwei Teile, für die je-
weils die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt sein müssen.
Daher ist der Prüfling zu beiden Prüfungsteilen gesondert
zuzulassen.
Absatz 2 präzisiert § 43 Abs. 1 Nr. 1 in Bezug auf die zu-
rückzulegende Ausbildungszeit bis zum ersten Teil der Ab-
schlussprüfung; in der Ausbildungsordnung wird festgelegt,
nach welcher Ausbildungszeit der erste Teil der Abschluss-
prüfung erfolgen soll. § 43 Abs. 1 Nr. 2 ist im Rahmen von
§ 44 nur in Bezug auf das Führen von Berichtsheften von Re-
levanz, da in den Fällen einer gestreckten Abschlussprüfung
gem. § 48 Abs. 2 keine Zwischenprüfung vorgeschrieben ist.
Absatz 3 stellt klar, dass der erste Teil der Abschlussprüfung
nicht bestanden sein muss, um zum zweiten Teil zugelassen
zu werden. Vielmehr ist lediglich die Teilnahme am ersten
Teil der Abschlussprüfung erforderlich. Eine Zulassung zum
zweiten Teil ist auch möglich, wenn Auszubildende ohne
Verschulden nicht am ersten Teil der Abschlussprüfung teil-
genommen haben. In diesem Fall sind die beiden Teile zeit-
lich zusammengefasst durchzuführen.

Zu § 45 (Zulassung in besonderen Fällen)
§ 45 Abs. 1 entspricht § 40 Abs. 1 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes, der die Möglichkeit der vorzeitigen Zulas-
sung zur Abschlussprüfung regelt.
Absatz 2 knüpft an die „Externenzulassung“ des § 40 Abs. 2
des geltenden Berufsbildungsgesetzes mit mehreren Modifi-
kationen an. Zum einen wird die erforderliche Mindestzeit,
während der eine einschlägige Berufstätigkeit nachgewiesen
werden muss, auf das Eineinhalbfache der Ausbildungszeit
des Ausbildungsberufes, in dem die Prüfung absolviert wer-
den soll, abgesenkt. Hierdurch wird das Lernen im Arbeits-
prozess stärker als bisher berücksichtigt. Zum anderen ent-
hält Satz 2 eine wesentliche Neuerung. Im Gegensatz zur
bisherigen Rechtslage können künftig auch Ausbildungszei-
ten als Zeiten der Berufstätigkeit angerechnet werden, sofern
sie in anderen einschlägigen, d. h. artverwandten Ausbil-
dungsberufen absolviert wurden. Hiervon können insbeson-
dere die Absolventen zweijähriger Berufe profitieren, die
eine Abschlussprüfung in verwandten dreijährigen Ausbil-
dungsberufen anstreben. Sie können – bei einschlägiger Be-
rufstätigkeit – nunmehr zweieinhalb Jahre nach dem Beste-
hen der Abschlussprüfung in einem zweijährigen Beruf die
Zulassung zur Abschlussprüfung in einem verwandten drei-
jährigen Beruf verlangen. Damit beinhaltet diese Regelung
einen wichtigen Beitrag zur Anschlussfähigkeit und Durch-
lässigkeit des Berufsbildungssystems.
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Absatz 2 Satz 3 enthält zum einen eine Folgeänderung der
neuen Begrifflichkeiten in § 1 Abs. 3 zum anderen die Klar-
stellung, dass lediglich vom Zeiterfordernis nach Satz 1 ab-
gewichen werden kann.

Der neu eingefügte Satz 4 in Absatz 2 ersetzt die bisherige
Bezugnahme auf § 40 Abs. 2 in § 112 des geltenden Berufs-
bildungsgesetzes (Europaklausel). Durch die Ergänzung
wird klargestellt, dass bei der Zulassung zur Abschlussprü-
fung auch Kenntnisse und Fertigkeiten zu berücksichtigen
sind, die ganz oder teilweise im Ausland erworben wurden.

Absatz 3 nimmt die Regelung des § 86 Abs. 1 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes auf, die besondere Zulassungsbe-
stimmungen für Soldaten/Soldatinnen auf Zeit bzw. ehema-
lige Soldaten/Soldatinnen enthält. Der letzte Halbsatz ent-
hält zudem ebenfalls eine Folgeänderung der neuen Begriff-
lichkeiten in § 1 Abs. 3.

Im Übrigen dienen vorhandene Änderungen der sprachli-
chen Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu § 46 (Entscheidung über die Zulassung)

§ 46 greift die Regelung des ehemaligen § 39 Abs. 2 auf und
weist die Entscheidung über die Zulassung zur Abschluss-
prüfung der zuständigen Stelle zu. Lehnt diese die Zulassung
ab, so hat der Prüfungsausschuss zu entscheiden. Die Ent-
scheidung über die Zulassung bezieht sich auf alle in den
§§ 43 bis 45 vorgesehenen Zulassungsvarianten.

Zu § 47 (Prüfungsordnung)

§ 47 basiert auf § 41 des geltenden Berufsbildungsgesetzes,
wird jedoch neu strukturiert. § 41 Satz 3 des geltenden Be-
rufsbildungsgesetzes ist nunmehr in § 37 Abs. 2 Satz 2 ent-
halten.

§ 47 Abs. 2 Satz 2 behandelt die Frage der Erstellung und
Auswahl von Prüfungsaufgaben. Das geltende Berufsbil-
dungsgesetz legt bislang lediglich fest, dass für die Abnahme
der Abschlussprüfung Prüfungsausschüsse errichtet werden.
Soweit Einzelheiten des Verfahrens und des Aufgabenbe-
reichs der Prüfungsausschüsse nicht im Gesetz geregelt sind,
müssen diese in der von der zuständigen Stelle zu erlassen-
den Prüfungsordnung geregelt werden. Hierzu gehört auch
die Frage der Erstellung und Verwendung von Prüfungsauf-
gaben.

Nach § 14 Abs. 2 der Musterprüfungsordnung (MPO) ist der
Prüfungsausschuss gehalten, überregional erstellte Prü-
fungsaufgaben zu übernehmen. Der ehemalige Bundesaus-
schuss für Berufsbildung, der die Musterprüfungsordnung
verabschiedet hatte, ging davon aus, „dass überregionale
Prüfungsaufgaben von Gremien erstellt werden, die entspre-
chend § 37 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz zusammengesetzt
sind“. In der Praxis ist Letzteres jedoch nicht immer der Fall.

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (zuletzt durch Beschluss vom 13. März 1990, Az: 7 B
172/89, 7 B 176/89) ist eine Verpflichtung des Prüfungsaus-
schusses, überregional erstellte oder ausgewählte Prüfungs-
aufgaben ohne Einsichtnahme und Beschlussfassung zu
übernehmen, rechtmäßig, wenn diese entsprechend § 37
Abs. 2 des geltenden Berufsbildungsgesetzes von paritätisch

zusammengesetzten Gremien erstellt oder ausgewählt wor-
den sind.

Absatz 2 Satz 2 legt daher jetzt gesetzlich fest, dass Regelun-
gen in Prüfungsordnungen zur Verwendung überregional er-
stellter Prüfungsaufgaben den o. g. Vorgaben des Bundes-
verwaltungsgerichts entsprechen müssen.

Ebenfalls klargestellt wird in diesem Zusammenhang, dass
die zuständige Stelle zur Erstellung oder Auswahl von Prü-
fungsaufgaben auch einen Aufgabenerstellungsausschuss
einsetzen kann, der aber in seiner Zusammensetzung eben-
falls dem § 40 Abs. 2 entsprechen muss.

Zu § 48 (Zwischenprüfungen)

Die Vorschrift entspricht § 42 des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes. Der neu eingefügte Absatz 2 stellt klar, dass in den
Fällen einer gestreckten Abschlussprüfung keine Zwischen-
prüfung mehr durchgeführt wird. An ihre Stelle tritt der erste
Teil der Abschlussprüfung.

Zu § 49 (Zusatzqualifikationen)

Der neu eingefügte § 49 stellt sicher, dass nach § 5 Abs. 2
Nr. 4 vermittelte zusätzliche berufliche Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten auch von einem Prüfungsausschuss
geprüft und zertifiziert und auf diese Weise für den Prüfling
verwertbar gemacht werden. Aufgrund der Einheit der Ab-
schlussprüfung hat die Prüfung der Zusatzqualifikationen
gesondert stattzufinden; dies kann jedoch in unmittelbarem
Zusammenhang mit der Abschlussprüfung nach § 37 erfol-
gemäß Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass das Ergebnis dieser
zusätzlichen Prüfung keinen Einfluss auf Bestehen oder
Nichtbestehen der eigentlichen Abschlussprüfung hat.

Die Vorschriften des Abschnitts 5 über Zusammensetzung
und Beschlussfassung der Prüfungsausschüsse, Prüfungs-
ordnungen sowie über Gebührenfreiheit für Auszubildende
und mögliche Übersetzung von Prüfbescheinigungen sind
gemäß Absatz 2 auch für die Prüfung von Zusatzqualifikati-
onen anwendbar.

Zu § 50 (Gleichstellung von Prüfungszeugnissen)

§ 50 beruht auf § 43 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Durch die Neuformulierung wird in Absatz 1 klargestellt,
dass dieser sich auf Prüfungszeugnisse bezieht, die außer-
halb des Anwendungsbereichs des Berufsbildungsgesetzes
erworben wurden. Absatz 2 dagegen bezieht sich auf Prü-
fungszeugnisse, die außerhalb des Geltungsbereichs des Be-
rufsbildungsgesetzes, also im Ausland erworben wurden.
Für die Zukunft ist vorgesehen, die Gleichstellung dieser
Prüfungszeugnisse nicht mehr zeitlich zu befristen.

An die Stelle des Ständigen Ausschusses tritt der Hauptaus-
schuss (§ 94). Zudem enthalten die Absätze 1 und 2 Folge-
änderungen in Bezug auf die neuen Begrifflichkeiten des § 1
Abs. 3.

Zu Abschnitt 6 (Interessenvertretung)

Zu § 51 (Interessenvertretung)

§ 51 entspricht dem § 18a des geltenden Berufsbildungsge-
setzes.



Drucksache 15/3980 – 54 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Zu § 52 (Verordnungsermächtigung)

§ 52 geht von § 18b des geltenden Berufsbildungsgesetzes
aus. Obwohl die Regelungsmaterie des § 52 nicht in die
Kompetenzen der Länder eingreift, sah die Vorläuferrege-
lung die Zustimmungsbedürftigkeit des Bundesrates vor,
weil das ändernde Gesetz (Gesetz zur Änderung des Berufs-
bildungsgesetzes und des Arbeitsgerichtsgesetzes vom
8. August 2002 – BGBl. I S. 3140) nicht zustimmungsbe-
dürftig war.

Zu Kapitel 2 (Berufliche Fortbildung)

Zu § 53 (Fortbildungsordnung)

Ihrer Bedeutung als integraler Bestandteil der Berufsbildung
nach § 1 Abs. 4 entsprechend wird die berufliche Fortbil-
dung in einem eigenständigen Kapitel des künftigen Berufs-
bildungsgesetzes geregelt. Dabei wird die Vorschrift des
§ 46 des geltenden Berufsbildungsgesetzes zur Schaffung
von Übersichtlichkeit und Transparenz in die neuen §§ 53
bis 57 aufgeteilt. An dem geltenden Regelungssystem der
Gestaltung von Fortbildungsregelungen durch die zuständi-
gen Stellen, die Möglichkeit einer bundeseinheitlichen Re-
gelung durch Rechtsverordnung sowie die Verpflichtung der
zuständigen Stellen zur Einrichtung von Fortbildungsprü-
fungsausschüssen und der Abnahme von Fortbildungsprü-
fungen ändert sich im Wesentlichen nichts.

§ 53 entspricht seinem Sinngehalt nach dem § 46 Abs. 2 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes und sieht – in Anlehnung
an die Vorschriften zum Erlass von Ausbildungsordnungen
nach den §§ 4 ff. – die Möglichkeit für das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung vor, Fortbildungsab-
schlüsse staatlich anzuerkennen und hierfür Prüfungsrege-
lungen zu erlassen. Die nach der Legaldefinition als Fortbil-
dungsordnungen zu erlassenden Rechtsverordnungen erge-
hen im Einvernehmen mit den zuständigen Fachministerien.
Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung
ist vorher anzuhören.

Absatz 2 zählt abschließend die Elemente auf, die in eine
Fortbildungsordnung aufzunehmen sind. Dies sind wie bis-
her die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses, Ziel, In-
halt und Anforderungen der Prüfung, Zulassungsvorausset-
zungen und das Prüfungsverfahren. Die Möglichkeit, in der
Rechtsverordnung vorzusehen, dass die berufliche Fortbil-
dung durch Fernunterricht im Rahmen von Fernlehrgängen
nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz zu vermitteln ist, wird
nicht übernommen. Gesetzliche Bestimmungen, nach denen
didaktische Methoden und Formen der Vermittlung von Bil-
dungsinhalten (das „Wie“ der Vermittlung) vorgeschrieben
werden, sind dem Berufsbildungsgesetz insgesamt wesens-
fremd.

Die Neuordnung der Vorschriften zur beruflichen Fortbil-
dung verfolgt neben der Schaffung von erhöhter Transparenz
auch das Ziel, die bisher im Sechsten Teil des geltenden Be-
rufsbildungsgesetzes verankerten Sondervorschriften zur
beruflichen Fortbildung weitgehend zu vereinheitlichen und
in die künftigen §§ 53 bis 57 zu integrieren. Dies gilt insbe-
sondere für die Meisterprüfungen im Bereich der Landwirt-
schaft (§ 81 des geltenden Berufsbildungsgesetzes) und im
Bereich der Hauswirtschaft (§ 95 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes); entsprechende Fortbildungsverordnungen
werden daher künftig auf der Grundlage des 53 erlassen.

In Absatz 3 werden Ausnahmen für die Bereiche der Land-
wirtschaft und Hauswirtschaft geregelt. Für diese Berufsfel-
der stellen die Meisterprüfungen – ähnlich wie im Handwerk
– die wesentliche Qualifikationsbasis für Unternehmer bzw.
Betriebsinhaber dar. Zudem wird die Ausbildung in diesen
Berufen in der Regel von Meistern durchgeführt. Sonstige
Fortbildungsqualifikationen (wie etwa Fachagrarwirte), die
auf landwirtschaftlichen oder hauswirtschaftlichen Berufen
aufbauen, sind ebenfalls in der überwiegenden Zahl die Ba-
sis für Unternehmensgründungen. Angesichts dieser Fest-
stellungen besteht ein besonderes fachliches und politisches
Interesse des Bundesministeriums für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft und des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Arbeit, die bestehenden Regelungskom-
petenzen beim jeweiligen Fachminister zu belassen.

Zu § 54 (Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen
Stellen)

Die Vorschrift nimmt die Regelung des § 46 Abs. 1 des Be-
rufsbildungsgesetzes von 1969 auf und weist der zuständi-
gen Stelle die Möglichkeit zu, in Eigenverantwortung Fort-
bildungs(prüfungs)regelungen zu schaffen, um auf dieser
Grundlage öffentlich-rechtliche Prüfungen durchzuführen.
Die Schaffung von Fortbildungsprüfungsregelungen setzt
dabei – wie bisher – voraus, dass der Verordnungsgeber von
der Ermächtigungsgrundlage nach § 53 durch Erlass einer
bundeseinheitlichen Fortbildungsordnung (noch) keinen Ge-
brauch gemacht hat. Materiell können die Kammerregelun-
gen die gleichen Elemente beinhalten wie eine Fortbildungs-
ordnung.

Zu § 55 (Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikatio-
nen)

Für den Fall, dass eine Fortbildungsordnung oder eine Fort-
bildungsprüfungsregelung der zuständigen Stelle Zulas-
sungsvoraussetzungen für die Prüfungsteilnahme vorsieht,
stellt die neu geschaffene Vorschrift sicher, dass bei der Prü-
fung dieser Zulassungsvoraussetzungen auch berufliche
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten zu berücksichtigen
sind, die ganz oder teilweise im Ausland erworben wurden.
Der in § 112 des geltenden Berufsbildungsgesetzes enthal-
tene Verweis auf § 81 Abs. 3 des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes für den Bereich der Meisterprüfungen in der Land-
wirtschaft und auf § 95 Abs. 3 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes für den Bereich der Meisterprüfungen in der
Hauswirtschaft geht hierin auf.

Zu § 56 (Fortbildungsprüfungen)
Absatz 1 der Vorschrift stellt sicher, dass die zuständige
Stelle zur Abnahme von Fortbildungsprüfungen auf der
Grundlage des § 53 oder § 54 gesonderte Prüfungsaus-
schüsse zu errichten hat. Die Verweiskette in Satz 2 dient
dazu, wesentliche Elemente des Prüfungswesens im Bereich
der Berufsausbildung auch für Fortbildungsprüfungen an-
wendbar zu erklären.
Absatz 2 ermöglicht es der zuständigen Stelle, im Rahmen
einer Einzelfallentscheidung von einzelnen Prüfungsbe-
standteilen (etwa Prüfungsteile, Prüfungsbereiche, Prü-
fungsfächer oder Handlungsfelder) bei einer Fortbildungs-
prüfung zu befreien, soweit der Prüfling eine erfolgreiche
vergleichbare Prüfung vor einer öffentlichen oder staatlich



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 55 – Drucksache 15/3980

anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen
Prüfungsausschuss nachweisen kann.

Zu § 57 (Gleichstellung von Prüfungszeugnissen)

§ 57 integriert den bisher in der Verweiskette des § 46 Abs. 1
Satz 2 zweiter Halbsatz des geltenden Berufsbildungsgeset-
zes enthaltenen Verweis auf § 43 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes in eine eigenständige Vorschrift. Danach kann
nunmehr das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
außerhalb des Anwendungsbereiches des Gesetzes oder im
Ausland erworbene Prüfungszeugnisse den Zeugnissen über
das Bestehen einer Fortbildungsprüfung gleichstellen. Vor-
aussetzung ist hierfür, dass die in der gleichzustellenden Prü-
fung nachgewiesenen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten denen der Fortbildungsprüfung gleichwer-
tig sind.

Zu Kapitel 3 (Berufliche Umschulung)

Zu § 58 (Umschulungsordnung)

Der Gesetzentwurf bündelt die Vorschriften zur beruflichen
Umschulung – ähnlich wie im Falle der beruflichen Fortbil-
dung – in einem eigenständigen Kapitel. Die Regelungssys-
tematik lehnt sich dabei an den Vorschriften zur beruflichen
Fortbildung an. Im Gegensatz zu § 53 weist § 58 dem Bun-
desministerium für Bildung und Forschung die Möglichkeit
zu, als Grundlage für eine geordnete und einheitliche beruf-
liche Umschulung durch Rechtsverordnung nicht nur Prü-
fungsregelungen (Prüfungsanforderungen, Zulassungsvor-
aussetzungen) festzulegen, sondern auch inhaltliche Struktu-
ren der Umschulung zu bestimmen, wie etwa Ziel, Art und
Dauer der Umschulungsmaßnahmen selbst. Die Vorschrift
greift hierdurch den Regelungsgehalt des § 47 Abs. 2 Satz 2
i. V. m. § 46 Abs. 2 und des § 47 Abs. 3 Satz 2 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes auf.

Zu § 59 (Umschulungsprüfungsregelungen der zuständi-
gen Stellen)

Soweit bundeseinheitliche Vorgaben durch eine Umschu-
lungsordnung nach § 58 nicht bestehen, können die zustän-
digen Stellen eigenständig Umschulungsprüfungsregelun-
gen erlassen, die sich im Gegensatz zu Rechtsverordnungen
nach § 58 jedoch nur auf die Durchführung von Umschu-
lungsprüfungen beziehen können.

Zu § 60 (Umschulung für einen anerkannten Ausbildungs-
beruf)

Die Vorschrift trägt – wie bisher § 47 Abs. 3 Satz 1 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes – dem Umstand Rechnung,
dass Umschulungsmaßnahmen die Teilnehmer häufig im
Wege der Nachqualifizierung zur Abschlussprüfung in ei-
nem anerkannten Ausbildungsberuf heranführen. Damit sind
aber auch ähnliche Qualitätskriterien einzuhalten wie im
Rahmen der regulären beruflichen Erstausbildung, die dort
in Ausbildungsordnungen nach § 4 niedergelegt sind. Zu-
dem wird über den Verweis in Satz 2 auf die Vorschriften zur
Eignung von Ausbildungsstätte und Ausbildungspersonal
auch praktisch ein vergleichbares Qualitätsniveau wie bei
der Berufsausbildung gesichert.

Zu § 61 (Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikatio-
nen)

Die neu geschaffene Vorschrift stellt sicher, dass bei der Prü-
fung von Zulassungsvoraussetzungen für eine Umschulung
auch Kenntnisse und Fertigkeiten zu berücksichtigen sind,
die ganz oder teilweise im Ausland erworben wurden.

Zu § 62 (Umschulungsmaßnahmen; Umschulungsprüfun-
gen)

Absatz 1 dieser Vorschrift bestimmt, dass Maßnahmen der
beruflichen Umschulung ihrer Struktur nach den besonderen
Erfordernissen der beruflichen Erwachsenenbildung ent-
sprechen müssen. Neu eingeführt wird durch Absatz 2 die
Verpflichtung für Umschulende, die Durchführung einer
Umschulung vor Beginn der Maßnahme der zuständigen
Stelle schriftlich anzuzeigen. Sofern ein Umschulungsver-
trag abgeschlossen wurde, ist eine Ausfertigung (Kopie) der
Vertragsniederschrift beizufügen. Absatz 3 entspricht sei-
nem Regelungsgehalt nach § 56 Abs. 1. Absatz 4 entspricht
dem Regelungsgehalt des § 56 Abs. 2.

Zu § 63 (Gleichstellung von Prüfungszeugnissen)
Zur Erläuterung des § 63 wird auf die Begründung zu § 57
verwiesen.

Zu Kapitel 4 (Berufsbildung für besondere Personen-
gruppen)

Zu Abschnitt 1 (Berufsbildung behinderter Menschen)
Zu § 64 (Berufsausbildung)
Der an die Stelle des § 48 des geltenden Berufsbildungsge-
setzes getretene § 64 soll – ohne inhaltliche Änderungen –
durch seine Formulierung noch deutlicher zum Ausdruck
bringen, dass auch für behinderte Menschen der Grundsatz
der Berufsausbildung nach Ausbildungsordnung auf der
Grundlage des § 4 gilt. Im Gegensatz zur Negativabgren-
zung des § 48 des geltenden Berufsbildungsgesetzes, der
Ausnahmen vom Ausschließlichkeitsgrundsatz für Behin-
derte formulierte, stellt § 64 klar, dass grundsätzlich auch be-
hinderte Menschen gemäß den allgemein gültigen Vorschrif-
ten des Berufsbildungsgesetzes ausgebildet werden müssen.
Nur soweit dies nach Art und Schwere der Behinderung
nicht möglich ist, finden die Ausnahmen nach § 66 und § 67
Anwendung.

Zu § 65 (Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsbe-
rufen)

§ 65 beruht auf den Regelungen des § 48a des geltenden Be-
rufsbildungsgesetzes. Die Ausnahmeregelung in Absatz 2
Satz 2 hinsichtlich der Zulassung zur Abschlussprüfung
wurde gegenüber der bisherigen Regelung insoweit wieder
eingeschränkt, als zumindest die Voraussetzungen des § 43
Abs. 1 Nr. 1 vorliegen müssen.
Die Änderungen bei den Verweisen in Absatz 1 Satz 1 sowie
in Absatz 2 sind redaktioneller Art.

Zu § 66 (Ausbildungsregelungen der zuständigen Stellen)
§ 66 greift die Regelung des § 48b des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes mit mehreren Änderungen auf. Der Verweis
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auf § 48a des geltenden Berufsbildungsgesetzes ist gestri-
chen, da sich der Vorrang der Ausbildung in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf gemäß §§ 64, 65 aus dem Ge-
samtzusammenhang der Regelungen in Abschnitt 1 ergibt.

Des Weiteren steht es künftig nicht mehr im Ermessen der
zuständigen Stelle, Regelungen gemäß § 66 zu schaffen,
sondern die zuständige Stelle ist verpflichtet, auf Antrag be-
hinderter Menschen und bei Nachweis einer Ausbildungs-
möglichkeit tätig zu werden. Soweit hierzu Empfehlungen
des Hauptausschusses beim Bundesinstitut für Berufsbil-
dung vorliegen, sind diese den Ausbildungsregelungen zu-
grunde zu legen. Hierdurch soll eine Vereinheitlichung der
derzeit bundesweit rund 900 Sonderausbildungsregelungen
erreicht werden.

Darüber hinaus wird in Absatz 1 Satz 1 bei der Schaffung
von Regelungen durch die zuständigen Stellen die Bezug-
nahme auf Vorschläge des Ausschusses für Fragen behinder-
ter Menschen beim Bundesinstitut für Berufsbildung als
Grundlage von diesbezüglichen Empfehlungen des Haupt-
ausschusses gestrichen. Grund dafür ist, dass nur der Haupt-
ausschuss ein Organ des Bundesinstituts für Berufsbildung
nach § 94 ist, dessen Empfehlungen Außenwirkung entfal-
ten. Die Vorschläge des Ausschusses für Fragen behinderter
Menschen, der künftig ein ständiger Unterausschuss des
Hauptausschusses sein wird (§ 98), sind dagegen Teil der in-
ternen Meinungsbildung des Hauptausschusses.

Die Änderung des Verweises in Absatz 2 ist redaktioneller
Art.

Zu § 67 (Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung)

§ 67 entspricht inhaltlich den Regelungen in § 49 des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes. Die Änderungen bei den Ver-
weisen sind redaktioneller Art.

Zu Abschnitt 2 (Berufsausbildungsvorbereitung)

Zu § 68 (Personenkreis und Anforderungen)

§ 68 fasst in Absatz 1 die Regelungen der Absätze 1 und 2
des § 50 des geltenden Berufsbildungsgesetzes zusammen.
Der bisher in § 50 Abs. 2 Satz 2 enthaltene Zielauftrag, dass
Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung der Ver-
mittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Hand-
lungsfähigkeit zu dienen haben, ist in § 1 Abs. 2 des Ent-
wurfs aufgegangen. Absatz 2 regelt die entsprechende An-
wendung der neu strukturierten Eignungsvorschriften (§§ 27
bis 33) auch im Bereich der betrieblichen Berufsausbil-
dungsvorbereitung. Dies gilt nicht, sofern die Berufsausbil-
dungsvorbereitung im Rahmen des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch, insbesondere im Rahmen von berufsvorbereiten-
den Maßnahmen nach § 61 des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch, durchgeführt wird.

Zu § 69 (Qualifizierungsbausteine, Bescheinigung)

Die Vorschrift übernimmt die Vorgaben des § 51 des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes im Wortlaut, verzichtet jedoch
in Absatz 1 infolge der Neuregelung des § 1 Abs. 2 (vgl. dor-
tige Begründung) auf die Bezugnahme „oder einer gleich-
wertigen Berufsausbildung“. Absatz 2 passt den Wortlaut an
die Formulierung des Absatzes 1 sowie an § 1 Abs. 2 an.

Zu § 70 (Überwachung, Beratung)

Absatz 1 dieser Vorschrift entspricht in unveränderter Form
§ 52 Abs. 1 des geltenden Berufsbildungsgesetzes. Der bis-
her in § 52 Abs. 2 enthaltene Auftrag für die zuständigen
Stellen zur Überwachung und Beratung der rein betrieblich
durchgeführten Berufsausbildungsvorbereitung ist in der
Neuformulierung des § 76 aufgegangen. An seine Stelle tritt
im neu gefassten Absatz 2 die Verpflichtung der Anbieter
von Maßnahmen der Ausbildungsvorbereitung zur Anzeige
dieser Maßnahmen bei der zuständigen Stelle. Diese Vor-
schrift stellt eine Parallelregelung zu § 34 und § 62 Abs. 2
dar. Nur so kann eine effektive Überwachung und Beratung
durch die zuständigen Stellen wahrgenommen werden.

Vor dem Hintergrund, dass Maßnahmen, die auf der Grund-
lage des Dritten Buches Sozialgesetzbuch durchgeführt wer-
den, eigenen Ausschreibungs-, Qualitäts- und Überwa-
chungskriterien unterliegen, die im Regelfall durch Verwal-
tungsanordnungen der Bundesagentur für Arbeit bestimmt
werden, sieht Absatz 3 hierfür Ausnahmen von den Regelun-
gen der Absätze 1 und 2 vor. Die Absätze 1 und 2 finden je-
doch dann Anwendung, wenn Betrieben, die ausbildungs-
vorbereitende Maßnahmen anbieten, die Kosten der notwen-
digen sozialpädagogischen Betreuung nach § 421m des Drit-
ten Buches Sozialgesetzbuch durch die Agentur für Arbeit
erstattet wird: Hier liegt der Schwerpunkt der Berufsausbil-
dungsvorbereitung in der betrieblichen Vermittlung von
Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit,
so dass eine entsprechende Überwachung und Beratung
durch die zuständigen Stellen sachlich gerechtfertig er-
scheint.

Zu Teil 3 (Organisation der Berufsbildung)

Zu Kapitel 1 (Zuständige Stellen; zuständige Behörden)

Zu Abschnitt 1 (Bestimmung der zuständigen Stelle)

Zu § 71 (Zuständige Stellen)

Die bisher im 6. Teil des geltenden Berufsbildungsgesetzes
(§§ 73 bis 97) enthaltenen Sondervorschriften zur Bestim-
mung der zuständigen Stelle werden in den §§ 71 bis 75 des
Entwurfs zusammengefasst. Dabei wird die geltende Ab-
grenzung nach Wirtschafts-, Gewerbe- und Berufszweigen
zugunsten eines transparenteren Ordnungssystems im
Grundsatz aufgegeben, da insbesondere die gesetzliche Zu-
ordnung von zuständigen Stellen anhand konkreter Ausbil-
dungsberufe in der Praxis Schwierigkeiten bereitet und häu-
fig von aktuellen Entwicklungen im Neuordnungsverfahren
überholt wird. So sind etwa die Berufsbezeichnungen
„Rechtsanwaltsgehilfen“ (§ 87 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes) oder „Zahnarzthelfer“ (§ 91 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes) seit längerem durch moderne Be-
rufsbezeichnungen („Rechtsanwaltsfachangestellte“ bzw.
„Zahnmedizinische Fachangestellte“) abgelöst worden.

§ 71 grenzt die Zuständigkeiten und Aufgabengebiete der
zuständigen Stellen nach Berufsbereichen ab. Durch die Ab-
sätze 1 bis 6 sind zuständige Stellen

– für die Berufsbildung in Berufen der Handwerksordnung
die Handwerkskammern; für diese Berufe gelten auf-
grund der Bereichsausnahme in § 3 Abs. 3 des Entwurfs
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zu weiten Teilen die Parallelregelungen der Handwerks-
ordnung,

– für die Berufsbildung in nichthandwerklichen Gewerbe-
berufen die Industrie- und Handelskammer,

– für die Berufsbildung in Berufen der Landwirtschaft die
Landwirtschaftskammern; sofern diese nicht flächende-
ckend bestehen, bestimmen nach Absatz 8 die Länder die
zuständigen Stellen,

– für die Berufsbildung der Fachangestellten für die
Rechtspflege die Rechtsanwalts-, Patentanwalts- und
Notarkammern und für ihren Tätigkeitsbereich die Notar-
kassen,

– für die Berufsbildung der Fachangestellten für die Wirt-
schaftsprüfung und Steuerberatung die Wirtschaftsprü-
ferkammer sowie die Berufskammern der Steuerberater
und Steuerbevollmächtigten und

– für die Berufsbildung der Fachangestellten im Bereich
der Gesundheitsdienstberufe die Ärzte-, Zahnärzte-, Tier-
ärzte- und Apothekerkammern jeweils für ihren Bereich.

Diese Zuordnung gilt unabhängig von der Kammerzugehö-
rigkeit der Ausbildenden und hat zur Folge, dass für die Be-
rufsbildung in nichthandwerklichen Gewerbeberufen, auch
wenn sie etwa bei Angehörigen der freien Berufe durchge-
führt wird, die Industrie- und Handelskammer zuständige
Stelle im Sinne des Berufsbildungsgesetzes ist.

Absatz 7 enthält die – bisher in den §§ 74 und 75 Abs. 2 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes geregelte – Durchbre-
chung des Berufsprinzips zugunsten des Ausbildungsstätten-
prinzips für den Bereich des Handwerks. Danach ist die
Handwerkskammer in Abweichung zu den Absätzen 2 bis 6
zuständige Stelle, sofern die Berufsausbildungsvorberei-
tung, die Berufsausbildung oder berufliche Umschulung in
Betrieben zulassungspflichtiger Handwerke, zulassungs-
freier Handwerke und handwerksähnlicher Gewerbe durch-
geführt wird.

Die Handwerkskammer ist – wie bereits auf der Grundlage
des geltenden Rechts – in diesen Fällen jedoch zuständige
Stelle im Sinne des Berufsbildungsgesetzes (und nicht etwa
der Handwerksordnung) mit der Folge, dass etwa bei einer
Berufsausbildung zum Einzelhandelskaufmann oder zur
Einzelhandelskauffrau, die in einem Handwerksbetrieb
durchgeführt wird, die Handwerkskammer die Abschluss-
prüfung nach den Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes
abnimmt.

Durch Absatz 9 wird die in § 89 Abs. 1 Satz 2 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes enthaltene Regelung übernommen
(und auf alle Berufsbereiche der Absätze 1 bis 6 übertragen),
nach der Kammern vereinbaren können, dass die ihnen
durch das Berufsbildungsgesetz oder durch die Handwerks-
ordnung zugewiesenen Aufgaben im Bereich der Berufsbil-
dung, etwa bei der Bestellung von Ausbildungsberatern oder
der Überwachung der Berufsausbildung in den Betrieben,
durch eine dieser Kammern wahrgenommen wird.

Zu § 72 (Bestimmung durch Rechtsverordnung)

Sofern die zuständige Stelle nicht nach den Berufsbereichen
des § 71 Abs. 1 bis 6 zugeordnet ist, ermächtigt § 72 das zu-
ständige Fachministerium, durch Rechtsverordnung im Ein-

vernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung mit Zustimmung des Bundesrates die zuständige
Stelle zu bestimmen. Dies wird insbesondere für die Berufs-
bildung in Berufen der nichtländlichen Hauswirtschaft erfor-
derlich sein.

Zu § 73 (Zuständige Stellen im Bereich des öffentlichen
Dienstes)

§ 73 entspricht § 84 des geltenden Berufsbildungsgesetzes,
wobei die Regelungen für Bund und Länder nunmehr in zwei
Absätzen aufgeführt sind.

Zu § 74 (Erweiterte Zuständigkeit)
§ 74 entspricht § 84 Abs. 2 des geltenden Berufsbildungsge-
setzes.

Zu § 75 (Zuständige Stelle im Bereich der Kirchen und
sonstigen Religionsgemeinschaften des öffentli-
chen Rechts)

§ 75 Satz 1 entspricht § 84a des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes.
Nach Satz 2 sind keine Berufsbildungsausschüsse einzurich-
ten, soweit Berufsbildung im Bereich der Kirchen und der
sonstigen Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts
durchgeführt wird.

Zu Abschnitt 2 (Überwachung der Berufsausbildung)
Zu § 76 (Überwachung, Beratung)
§ 76 konzentriert die Vorschriften zur Überwachung und Be-
ratung der Berufsbildung in Absatz 1. Von der Überwachung
durch die zuständige Stelle werden umfasst die Durchfüh-
rung der (betrieblichen) Berufsausbildungsvorbereitung, der
Berufsausbildung (wie bisher in § 45 Abs. 1 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes) und der beruflichen Umschulung.
Die berufliche Fortbildung ist hiervon nicht umfasst, da sich
die Regelungen der §§ 53 ff. ausschließlich auf die Durch-
führung von Prüfungen, nicht auf Fortbildungsmaßnahmen
selbst beziehen. Absatz 1 verpflichtet zudem die zuständige
Stelle, Berater und Beraterinnen zu bestellen.
Absatz 2 übernimmt die Regelungen des § 45 Abs. 1 Satz 3
des geltenden Berufsbildungsgesetzes. Die Verpflichtung
entsteht bei entsprechendem Verlangen der zuständigen
Stelle.
Der neu geschaffene Absatz 3 regelt die Überwachung und
Förderung von Auslandsaufenthalten, die gemäß § 2 Abs. 2
Bestandteil der Berufsausbildung sind, durch die zuständige
Stelle. Die Bestimmungen tragen der Tatsache Rechnung,
dass die Möglichkeiten der zuständigen Stelle, ihren gemäß
Absatz 1 bestehenden Pflichten bei einem Auslandsaufent-
halt der Auszubildenden nachzukommen, begrenzt sind.
Dies resultiert zum einen aus der fehlenden Hoheitsgewalt
der zuständigen Stellen im Ausland zum anderen ist ihnen
auch praktisch eine Überwachung, Prüfung und Betreuung
vor Ort im Ausland kaum möglich.
Daher sieht Absatz 3 im Unterschied zu Absatz 1 nur vor, dass
die zuständige Stelle einen Ausbildungsabschnitt im Ausland
„in geeigneter Weise“ überwacht und fördert. Damit verbun-
den ist eine von der Länge des Aufenthaltes abhängige Ab-
stufung des Umfangs der Überwachungspflichten.
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Absatz 3 gibt den zuständigen Stellen den nötigen Spiel-
raum, um flexibel Möglichkeiten der Überwachung und Be-
treuung zu nutzen. Sie können beispielsweise die im Rahmen
der Teilnahme an EU-Programmen bestehenden Berichts-
pflichten der Auszubildenden zur Kontrolle nutzen (Zwi-
schen- und Endbericht) oder können in Kooperation mit aus-
ländischen Kammern vorgehen (wie dies in zahlreichen regi-
onalen grenzübergreifenden Projekten bereits geschieht). Sie
können insbesondere auch mit und/oder über Mittlerorgani-
sationen agieren.

Die Anforderungen an eine Überwachung steigen mit der
Länge eines Auslandsaufenthaltes. Für Auslandsaufenthalte
über 4 Wochen ist daher ein mit der zuständigen Stelle abge-
stimmter Plan erforderlich. Der Begriff „Plan“ ist bewusst
offen formuliert, um den zuständigen Stellen Spielraum zu
geben. So können sie sich etwa der Instrumente der EU-För-
derprogramme bedienen. Ein durch LEONARDO geförderter
Auslandsaufenthalt eines oder einer Auszubildenden setzt
einen detaillierten Vertrag zwischen aufnehmendem und ent-
sendendem Betrieb und Auszubildendem voraus, in dem
konkrete Rechte und Pflichten der Beteiligten, Ausbildungs-
inhalte etc. beschrieben werden müssen. Ein solcher Vertrag
kann „Plan“ i. S. des § 76 sein. Fragen wie etwa die Geeig-
netheit von Ausbildungspersonal und Ausbildungsstätte sind
anhand dieses Planes zu prüfen.

Die Absätze 4 und 5 entsprechen § 45 Abs. 2 und 3 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes.

Sonstige Änderungen dienen der sprachlichen Gleichbe-
handlung von Frauen und Männern.

Zu Abschnitt 3 (Berufsbildungsausschuss der zuständi-
gen Stelle)

Zu § 77 (Errichtung)

§ 77 entspricht inhaltlich dem § 56 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes. Es wurden Änderungen zur sprachlichen
Gleichbehandlung von Frauen und Männern vorgenommen.

Zu § 78 (Beschlussfähigkeit, Abstimmung)

§ 78 entspricht § 57 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.

Zu § 79 (Aufgaben)

Die Vorschrift entspricht in Absatz 1 § 58 Abs. 1 des gelten-
den Berufsbildungsgesetzes.

In den Absätzen 2 und 3 werden die wichtigen Angelegen-
heiten, in denen der Berufsausbildungsausschuss anzuhören
und zu unterrichten ist, in Form von Regelbeispielen näher
definiert. Diese genauere Definition ist erforderlich, da sich
in der bisherigen Praxis der Berufsbildungsausschüsse oft-
mals Meinungsverschiedenheiten über den Umfang der Auf-
gaben des Berufsausbildungsausschusses ergeben haben.

Absatz 2 Nr. 1 führt Verwaltungsgrundsätze und Verwal-
tungsrichtlinien zur beruflichen Bildung auf. Dies sind z. B.
Vorschriften über die Eignung der Ausbildungsstätte, Füh-
rung von Berichtsheften, Kürzung und Verlängerung der
Ausbildungszeiten, Durchführung von Prüfungen, soweit sie
die gesetzlichen Rahmenbedingungen konkretisieren und
näher bestimmen.

Absatz 2 Nr. 2 regelt, dass Empfehlungen und Maßnahmen
der regionalen Berufsbildungskonferenz, die sich an die
Adresse der zuständigen Stelle richten und von diesen umge-
setzt werden sollen, zuvor im Berufsausbildungsausschuss
beraten werden.

Absatz 2 Nr. 3 regelt die Anhörung des Berufsbildungsaus-
schusses bei wesentlichen Änderungen des Ausbildungsver-
tragsmusters.

Absatz 3 zählt nicht abschließend wichtige Angelegenheiten
auf, in denen der Berufsbildungsausschuss zu unterrichten
ist. Im Gegensatz zu den Anhörungsangelegenheiten kann
die Unterrichtung auch nachträglich erfolgen. Hierdurch
wird dem Berufsbildungsausschuss Gelegenheit gegeben,
sich ein umfassendes Bild über die im Bereich der zustän-
digen Stelle durchgeführten Bildungsmaßnahmen (Num-
mer 1), deren Ergebnisse (Nummer 2) und Durchführung
(Nummer 3) zu machen. Auch im Hinblick auf die erweiter-
ten Spielräume der Berufsbildung nach diesem Gesetz (z. B.
Erprobungsverordnungen, Zusatzqualifikationen, gestreckte
Abschlussprüfungen, gutachterliche Stellungnahmen Dritter
und Berichterstatterprinzip im Prüfungswesen) ist der Be-
rufsbildungsausschuss über neue Entwicklungen zu unter-
richten (Nummer 4).

Absatz 3 Nr. 5 bezieht sich auf Stellungnahmen und Vor-
schläge der zuständigen Stelle gegenüber anderen Stellen
und Behörden nur insoweit, als es sich um die Durchführung
dieses Gesetzes oder der aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsvorschriften handelt. Stellungnahmen und Vor-
schläge, die die zuständige Stellung in ihrer Eigenschaft als
zusammengeschlossene Unternehmerschaft abgibt, sind
hiervon nicht umfasst, selbst wenn es sich um bildungspoli-
tische Angelegenheiten handelt.

Ebenso bedarf er der Information über geplante überbetrieb-
liche Berufsbildungsstätten der zuständigen Stelle (Num-
mer 6), die der zuständigen Stelle für Berufsbildungsangele-
genheiten zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen
(Nummer 7), sowie Streitbeilegungsverfahren (Nummer 8)
und Arbeitsmarktfragen, die die Angelegenheiten der zu-
ständigen Stelle berühren.

Absatz 4 entspricht § 58 Abs. 2 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes. Der Regelungsbereich erstreckt sich auf die
Rechtsvorschriften, für den an anderer Stelle dieses Gesetzes
den zuständigen Stellen eine Kompetenz eingeräumt ist. Es
handelt sich hierbei im Wesentlichen um die §§ 9, 47, 54, 59,
66 und 67.

Im Übrigen dienen die Änderungen der sprachlichen Gleich-
behandlung von Frauen und Männern.

Absatz 5 entspricht § 58 Abs. 3 des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes.

Absatz 6 bestimmt abweichend von § 77, dass die Lehrkräfte
Stimmrecht haben, soweit sich Beschlüsse des Berufsausbil-
dungsausschusses auf Fragen der Berufsausbildungsvorbe-
reitung und Berufsausbildung beziehen. Eine Stärkung der
Stimmen des Lernortes Berufsschule für den Bereich der Be-
rufsausbildung bzw. Ausbildungsvorbereitung auch im Rah-
men der Tätigkeiten des Berufsausbildungsausschusses ist
erforderlich, um die vom Gesetzgeber gewollte engere Zu-
sammenarbeit der beiden Lernorte zu stärken und zu sichern.
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Zu § 80 (Geschäftsordnung)
§ 80 entspricht § 59 des geltenden Berufsbildungsgesetzes.
Die Änderung der Verweise in Satz 3 ist redaktioneller Art.

Zu Abschnitt 4 (Zuständige Behörden)
Zu § 81 (Zuständige Behörden)
Die Vorschrift entspricht in den Absätzen 1 und 2 dem We-
sensgehalt nach § 84 Abs. 3 des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes.

Zu Kapitel 2 (Regionalkonferenz für Berufsbildung)
Zu § 82 (Errichtung)
Kapitel 2 hat keine Vorläuferregelung im geltenden Berufs-
bildungsgesetz. Mit der gesetzlichen Einführung von regio-
nalen Berufsbildungskonferenzen wird der Tatsache Rech-
nung getragen, dass für einen ausgewogenen Ausbildungs-
stellenmarkt und eine optimale Organisation der beruflichen
Ausbildung ein abgestimmtes Vorgehen der Entscheidungs-
träger in den jeweiligen Regionen erforderlich ist. Dies bele-
gen bereits jetzt funktionierende Bündnisse für Ausbildung
auf regionaler Ebene. Die durch § 82 neu eingeführte Ver-
pflichtung zur Errichtung regionaler Berufsbildungskonfe-
renzen zielt deshalb insbesondere auf diejenigen Regionen
ab, in denen der regionale Dialog bisher nicht oder nicht aus-
reichend institutionalisiert ist.
§ 82 definiert als Region den jeweiligen Bezirk der Agentur
für Arbeit. Errichtende Stelle der regionalen Berufsbildungs-
konferenz ist diejenige zuständige Stelle, bei der zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes die höchste Zahl
von Berufsausbildungsverhältnissen verzeichnet ist.
Von dieser Vorgabe kann der Landesausschuss für Berufsbil-
dung abweichen, wenn regionale oder sonstige Besonderhei-
ten dies erfordern (§ 86 Abs. 3). Hierdurch soll insbesondere
sichergestellt werden, dass bereits jetzt funktionierende
Bündnisse, Konsense oder sonstige Initiativen für Ausbil-
dung auf regionaler Ebene auch weiterhin bestehen sollen
und an die Stelle einer regionalen Berufsbildungskonferenz
treten können. Gemäß Artikel 8 Abs. 2 dieses Gesetzes tre-
ten die Regelungen zur regionalen Berufsbildungskonferenz
am 1. August 2012 außer Kraft.

Zu § 83 (Zusammensetzung; Berufung)
Absatz 1 regelt die Zusammensetzung der regionalen Be-
rufsbildungskonferenz.
In Absatz 1 Nr. 1 sind diejenigen Gruppen aufgeführt, die
auch die Mitglieder der Berufsbildungsausschüsse (Teil 3,
Kapitel 1, Abschnitt 3) stellen. Diese Gruppenidentität soll
sicherstellen, dass die aufgrund der Arbeiten der regionalen
Berufsbildungskonferenz gewonnenen Erkenntnisse und
Empfehlungen an die in der Region bestehenden Berufsbil-
dungsausschüsse kommuniziert und – soweit möglich – dort
umgesetzt werden.
Absatz 1 Nr. 2 benennt diejenigen Gruppen, die in den jewei-
ligen Regionen Einfluss auf den Ausbildungsstellenmarkt
und die Organisation der Berufsbildung haben. Hierzu gehö-
ren die Kommunen, zu deren Aufgaben die regionale Wirt-
schaftsförderung und die Jugendberufshilfe gehören, die
sonstigen Berufsbildungseinrichtungen im Sinne von § 2
Abs. 1 Nr. 3, die Träger der außerbetrieblichen Berufsbil-

dung sind sowie ein Beauftragter oder eine Beauftragte der
Agentur für Arbeit aus dem Bezirk, die insbesondere sicher-
stellen sollen, dass Ausbildungs- und Beschäftigungsbedarf
in der Region aufeinander abgestimmt sind.
Absatz 2 regelt die Berufung der Mitglieder der regionalen
Berufsbildungskonferenz. Die Vorschrift lehnt sich für die
Berufung der Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 1 an die Beru-
fungsvorschriften für den Berufsbildungsausschuss (§ 77
Abs. 2) an und ergänzt sie hinsichtlich der Mitglieder nach
Absatz 1 Nr. 2 um das Vorschlagsrecht der jeweiligen Ver-
waltungsleitungen. Die errichtende Stelle im Sinne von § 82
beruft die Mitglieder entsprechend der Vorschläge.
Absatz 3 regelt durch Verweisung auf die entsprechenden
Regelungen im Teil 3 Kapitel 1 Abschnitt 3, dass die Tätig-
keit in der regionalen Berufsbildungskonferenz ehrenamt-
lich und eine angemessene Entschädigung zu zahlen ist, die
Abberufung aus wichtigem Grund, die Stellvertretung der
Mitglieder, den Vorsitz in der regionalen Berufsbildungs-
konferenz, Regelungen zur Beschlussfähigkeit und zur Ab-
stimmung sowie das Recht der regionalen Berufsbildungs-
konferenz, sich eine Geschäftsordnung zu geben und Unter-
ausschüsse zu bilden.

Zu § 84 (Aufgaben)
In § 84 werden die Aufgaben der regionalen Berufsbildungs-
konferenz beschrieben. Die regionale Berufsbildungskonfe-
renz hat keine eigenständigen Entscheidungskompetenzen,
vielmehr fördert sie den regionalen Ausbildungs- und Be-
schäftigungsmarkt durch die Erfassung der Ausbildungs- und
Beschäftigungsbedarfe im Bezirk (Nummer 1) und die Ermitt-
lung der für die Befriedigung dieser Bedarfe erforderlichen
Ausbildungsangebote von Betrieben, berufsbildenden Schu-
len und sonstigen Berufsbildungseinrichtungen (Nummer 2).
Die regionale Berufsbildungskonferenz gibt Empfehlungen
zur inhaltlichen und organisatorischen Abstimmung und
Verbesserung der in der Region bestehenden Ausbildungsan-
gebote (Nummer 3) und zur Vereinheitlichung von Fortbil-
dungsregelungen (Nummer 4) nach § 54 ab.

Zu Kapitel 3 (Landesausschüsse für Berufsbildung)
Zu § 85 (Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung)
§ 85 entspricht inhaltlich § 54 des geltenden Berufsbildungs-
gesetzes. Die Änderungen in den Absätzen 2 und 3 dienen der
sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu § 86 (Aufgaben)
§ 86 entspricht in seinen Absätzen 1 und 2 dem § 55 des gel-
tenden Berufsbildungsgesetzes.
Absatz 3 bestimmt, das der Landesausschuss den Bezirk der
regionalen Berufsbildungskonferenz sowie deren einrich-
tende Stelle abweichend von § 82 regeln sowie der regiona-
len Berufsbildungskonferenz weitere Aufgaben zuweisen
kann. Diese Regelung ermöglicht, dass von dem in Kapitel 2
vorgegebenen Organisationsmodell der regionalen Berufs-
bildungskonferenz abgewichen werden kann. Damit wird
eventuellen regionalen Besonderheiten und Bedürfnissen
Rechnung getragen und zugleich ermöglicht, dass bereits
bisher mit Erfolg arbeitende regionale Bündnisse für Ausbil-
dung weiter bestehen und arbeiten können. Entsprechend der
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befristeten Einführung der regionalen Berufsbildungskonfe-
renz tritt auch § 86 Abs. 3 am 1. August 2012 außer Kraft
(Artikel 8 Abs. 2 dieses Gesetzes).

Zu Teil 4 (Berufsbildungsforschung, Planung und
Statistik)

Zu § 87 (Ziele der Berufsbildungsforschung)
§ 87 definiert erstmals die Ziele der Berufsbildungsfor-
schung. Bisher war die Berufsbildungsforschung lediglich
als gesetzliche Aufgabe des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung in sehr allgemeiner Form in § 6 des Berufsbildungsför-
derungsgesetzes der geltenden Fassung gesetzlich normiert.
Die Herauslösung des Begriffs der Berufsbildungsforschung
aus dem engen Kontext zum Bundesinstitut für Berufsbil-
dung verdeutlicht, dass auch außerhalb des Bundesinstituts
für Berufsbildung vom Bund geförderte Berufsbildungsfor-
schung durchgeführt werden kann.
Die Gesetzesdefinition in § 87 folgt der modernen Auftei-
lung von Forschung in Grundlagenforschung (Nummer 1),
angewandte Forschung (Nummer 3), Vorsorgeforschung
(Nummer 4) sowie Implementierung der Forschungsergeb-
nisse in der Praxis (Nummer 5). Nicht zuletzt im Hinblick
auf das vom Europäischen Rat und Europäischer Kommis-
sion am 14. Februar 2002 verabschiedete Arbeitsprogramm
zur Erhöhung der Qualität und Wirksamkeit der Systeme der
allgemeinen und beruflichen Bildung der Europäischen
Union (Amtsblatt EG vom 4. Juni 2002 C 142/7) wird neben
der inländischen die europäische und internationale Ausrich-
tung in den Zielkatalog der Berufsbildungsforschung aufge-
nommen.

Zu § 88 (Ziele der Berufsbildungsplanung)
§ 88 entspricht § 2 des geltenden Berufsbildungsförderungs-
gesetzes.

Zu § 89 (Berufsbildungsbericht)
§ 89 entspricht dem § 3 des geltenden Berufsbildungsförde-
rungsgesetzes.
Entsprechend der Aufgabenzuweisungen innerhalb der Bun-
desregierung wurden in Absatz 1 die Worte „der zuständige
Bundesminister“ durch die Worte „das Bundesministerium
für Bildung und Forschung“ ersetzt. Die geänderte Fassung
des Absatzes 2 Nr. 1 Buchstabe a dient der Klarstellung.

Zu § 90 (Zweck und Durchführung der Berufsbildungssta-
tistik)

§ 90 entspricht § 4 des geltenden Berufsbildungsförderungs-
gesetzes.

Zu § 91 (Erhebungen)
§ 91 entspricht im Wesentlichen § 5 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes.
Die Änderungen in Absatz 1 dienen der sprachlichen Gleich-
behandlung von Frauen und Männern. Absatz 1 Nr. 5 über-
nimmt die Änderung des Berufsbildungsförderungsgesetzes,
die durch Artikel 39 des Vierten Gesetzes für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003
(BGBl. I S. 2954) aufgenommen wurde und zum 1. Januar
2005 in Kraft tritt.

Zu Teil 5 (Bundesinstitut für Berufsbildung)
Zu § 92 (Bundesinstitut für Berufsbildung)
§ 92 regelt Name, Rechtsnatur und Sitz des Bundesinstituts
für Berufsbildung.

Zu § 93 (Aufgaben)
Absatz 1 geht ebenso wie das geltende Berufsbildungsförde-
rungsgesetz in § 6 Abs. 1 Satz 1 davon aus, dass das Bundes-
institut für Berufsbildung auf Übereinstimmung mit der Bil-
dungspolitik der Bundesregierung zu achten hat und die sich
daraus ergebenden Grenzen nicht überschreiten darf.
Absatz 2 greift die geltende Regelung des § 6 Abs. 2 Nr. 3
des Berufsbildungsförderungsgesetzes auf und entwickelt
sie weiter.
Satz 1 greift hierbei den durch § 87 eingeführten Begriff der
Berufsbildungsforschung auf. Satz 2 regelt wie bisher, dass
die Eigenforschung des Bundesinstituts für Berufsbildung
auf der Grundlage eines jährlichen Forschungsprogramms
durchgeführt wird, das der Genehmigung des Bundesminis-
teriums für Bildung und Forschung bedarf. Dieses For-
schungsprogramm wird gemäß § 95 Abs. 1 Nr. 3 vom
Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung be-
schlossen, nachdem der Wissenschaftliche Beirat (§ 97)
Stellung genommen und Empfehlungen abgegeben hat.
Satz 3 gibt der bereits bisher geübten Praxis eine gesetzliche
Grundlage, wonach weitere Forschungsaufgaben dem Bun-
desinstitut für Berufsbildung übertragen werden können.
Entsprechend der organisationsrechtlichen Stellung des
Bundesinstituts für Berufsbildung ist die Möglichkeit der
Auftragsvergabe auf die obersten Bundesbehörden be-
schränkt. Die aufgrund dieser Vorschrift übertragenen weite-
ren Forschungsaufgaben werden nicht im Rahmen der
Grundfinanzierung nach § 99 Abs. 1 kostenmäßig gedeckt,
sondern durch das beauftragende Bundesministerium (§ 99
Abs. 2).
Absatz 2 Satz 4 entspricht § 6 Abs. 2 Nr. 3 letzter Halbsatz
des geltenden Berufsbildungsförderungsgesetzes.
Absatz 3 hat eine Vorläuferregelung in § 6 Abs. 2 des gelten-
den Berufsbildungsförderungsgesetzes.
Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe f ermöglicht dem Bundesinstitut
für Berufsbildung nunmehr auf gesetzlicher Grundlage, wei-
tere Verwaltungsaufgaben des Bundes zur Förderung der Be-
rufsbildung zu übernehmen. Damit wird eine Grundlage für
die Übertragung weiterer, wechselnder und in der Regel be-
fristeter Verwaltungsaufgaben (z. B. Betreuung europäischer
Berufsbildungsprogramme, administrative Aufgaben im Be-
reich von Bundesprogrammen) geschaffen, die das Bundes-
institut für Berufsbildung aufgrund seiner Kompetenzen bes-
ser als andere Stellen wahrnehmen kann.
Absatz 3 Nr. 2 präzisiert entsprechend der bisherigen Praxis,
dass das Bundesinstitut für Berufsbildung die Förderung
überbetrieblicher Berufsbildungsstätten nach Allgemeinen
Verwaltungsvorschriften des zuständigen Bundesministeri-
ums eigenständig durchführt.
§ 3 Nr. 4 fasst die bisherigen Buchstaben a, b und d des § 6
Abs. 2 Nr. 5 des geltenden Berufsbildungsförderungsgeset-
zes zusammen. Die bisher in Buchstabe d des § 6 Abs. 2 Nr. 5
des geltenden Berufsbildungsförderungsgesetzes verankerte
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Forschung im Bereich des berufsbildenden Fernunterrichts
ist wegen der in der Darstellung beabsichtigten Trennung von
Forschungs- und Verwaltungsaufgaben nun in § 93 Abs. 2 be-
rücksichtigt. Der § 6 Abs. 2 Nr. 5 Buchstabe c des geltenden
Berufsbildungsförderungsgesetzes kann entfallen, da die
Verpflichtung zur Amtshilfe bereits aufgrund von Artikel 35
Abs. 1 Grundgesetz, § 4 Verwaltungsverfahrensgesetz be-
steht. Auch der bisherige Buchstabe e von § 6 Abs. 2 Nr. 5
des geltenden Berufsbildungsförderungsgesetzes ist entbehr-
lich. Die erforderliche Beratung der Antragsteller ist schon
durch § 25 Verwaltungsverfahrensgesetz vorgesehen.
Absatz 4 eröffnet dem Bundesinstitut für Berufsbildung die
Möglichkeit, seine Kompetenz auch für Dritte außerhalb der
Bundesverwaltung zugänglich zu machen. Zugleich wird
dem Bundesinstitut für Berufsbildung hierdurch ermöglicht,
an der Vergabe von Aufträgen im Wettbewerb teilzunehmen.
Die Verträge bedürfen der vorherigen Genehmigung des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung insbeson-
dere im Hinblick auf Absatz 1 und § 99 Abs. 2 Satz 2.

Zu § 94 (Organe)
Die Vorschrift hat eine Vorläuferregelung in § 7 des gelten-
den Berufsbildungsförderungsgesetzes. Die bisherigen Auf-
gaben des Hauptausschusses und des Ständigen Ausschusses
werden im Hauptausschuss zusammengeführt, so dass der
Ständige Ausschuss als Organ des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung entfällt. Die damit verbundene Verschlankung
der Gremienstruktur leistet einen Beitrag zur Entbürokrati-
sierung des Bundesrechtes.
Durch § 94 Nr. 2 wird die Bezeichnung „Der Generalsekre-
tär“ durch „Der Präsident oder die Präsidentin“ ersetzt. Da-
mit wird der Bezeichnung in der Bundesbesoldungsordnung
B Rechnung getragen und die sprachliche Gleichbehandlung
von Frauen und Männern sichergestellt.

Zu § 95 (Hauptausschuss)
Der in § 95 geregelte Hauptausschuss des Bundesinstituts
für Berufsbildung tritt an die Stelle des bisherigen Hauptaus-
schusses und des bisherigen Ständigen Ausschusses nach § 8
bzw. § 8a des Berufsbildungsförderungsgesetzes in der gel-
tenden Fassung.
Absatz 1 Satz 1 weist darauf hin, dass dem Hauptausschuss
in diesem Gesetz an anderer Stelle fachliche Aufgaben zuge-
wiesen sind: Beispielsweise erlässt der Hauptausschuss nach
§ 47 für die Prüfungsordnung Richtlinien. Des Weiteren hat
der Hauptausschuss Anhörungsrechte beim Erlass von
Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz und den entspre-
chenden Verordnungen nach der Handwerksordnung.
Absatz 1 Nr. 1 entspricht § 8 Abs. 1 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes. Absatz 1 Nr. 2 entspricht § 8
Abs. 2 des geltenden Berufsbildungsförderungsgesetzes.
Absatz 1 Nr. 3 entspricht § 6 Abs. 2 Nr. 3 des geltenden Be-
rufsbildungsförderungsgesetzes.
Absatz 1 Nr. 4 greift eine Regelung des Berufsbildungsge-
setzes von 1969 wieder auf. Der auf § 51 Berufsbildungsge-
setz in der Fassung von 1969 seinerzeit tätig gewesene Bun-
desausschuss hat in den Jahren seiner Tätigkeit bis zu seiner
Auflösung durch das Ausbildungsplatzförderungsgesetz von
1976 zahlreiche Empfehlungen zur einheitlichen Anwen-
dung des Berufsbildungsgesetzes beschlossen. Wesentliche

Teile des Vollzugs des Berufsbildungsgesetzes basieren noch
heute auf den damaligen Empfehlungen. Die nunmehrige
Neuaufnahme der Aufgabe, Empfehlungen zu geben, bildet
eine rechtliche Grundlage zur Aktualisierung und Überarbei-
tung der damaligen Empfehlungen sowie zum Neuerlass von
Empfehlungen im Hinblick auf dieses Gesetz.

Absatz 1 Nr. 5 entspricht § 8 Abs. 2 Satz 3 des geltenden Be-
rufsbildungsförderungsgesetzes und war dort dem Ständigen
Ausschuss als Aufgabe zugewiesen. Absatz 1 Nr. 6 knüpfte
an die bisherige Regelung des § 8a Abs. 2 des geltenden Be-
rufsbildungsförderungsgesetzes an.

Absatz 2 entspricht § 8a Abs. 2 Satz 2 des geltenden Berufs-
bildungsförderungsgesetzes.

Absatz 3 knüpft an § 8 Abs. 3 des geltenden Berufsbildungs-
förderungsgesetzes an. Er verringert jedoch die Anzahl der
Mitglieder im Hauptausschuss von 53 auf jetzt 24 Personen.
Die viertelparitätische Stimmengewichtung wird dabei ge-
wahrt. Ebenso wie die Vorläuferregelung können die Stim-
men des Bundes nur einheitlich abgegeben werden, wobei
der Bund bei der Beratung der Bundesregierung in grund-
sätzlichen Fragen, bei der Stellungnahme zum Entwurf des
Berufsbildungsberichtes und im Rahmen von Anhörungen
nach diesem Gesetz kein Stimmrecht haben. Absatz 3 Satz 3
räumt neben den bereits jetzt teilnahmeberechtigten Beauf-
tragten der Bundesagentur für Arbeit und der bestehenden
kommunalen Spitzenverbände auch dem Wissenschaftlichen
Beirat (§ 97) die Teilnahme mit beratender Stimme durch ein
Mitglied des Wissenschaftlichen Beirates ein.

Absatz 4 entspricht im Wesentlichen § 8 Abs. 4 des gelten-
den Berufsbildungsförderungsgesetzes. Der Begriff des „Zu-
ständigen Bundesministers“ wird durch die Aufnahme der
Worte „Bundesministerium für Bildung und Forschung“ prä-
zisiert.

Absatz 5 entspricht im Wesentlichen § 8 Abs. 5 des gelten-
den Berufsbildungsförderungsgesetzes. Die Änderungen
dienen der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und
Männern.

Absatz 6 entspricht im Wesentlichen § 8 Abs. 6 des gelten-
den Berufsbildungsförderungsgesetzes. Der „Zuständige
Bundesminister“ wird durch die Bezeichnung „Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung“ präzisiert.

Absatz 7 entspricht § 8 Abs. 7 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes.

Absatz 8 entspricht § 8 Abs. 8 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes.

Absatz 9 entspricht § 8 Abs. 9 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes.

Zu § 96 (Präsident oder Präsidentin)

Die Bezeichnung des Leiters des Bundesinstituts für Berufs-
bildung wird von „Generalsekretär“ in „Präsident oder Prä-
sidentin“ geändert.

§ 96 hat eine Vorläuferregelung in § 10 des geltenden Be-
rufsbildungsförderungsgesetzes. Die Anpassungen sind zum
einen Folgeänderungen des § 94 Nr. 2 zum anderen dienen
sie der fachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Män-
nern. Der „Zuständige Bundesminister“ wird durch die Be-
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zeichnung „Bundesministerium für Bildung und Forschung“
präzisiert.

Zu § 97 (Wissenschaftlicher Beirat)

Durch die Einrichtung eines Wissenschaftlichen Beirates
wird dem Bundesinstitut für Berufsbildung ein neues Gre-
mium bei Seite gestellt. Die Gremienanzahl im Bundesinsti-
tut für Berufsbildung wird dadurch nicht erhöht, denn
gleichzeitig fallen das Gremium „Ständiger Ausschuss“, das
Gremium „Länderausschuss“ und die in § 11 des Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes in der geltenden Fassung vorgese-
henen Fachausschüsse weg.

Die Einrichtung eines Wissenschaftlichen Beirates greift
Entwicklungen in der institutionellen Forschung der vergan-
genen Jahre auf. Danach entspricht es dem modernen Ver-
ständnis von Forschungseinrichtungen, dass deren Aufgaben
einer ständigen Qualitätskontrolle und Qualitätssicherung
unterworfen werden. Durch regelmäßige Evaluierungen sol-
len Fehlentwicklungen in Forschungsprojekten frühzeitig er-
kannt und eine evtl. Umsteuerung ermöglicht werden. Durch
die externe Begleitung, auch z. B. durch ausländische Wis-
senschaftler, sind zudem wertvolle Anstöße und Hinweise
für die Forschungsprojekte zu erwarten.

Dementsprechend beschränken sich die Aufgaben des Wis-
senschaftlichen Beirates auf den überwiegend mit Berufsbil-
dungsforschungsarbeiten betrauten Teil des Bundesinstituts
für Berufsbildung. Die Aufgaben des Wissenschaftlichen
Beirates sind in Absatz 1 beschrieben.

Absatz 2 stellt sicher, dass der Wissenschaftliche Beirat die
ihm übertragenen Aufgaben wahrnehmen kann. Er hat ge-
genüber dem Präsidenten oder der Präsidentin des Bundes-
instituts für Berufsbildung ein Auskunftsrecht. Auf Wunsch
werden ihm die wissenschaftlichen Arbeiten des Bundes-
instituts für Berufsbildung in wissenschaftlichen Veranstal-
tungen erläutert.

Absatz 3 Satz 1 legt die Anzahl der Mitglieder des Wissen-
schaftlichen Beirats auf bis zu sieben fest. Satz 2 macht deut-
lich, dass der Wissenschaftliche Beirat in erster Linie ein
Beratungsorgan des Präsidenten oder der Präsidentin des
Bundesinstituts für Berufsbildung ist. Im Hinblick auf die
komplementäre Aufgabenzuweisung hinsichtlich des For-
schungsprogramms des Bundesinstituts für Berufsbildung
können je ein Mitglied der im Hauptausschuss vertretenen
Bänke an den Sitzungen des Wissenschaftlichen Beirates
ohne Stimmrecht teilnehmen (Absatz 3 Satz 3).

Absatz 4 regelt, dass der Wissenschaftliche Beirat sich eine
Geschäftsordnung geben kann.

Absatz 5 verweist auf § 95 Abs. 6, wonach die Tätigkeit im
Wissenschaftlichen Beirat ehrenamtlich ist. Für bare Ausla-
gen und Verdienstausfälle kann eine Entschädigung gewährt
werden.

Zu § 98 (Ausschuss für Fragen behinderter Menschen)

§ 98 knüpft an § 12 des geltenden Berufsbildungsförde-
rungsgesetzes an. Nach § 66 ist für Empfehlungen zu Aus-
bildungsregelungen für behinderte Menschen nunmehr allei-
nig der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung zuständig. Der Ausschuss für Fragen behinderter Men-

schen wird deshalb als Ständiger Unterausschuss des
Hauptausschusses eingerichtet.

Zu § 99 (Finanzierung des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung)

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen § 13 des Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes in der geltenden Fassung. Die Ver-
wendung des bisherigen Begriffs „Zuwendungen“ entspricht
nicht dem haushaltsrechtlich Gemeinten. Nach § 23 Bundes-
haushaltsordnung sind Zuwendungen Leistungen an Stellen
außerhalb der Bundesverwaltung zur Erfüllung bestimmter
Zwecke. Das Bundesinstitut für Berufsbildung steht aber als
bundesunmittelbare juristische Person des öffentlichen
Rechts nicht außerhalb der Bundesverwaltung, sondern in-
nerhalb. Es kann daher nach der haushaltsrechtlichen Termi-
nologie keine Zuwendung erhalten. Der haushaltsrechtlich
treffende Begriff ist der des Zuschusses (§ 55 Abs. 1 Haus-
haltsgrundsätzegesetz, § 112 Abs. 1 Bundeshaushaltsord-
nung).
Absatz 2 stellt den Aufgabenerweiterungen in § 93 Abs. 2
Satz 3, Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe f und Abs. 4 eine entspre-
chende Kostentragungsregelung gegenüber. Danach werden
die aufgrund der genannten Vorschriften übertragenen Auf-
gaben nicht im Rahmen der Grundfinanzierung des Bundes-
instituts für Berufsbildung, sondern jeweils durch das beauf-
tragende Bundesministerium bzw. Vertragspartner gedeckt.

Zu § 100 (Haushalt)
Absatz 1 entspricht § 14 Abs. 1 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes. Entsprechend § 94 lautet die Be-
zeichnung nun „Der Präsident oder die Präsidentin“.
Die Absätze 2 bis 4 entsprechen § 14 Abs. 2 bis 4 des gelten-
den Berufsbildungsförderungsgesetzes. Durch die Formulie-
rung „Bundesministerium für Bildung und Forschung“ wird
jeweils das zuständige Bundesministerium präzisiert.
Absatz 5 entspricht § 14 Abs. 5 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes unter Berücksichtigung der Folge-
änderung basierend auf § 94.

Zu § 101 (Satzung)
§ 101 entspricht der bislang in § 15 des geltenden Berufsbil-
dungsförderungsgesetzes enthaltenen Regelung. Absatz 2
bestimmt präzisiert als zuständiges Bundesministerium das
Bundesministerium für Bildung und Forschung.

Zu § 102 (Personal)
Gegenüber der Vorläuferregelung in § 16 des geltenden Be-
rufsbildungsförderungsgesetzes wird nunmehr durchgehend
das Bundesministerium für Bildung und Forschung als das
zuständige Bundesministerium genannt.
Absatz 4 entspricht § 16 Abs. 4 Satz 1 und 2 des geltenden
Berufsbildungsförderungsgesetzes. Die bisherige Regelung
des § 16 Abs. 4 Satz 3 entfällt. Diese Änderung dient der
Verwaltungsvereinfachung. Das Bundesinstitut für Berufs-
bildung ist bei der Einstellung von Personal an Artikel 33
Abs. 2 Grundgesetz wie jeder andere öffentliche Arbeitgeber
gebunden. Danach sind bei der Stellenbesetzung allein Eig-
nung, Befähigung und fachliche Leistung ausschlaggebend.
Zu berücksichtigen sind ferner Belange der Gleichstellung
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von Frauen und Männern sowie der Förderung behinderter
Menschen. Die Überwachung der Einhaltung der einschlägi-
gen Vorschriften durch das Institut ist ohnehin Bestandteil
der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung zu
führenden Rechtsaufsicht (§ 103).

Zu § 103 (Aufsicht über das Bundesinstitut für Berufsbil-
dung)

§ 103 entspricht § 17 des geltenden Berufsbildungsförde-
rungsgesetzes. Die Aufnahme der Wörter „Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung“ präzisieren den Begriff des
zuständigen Bundesministers.

Zu § 104 (Auskunftspflicht)

§ 104 entspricht § 18 des geltenden Berufsbildungsförde-
rungsgesetzes. Die Änderungen in Absatz 2 dienen der
sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern.

Zu Teil 6 (Bußgeldvorschriften)

Zu § 105 (Ordnungswidrigkeiten)

§ 105 entspricht in seinem Aussagegehalt § 99 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes. Vorhandene textliche Änderungen
dienen der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und
Männern.

Zu Teil 7 (Übergangs- und Schlussvorschriften)

Zu § 106 (Gleichstellung von Abschlusszeugnissen im
Rahmen der Deutschen Einheit)

Die Vorschrift entspricht § 108a des geltenden Berufsbil-
dungsgesetzes.

Zu § 107 (Fortgeltung bestehender Regelungen)

§ 107 übernimmt die Regelungen des § 108 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes. Als Stichtag wird nunmehr auf den
1. September 1969 abgestellt, den Tag des Inkrafttretens des
Berufsbildungsgesetzes von 1969.

Zu Artikel 2 (Änderung der Handwerksordnung)

Die Änderungen in der Handwerksordnung vollziehen die in
diesem Gesetzesentwurf vorgesehenen strukturellen und
materiellrechtlichen Änderungen des Berufsbildungsgeset-
zes nach, um dadurch gleiche rechtliche Rahmenbedingun-
gen für die Berufsbildung im Handwerk und im Anwen-
dungsbereich des Berufsbildungsgesetzes zu erhalten. Hand-
werksspezifische Regelungen werden jedoch nicht angegli-
chen.

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)

Die Änderungen der Inhaltsübersicht im Zweiten und Drit-
ten Teil erfolgen im Hinblick auf die Aufnahme neuer Vor-
schriften wie etwa die §§ 42b bis 42j sowie durch die Einfü-
gung der Regelung der Berufsausbildungsvorbereitung in
den Bereich des Handwerks.

Zu Nummer 2 (§ 7 Abs. 2 Satz 3)
Die Änderungen in § 7 Abs. 2 dienen der redaktionellen An-
passung.
Die in der geltenden Handwerksordnung in § 42 Abs. 2 ge-
regelte bundeseinheitliche Fortbildung im Handwerksbe-
reich ist jetzt in § 42 geregelt; die in dem geltenden Berufs-
bildungsgesetz in § 46 Abs. 2 geregelte bundeseinheitliche
Fortbildung ist jetzt in § 53 geregelt.

Zu Nummer 3 (§ 8 Abs. 1 Satz 3)
Siehe Begründung zu Nummer 2.
Der Verweis auf § 81 Abs. 4 und § 95 Abs. 4 des geltenden
Berufsbildungsgesetzes entfällt, da diese Sondervorschriften
für die Meisterprüfungen im Bereich der Landwirtschaft und
im Bereich der Hauswirtschaft in die §§ 53 bis 57 des neuen
Berufsbildungsgesetzes integriert werden; entsprechende
Fortbildungen werden daher künftig auf der Grundlage des
§ 53 Abs. 3 i. V. m. Absatz 1 des Berufsbildungsgesetzes er-
lassen.

Zu Nummer 4 (§§ 21 bis 27a)
Die Änderungen in der Handwerksordnung vollziehen die
strukturellen und inhaltlichen Änderungen des Berufsbil-
dungsgesetzes im Hinblick auf die Regelungen zur Eignung
von Ausbildungsstätte und Ausbildungspersonal nach. Dort
werden die bisher in den §§ 21 bis 24 sowie über den sechs-
ten Teil des geltenden Berufsbildungsgesetzes verstreuten
Vorschriften zur Eignung von Ausbildungsstätte und Ausbil-
dungspersonal in einem neuen Abschnitt zusammengefasst
und einem einheitlichen Ordnungssystem unterworfen.

Zu § 21
§ 21 entspricht § 22 der geltenden Handwerksordnung.
Durch die Einfügung der Wörter „und ausgebildet“ wird
klargestellt, dass die Voraussetzungen für die Eignung der
Ausbildungsstätte nicht nur zum Zeitpunkt der Einstellung,
sondern während der gesamten Ausbildungsdauer vorliegen
müssen.
Die Hinzufügung des Wortes „und“ nach Nummer 1 ver-
deutlicht, dass beide Voraussetzungen kumulativ gegeben
sein müssen.
Absatz 2 wird an die Begriffssystematik in § 1 des neuen Be-
rufsbildungsgesetzes angepasst.

Zu § 22
Absatz 1 entspricht § 21 Abs. 1 der geltenden Handwerks-
ordnung.
Absatz 2 entspricht § 21 Abs. 4 der geltenden Handwerks-
ordnung mit dem Zusatz, dass durch den Begriff „Ausbilder“
derjenige definiert wird, der im Gegensatz zum Ausbilden-
den die Ausbildungsinhalte in der Ausbildungsstätte unmit-
telbar, verantwortlich und im wesentlichen Umfang selbst
vermittelt.
Absatz 3 regelt erstmals die in der Praxis übliche sektorale
Vermittlung von Ausbildungsinhalten durch Personen, die
zwar nicht alle Erfordernisse für die Fachliche Eignung der
Ausbilder erfüllen, jedoch neben ihrer persönlichen Eignung
die beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten be-
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sitzen, die für die Vermittlung einzelner Ausbildungsinhalte
erforderlich sind.

Zu § 22a
§ 22a entspricht § 21 Abs. 2 der geltenden Handwerksord-
nung.

Zu § 22b
Absatz 1 entspricht § 21 Abs. 3 der geltenden Handwerks-
ordnung, enthält jedoch nunmehr eine positive Formulierung
der fachlichen Eignung. Sie liegt vor, wenn die Ausbilden-
den oder Ausbilder bzw. Ausbilderinnen die für die Vermitt-
lung der Ausbildungsinhalte erforderlichen beruflichen so-
wie berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten besitzen.
Absatz 2 entspricht § 21 Abs. 5 der geltenden Handwerks-
ordnung, wird jedoch übersichtlich gegliedert. Darüber hin-
aus wird durch den Verweis auf die Ausbildereignungsprü-
fung auf der Grundlage einer nach dem Berufsbildungsge-
setz erlassenen Rechtsverordnung klargestellt, dass diese
Prüfung eine den Teil IV der Meisterprüfung gleichwertige
Prüfung darstellt. Bei zulassungspflichtigen Handwerken
setzt die fachliche Eignung grundsätzlich einen gesonderten
Nachweis auch der berufs- und arbeitspädagogischen Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten voraus.
Absatz 3 entspricht § 21 Abs. 3 der geltenden Handwerks-
ordnung, wird, jedoch übersichtlich gegliedert. Darüber hin-
aus wird ein Satz 2 angefügt. Danach finden hinsichtlich der
berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten die auf der Grundlage des § 30 Abs. 5 des
neuen Berufsbildungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen Anwendung. Bei zulassungsfreien Handwerken oder
handwerksähnlichen Gewerben ist daher im Gegensatz zu
den zulassungspflichtigen Handwerken der gesonderte
Nachweis berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten nicht immer erforderlich, son-
dern richtet sich danach, ob auf der Grundlage von § 30
Abs. 5 des neuen Berufsbildungsgesetzes Rechtsverordnun-
gen erlassen worden sind, die den gesonderten Nachweis
vorschreiben.
Absatz 4 enthält gegenüber der geltenden Handwerksord-
nung (§ 21 Abs. 5 Satz 2) eine Ermächtigung des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Arbeit, den gesonderten Nach-
weis berufs- und arbeitspädagogischer Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten durch Verordnung zu regeln. Eine
derartige Ermächtigungsnorm ist bisher nur im Anwen-
dungsbereich des Berufsbildungsgesetzes geregelt.
Absatz 5 entspricht § 22 Abs. 7 der geltenden Handwerks-
ordnung und passt den Verweis redaktionell an.

Zu § 23
Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 23 Abs. 1 der Hand-
werksordnung, wird jedoch dem Wortlaut des § 32 des neuen
Berufsbildungsgesetzes angepasst.
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 23 Abs. 2.

Zu § 24
Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 24 Abs. 2 der Hand-
werksordnung und ersetzt das Wort „hat“ durch das Wort

„kann“. Die Regelung wird insoweit der Reglung des § 33
des neuen Berufsbildungsgesetzes angepasst.
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 24 Abs. 1 Handwerks-
ordnung.
Die Reihenfolge der Absätze 1 und 2 wird getauscht, um die
Regelung an die Systematik der §§ 21 ff. anzupassen.
In Absatz 3 wird der Verweis redaktionell angepasst.

Zu § 25
Absatz 1 hat eine Vorläuferregelung in § 25 Abs. 1 der gel-
tenden Handwerksordnung. Der Wegfall der Wörter „zu ih-
rer Anpassung an die technischen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Erfordernisse und deren Entwicklung“ trägt
der Tatsache Rechnung, dass in der Ermächtigung zur Rege-
lung einer geordneten und einheitlichen Berufsausbildung
die Möglichkeit zur punktuellen Änderung oder Anpassung
sowie zur vollständigen Aufhebung der Anerkennung durch
Rechtsverordnung ohne zusätzliche besondere Bestimmung
mitumfasst ist.
Die Absätze 2 und 3 entsprechen dem bisherigen § 27 Abs. 1
und 2 der Handwerksordnung. Die Herauslösung aus dem
bisherigen Zusammenhang mit § 27 Abs. 3 der geltenden
Handwerksordnung bedeutet insbesondere, dass sich Erpro-
bungsklauseln gemäß § 27 Abs. 3 auch auf andere Tatbe-
stände beziehen können (siehe hierzu § 27).
Absatz 4 hat eine Vorgängerregelung in § 25 Abs. 3 der gel-
tenden Handwerksordnung. Abgestellt wird nunmehr ent-
sprechend der Verordnungspraxis auf die Aufhebung der
Ausbildungsordnung. Ein Bezug auf § 15 Abs. 2 Nr. 2 des
geltenden Berufsbildungsgesetzes ist entbehrlich, da die Re-
gelung nur für bestehende Berufsausbildungsverhältnisse
gelten kann.

Zu § 26
Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 25 Abs. 2 der Hand-
werksordnung. Aufgeführt werden die Mindestinhalte, die
eine auf der Grundlage des § 25 erlassene Ausbildungsord-
nung aufweisen muss. Die Änderung in Nummer 1 ist zum
einen eine Folgeänderung der Neuformulierung des § 25;
zum anderen wird § 25 Abs. 2 Satz 2 und 3 der geltenden
Handwerksordnung der Nummer 1 hinzugefügt. Die Num-
mern 3 und 4 greifen die Änderungen in § 1 Abs. 3 des neuen
Berufsbildungsgesetzes auf.
Absatz 2 zählt darüber hinaus mögliche weitere Inhalte der
Ausbildungsordnung abschließend auf.
Nach Absatz 2 Nr. 1 kann der Verordnungsgeber den Ver-
tragsparteien die Möglichkeit einräumen, von § 25 Abs. 4
abzuweichen. Wird hiervon Gebrauch gemacht, können so-
mit die Vertragsparteien vereinbaren, dass für die weitere
Berufsausbildung die neu erlassene Ausbildungsordnung zu-
grunde gelegt wird. In diesem Fall ist die auf der Grundlage
der bisherigen Ausbildungsordnung bereits zurückgelegte
Ausbildungszeit zwingend anzurechnen.
Absatz 2 Nr. 2 hat eine Vorläuferregelung in § 26 der gelten-
den Handwerksordnung. Gegenüber dieser Vorläuferrege-
lung wird klargestellt, dass jede Stufe mit einem Abschluss
enden soll, der zu einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit
befähigt. Zugleich wird die Stufenausbildung durch ihre In-
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tegration in § 26 als ein Regelfall der geordneten Berufsaus-
bildung anerkannt.

Absatz 2 Nr. 3 hat keine Vorläuferregelung. In der Ausbil-
dungsordnung geregelt werden kann nunmehr, ob und inwie-
weit eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung in ei-
nem anderen Ausbildungsberuf auf die in der Ausbildungs-
ordnung geregelte Ausbildung angerechnet werden kann.

Absatz 2 Nr. 4 hat keine Vorläuferregelung. Die Erweiterung
bietet die Möglichkeit, bereits im Rahmen der Ausbildungs-
ordnung im Zusammenhang mit der Ausbildung stehende
weitere Kompetenzen zu vermitteln und zu prüfen. Dabei
kommen sowohl zusätzliche Wahlqualifikationseinheiten
der Ausbildungsordnung als auch Teile anderer Ausbil-
dungs- oder Fortbildungsordnungen in Betracht. Hierdurch
wird eine noch breitere Verwendung auf dem Arbeitsmarkt
wie auch eine engere Verzahnung von Aus- und Weiterbil-
dung unterstützt. Die in Absatz 2 Nr. 4 angesprochenen zu-
sätzlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten gehören nicht zum Mindestinhalt eines Ausbildungs-
berufsbildes. Dementsprechend müssen sie als Zusatzqua-
lifikationen gesondert geprüft und bescheinigt werden
(§ 39a).

In Absatz 2 Nr. 5 wird nunmehr ausdrücklich die Möglich-
keit eröffnet, die Gesellenprüfung in zwei zeitlich auseinan-
der fallenden Teilen durchzuführen (sog. gestreckte Ab-
schlussprüfung). Sofern diese Möglichkeit genutzt wird,
müssen entsprechende Regelungen (beispielsweise Zeit-
punkt des ersten Teils der Abschlussprüfung, Ausbildungs-
inhalte bis zu diesem Zeitpunkt, Gewichtung der Teilprüfun-
gen) in der Ausbildungsordnung erfolgen.

Absatz 2 Nr. 6 entspricht weitgehend § 26a der geltenden
Handwerksordnung. Der Begriff „überbetriebliche Ausbil-
dung“ wird nunmehr dahin gehend gesetzlich definiert. Die
Einfügung des Wortes „Teile“ dient der Klarstellung.

Absatz 2 Nr. 7 stellt klar, dass – wie bisher – durch die Aus-
bildungsordnung das Führen eines Berichtsheftes vorge-
schrieben werden kann.

Der bislang in § 25 Abs. 2 Satz 4 und 5 enthaltene Verweis
auf die Möglichkeit der Vermittlung von Ausbildungsinhal-
ten durch Fernunterricht und auf das Fernunterrichtsschutz-
gesetz wird gestrichen, da es sich hierbei um Methoden der
Wissensvermittlung handelt, nicht um strukturelle Regelun-
gen. Sie gehören daher nicht in eine Ausbildungsordnung.

Zu § 27

§ 27 knüpft an die sog. Erprobungsklausel des § 27 Abs. 3
der geltenden Handwerksordnung an. Der Anwendungsbe-
reich dieser Ermächtigungsgrundlage für Erprobungsverord-
nungen wird durch eine Neufassung in mehrfacher Hinsicht
erweitert. Zum einen wird durch Herauslösen der Ermächti-
gungsgrundlage aus dem Kontext des sog. Ausschließlich-
keitsgrundsatzes gemäß § 27 Abs. 1 und 2 der geltenden
Handwerksordnung klargestellt, dass sich Erprobungsver-
ordnungen nicht auf Ausnahmen vom Ausschließlichkeits-
grundsatz beschränken müssen. Zum anderen wird die Ziel-
setzung von Erprobungsverordnungen, die bislang auf neue
Ausbildungsformen und -berufe gerichtet war, auf neue Prü-
fungsformen erweitert.

Um einen zu extensiven Gebrauch der Ermächtigungsnorm
und eine mögliche Zersplitterung des Berufsbildungssys-
tems zu verhindern, werden die für Ausnahmeregelungen
bzw. Erprobungsverordnungen in Frage kommenden Be-
stimmungen der Handwerksordnung ausdrücklich aufge-
führt.

Zu § 27a

Die Vorschrift regelt die Anrechnung beruflicher Vorbildung
auf die Ausbildungszeit. Im Gegensatz zu § 27a Abs. 1 der
geltenden Handwerksordnung wird durch Absatz 1 die Ent-
scheidung, ob eine Vorbildung in einer berufsbildenden
Schule (in der Regel Berufsfachschulen) oder einer sonsti-
gen Berufsbildungseinrichtung auf eine sich anschließende
Berufsausbildung angerechnet wird, zum einen in den Ver-
antwortungsbereich der Länder übertragen.

Zum anderen bedarf eine Anrechnung zukünftig des gemein-
samen Antrags der Vertragsparteien des Berufsausbildungs-
verhältnisses, da die Anrechnung zwangsläufig eine Verkür-
zung der Ausbildungsdauer nach sich zieht und hierdurch
rechtsgestaltend in die jeweiligen Vertragsbeziehungen ein-
gewirkt wird.

Nach Absatz 2 können die Vertragsparteien des Ausbil-
dungsverhältnisses ihren Antrag auf Anrechnung auf Teile
des in der Rechtsverordnung festgelegten höchstzulässigen
Anrechnungszeitraumes beschränken. Dies erlaubt weitge-
hende Flexibilität bei der Gestaltung ihrer Vertragsverhält-
nisse.

Durch die Schaffung einer Ermächtigungsgrundlage zum Er-
lass von Rechtsverordnungen nach Landesrecht sowie der
Einführung eines Antragserfordernisses wird das beste-
hende, weitgehend starre System der Anrechnung auf der
Grundlage der sog. Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-
Verordnungen abgelöst.

Zur näheren Begründung siehe Begründung zu Artikel 1 § 7.

Zu Nummer 5 (§ 27b)

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 27a Abs. 2, stellt je-
doch durch die Hinzufügung klar, dass ein gemeinsamer An-
trag des Lehrlings und des Ausbildenden zur Verkürzung der
Ausbildungszeit im Einzelfall erforderlich ist.

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 27a Abs. 3 und 4 der
Handwerksordnung.

Zu Nummer 6 (§ 27c)

Folgeänderung wegen Einfügung des neuen § 27b.

Zu Nummer 7 (§ 28)

Zu Buchstabe a

Der neu hinzugefügte Absatz 7 ermöglicht für die Zukunft,
dass die unter den Nummern 1 bis 4 aufgeführten Daten an
die Bundesagentur für Arbeit übermittelt werden. Diese dür-
fen – insbesondere auf der Grundlage des in das Dritte Buch
Sozialgesetzbuch ebenfalls neu eingefügten § 282b – von
der Arbeitsverwaltung zu Zwecken der Verbesserung der
Ausbildungsvermittlung, der Verbesserung der Zuverlässig-
keit und Aktualität der Ausbildungsvermittlungsstatistik und
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zur Verbesserung der Feststellung von Angebot und Nach-
frage auf dem Ausbildungsmarkt verwendet werden.

Zu Buchstabe b
Die Einfügung des Absatzes 8 ist Folgeänderung der Neufas-
sung des Absatzes 7.

Zu Nummer 8 (§ 29 Abs. 2)
Die Änderung in Absatz 2 Satz 2 trägt der Tatsache Rech-
nung, dass im Falle der sog. gestreckten Abschlussprüfung
keine Zwischenprüfung mehr stattfindet; an ihre Stelle tritt
der erste Teil der Gesellenprüfung.

Zu Nummer 9 (§§ 31 und 32)
Die Vorschriften zur Gesellenprüfung (§ 31) und zum Prü-
fungsgegenstand (§ 32) werden an das neue Berufsbildungs-
gesetz angepasst, indem die in diesem Gesetzentwurf vorge-
sehenen Änderungen des Berufsbildungsgesetzes hinsicht-
lich der Modernisierung des Prüfungswesens in der Hand-
werksordnung nachvollzogen werden.

Zu § 31
§ 31 entspricht im Wesentlichen dem § 31 der geltenden
Handwerksordnung mit dem Unterschied, dass die Regelung
an die Änderungen in § 37 des Berufsbildungsgesetzes ange-
passt wird. Insoweit wird auf die Begründung zu Artikel 1
§ 37 Bezug genommen.

Zu § 32
Die Regelung beruht auf § 32 der geltenden Handwerksord-
nung und wird an die neue Regelung des § 38 des Berufsbil-
dungsgesetzes angepasst. In der Neuformulierung wird der
Aufnahme der Begriffe „Fähigkeiten“ und „berufliche
Handlungsfähigkeit“ in § 1 Abs. 3 und § 38 des Berufsbil-
dungsgesetzes durch Berücksichtigung bei Inhalt und Zweck
der Gesellenprüfung Rechnung getragen.

Zu Nummer 10 (§ 33 Abs. 3 und 4)
Die in den Absätzen 3 und 4 enthaltene Neuregelung knüpft
wortgleich an die in § 39 Abs. 2 und 3 des Berufsbildungs-
gesetzes verankerte Neuregelung zur Einholung gutachterli-
cher Stellungnahmen Dritter an. Auch in der Handwerksord-
nung wird künftig in § 33 Abs. 2 die Möglichkeit vorgese-
hen, dass sich der Prüfungsausschuss der gutachterlichen
Stellungnahme von Dritten, die an der Berufsausbildung be-
teiligt sind, bedient. Mündliche Prüfungsleistungen sind da-
von ausgeschlossen, da diese vom Prüfungsausschuss selbst
abgenommen werden sollen. „Dritte“ können insbesondere
Berufsschulen, aber auch Ausbildungspersonal in Betrieben
sein. Zu weiteren Einzelheiten vgl. Begründung zu Artikel 1
§ 39. Ebenso wie in § 39 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes
ist nunmehr in § 33 Abs. 4 geregelt, dass die für die Be-
schlussfassung erheblichen Sachverhalte (wesentliche Ab-
läufe, Bewertung der Prüfungsleistungen, für die Bewertung
erhebliche Tatsachen) zu dokumentieren sind.

Zu Nummer 11 (§ 34 Abs. 3 bis 5)
Mit den Ergänzungen wird klargestellt, dass das Berufungs-
und Wahlverfahren für die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-

vertreter in den Prüfungsausschüssen auch für die jeweiligen
Beauftragten gilt. In Absatz 3 wird der Verweis auf das Be-
rufsbildungsgesetz redaktionell angepasst.

Zu Nummer 12 (§ 35a)

Der neu eingefügte § 35a entspricht der Regelung des neuen
§ 42 des Berufsbildungsgesetzes, mit dem die Möglichkeit
eröffnet wird, zur Vorbereitung der Beschlussfassung des
Prüfungsausschusses die Bewertung einzelner Prüfungsleis-
tungen an Mitglieder des Prüfungsausschusses zu delegie-
ren. Ohne das bestehende Kollegialprinzip in seinem Wesen
anzutasten wird hierdurch in begrenztem Umfang das Be-
richterstatterprinzip im Prüfungsverfahren gesetzlich einge-
führt, was im Handwerk bereits mit der Meisterprüfungsver-
fahrensordnung vom 17. Dezember 2001 (BGBl. I S. 4154)
erfolgt ist.

Nach § 33 der Handwerksordnung ist der Prüfungsausschuss
zuständig für die Abnahme der Gesellenprüfung. Der Prü-
fungsausschuss muss bei Entscheidungen nach § 35a Abs. 1
als Kollegialorgan tätig werden.

Absatz 2 enthält für bestimmte Bereiche der Gesellenprü-
fung eine Ausnahme vom Kollegialprinzip des § 33. Grund
hierfür ist, dass namentlich die praktischen Prüfungsteile ei-
nen erheblichen Prüfungsaufwand erfordern, der das Enga-
gement fachlich und sachlich hoch qualifizierter Prüfer be-
hindern kann.

Nach Absatz 3 sind die für Beschlussfassung erheblichen
Sachverhalte zu dokumentieren.

Zu Nummer 13 (§ 36 Abs. 2)

§ 36 Abs. 2 ist eine Folgeänderung aufgrund der Anpassung
der Handwerksordnung an das neue Berufsbildungsgesetz.
In § 36 ist weiterhin die Zulassung zur Abschlussprüfung ge-
regelt mit dem Unterschied, dass die bisherige Regelung des
§ 36 Abs. 2 nunmehr in dem neuen § 37a Abs. 1 der Hand-
werksordnung verankert wird. Die neue Regelung des § 36
Abs. 2, die auf der Vorschrift des § 37 Abs. 3 der geltenden
Handwerksordnung beruht, ist eine inhaltliche Folgeände-
rung zu der neuen Regelung in § 43 Abs. 2 des Berufsbil-
dungsgesetzes. Bislang sehen sowohl das Berufsbildungsge-
setz als auch die Handwerksordnung eine Ermächtigung für
das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit vor, durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, welche Schulen und Ein-
richtungen dem BBiG entsprechende Bildungsgänge an-
bieten. Von dieser Verordnungsermächtigung wurde bisher
kein Gebrauch gemacht. § 36 Abs. 2 Satz 2 sieht nunmehr
– ebenso wie § 43 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes – vor,
die Entscheidung, welche Bildungsgänge generell einer
Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz entsprechen,
auf die Landesregierungen zu übertragen. Damit eröffnet
sich für die Länder auch im Handwerksbereich die Chance,
durch vollzeitschulische Ausbildungsgänge, die nach den
Strukturen und Inhalten einer Ausbildung nach der Hand-
werksordnung durchgeführt werden, arbeitsmarktverwert-
bare Qualifizierungen auf hohem Niveau anzubieten und ei-
ner Gesellenprüfung nach der Handwerksordnung zuzufüh-
ren.

Die Herauslösung der Vorschrift aus dem Kontext des § 37
der geltenden Handwerksordnung nimmt der Regelung ihren
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Ausnahmecharakter; sie wird als gleichberechtigte Alterna-
tive neben die Regelzulassung nach § 36 Abs. 1 gestellt.

Zu Nummer 14 (§ 36a)
§ 36a entspricht § 44 des Berufsbildungsgesetzes und enthält
die über § 36 hinaus gehende Sonderregelung der Zulassung
für den Fall, dass die Gesellenprüfung in gestreckter Form
durchgeführt wird.

Zu Nummer 15 (§§ 37 bis 40)
Die weiteren Vorschriften der Handwerksordnung zum Prü-
fungswesen werden an das durch Artikel 1 verankerte neue
Berufsbildungsgesetz angepasst.

Zu § 37
§ 37 entspricht dem § 45 (Zulassung in besonderen Fällen)
des neuen Berufsbildungsgesetzes. Die Vorschrift beruht auf
§ 37 Abs. 1 der geltenden Handwerksordnung und auf § 45
des geltenden Berufsbildungsgesetzes, der die Möglichkeit
der vorzeitigen Zulassung zur Gesellen- bzw. Abschlussprü-
fung regelt.
Absatz 2 knüpft an die sog. Externenzulassung des § 37
Abs. 2 der geltenden Handwerksordnung bzw. des § 45
Abs. 2 des geltenden Berufsbildungsgesetzes mit mehreren
Modifikationen an. Ferner werden die neuen Begrifflichkei-
ten des Berufsbildungsgesetzes berücksichtigt und zur Klar-
stellung festgelegt, dass lediglich vom Zeiterfordernis nach
Satz 1 abgewichen werden kann.
Absatz 3 ist eine weitere Folgeänderung aufgrund der An-
passung an das neue BBiG.

Zu § 37a
Diese Vorschrift ist eine Folgeänderung zum neuen § 46 des
Berufsbildungsgesetzes und regelt die Entscheidung über die
Zulassung. § 37a Abs. 1 entspricht § 36 Abs. 2 der geltenden
Handwerksordnung.

Zu § 38
Der neue § 38 enthält die Regelungen zur Prüfungsordnung
und knüpft an den § 38 der geltenden Handwerksordnung an,
dabei erfolgt eine Anpassung an den neuen § 47 des Berufs-
bildungsgesetzes.

Zu § 39
Die Vorschrift beinhaltet die Regelung zur Zwischenprüfung
und ist eine Folgeänderung zum neuen § 48 des Berufsbil-
dungsgesetzes.

Zu § 39a
Der neu eingefügte § 39a regelt als Folgeänderung zum
neuen § 49 des Berufsbildungsgesetzes die Prüfung und Zer-
tifizierung von Zusatzqualifikationen.

Zu § 40
Der neue § 40 ist eine Folgeänderung zum neuen § 50 des
Berufsbildungsgesetzes, der die Gleichstellung von Prü-
fungszeugnissen regelt.

Zu Nummer 16 (§ 41a)

Der neue § 41a knüpft an die bisherige Vorschrift des § 41a
der Handwerksordnung an, weitet aber als Folgeänderung
zum neuen Berufsbildungsgesetz den Regelungsgehalt im
Hinblick auf die Überwachung und Beratung der Berufsbil-
dung, die nunmehr im neuen § 76 des Berufsbildungsgeset-
zes konzentriert sind, aus.

In Absatz 1 werden von der Überwachung durch die Hand-
werkskammern umfasst die Durchführung der (betriebli-
chen) Berufsausbildungsvorbereitung, der Berufsausbildung
(wie bisher in § 41a Abs. 1 der geltenden Handwerksord-
nung) und der beruflichen Umschulung. Wie im Berufsbil-
dungsgesetz wird die berufliche Fortbildung nicht hiervon
umfasst, da sich die Regelungen der neuen §§ 42 ff. der
Handwerksordnung ausschließlich auf die Durchführung
von Prüfungen, nicht auf Fortbildungsmaßnahmen selbst be-
ziehen. Die Handwerkskammern sind zu Bestellung von Be-
ratern verpflichtet.

Absatz 2 übernimmt die Regelung des neuen § 76 Abs. 2 des
Berufsbildungsgesetzes.

Der neu geschaffene Absatz 3 regelt die Überwachung und
Förderung von Auslandsaufenthalten in der Berufsausbil-
dung durch die Handwerkskammern entsprechend den Vor-
gaben des neuen § 76 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes.

Zu Nummer 17 (§§ 42 bis 42j)

Die bisherigen Regelungen zur Fortbildung (§ 42) und zur
Umschulung (§ 42a) werden an die Änderungen des neuen
Berufsbildungsgesetzes angepasst, das sowohl die Fortbil-
dung als auch die Umschulung nunmehr konzentriert in zwei
Kapiteln regelt. Die neuen Regelungen zur Fortbildung sind
nunmehr in den §§ 42 bis 42d und zur Umschulung in den
§§ 42e bis 42 j der Handwerksordnung geregelt.

Zu § 42

Die Vorschrift entspricht seinem Sinngehalt nach dem § 42
Abs. 2 der geltenden Handwerksordnung und sieht – in An-
lehnung an den neuen § 53 des Berufsbildungsgesetzes die
Möglichkeit für das Bundesministerium für Bildung und
Forschung vor, Fortbildungsabschlüsse staatlich anzuerken-
nen und hierfür Prüfungsregelungen zu erlassen.

Absatz 2 zählt abschließend die Elemente auf, die in eine
Fortbildungsordnung aufzunehmen sind.

Zu § 42a

§ 42a knüpft an § 42 Abs. 1 der geltenden Handwerksord-
nung an und ist die Folgeänderung zum neuen § 54 des Be-
rufsbildungsgesetzes, der dort die Fortbildungsregelungen
der zuständigen Stelle regelt.

Zu § 42b

Diese neu geschaffene Vorschrift beinhaltet die Regelungen
zur Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen und
ist eine Folgeänderung zum neuen § 55 des Berufsbildungs-
gesetzes.
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Zu § 42c

Diese Vorschrift vollzieht die Anpassung der Handwerks-
ordnung an den neuen § 56 des Berufsbildungsgesetzes.

Zu § 42d

Die neue Vorschrift beruht auf § 42 Abs. 3 der geltenden
Handwerksordnung und ist eine Folgeänderung zum neuen
§ 57 des Berufsbildungsgesetzes, der die Gleichstellung von
Prüfungszeugnissen regelt.

Zu § 42e

§ 42e knüpft an § 42a Abs. 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 1 der gel-
tenden Handwerksordnung an und beinhaltet darüber hinaus
die Anpassung an die Bündelung der Vorschriften zur Um-
schulung im neuen Berufsbildungsgesetz. Im Gegensatz zu
§ 42 weist § 42e dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung die Möglichkeit zu, als Grundlage für eine geord-
nete und einheitliche berufliche Umschulung durch Rechts-
verordnung nicht nur Prüfungsregelungen, sondern auch in-
haltliche Strukturen der Umschulung zu bestimmen.

Zu § 42f

Gegenstand des § 42f, der auf § 42a Abs. 2 der geltenden
Handwerksordnung beruht, sind die Umschulungsprüfungs-
regelungen, die die Handwerkskammer erlassen kann. Es
handelt sich hier um eine Anpassung an die neue Vorschrift
des § 59 des Berufsbildungsgesetzes.

Zu § 42g

Diese Vorschrift knüpft an § 42a Abs. 3 Satz 1 der geltenden
Handwerksordnung an und ist die Folgeänderung zum neuen
§ 60 des Berufsbildungsgesetzes (Umschulung für einen an-
erkannten Ausbildungsberuf).

Zu § 42h

Die neue Vorschrift stellt – wie der neue § 61 des Berufsbil-
dungsgesetzes – die Berücksichtigung ausländischer Vor-
qualifikationen bei der Prüfung der Zulassungsvorausset-
zungen für eine Umschulung sicher.

Zu § 42i

Die auf § 42a Abs. 1 der geltenden Handwerksordnung be-
ruhende Vorschrift trifft Aussagen zu den Umschulungsmaß-
nahmen und den Umschulungsprüfungen und ist eine – wort-
gleiche – Folgeänderung zum neuen § 62 des Berufsbil-
dungsgesetzes.

Zu § 42j

Diese Vorschrift regelt die Gleichstellung von Prüfungs-
zeugnissen und ist eine Folgeänderung zum neuen § 63 des
Berufsbildungsgesetzes.

Zu Nummer 18 (Überschrift des Siebten Abschnitts)

Folgeänderung wegen Einfügung der Regelungen der Be-
rufsausbildungsvorbereitung in den Bereich des Handwerks.

Zu Nummer 19 (§§ 42k bis 42q)

Durch die §§ 42k bis 42n werden die Vorschriften der Hand-
werksordnung über die berufliche Bildung behinderter Men-
schen an die geänderten Vorschriften des Berufsbildungsge-
setzes angepasst.

Die §§ 42o bis 42q integrieren die Regelungen des Berufs-
bildungsgesetzes über die Berufsausbildungsvorbereitung in
die Handwerksordnung.

Zu § 42k

Die Formulierung des § 42k entspricht § 64 des neuen Be-
rufsbildungsgesetzes, durch den klargestellt wird, dass die
Berufsausbildung behinderter Menschen grundsätzlich nach
Ausbildungsordnung erfolgen soll. Auf die entsprechenden
Ausführungen in Artikel 1 wird verwiesen.

Zu § 42l

§ 42l nimmt die Formulierung des § 42c der geltenden
Handwerksordnung auf. Die Einschränkung der Ausnahme-
regelung in Absatz 2 Satz 2 ist eine Folgeänderung der An-
passung der Handwerksordnung an das neue Berufsbil-
dungsgesetz (vgl. Begründung zu § 65 in Artikel 1). Sie soll
sicherstellen, dass behinderte Menschen bei der Zulassung
zur Abschlussprüfung die erforderliche Ausbildungszeit ab-
solviert haben.

Zu § 42m

§ 42m beruht auf § 42d der geltenden Handwerksordnung.
Die Änderungen sind Folge der Anpassung dieser Vorschrift
an § 66 des neuen Berufsbildungsgesetzes. Insofern kann auf
die entsprechende Begründung in Artikel 1 verwiesen wer-
den. Die Änderung des Verweises in Absatz 2 ist redaktio-
neller Art.

Zu § 42n

§ 42n entspricht § 42e der geltenden Handwerksordnung.
Vorhandene Änderungen sind redaktioneller Art.

Zu § 42o

§ 42o übernimmt § 68 des neuen Berufsbildungsgesetzes,
der den Personenkreis sowie Inhalt und Ziel der Berufsaus-
bildungsvorbereitung definiert, für den Bereich des Hand-
werks. Handwerksspezifische Besonderheiten (Nennung
von Gewerben der Anlage A oder Anlage B) sind berück-
sichtigt. Auf die Begründung zu § 68 in Artikel 1 wird ver-
wiesen.

Zu § 42p

§ 42p entspricht § 69 des neuen Berufsbildungsgesetzes un-
ter Berücksichtigung der handwerksspezifischen Besonder-
heiten (Gewerbe der Anlage A oder B).

Zu § 42q

§ 42q entspricht § 70 des neuen Berufsbildungsgesetzes. In-
sofern kann auf die entsprechende Begründung zu § 70 Be-
rufsbildungsgesetz in Artikel 1 verwiesen werden. Änderun-
gen im Wortlaut resultieren aus der Berücksichtigung hand-
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werksspezifischer Besonderheiten (Nennung der Hand-
werkskammer anstelle der zuständigen Stelle).

Zu Nummer 20 (§ 44)

Zu den Buchstaben a und b (§ 44 Abs. 2 und 3)

Die neu eingefügten Absätze 2 und 3 sind Folge der Anpas-
sung der Handwerksordnung an die geänderten Regelungen
des Berufsbildungsgesetzes zum Berufsbildungsausschuss
der zuständigen Stelle. Die Absätze entsprechen § 79 Abs. 2
und 3 des neuen Berufsbildungsgesetzes, durch die die wich-
tigen Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsaus-
schuss anzuhören und zu unterrichten ist, in Form von Re-
gelbeispielen näher definiert werden. Handwerksspezifische
Besonderheiten (Nennung der Handwerkskammer anstelle
der zuständigen Stelle) sind berücksichtigt.

Zu Buchstabe c (§ 44 Abs. 4 und 5)

Redaktionelle Folgeänderungen zu den Buchstaben a und b.

Zu Buchstabe d (§ 44 Abs. 4)

Redaktionelle Folgeänderungen zu Änderungen des Berufs-
bildungsgesetzes.

Zu Buchstabe e (§ 44 Abs. 6)

Absatz 6 entspricht § 79 Abs. 6 des neuen Berufsbildungsge-
setzes und sieht – abweichend von § 43 Abs. 1 – nunmehr
auch für den Bereich des Handwerks ein Stimmrecht der
Lehrer im Berufsbildungsausschuss in bestimmten Fällen
vor.

Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Art.

Zu Nummer 21 (§ 46 Abs. 1 Satz 1)

Zu den Buchstaben a und b (§ 46 Abs. 1 Satz 1)

Die Änderungen in § 46 resultieren aus der Anpassung der
Vorschriften der Handwerksordnung an das geänderte Be-
rufsbildungsgesetz. Die Vorschriften zur beruflichen Fort-
bildung werden künftig in einem eigenständigen Kapitel des
Berufsbildungsgesetzes geregelt. Neben der Schaffung er-
höhter Transparenz werden hierbei auch die bislang gelten-
den Sondervorschriften zur beruflichen Fortbildung weit-
gehend vereinheitlicht und in die §§ 53 bis 57 des Berufs-
bildungsgesetzes integriert. Aus diesem Grunde ist eine
Anpassung der entsprechenden Verweise auf das Berufsbil-
dungsgesetz in § 46 Abs. 1 Satz 1 erforderlich.

Zu Nummer 22 (§ 49 Abs. 1)

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass nicht nur die be-
standene Meisterprüfung in einem zulassungsfreien Hand-
werk oder einem handwerksähnlichen Gewerbe, sondern
auch die bestandene Meisterprüfung in einem anderen zulas-
sungspflichtigen Handwerk als Zulassungsvoraussetzung
für die Meisterprüfung in Handwerken der Anlage A anzuer-
kennen ist.

Zu Nummer 23 (§ 50a)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, da die
Verordnungsermächtigung zur Gleichstellung von Meister-

prüfungen mit entsprechenden ausländischen Zeugnissen
sich nur auf zulassungspflichtige Handwerke bezieht.

Zu Nummer 24 (§ 51a Abs. 1)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung auf-
grund der Änderung des Berufsbildungsgesetzes.

Zu Nummer 25 (§§ 51b und 51c)
Zu § 51b
Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung der Handwerksord-
nung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften vom
24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2934) wurde ein neuer § 51a
eingefügt, der die Meisterprüfung in einem zulassungsfreien
Handwerk oder in einem handwerksähnlichen Gewerbe (An-
lage B) regelt. In Absatz 4 werden die Handwerkskammern
ermächtigt, die Prüfungen durchzuführen und zu diesem
Zweck Prüfungsausschüsse zu errichten. Die Vorschriften
über die Errichtung und Besetzung der Meisterprüfungsaus-
schüsse für Anlage B-Gewerbe werden aus rechtssystemati-
schen Gründen in die Handwerksordnung aufgenommen, da
hier auch die Errichtung und Besetzung der Prüfungsaus-
schüsse für Gesellenprüfungen, Meisterprüfungen in Anlage
A-Gewerben sowie sonstige Fortbildungsprüfungen im
Handwerk bereits geregelt ist. Der neue § 51b entspricht in-
haltlich im Wesentlichen den Regelungen zur Errichtung und
Besetzung der Meisterprüfungsausschüsse in Anlage A-Ge-
werben.

Zu § 51c
§ 51c enthält eine Ermächtigung des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Arbeit, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Bildung und Forschung und mit Zustim-
mung des Bundesrates eine Verordnung zu erlassen, die
deutsche Meisterprüfungen auch in zulassungsfreien Hand-
werken und handwerksähnlichen Gewerben mit entspre-
chenden ausländischen Zeugnissen gleichstellt. Die Vor-
schrift entspricht der Verordnungsermächtigung in § 50a zur
Gleichstellung von Meisterprüfungen für zulassungspflich-
tige Handwerke.

Zu Nummer 26 (§ 51d)
Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfü-
gung des neuen § 51b.

Zu Nummer 27 (§ 91 Abs. 2)
Die Streichung von Absatz 2 Satz 1 ist Folge der Anpassung
der Handwerksordnung an die geänderten Vorschriften des
Berufsbildungsgesetzes in Bezug auf die zuständigen Stellen
(§§ 71 ff. des Berufsbildungsgesetzes). § 71 des neuen Be-
rufsbildungsgesetzes grenzt die Zuständigkeiten und Aufga-
bengebiete der zuständigen Stellen im Grundsatz nach Be-
rufsbereichen ab. Für die Berufsausbildungsvorbereitung,
die Berufsausbildung und die berufliche Umschulung, die in
Betrieben zulassungspflichtiger Handwerke, zulassungs-
freier Handwerke oder handwerksähnlicher Gewerbe durch-
geführt wird, bleibt nach Artikel 1 § 71 Abs. 7 unabhängig
vom ausgebildeten Beruf die Handwerkskammer zuständige
Stelle. Sie handelt dabei jedoch auf der Grundlage der Vor-
schriften des Berufsbildungsgesetzes und nicht etwa der
Handwerksordnung mit der Folge, dass die Regelungen des
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§ 91 Abs. 2 Satz 1 der Handwerksordnung entbehrlich sind.
Der neue Satz 1 (bisher Satz 2) räumt den Handwerkskam-
mern insbesondere bei sowohl nach dem Berufsbildungsge-
setz als auch nach der Handwerksordnung geregelten Aus-
bildungsberufen die Möglichkeit ein, zusammen mit den In-
dustrie- und Handelskammern gemeinsame Prüfungsaus-
schüsse zu errichten.

Zu Nummer 28 (§ 117 Abs. 1 Nr. 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einfü-
gung des neuen § 51b.

Zu Nummer 29 (§ 118 Abs. 1 Nr. 3 und 4)

Zu den Buchstaben a und b (§ 118 Abs. 1 Nr. 3 und 4)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen aufgrund
der Anpassung der Handwerksordnung an das neue Berufs-
bildungsgesetz.

Zu Nummer 30 (§ 119 Abs. 5 und 6)

Zu Buchstabe a (§ 119 Abs. 5)

Redaktionelle Folgeänderung der Anpassung der Hand-
werksordnung an das neue Berufsbildungsgesetz.

Zu Buchstabe b (§ 119 Abs. 6)

Für die vor dem 31. Dezember 2003 begonnenen Prüfungs-
verfahren wird bisher nur das Fortgelten der materiellen und
formellen Prüfungsvorschriften geregelt. Mit der Ergänzung
in Absatz 6 wird klargestellt, dass alle begonnenen Prüfungs-
verfahren von den bestehenden staatlichen Prüfungsaus-
schüssen abzuschließen sind.

Zu Nummer 31 (§ 120 Abs. 1 und 2)

Zu Buchstabe a (§ 120 Abs. 1)

Die Änderung in Absatz 1 stellt klar, dass Personen, die bis
zum Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur Änderung der
Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vor-
schriften am 1. Januar 2004 die Befugnis zum Einstellen und
Ausbilden von Lehrlingen erworben haben, dieses Recht be-
halten.

Zu Buchstabe b (§ 120 Abs. 2)

Absatz 2 enthält eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund
der Anpassung der Handwerksordnung an das neue Berufs-
bildungsgesetz.

Zu Nummer 32 (§ 122 Abs. 2 Satz 1 und 2)

Bei den Änderungen handelt es sich um die Bereinigung re-
daktioneller Fehler bzw. um eine Folgeänderung aufgrund
der Anpassung der Handwerksordnung an das neue Berufs-
bildungsgesetz.

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundesbesoldungsge-
setzes)

Zu Nummer 1 (Besoldungsgruppe B 2)

Nach § 101 des neuen Berufsbildungsgesetzes, der dem § 15
des geltenden Berufsbildungsförderungsgesetzes entspricht,
ist durch die Satzung des Instituts die Organisation näher zu
regeln. Dazu gehört auch die Bezeichnung der Abteilungen.
Der bisherige Bereich Zentrale Aufgaben/Verwaltung wurde
durch Satzungsänderung im Dezember 2001 in „Zentralab-
teilung“ umbenannt. Entsprechend ist auch die Bezeichnung
des Leiters dieser Organisationseinheit anzupassen.

Zu Nummer 2 (Besoldungsgruppe B 7)

Die Regelung passt die Amtsbezeichnung des ehemaligen
Generalsekretärs an den § 94 des neuen Berufsbildungsge-
setzes (Präsident) an.

Zu Artikel 4 (Änderung sonstiger Gesetze)

Zu Nummer 1

Zu Nummer 1

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 legt grundsätzlich fest, dass Maßnahmen be-
ruflicher Aufstiegsfortbildung nur gefördert werden können,
wenn sie eine abgeschlossene Erstausbildung voraussetzen.
Der Abschluss muss nach der bisherigen Regelung also in ei-
nem nach § 25 des geltenden Berufsbildungsgesetzes oder
§ 25 der Handwerksordnung anerkannten Beruf erfolgt sein.
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 enthält eine Verweisung auf die Vorschrift
des § 25 des geltenden Berufsbildungsgesetzes, die infolge
der Neustrukturierung des Berufsbildungsgesetzes nunmehr
in § 4 geregelt ist. Die Änderung in Nummer 1 passt den Ver-
weis an den neuen Regelungsort im Berufsbildungsgesetz
an.

Zu Nummer 2

Zu den Buchstaben a und b

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 ist die Maßnahme nur förderungsfä-
hig, wenn sie gezielt auf Fortbildungsprüfungen nach dem
BBiG oder der HwO vorbereiten, die eine eigenständige und
höherwertige Qualifikation vermitteln. Der in Nummer 2
enthaltene Verweis auf das Berufsbildungsgesetz und die
Handwerksordnung wird an die neuen Regelungsorte ange-
passt, der hinsichtlich der Neustrukturierung der beiden Ge-
setze im Hinblick auf Fortbildungen entstanden sind.

Zu Nummer 2

Zu Nummer 1

Folgeänderung hinsichtlich der Einfügung des neuen § 282b
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2

Zu den Buchstaben a und b

Die Vorschriften enthalten eine redaktionelle Anpassung an
das neue Berufsbildungsgesetz.
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Zu Nummer 3

Mit der Einfügung des neuen § 282b des Dritten Buches So-
zialgesetzbuch soll – entsprechend einer gemeinsamen For-
derung der Sozialpartner (Beschluss der Staatssekretärsar-
beitsgruppe zu Strukturfragen der beruflichen Bildung vom
24. März 2004) – die Zuverlässigkeit und Aktualität der Aus-
bildungsvermittlung der Bundesagentur und damit die Ef-
fektivität der Vermittlung von Ausbildungssuchenden ver-
bessert werden. Dadurch werden die Berufsberater von der
Notwendigkeit entlastet, bei den noch nicht vermittelten
Ausbildungssuchenden in jedem Einzelfall nachzufragen, ob
ein Ausbildungsvertrag zwischenzeitlich abgeschlossen
worden ist. Denn trotz der im Jahr 2004 eingeführten Ver-
pflichtung der Ausbildungssuchenden nach § 38 Abs. 1a des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch, den Abschluss eines Aus-
bildungsverhältnisses unverzüglich mitzuteilen, ist davon
auszugehen, dass diese Verpflichtung nicht in jedem Einzel-
fall eingehalten wird. Derzeit verwendet die Bundesagentur
einen hohen zeitlichen und verwaltungstechnischen Auf-
wand darauf, die Richtigkeit und Aktualität der Vermitt-
lungsdaten durch Rückfragen bei den gemeldeten Ausbil-
dungssuchenden und Ausbildungsbetrieben zu ermitteln.
Durch den hohen administrativen Verwaltungsaufwand wird
die Kernaufgabe der Bundesagentur, die Vermittlung Ar-
beits- und Ausbildungssuchender in Arbeit und Ausbildung,
nicht unerheblich beeinträchtigt. Diese muss effektiver ge-
staltet werden. Es ist aber auch zwingend erforderlich, dass
die Statistik der unvermittelten Ausbildungssuchenden zum
30. September eines jeden Jahres richtig ist, weil sie maß-
geblich für die Feststellung von Angebot und Nachfrage
nach dem Berufsbildungsgesetz und zur Flankierung des na-
tionalen Paktes für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in
Deutschland vom 16. Juni 2004 ist. Es besteht daher ein er-
hebliches öffentliches Interesse an der Richtigkeit der Statis-
tik und der Effektivität der Vermittlung. Zudem wird die zu-
künftige Vermittlungstätigkeit dadurch erleichtert, dass die
Bundesagentur Daten von bisher ihr nicht bekannten Ausbil-
dungsbetrieben erhält.

Deshalb übersenden die nach dem Berufsbildungsgesetz zu-
ständigen Stellen der Bundesagentur die nach dem Berufs-
bildungsgesetz erhobenen Daten. Die Bundesagentur über-
prüft die übermittelten Daten auf die Aktualität hin. Dabei
nutzt sie die Daten ausschließlich für die in Absatz 1 Satz 1
genannten Zwecke.

Zu Nummer 3

Die Vorschrift enthält eine redaktionelle Anpassung des
Fernunterrichtsschutzgesetzes an das neue Berufsbildungs-
gesetz.

Zu Nummer 4

Die Vorschrift enthält eine redaktionelle Anpassung des
Lohnfortzahlungsgesetzes an das neue Berufsbildungsge-
setz.

Zu Nummer 5

Die Vorschrift enthält eine redaktionelle Anpassung des Ge-
setzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie-
und Handelskammern an das neue Berufsbildungsgesetz.

Zu Nummer 6
Die Vorschrift enthält eine redaktionelle Anpassung des Ar-
beitsgerichtsgesetzes an das neue Berufsbildungsgesetz.

Zu Nummer 7
Die Vorschrift des § 13 des Postpersonalrechtsgesetzes ist
entbehrlich.

Zu Nummer 8
Die Vorschrift des Artikels 7 § 3 des Eisenbahnneuord-
nungsgesetzes ist entbehrlich.

Zu Artikel 5 (Änderung sonstiger Verordnungen)
Artikel 5 Nr. 1 bis 4 regelt die erforderlichen redaktionellen
Anpassungen anderer Rechtsverordnungen an das neue Be-
rufsbildungsgesetz.

Die Änderungen der Rechtsverordnungen in Artikel 5 Nr. 5
bis 22 dienen dazu, den verschiedenen Formen der Behinde-
rung durch adäquate Berücksichtigung bei den Prüfungen
Rechnung zu tragen. Dabei geht es nicht um die Einführung
eines Bonussystems, sondern um die Gewährleistung der
Chancengleichheit zwischen behinderten und nichtbehinder-
ten Studierenden als allgemeine Forderung. Beispielsweise
ist gedacht an die Zulassung von technischen Hilfsmitteln
oder an eine behinderungsadäquate Verlängerung der Bear-
beitungsdauer im Einzelfall.

Zu Artikel 6 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Artikel 6 enthält die Entsteinerungsklausel, die den einheit-
lichen Verordnungsrang für die durch dieses Gesetz geänder-
ten Rechtsverordnungen wiederherstellt.

Zu Artikel 7 (Neubekanntmachung der Hand-
werksordnung)

Die zahlreichen Änderungen in der Handwerksordnung ma-
chen eine Neubekanntmachung dieses Gesetzes erforderlich.

Zu Artikel 8 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes zur Neurege-
lung des Berufsbildungsrechts sowie das Außerkrafttreten
des geltenden Berufsbildungsgesetzes, des Berufsbildungs-
förderungsgesetzes und weiterer Verordnungen.

Absatz 2 enthält eine Befristungsregelung für die durch
Artikel 1 § 43 Abs. 2 sowie Artikel 2 § 36 Abs. 2 eröffnete
Möglichkeit, durch Landesverordnung vollzeitschulische
Ausbildungsgänge einer Abschlussprüfung nach dem Be-
rufsbildungsgesetz bzw. einer Gesellenprüfung nach der
Handwerksordnung zuzuführen. Gleiches gilt für die in Ar-
tikel 1 §§ 82 bis 84 sowie 86 Abs. 3 enthaltenen Regelungen
zur regionalen Berufsbildungskonferenz.

Absatz 3 regelt das Außerkrafttreten der bislang bestehenden
sog. Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnungen.

Mit der Maßgabe, dass Rechtsverordnungen auf der Grund-
lage des Artikels 1 § 7 erst zum 1. August 2006 in Kraft tre-
ten dürfen (Absatz 4), wird sichergestellt, dass den Ländern



Drucksache 15/3980 – 72 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

ausreichend Zeit eingeräumt wird, sich auf den Systemwech-
sel angemessen einzurichten.

C. Finanzielle Auswirkungen
auf die öffentlichen Haushalte

Durch die Einführung von regionalen Berufsbildungskonfe-
renzen können sich geringfügige Kosten ergeben, die derzeit
nicht bezifferbar sind. Im Übrigen ist durch die Deregulie-
rung und Flexibilisierung des Berufsbildungsrechts – z. B.
durch die Verschlankung von Gremien und die engere Ver-
zahnung von berufsschulischer und betrieblicher Ausbil-
dung – eine Kostenreduzierung zu erwarten, so dass das Ge-
setz insgesamt nicht zu einer Kostenerhöhung führt. Zur
Durchführung des Gesetzes wird zusätzliches Personal bei
Bund, Ländern und Gemeinden grundsätzlich nicht benötigt.

D. Sonstige Kosten
Die vorgesehenen Regelungen werden keine wesentlichen
Änderungen von Angebots- und Nachfragestrukturen zur

Folge haben, die Auswirkungen auf Einzelpreise und Preis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, haben
könnten.

Zusätzliche Kosten für die Wirtschaft entstehen nicht.

E. Gleichstellungspolitische
Gesetzesfolgen

Der Gesetzentwurf dient der Verbesserung des Systems der
dualen beruflichen Bildung. Durch die Internationalisierung
der Berufsbildung soll die Attraktivität der beruflichen Bil-
dung gesteigert werden. Das Prüfungsrecht wird moderni-
siert, eine Verbesserung der Kooperation der beiden Lernorte
Betrieb und Schule angestrebt und die regionale Verantwor-
tung der Beteiligten gestärkt. Ziel ist es dabei auch, die Fle-
xibilität des Gesetzes zu erhalten. Eine spezielle Förderung
der Gleichstellung der Geschlechter ist nicht intendiert. Die
Gesetzesmaßnahmen wirken sich gleichermaßen auf Frauen
und Männer in der Berufsbildung aus. Die sprachliche
Gleichstellung ist im Gesetzentwurf berücksichtigt.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 803. Sitzung am 24. September
2004 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf insgesamt
Der Bundesrat stellt mit Bedauern fest, dass sich die Si-
tuation auf dem Ausbildungsstellenmarkt in den letzten
Jahren verschlechtert hat. Die Gründe dafür liegen in der
ungünstigen wirtschaftlichen Situation der Betriebe, die
durch die verfehlte Arbeits- und Wirtschaftspolitik der
Bundesregierung verursacht wird. Diese Entwicklung
wird zudem durch die Vielzahl von gesetzlichen Bestim-
mungen, die die Freiheit der Betriebe einschränken, ver-
stärkt.

Vor diesem Hintergrund begrüßt der Bundesrat die
Bestrebungen der Bundesregierung, das Berufsbildungs-
recht zu modernisieren. Eine Neufassung und Überarbei-
tung des Gesetzes mit dem Ziel moderner Gesetzesstruk-
turen unter Wahrung der grundlegenden Strukturen des
dualen Systems wird ausdrücklich befürwortet.

Der Gesetzentwurf greift teilweise zu kurz. Eine stärkere
Berücksichtigung der Vorschläge der Länder bei der
Erarbeitung der Vorlage hätte diese Mängel vermeiden
lassen.

Im Einzelnen sind insbesondere folgende Kritikpunkte
hervorzuheben:

a) Die Motivation der Betriebe, Jugendliche auszubil-
den, muss durch Einführung ausbildungserleichtern-
der Regelungen erhöht werden.

b) Das Prüfungsrecht muss über die Vorschläge des Ge-
setzentwurfs hinaus noch stärker modernisiert wer-
den.

c) Im Bereich der Ausbildungsordnungen sind weitere
gesetzliche Verbesserungen notwendig.

d) Aus Gründen der Deregulierung und Verwaltungsver-
einfachung sollten keine neuen Gremien, Arbeits-
strukturen oder Kompetenzen, die nicht zwingend
erforderlich sind, geschaffen werden.

– Regionale Berufsbildungskonferenzen führen zu
einem organisatorischen Mehraufwand und Kos-
ten, ohne dass dem ein entsprechender Nutzen
gegenübersteht. Die Einführung dieser Berufsbil-
dungskonferenzen wird abgelehnt.

– Ein wissenschaftlicher Beirat des Bundesinstituts
für Berufsbildung stellt ein neues Gremium dar,
dessen signifikanter Nutzen nicht erkennbar ist
und abgelehnt wird.

e) Zur Stärkung der Effektivität der Verwaltung sollten
die Aufgaben der nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden auf die zuständigen Stellen nach dem Berufs-
bildungsgesetz übertragen werden.

2. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 1 BBiG)

In Artikel 1 ist in § 2 Abs. 1 folgender Satz anzufügen:

„Findet die Berufsausbildung an mehreren Lernorten
statt, haben diese zusammenzuarbeiten.“

B e g r ü n d u n g

Mit dieser Regelung wird die Verpflichtung zur Koopera-
tion der verschiedenen Lernorte des dualen Systems in
das Gesetz eingeführt. Ausbildungsbetriebe und ver-
gleichbare Einrichtungen auf der einen Seite und berufs-
schulischer Unterricht auf der anderen Seite sind zur ste-
tigen Verbesserung der Ausbildung zur Zusammenarbeit
verpflichtet.

Die duale Berufsausbildung beruht auf den Säulen der
betrieblichen und der schulischen Ausbildung. Beide be-
finden sich gegenwärtig in einem Wandel, welcher sich in
neuen Berufsbildern mit veränderten Qualifikationsan-
forderungen niederschlägt. Neue und neu geordnete Aus-
bildungsberufe orientieren sich stärker an Geschäfts- und
Arbeitsprozessen, denen mit herkömmlich ausgerichte-
ten Organisationsstrukturen kaum entsprochen werden
kann. Daher ist die Kooperation zwischen den ausbilden-
den Betrieben und den zuständigen Berufsschulen im Ge-
setz festzuschreiben.

3. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. … – neu – BBiG)

In Artikel 1 ist dem § 4 folgender Absatz anzufügen:

„(…) Der Bund informiert die Länder frühzeitig über
Neuordnungskonzepte.“

B e g r ü n d u n g

Die Regelung soll es den Ländern erleichtern, sich auf
künftige Neuordnungen einzustellen.

4. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. … – neu – BBiG)
Artikel 2 Nr. 4 (§ 25 Abs. … – neu – HwO)

a) In Artikel 1 ist dem § 4 folgender Absatz anzufügen:

„(…) Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung und die zuständigen obersten Landesbehörden
regeln durch Verwaltungsabkommen das Verfahren
der Abstimmung von Ausbildungsordnungen und
Rahmenlehrplänen für den berufsbezogenen Unter-
richt in der Berufsschule.“

b) In Artikel 2 Nr. 4 ist dem § 25 folgender Absatz … an-
zufügen:

„(…) Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung und die zuständigen obersten Landesbehörden
regeln durch Verwaltungsabkommen das Verfahren
der Abstimmung von Ausbildungsordnungen und
Rahmenlehrplänen für den berufsbezogenen Unter-
richt in der Berufsschule.“
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B e g r ü n d u n g
Die Struktur der dualen Berufsausbildung mit verteilten
Verantwortlichkeiten auf Bundes- und Länderseite erfor-
dert eine enge Abstimmung des Bundes, der Länder so-
wie der Sozialpartner.
Der Entwurf der Bundesregierung sieht vor, den Länder-
ausschuss beim Berufsbildungsinstitut (BBiB) abzu-
schaffen. Das darf nicht zu einem Verlust der Gestal-
tungsmöglichkeiten der Länder führen. Als Ausgleich ist
deshalb die Notwendigkeit eines die Länderinteressen
wahrenden Abkommens über ein Verfahren zur Abstim-
mung von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplä-
nen im neuen Gesetz zu verankern.

5. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. … – neu – BBiG)
Artikel 2 Nr. 4 (§ 25 Abs. … – neu – HwO)

a) In Artikel 1 ist dem § 4 folgender Absatz anzufügen:
„(…) In die Entscheidung über die Aufnahme von

Neuordnungsverfahren ist die zu erwartende Min-
destanzahl von Auszubildenden einzubeziehen und
auf eine zu starke Spezialisierung zu verzichten. Neu-
ordnungsverfahren verwandter Ausbildungsberufe
sind zeitlich zu synchronisieren.
Die Ausbildungsordnungen treten frühestens ein hal-
bes Jahr nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.“

b) In Artikel 2 Nr. 4 ist dem § 25 folgender Absatz … an-
zufügen:

„(…) In die Entscheidung über die Aufnahme von
Neuordnungsverfahren ist die zu erwartende Min-
destanzahl von Auszubildenden einzubeziehen und
auf eine zu starke Spezialisierung zu verzichten. Neu-
ordnungsverfahren verwandter Ausbildungsberufe
sind zeitlich zu synchronisieren. Die Ausbildungsord-
nungen treten frühestens ein halbes Jahr nach ihrer
Veröffentlichung in Kraft.“

B e g r ü n d u n g
Das vorrangige Ziel einer beruflichen Erstausbildung
liegt in der Vermittlung einer breit angelegten Grundbil-
dung. Der in den letzten Jahren zu beobachtende Trend
hin zu einer Zersplitterung der Berufsfelder sowie der
Spezialisierung in „Nischenberufen“ mit in der Folge nur
geringen Auszubildendenzahlen verlangt von den Län-
dern einen hohen Ressourceneinsatz durch Kleinklassen-
bildung, um eine fachgerechte Beschulung zu gewähr-
leisten. Diese Entwicklung ist ein Ausbildungshindernis,
da sie oftmals länderübergreifende Fachklassen mit
Blockbeschulung und Internatsunterbringung erforder-
lich macht. Die zeitlich versetzte Neuordnung von Beru-
fen, die dem gleichen Berufsfeld zugeordnet sind,
schränkt gemeinsame und damit ausbildungsortnahe Be-
schulungsmöglichkeiten zusätzlich ein.
Die Umsetzung neuer und neu geordneter Ausbildungs-
berufe bedarf Zeit. Deshalb ist zwischen Erlass und
Inkraftsetzung eine verbindliche Zeitspanne vorzusehen.

6. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. … – neu – BBiG)
Artikel 2 Nr. 4 (§ 25 Abs. … – neu – HwO)

a) In Artikel 1 ist dem § 4 folgender Absatz anzufügen:

„(…) Ausbildungsordnungen bauen im Umfang
und Anforderungsniveau in der Regel auf dem Haupt-
schulabschluss auf.“

b) In Artikel 2 Nr. 4 ist dem § 25 folgender Absatz … an-
zufügen:

„(…) Ausbildungsordnungen bauen im Umfang
und Anforderungsniveau in der Regel auf dem Haupt-
schulabschluss auf.“

B e g r ü n d u n g

Damit soll verhindert werden, dass Ausbildungsordnun-
gen auf Grund der Komplexität der zu vermittelnden
Inhalte faktische Barrieren für Hauptschulabsolventen
darstellen.

Die in den vergangenen Jahren neu geschaffenen und neu
geordneten Ausbildungsberufe weisen einen deutlichen
Trend zu einem immer anspruchsvolleren Anforderungs-
profil auf, der zu einer zunehmenden Verdrängung der
Bewerber mit Hauptschulabschluss aus der dualen
Berufsausbildung führt. Vor dem Hintergrund des sich
abzeichnenden Fachkräftemangels, der sich durch die
demographische Entwicklung zusätzlich verschärft, müs-
sen alle vorhanden Bildungs- und Qualifizierungspoten-
ziale effektiv genutzt werden.

7. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BBiG)
Artikel 2 Nr. 4 (§ 26 Abs. 1 Nr. 5 HwO)

a) Artikel 1 § 5 Abs. 1 Nr. 5 ist wie folgt zu fassen:

„5. die Prüfungsanforderungen sowie die zur Fest-
stellung der beruflichen Handlungsfähigkeit an-
zuwendenden Prüfungsformen und -aufgaben.“

b) In Artikel 2 Nr. 4 ist § 26 Abs. 1 Nr. 5 wie folgt zu fas-
sen:

„5. die Prüfungsanforderungen sowie die zur Fest-
stellung der beruflichen Handlungsfähigkeit an-
zuwendenden Prüfungsformen und -aufgaben.“

B e g r ü n d u n g

Im Abschnitt 5 (Prüfungswesen) fehlen dringend erfor-
derliche Regelungen zur Qualitätsverbesserung und zum
komplizierter gewordenen Prüfungsverfahren. So gilt die
tradierte Vorstellung der Aufgabenerstellung durch die
örtlichen Prüfungsausschüsse längst nicht mehr. Prüfun-
gen für neu geordnete Berufe werden nur noch auf der
Grundlage überregional erstellter Aufgaben durchgeführt.
Dies als solches wäre kein Problem; allerdings hat sich
eine Art „Aufgabenindustrie“ von ausschließlich kam-
mereigenen oder -nahen Einrichtungen entwickelt, die
vorrangig ökonomische Ziele verfolgen. So werden in der
schriftlichen Prüfung für nahezu alle Berufe einheitliche
Strukturen verwendet, die oft nicht den Prüfungszielen der
Ausbildungsordnungen entsprechen: So ist es nicht nach-
vollziehbar, wie z. B. die Feststellung der sog. beruflichen
Handlungsfähigkeit durch Multiple-Choice-Aufgaben
(Ankreuzverfahren) möglich sein soll.

Im Hinblick auf die erläuterten Qualitätsprobleme
namentlich überregional erstellter Aufgaben sollte die
vorgeschlagene klarstellende Regelung im § 5 Abs. 1
aufgenommen werden.



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 75 – Drucksache 15/3980

Mit diesem Zusatz wird zugleich sichergestellt, dass der
Aspekt „inhaltliche Gestaltung der Abschlussprüfung“
bereits im Neuordnungsverfahren für einen Ausbildungs-
beruf die bislang nicht selten vernachlässigte Aufmerk-
samkeit erfährt.
Zutreffend wird in der Begründung zu § 37 (S. 117 oben
der Bundestagsdrucksache 587/04) darauf hingewiesen,
dass Gewichtungs- und Bestehensregeln in der Ausbil-
dungsordnung geregelt werden müssen. Zur Klarstellung
sollte daher § 5 Abs. 1 Nr. 5 entsprechend ergänzt werden.

8. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 2 Nr. 2 BBiG)
Artikel 2 Nr. 4 (§ 26 Abs. 2 Nr. 2 HwO)

a) In Artikel 1 sind in § 5 Abs. 2 Nr. 2 die Wörter „soll
ein Ausbildungsabschluss vorgesehen werden“ durch
die Wörter „ist ein Ausbildungsabschluss vorzuse-
hen“ zu ersetzen.

b) In Artikel 2 Nr. 4 sind in § 26 Abs. 2 Nr. 2 die Wörter
„soll ein Ausbildungsabschluss vorgesehen werden“
durch die Wörter „ist ein Ausbildungsabschluss vor-
zusehen“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Gegenüber der Vorläuferregelung wird klargestellt, dass
nunmehr jede Qualifikationsstufe mit einem Abschluss
endet. Diese erhöht die Flexibilität des Berufsbildungs-
systems gegenüber den Anforderungen des Beschäfti-
gungssystems sowie gegenüber den unterschiedlichen
Bildungsvoraussetzungen der Auszubildenden.
Die arbeitsmarktpolitische und bildungsökonomische
Wirkung der Stufenausbildung wird erhöht, wenn die
einzelnen Stufen zwingend zu einem Ausbildungsab-
schluss führen.
Auf Grund des immer schnelleren Verfalls erworbenen
beruflichen Wissens hängt die berufliche Handlungsfä-
higkeit in stetig größerem Maße davon ab, inwieweit der
Beschäftigte in der Lage ist, sich in kurzer Zeit selbst-
ständig neues berufliches Wissen und Können anzueig-
nen. Das System der beruflichen Aus- und Weiterbildung
wird durch die Ausbildung in einzelnen Stufen klarer
strukturiert. Dies bedeutet geringe Komplexität, Einfach-
heit und eine verbesserte Verständlichkeit des Ausbil-
dungssystems.
Die Jugendlichen erhalten durchgängig neben einer soli-
den, breit angelegten beruflichen Grundausbildung eine
allgemeine und eine besondere berufliche Fachbildung.
Auch benachteiligten bzw. leistungsschwächeren Jugend-
lichen wird so zu einer qualifizierten beruflichen Ausbil-
dung verholfen. Ziel der Ausbildung bleibt dabei der Ab-
schluss eines staatlich anerkannten Ausbildungsberufes.
Die Vermittlung von Zusatzqualifikationen während oder
nach der beruflichen Erstausbildung wird ebenfalls ver-
bessert. Dies kommt der Gesamtqualifikation und der
beruflichen Handlungsfähigkeit der Auszubildenden zu
Gute.
Ein grundsätzlich flexiblerer Aufbau der Ausbildungs-
ordnungen stellt dabei keineswegs eine Abkehr vom Be-
rufsprinzip dar. Dieses wird durch die Existenz bundes-
weit einheitlicher Ausbildungs- und Prüfungsordnungen
ausreichend weiterhin gewährleistet.

9. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BBiG)
In Artikel 1 sind in § 5 Abs. 2 Nr. 3 das Wort „berufli-
chen“ zu streichen und nach dem Wort „werden“ die
Wörter „sowie zur Befreiung von Prüfungsteilen, Prü-
fungsbereichen oder Prüfungsfächern in der Abschluss-
prüfung führen“ einzufügen.
B e g r ü n d u n g
Wenn eine Berufsausbildung bereits abgeschlossen
wurde, sollte dies auch in der Abschlussprüfung zur
Verringerung des Prüfungsaufwandes berücksichtigt
werden und ggf. zur Befreiung von einzelnen Prüfungs-
leistungen führen können.

10. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 2 Nr. 6 BBiG)
Artikel 2 Nr. 4 (§ 26 Abs. 2 Nr. 6 HwO)

a) Artikel 1 § 5 Abs. 2 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen:
„6. dass die Berufsausbildung in geeigneten Ein-

richtungen außerhalb der Ausbildungsstätte
ergänzt wird, wenn und soweit es die Berufsaus-
bildung erfordert (überbetriebliche Ausbil-
dung),“.

b) In Artikel 2 Nr. 4 ist in § 26 Abs. 2 Nr. 6 das Wort
„durchgeführt“ durch das Wort „ergänzt“ zu erset-
zen.

B e g r ü n d u n g
Es muss klargestellt werden, dass überbetriebliche Aus-
bildung nur ergänzend zur betrieblichen Ausbildung
stattfinden kann.

11. Zu Artikel 1 (§ 5 Abs. 2 Nr. 7 BBiG)
Artikel 2 (§ 26 Abs. 2 Nr. 7 HwO)

a) In Artikel 1 § 5 Abs. 2 Nr. 7 sind die Wörter „ein
Berichtsheft als Ausbildungsnachweis“ durch die
Wörter „einen schriftlichen Ausbildungsnachweis“
zu ersetzen.

b) In Artikel 2 Nr. 4 sind in § 26 Abs. 2 Nr. 7 die Wör-
ter „ein Berichtsheft als Ausbildungsnachweis“
durch die Wörter „einen schriftlichen Ausbildungs-
nachweis“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Es sollte klargestellt werden, dass der Ausbildungs-
nachweis in der heutigen Zeit nicht unbedingt durch ein
Berichtsheft zu führen ist.

12. Zu Artikel 1 (§ 6 Satz 1, Satz 2 – neu – bis Satz 5
– neu – BBiG)

In Artikel 1 ist § 6 wie folgt zu ändern:
a) In Satz 1 ist das Wort „auch“ durch das Wort „so-

wohl“ zu ersetzen und nach dem Wort „Ausbil-
dungsstätten“ die Wörter „als auch regional oder
branchenbezogen“ einzufügen.

b) Nach Satz 1 sind folgende Sätze anzufügen:
„Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbil-
dungsberufe ist auf Antrag eines Landes eine ent-
sprechende Rechtsverordnung gemäß Satz 1 zu er-
lassen. Diese ist zu befristen. Die Erprobung muss
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wissenschaftlich begleitet werden. Bei positiven
Ergebnissen werden die im Rahmen des Modell-
versuchs erprobten Ausbildungsberufe gemäß dem
gesetzlich geregelten Anerkennungsverfahren bun-
desweit eingeführt.“

B e g r ü n d u n g

Die Länder erhalten größere Freiräume zur Durchfüh-
rung von Erprobungsmodellen. Das Verfahren zur
Schaffung neuer Berufe wird damit flexibler gestaltet
und es werden Möglichkeiten eröffnet auf geänderte
Rahmenbedingungen schneller als bisher reagieren zu
können.

Durch zeitlich begrenzte regionale oder branchenbezo-
gener Modellversuche, die keine zentrale Genehmi-
gung der Sozialpartner und der entsprechenden Bun-
desministerien voraussetzen, können neue Berufsbilder
zügiger entwickelt und erprobt werden.

Die Einheitlichkeit der Berufsbildung wird nicht ge-
fährdet, da nach wie vor die bundesweite Einführung
der in den Modellprojekten erprobten Berufsbildern an-
gestrebt wird.

13. Zu Artikel 1 (§ 7 BBiG)
Artikel 2 Nr. 4 (§ 27a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2

HwO)

a) In Artikel 1 ist § 7 wie folgt zu ändern:

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ und Absatz 2 sind
zu streichen.

bb) Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung bestimmen, dass der Besuch eines
Bildungsganges einer berufsbildenden Schule
oder die Berufsausbildung in einer sonstigen
Einrichtung ganz oder teilweise auf die Ausbil-
dungszeit angerechnet wird.“

b) In Artikel 2 Nr. 4 ist § 27a wie folgt zu ändern:

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ und Absatz 2 sind
zu streichen.

bb) Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung bestimmen, dass der Besuch eines
Bildungsganges einer berufsbildenden Schule
oder die Berufsausbildung in einer sonstigen
Einrichtung ganz oder teilweise auf die Ausbil-
dungszeit angerechnet wird.“

B e g r ü n d u n g

Die Stärkung der Position der Länder weist in die rich-
tige Richtung. Zur Stärkung der Länderposition gehört
auch, dass sie selbst bestimmen, welche Gremien sie
vor Erlass der RVO anhören wollen. Allerdings ist die
Anwendung der Rechtsverordnung davon abhängig,
dass die den Ausbildungsvertrag schließenden Parteien
vereinbaren, diese Festlegung der Landesregierung
freiwillig anwenden zu wollen. Angesichts der faktisch
ungleichen Position der Vertragsparteien steht zu be-

fürchten, dass diese Regelung weitgehend ins Leere
läuft und den Trend zur „Warteschleifenfunktion“ schu-
lischer Bildungsgänge weiter festigt. Durch die vorge-
sehene Streichung der Berufsgrundbildungsjahr-An-
rechnungs-Verordnungen droht überdies, dass auch die
bisher davon erfassten Bildungsgänge Warteschleifen-
charakter bekommen und dadurch ausbildungsverlän-
gernd wirken.

14. Zu Artikel 1 (§ 8 Abs. 3 – neu – BBiG)

In Artikel 1 ist dem § 8 folgender Absatz anzufügen:

„(3) Personen, die

a) mindestens ein Kind unter zwölf Jahren oder

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen
nahen Angehörigen

tatsächlich betreuen oder pflegen, können mit den Aus-
bildenden eine tageszeitliche bzw. wöchentliche Ver-
kürzung der betrieblichen Ausbildung bei unverän-
derter Regelausbildungszeit vereinbaren. Eine Verlän-
gerung der Regelausbildungsdauer von bis zu zwölf
Monaten kann vereinbart werden. Diese Ausbildungs-
verträge sind in das Verzeichnis der Berufsausbildungs-
verhältnisse der zuständigen Stelle einzutragen.“

B e g r ü n d u n g

Erziehende Väter und Mütter sowie Personen, die die
Pflege von nahen Familienangehörigen übernommen
haben, können dies aus zeitlichen Gründen oftmals
nicht mit einer qualifizierten beruflichen Vollzeitausbil-
dung verbinden. Diesem Personenkreis ist eine Ausbil-
dung mit einer tageszeitlichen Verkürzung (Teilzeitaus-
bildung) zu ermöglichen.

Mit Aufnahme der Teilzeitausbildung in das BBiG er-
folgt eine eindeutige rechtliche Klarstellung, die Ausle-
gungsdiskussionen um deren Zulässigkeit unterbindet.
Hierbei handelt es sich um eine Spezialregelung im
Sinne von § 10 Abs. 2 BBiG. Die Regelungen des Bun-
deserziehungsgeldgesetzes bleiben unberührt.

15. Zu Artikel 1 (§ 20 Satz 3 – neu – BBiG)

In Artikel 1 ist dem § 20 folgender Satz 3 anzufügen:

„Bei der Bemessung der Probezeit bleiben Berufsschul-
blockzeiten und Zeiten einer überbetrieblichen Unter-
weisung außer Ansatz.“

B e g r ü n d u n g

Der Sinn der Probezeit liegt darin, beiden Vertragspar-
teien (Auszubildendem und Ausbildendem) Gelegen-
heit zu geben, die für das Ausbildungsverhältnis im
konkreten Ausbildungsberuf wesentlichen Umstände
eingehend zu prüfen. Eine Höchstdauer der Probezeit
von drei Monaten ist dafür ausreichend. Allerdings
muss diese Zeit den Beteiligten, insbesondere dem Be-
trieb, auch „netto“ zur Verfügung stehen. Daran man-
gelt es, wenn bereits zu Beginn der Ausbildung zum
Beispiel ein mehr oder minder umfänglicher Berufs-
schulblock durchgeführt wird.
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16. Zu Artikel 1 (§ 24 Satz 2 bis 4 – neu – BBiG)

In Artikel 1 sind dem § 24 folgende Sätze anzufügen:

„Dies gilt nicht, wenn dem Ausbildenden das Prüfungs-
ergebnis gemäß § 21 Abs. 2 nicht bekannt gegeben
wurde. Dies gilt ebenfalls nicht, wenn Ausbildende in-
nerhalb eines Monats nach Ablauf der Ausbildungszeit
widersprechen. In diesem Fall endet das Arbeitsverhält-
nis mit Zugang des Widerspruchs bei ehemaligen Aus-
zubildenden.“

B e g r ü n d u n g

Zu Satz 2

Die Betriebe stehen vor dem Problem, dass das Ausbil-
dungsverhältnis mit der Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses endet. Allerdings erfahren die Betriebe die-
sen Zeitpunkt nicht. Verschweigt der Jugendliche den
Termin und lässt der Ausbildungsbetrieb den Jugendli-
chen in Unkenntnis weiter arbeiten, fingiert das Gesetz
ein Arbeitsverhältnis. Dem soll durch obige Regelung
begegnet werden.

Zu den Sätzen 3 und 4

Um Unsicherheiten zwischen Betrieb und dem ehema-
ligen Auszubildenden bei Weiterarbeit nach Ende des
Ausbildungsverhältnisses zu vermeiden, sollte dem
Ausbildenden ein einmonatiges Widerspruchsrecht ge-
gen das Entstehen eines unbefristeten Arbeitsvertrag-
verhältnisses eingeräumt werden.

17. Zu Artikel 1 (§ 27 Abs. 2 BBiG)

In Artikel 1 sind in § 27 Abs. 2 die Wörter „wenn dieser
Mangel durch Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der
Ausbildungsstätte behoben wird“ durch die Wörter
„wenn diese durch Ausbildungsmaßnahmen außerhalb
der Ausbildungsstätte vermittelt werden können“ zu er-
setzen.

B e g r ü n d u n g

Die positive Umformulierung dient der Klarstellung,
dass sich Betriebe in der Verbundausbildung nicht le-
diglich deshalb engagieren, um einen Mangel auszu-
gleichen, sondern sich damit ihrer Verantwortung für
mehr Ausbildungsplätze und für eine moderne, den
qualitativen Anforderungen entsprechende Berufsaus-
bildung stellen.

18. Zu Artikel 1 (§ 27 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 BBiG)

In Artikel 1 sind in § 27 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1
jeweils die Wörter „nach Landesrecht“ zu streichen so-
wie jeweils das Wort „Behörde“ durch das Wort
„Stelle“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Hier wie an vielen anderen Stellen des Regierungs-
entwurfs (u. a. §§ 32, 33, 70 BBiG-E und analoge Be-
stimmungen des Artikels 2), sollen anstelle der nach
geltendem Recht und nach dem Regierungsentwurf
nach Landesrecht zu bestimmenden Behörden durch

die zuständigen Stellen ersetzt werden. Das bisher
zweistufige Verwaltungsverfahren wird damit aufgege-
ben, um die zuständigen Stellen bei Wahrnehmung der
hoheitlichen Aufgaben zu stärken und den Verwal-
tungsaufwand zu vermindern. Die zuständigen Stellen
unterstehen ihrerseits der staatlichen Rechtsaufsicht.

19. Zu Artikel 1 (§ 30 Abs. 2 Nr. 3 BBiG)

In Artikel 1 sind in § 30 Abs. 2 Nr. 3 nach dem Wort
„Hochschule“ die Wörter „oder an einer anerkannten
Hochschule in einem EU-Mitgliedstaat“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g

Auf Grund der Europaklausel des § 31 BBiG-E sollte
man dies auch hier schon deutlich machen, dass es
keine – verbotene – EU-Ausländerdiskriminierung gibt
und man keine Angriffsfläche dafür bietet, deutsche
Absolventen zu bevorzugen, wie es die EU in der Ver-
gangenheit beim deutschen Meisterbrief der Bundesre-
gierung vorgeworfen hat.

20. Zu Artikel 1 (§ 30 Abs. 3, 4, 5 und 6 sowie § 70
Abs. 1 BBiG)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

a) § 30 ist wie folgt zu ändern:

aa) Die Absätze 3 bis 5 sind zu streichen.

bb) Absatz 6 ist wie folgt zu fassen:

„(6) Die zuständigen Stellen können Perso-
nen, die die Voraussetzungen nach Absatz 2
nicht erfüllen, die fachliche Eignung widerruf-
lich zuerkennen.“

b) In § 70 Abs. 1 sind die Wörter „nach Landesrecht
zuständige Behörde“ durch die Wörter „zuständige
Stelle“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Mittels der Absätze 1 und 2 wird die fachliche Eignung
von Ausbildern und Ausbilderinnen hinreichend be-
stimmbar. Die zuständigen Stellen können die Voraus-
setzungen anwenden. Sonderregelungen sollten daher,
soweit sie bisher bestanden (Freie Berufe, Land- und
Hauswirtschaft), entfallen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Ermächtigung der zuständigen Stellen anstelle der
nach Landesrecht zuständigen Behörde ist Folge der
Aufgabe des zweistufigen Verwaltungsverfahrens zu
Gunsten einer uneingeschränkten Entscheidungskomp-
etenz der zuständigen Stellen (vgl. § 30 Abs. 6
BBiG-E).

Zu Buchstabe b

Folgeänderung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb.
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21. ZuArtikel 1 (§ 32 Abs. 2 Satz 2, § 33 Abs. 1,
2 und 3 Satz 1 BBiG) und

Artikel 2 Nr. 4 und 19 (§ 22b Abs. 5, § 23
Abs. 2 Satz 2, § 24
Abs. 1, 2 und 3 Satz 1,
§ 42q Abs. 1 HwO)

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

aa) In § 32 Abs. 2 ist Satz 2 zu streichen.

bb) § 33 ist wie folgt zu ändern:

aaa) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen:

„(1) Die zuständige Stelle kann für eine
bestimmte Ausbildungsstätte das Einstel-
len oder Ausbilden untersagen, wenn die
Voraussetzungen nach § 27 nicht oder
nicht mehr vorliegen.“

bbb) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:

„(2) Die zuständige Stelle hat das Ein-
stellen und Ausbilden zu untersagen, wenn
die persönliche oder fachliche Eignung
nicht mehr vorliegt.“

ccc) Absatz 3 Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„Vor der Untersagung sind die Beteiligten
zu hören.“

b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern:

aa) Nummer 4 ist wie folgt zu ändern:

aaa) § 22b Abs. 5 ist wie folgt zu fassen:

„(5) Die Handwerkskammer kann Per-
sonen, die die Voraussetzungen der Ab-
sätze 2, 3 und 4 nicht erfüllen, die fachli-
che Eignung widerruflich zuerkennen.“

bbb) § 23 Abs. 2 Satz 2 ist zu streichen.

ccc) § 24 ist wie folgt zu ändern:

aaaa) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen:

„(1) Die Handwerkskammer kann
für eine bestimmte Ausbildungs-
stätte das Einstellen oder Ausbilden
untersagen, wenn die Voraussetzun-
gen nach § 21 nicht oder nicht mehr
vorliegen.“

bbbb)Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:

„(2) Die Handwerkskammer hat
das Einstellen und Ausbilden zu un-
tersagen, wenn die persönliche oder
fachliche Eignung nicht mehr vor-
liegt.“

cccc) Absatz 3 Satz 1 ist wie folgt zu fas-
sen:

„Vor der Untersagung sind die Be-
teiligten zu hören.“

bb) In Nummer 19 sind in § 42q Abs. 1 die Wörter
„nach Landesrecht zuständige Behörde“ durch
das Wort „Handwerkskammer“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Die Aufgaben, welche bislang der nach Landesrecht zu-
ständigen Behörde unterlagen, werden vollständig auf
die zuständige Stelle übertragen.
Die Maßnahme dient im Rahmen der Aufgabenverlage-
rung von den obersten Landesbehörden zu nachgeord-
neten Stellen der Verwaltungsvereinfachung. Sie ist
insbesondere sinnvoll, weil die zuständige Behörde in
aller Regel über keine eigenen Erkenntnisse verfügt
und daher vollständig auf Informationen der zuständi-
gen Stelle angewiesen ist. Die nach Landesrecht zustän-
digen Behörden folgten bislang ohnehin dem Vorschlag
der sachnäheren zuständigen Stelle, welche entweder
mitteilungspflichtig oder durch Anhörung in das Ver-
fahren einzubeziehen war.
Die Ausbildungsorganisation unterliegt einem erheb-
lichen bürokratischen Aufwand. Dem wird im Sinne
einer weitgehenden Deregulierung der Verfahrenswege
und Ausbildungsorganisation entgegengewirkt. Zudem
erfolgt eine massive Verfahrensbeschleunigung und
Kostensenkung. Das Handeln der Ausbildungsbetriebe
und der Ausbildungsverwaltung werden erleichtert.

22. Zu Artikel 1 (§ 39 Abs. 2 und 3 BBiG)
Artikel 2 Nr. 10 (§ 33 Abs. 3 HwO)

a) Artikel 1 § 39 ist wie folgt zu ändern:
aa) In Absatz 2 sind die Wörter „gutachterliche

Stellungnahmen Dritter“ durch die Wörter „be-
gründete Bewertungsvorschläge insbesondere
einer Berufsschule“ zu ersetzen.

bb) In Absatz 3 ist das Wort „Begutachtung“ durch
das Wort „Bewertungsvorschläge“ zu ersetzen.

b) In Artikel 2 Nr. 10 ist § 33 wie folgt zu ändern:
aa) In Absatz 3 sind die Wörter „gutachterliche

Stellungnahmen Dritter“ durch die Wörter „be-
gründete Bewertungsvorschläge insbesondere
einer Berufsschule“ zu ersetzen.

bb) In Absatz 4 ist das Wort „Begutachtung“ durch
das Wort „Bewertungsvorschläge“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Es entspricht dem Prinzip der dualen Berufsausbildung
und optimiert die Ressourcennutzung in der beruflichen
Bildung, wenn im Falle der Notwendigkeit externer
Beratung des Prüfungsausschusses vorrangig auf den
fachlichen und pädagogischen Sachverstand erfahrener
Lehrkräfte zurückgegriffen wird. Dieser Gedanke fin-
det sich in der Begründung des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung, sollte klarstellend aber auch im Ge-
setzestext selbst verankert werden.

23. Zu Artikel 1 (§ 42 Abs. 1a – neu – BBiG)
Artikel 2 Nr. 9 (§ 31 Abs. 2a – neu – HwO)

a) In Artikel 1 § 42 ist nach Absatz 1 folgender Ab-
satz 1a einzufügen:

„(1a) In das Gesamtergebnis der Abschluss- oder
Gesellenprüfung wird die berufschulische Leis-
tungsfeststellung einbezogen. Die Einbeziehung er-
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folgt durch Einrechnung oder auf dem Wege materi-
ell gleichwertiger länderspezifischer Regelungen.“

b) In Artikel 2 Nr. 9 ist in § 31 nach Absatz 2 folgender
Absatz 2a einzufügen:

„(2a) In das Gesamtergebnis der Abschluss- oder
Gesellenprüfung wird die berufschulische Leis-
tungsfeststellung einbezogen. Die Einbeziehung er-
folgt durch Einrechnung oder auf dem Wege materi-
ell gleichwertiger länderspezifischer Regelungen.“

B e g r ü n d u n g

Die gemeinsame Verantwortung von Schule und Wirt-
schaft im Rahmen der dualen Berufsausbildung muss
sich auch bei der Feststellung der Prüfungsergebnisse
von Zwischen- und Abschlussprüfungen widerspiegeln.

24. Zu Artikel 1 (§ 43 Abs. 1 Nr. 2a – neu – BBiG) und
Artikel 2 Nr. 13 Buchstabe a (§ 36 Abs. 1
– neu – Nr. 2a – neu –

HwO)

a) In Artikel 1 ist in § 43 Abs. 1 Nr. 2 das Wort „und“
durch ein Komma zu ersetzen und folgende Num-
mer einzufügen:

„2a. wer als Berufsschulpflichtiger regelmäßig am
Unterricht der Berufsschule teilgenommen hat
und“.

b) Artikel 2 Nr. 13 ist wie folgt zu fassen:

„13. § 36 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird in Nummer 2 das Wort
,und‘ durch ein Komma ersetzt und fol-
gende Nummer 2a eingefügt:

,2a. wer als Berufsschulpflichtiger regel-
mäßig am Unterricht der Berufsschule
teilgenommen hat und‘

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Zur Gesellenprüfung …<weiter wie
Vorlage>‘ “.

B e g r ü n d u n g

Im Hinblick auf eine verbesserte Lernortkooperation
wird der regelmäßige Besuch der Berufsschule als Prü-
fungsvoraussetzung in das Gesetz aufgenommen. Die
duale Berufsausbildung beruht auf den Säulen der be-
trieblichen und der schulischen Ausbildung. Beide be-
finden sich gegenwärtig in einem Wandel, welcher sich
in neuen Berufsbildern mit veränderten Qualifikations-
anforderungen niederschlägt. Neue und neu geordnete
Ausbildungsberufe orientieren sich stärker an Ge-
schäfts- und Arbeitsprozessen, denen mit herkömmlich
ausgerichteten Organisationsstrukturen kaum entspro-
chen werden kann. Daher ist die Kooperation zwischen
den ausbildenden Betrieben und den zuständigen Be-
rufsschulen durch neue Regelungen im Gesetz zu ver-
bessern. Die Aufnahme des regelmäßigen Besuches der
Berufsschule als Prüfungszulassung in das Gesetz dient
diesem Anliegen.

25. Zu Artikel 1 (§ 43 Abs. 2 Satz 1 und 2 BBiG)
Artikel 2 Nr. 13 (§ 36 Abs. 2 Satz 1 und 2 HwO)

a) In Artikel 1 ist § 43 Abs. 2 wie folgt zu ändern:

aa) Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„Zur Abschlussprüfung insgesamt oder zu ein-
zelnen Prüfungsteilen, Prüfungsbereichen oder
Prüfungsfächern der Abschlussprüfung ist fer-
ner zuzulassen, wer in einer berufsbildenden
Schule oder einer sonstigen Berufsbildungsein-
richtung ausgebildet worden ist, wenn dieser
Bildungsgang der Berufsausbildung in einem
anerkannten Ausbildungsberuf gleichwertig
ist“.

bb) In Satz 2 sind die Wörter „nach Anhörung des
Landesausschusses für Berufsbildung“ durch
die Wörter „im Benehmen mit den Spitzenorga-
nisationen der zuständigen Stellen auf Landes-
ebene“ zu ersetzen.

b) In Artikel 2 Nr. 13 § 36 Abs. 2 sind Satz 1 und 2 wie
folgt zu fassen:

„Zur Gesellenprüfung insgesamt oder zu einzelnen
Prüfungsteilen, Prüfungsbereichen oder Prüfungs-
fächern der Gesellenprüfung ist ferner zuzulassen,
wer in einer berufsbildenden Schule oder einer sons-
tigen Berufsbildungseinrichtung ausgebildet wor-
den ist, wenn dieser Bildungsgang der Berufsaus-
bildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
(Gewerbe der Anlage A oder der Anlage B) gleich-
wertig ist. Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, im Benehmen mit den Spitzenorganisationen
der zuständigen Stellen auf Landesebene durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, welche Bildungs-
gänge die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllen.“

B e g r ü n d u n g

Die Stärkung der Position der Länder ist zu begrüßen.
Zur Stärkung der Länderposition gehört auch, dass sie
selbst bestimmen, welche Gremien sie vor Erlass der
RVO anhören wollen. Die Anhörung des jeweiligen
Landesausschusses für Berufsbildung wird in den
§§ 85 ff. BBiG-E geregelt und braucht hier nicht expli-
zit genannt zu werden.

Vor dem Hintergrund einer effektiven Verzahnung
schulischer Bildungsgänge mit dualen Ausbildungs-
gängen sind auch Modelle rechtlich eindeutig abzusi-
chern, bei denen zum Abschluss der schulischen Aus-
bildung Teilbereiche der Berufsabschlussprüfung abge-
legt werden können.

Entsprechende Rechtsverordnungen sollten jedoch im
Benehmen mit den jeweiligen Spitzenorganisationen
der zuständigen Stellen erarbeitet werden, da die zu-
ständigen Stellen die Verantwortung für die Abnahme
der Prüfungen in anerkannten Ausbildungsberufen tra-
gen. Sie sollten deshalb mitentscheiden, wann Absol-
venten welcher beruflichen Vollzeitschulen und ggf.
unter welchen Bedingungen zur Kammerabschlussprü-
fung zugelassen werden.
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26. ZuArtikel 1 (§ 48 Abs. 1 Satz 1, Satz 3 – neu – BBiG)

In Artikel 1 ist § 48 Abs. 1 wie folgt zu ändern:

a) In Satz 1 ist das Wort „mindestens“ zu streichen.

b) Nach Satz 2 ist folgender Satz anzufügen:

„Bei zweijährigen Ausbildungsberufen kann eine
Zwischenprüfung durchgeführt werden.“

B e g r ü n d u n g

Die Ergänzung ist wegen der wachsenden Zahl zwei-
jähriger Ausbildungsberufe angebracht, bei denen eine
Zwischenprüfung nicht vorgesehen werden muss, aber
vorgesehen werden kann.

27. Zu Artikel 1 (§ 49 Abs. 1 Satz 1 BBiG)

In Artikel 1 sind in § 49 Abs. 1 Satz 1 das Wort „werden“
durch das Wort „können“ zu ersetzen und das Wort „wer-
den“ nach dem Wort „bescheinigt“ anzufügen.

B e g r ü n d u n g

Zusatzqualifikationen sollten nicht zwangsweise von
den Prüfungsausschüssen geprüft werden müssen, um
die notwendigen Spielräume zu erhalten und insbeson-
dere nicht vertretbaren Prüfungsaufwand zu vermeiden.

28. Zu Artikel 1 (§§ 50a, 57a und 63a – neu – BBiG)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

a) Nach § 50 ist folgender § 50a einzufügen:

„§ 50a
Berufsbildungspass

In Deutschland und in der Europäischen Union
zertifizierte Qualifikationen, die im Rahmen der Be-
rufsausbildungsvorbereitung und der Berufsausbil-
dung erworben werden, sind in einem individuellen
Berufsbildungspass zu dokumentieren. Der Berufs-
bildungspass muss auf die amtlichen Informations-
dokumente der Europäischen Union zur Berufsbil-
dung abgestimmt und mit diesen harmonisiert sein.“

b) Nach § 57 ist folgender § 57a einzufügen:

„§ 57a
Berufsbildungspass

In Deutschland und in der Europäischen Union
zertifizierte Qualifikationen, die im Rahmen der
beruflichen Fortbildung erworben werden, sind in
einem individuellen Berufsbildungspass zu doku-
mentieren. Der Berufsbildungspass muss auf die
amtlichen Informationsdokumente der Europäi-
schen Union zur Berufsbildung abgestimmt und mit
diesen harmonisiert sein.“

c) Nach § 63 ist folgender § 63a einzufügen:

„§ 63a
Berufsbildungspass

In Deutschland und in der Europäischen Union
zertifizierte Qualifikationen, die im Rahmen der
beruflichen Umschulung erworben werden, sind in
einem individuellen Berufsbildungspass zu doku-

mentieren. Der Berufsbildungspass muss auf die
amtlichen Informationsdokumente der Europäi-
schen Union zur Berufsbildung abgestimmt und mit
diesen harmonisiert sein.“

B e g r ü n d u n g

Die Verbesserung der „Europatauglichkeit“ des dualen
Ausbildungssystems wird von allen berufsbildungs-
politisch relevanten Akteuren zu Recht eingefordert.
Die im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehene neue
Möglichkeit, im (europäischen) Ausland gleichwertige,
d. h. voll anrechnungsfähige Ausbildungsabschnitte zu
absolvieren sowie der vorgesehene Anspruch auf Zeug-
nisübersetzungen sind einige wichtige Schritte auf dem
Wege zur „Europatauglichkeit“. Ein weiterer Baustein
ist die Einführung eines europaweit lesbaren Berufsbil-
dungspasses mit europäischer Gültigkeit, der mit dem
bereits eingeführten „Europass Berufsbildung“ und
dem neuen Europass „MobiliPass“ kongruent sein
muss. Dieser Berufsbildungspass enthält alle relevanten
beruflichen Qualifikationen (das sind in der Regel die
zertifizierten Qualifikationen), die im Rahmen der Be-
rufsausbildungsvorbereitung und der Berufsausbil-
dung, aber auch der beruflichen Fortbildung und der
beruflichen Umschulung erworben werden.

Der einzuführende Berufsbildungspass steht nicht in
Konkurrenz zum genannten europäischen Pass, da die-
ser auf freiwilliger Basis erteilt wird und aus diesem
Grunde noch keinen hohen Verbreitungsgrad erfahren
hat.

Bei der gewählten Systematik des vorliegenden Gesetz-
entwurfs ist es aus rechtssystematischen Gründen not-
wendig, in den Kapiteln 1 (Berufsausbildung), 2 (Be-
rufliche Fortbildung) und 3 (Berufliche Umschulung)
jeweils eigene, nahezu gleichlautende Bestimmungen
einzufügen.

29. Zu Artikel 1 (§§ 51 und 52 BBiG)

In Artikel 1 sind die §§ 51 und 52 zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Die Regelung bewirkt einen hohen Kosten- und Orga-
nisationsaufwand und ist im Hinblick auf aus öffent-
lichen Mitteln geförderte Maßnahmeträger auch ohne
gesetzliche Regelung möglich. Es ist nicht notwendig,
dass Jugendliche, die über einen Maßnahmeträger ge-
fördert werden, eine Interessenvertretung gründen, die
sich an das Betriebsverfassungsrecht anlehnt. Es ist in
dieser Hinsicht nicht sachgerecht, diese Jugendlichen
den betrieblichen Auszubildenden gleichzustellen.

30. Zu Artikel 1 (§ 56 Abs. 3 – neu – BBiG)
Artikel 2 Nr. 17 (§ 42c Abs. 3 – neu – HwO)

a) In Artikel 1 ist dem § 56 folgender Absatz 3 anzu-
fügen:

„(3) Zur Fortbildungsprüfung ist auch zuzulas-
sen, wer die erforderlichen Qualifikationen und
Kompetenzen durch den Besuch von Bildungsgän-
gen an berufsbildenden Schulen nachgewiesen hat.“
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b) In Artikel 2 Nr. 17 ist dem § 42c folgender Absatz 3
anzufügen:

„(3) Zur Fortbildungsprüfung ist auch zuzulas-
sen, wer die erforderlichen Qualifikationen und
Kompetenzen durch den Besuch von Bildungsgän-
gen an berufsbildenden Schulen nachgewiesen hat.“

B e g r ü n d u n g

Zur effizienten Nutzung aller vorhandenen Ressourcen
und zur Mobilisierung der Fortbildungsbereitschaft ist
zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes die Zulassung
zu anerkannten Fortbildungsprüfungen auch für Teil-
nehmer adäquater Bildungsgänge an beruflichen Schu-
len zu öffnen.

31. Zu Artikel 1 (§ 68 Abs. 1 Satz 2 BBiG)
Artikel 2 Nr. 19 (§ 42o Abs. 1 Satz 2 HwO)

a) In Artikel 1 § 68 Abs. 1 Satz 2 sind nach dem Wort
„entsprechen“ die Wörter „ , mit den landesrechtli-
chen Vorschriften über die Schulpflicht und die
schulische Berufsvorbereitung abgestimmt sein“
einzufügen.

b) In Artikel 2 Nr. 19 § 42o Abs. 1 Satz 2 sind nach
dem Wort „entsprechen“ die Wörter „ , mit den lan-
desrechtlichen Vorschriften über die Schulpflicht
und die schulische Berufsvorbereitung abgestimmt
sein“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g

Berufsausbildungsvorbereitung muss unabhängig von
den Bundes- und Landeskompetenzen ein „stimmiges
Ganzes“ sein. In der Vergangenheit war dies nicht im-
mer gewährleistet. Im Interesse der Zielgruppe bedarf
es daher einer stärkeren Koordination (vgl. Nummer IX
des „Forderungskatalogs zur Sicherung der Berufsaus-
bildung und Qualifizierung junger Menschen sowie zur
effektiven Nutzung aller Ressourcen in der Berufsaus-
bildung“, Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
4. Dezember 2003).

32. Zu Artikel 1 (§ 69 Abs. 1 Satz 2 – neu – BBiG)

In Artikel 1 § 69 ist dem Absatz 1 der folgende Satz an-
zufügen:

„Die von der zuständigen Stelle genehmigten Qualifi-
zierungsbausteine sind dem Bundesinstitut für Berufs-
bildung anzuzeigen.“

B e g r ü n d u n g

Beim BIBB entsteht eine Clearingstelle, an die sich die
zuständigen Stellen wenden können, um prüfen zu las-
sen, ob für den ihnen zur Genehmigung vorgelegten
Qualifizierungsbaustein bereits eine Genehmigung er-
teilt wurde. Oft bieten größere Bildungsträger ihre Qua-
lifizierungsbausteine bei mehreren Stellen an. Wenn er
bereits einmal geprüft wurde, entfällt eine weitere Prü-
fung. Damit können Ressourcen eingespart werden.

33. Zu Artikel 1 (§ 73 BBiG)
In Artikel 1 ist § 73 wie folgt zu fassen:

„§ 73
Zuständige Stellen im Bereich des

öffentlichen Dienstes
Soweit sich die Berufsbildung auf einen Beruf des

öffentlichen Dienstes bezieht, bestimmt die zuständige
Stelle
1. für den Bund und die der Aufsicht des Bundes unter-

stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts die oberste Bundesbehörde
für ihren Geschäftsbereich,

2. die oberste Landesbehörde für ihren Geschäftsbe-
reich sowie für die Gemeinden, die Gemeindever-
bände und die sonstigen der Aufsicht der Länder
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts.“

B e g r ü n d u n g
Durch den Wegfall der bisherigen Trennung zwischen
Überwachungszuständigkeit und Hauptzuständigkeit
bei der Ausbildung im Bereich des öffentlichen Diens-
tes in Kammerberufen wird der Zweck des Reform-
gesetzes erreicht, bürokratische und praxiswidrige
Strukturen zu deregulieren und Verfahrenswege zu be-
schleunigen. Die Überwachungszuständigkeit folgt der
Hauptzuständigkeit, so dass künftig die Ausbildungs-
stätten in den Kammerberufen durch die zuständige
fachkundige Kammer überwacht werden, auch wenn
eine öffentlich-rechtliche Körperschaft ausbildet. Die
mit dem Antrag bezweckte Änderung war im Übrigen
im Entwurf des Berufsbildungsreformgesetzes Stand
19. Mai 2004 noch enthalten und ist nunmehr ohne Be-
gründung entfallen.
Der Antrag regelt den Wegfall der bisherigen Trennung
zwischen Überwachungszuständigkeit und Hauptzu-
ständigkeit bei der Ausbildung im Bereich des öffentli-
chen Dienstes in Kammerberufen.
Dies bewirkt, dass künftig die Überwachungszustän-
digkeit der Hauptzuständigkeit folgt. Somit ist für die
Ausbildung in Kammerberufen, auch wenn eine öffent-
lich-rechtliche Körperschaft ausbildet, die umfassende
Zuständigkeit der Kammern nach § 71 BBiG-E gege-
ben.
Hierdurch wird der bisherige Missstand beseitigt, dass
die zuständige Stelle für die Ausbildungsberufe des öf-
fentlichen Dienstes auch für die Eignungsfeststellung
und Überwachung der Berufsausbildung in Kammerbe-
rufen, die im öffentlichen Dienst stattfindet, zuständig
war. Die zuständige Stelle konnte aus fachlichen Grün-
den die Überwachungszuständigkeit für Kammerberufe
kaum wahrnehmen. Zur Erfüllung dieser gesetzlichen
Aufgabe wurden vielfach für jeden Kammerberuf, der
im öffentlichen Dienst ausgebildet wird, externe Aus-
bildungsberater bestellt, die die Aufgaben der zu-
ständigen Stelle wahrnahmen. Zudem war eine enge
Zusammenarbeit mit den für die Registrierung der Aus-
bildungsverhältnisse zuständigen Stellen unabdingbar,
was zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand für beide
zuständigen Stellen führte.
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Durch die Neuregelung werden die bisherigen bürokra-
tischen und praxiswidrigen Strukturen dereguliert und
Verfahrenswege beschleunigt.

34. Zu Artikel 1 (§§ 82, 83 und 84 BBiG)
In Artikel 1 sind die §§ 82, 83 und 84 zu streichen.
In der Folge ist
a) Artikel 1 wie folgt zu ändern:

aa) In der Inhaltsübersicht ist die Angabe „Kapitel 2
Regionale Berufsbildungskonferenz, § 82 Er-
richtung, § 83 Zusammensetzung; Berufung,
§ 84 Aufgaben“ zu streichen.

bb) § 79 Abs. 2 Nr. 2 ist zu streichen.
cc) § 86 Abs. 3 ist zu streichen.

b) in Artikel 2 Nr. 20 in § 44 Abs. 2 die Nr. 2 zu strei-
chen.

c) in Artikel 8 Abs. 2 die Angabe „§ 43 Abs. 2 Satz 2
und 3, die §§ 82 bis 84, 86 Abs. 3“ durch die An-
gabe „§ 43 Abs. 2 Satz 2 und 3“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Das bisherige Berufsbildungsgesetz sah eine Regionale
Berufsbildungskonferenz nicht vor. Diese ist auch nicht
erforderlich, da mit dem Landesausschuss für Berufs-
bildung (LAB) bereits ein überregionaler Entschei-
dungsträger existiert; zwei nebeneinander stehende In-
stitutionen sind verfehlt und widersprechen den Gedan-
ken des Bürokratieabbaus und der Deregulierung. Ein
regionaler Berufsbildungsdialog ist zwar durchaus ein
legitimes Anliegen, dieser Dialog funktioniert gegen-
wärtig aber bereits auf freiwilliger Ebene und muss da-
her nicht gesetzlich geregelt werden. Zudem obliegt die
vorgesehene Berufsbildungskonferenz organisatori-
schen Schwierigkeiten, da die Kammerbezirke und die
Bezirke der jeweiligen Bundesagentur für Arbeit (BA)
nicht in jedem Fall identisch sind.

35. Zu Artikel 1 (§ 89 Abs. 1 und 2 Nr. 1 Buchstabe a
und b sowie Nummer 2 Buchstabe a
und b BBiG)

In Artikel 1 ist § 89 wie folgt zu ändern:
a) In Absatz 1 ist die Angabe „1. April“ durch die An-

gabe „1. Juni“ zu ersetzen.
b) In Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a und b sowie Nummer 2

Buchstabe a und b ist jeweils die Angabe „30. Septem-
ber“ durch die Angabe „31. Dezember“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Der Stichtag für die Erhebung von Daten sollte vom
30. September auf den 31. Dezember verlegt werden,
da zu dem frühen Zeitpunkt noch keine verlässlichen
Daten vorliegen.

36. Zu Artikel 1 (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 BBiG)
In Artikel 1 sind in § 91 Abs. 1 Nr. 1 nach den Wörtern
„Ausbildungsberuf, Ausbildungsjahr;“, nach den Wör-
tern „ , Auflösung in der Probezeit“ sowie nach den Wör-
tern „Angabe von Ausbildungsberuf“ jeweils die Wörter

„ , außerbetriebliche Ausbildungsverhältnisse, Ausbil-
dungsverhältnisse im öffentlichen Dienst“, einzufügen.
B e g r ü n d u n g
Die Ergänzung der Statistik um die Erhebungsgegen-
stände „außerbetriebliche Ausbildungsverhältnisse“
und „Ausbildungsverhältnisse im öffentlichen Dienst“
ist im Interesse von mehr Transparenz und von mehr
Objektivität bei der Vorbereitung berufsbildungspoliti-
scher Entscheidungen erforderlich.
Die Aufnahme der Zahl außerbetrieblicher Ausbildungs-
verhältnisse erlaubt es, die Ausbildungsleistungen der
Wirtschaft und des Staates besser sichtbar zu machen.
Diesem Ziel dient auch die Erfassung der Ausbildungs-
verhältnisse in Berufen nach dem Berufsbildungsgesetz,
die im öffentlichen Dienst existieren bzw. von ihnen neu
abgeschlossen wurden. Nach bisheriger Praxis werden
solche Ausbildungsverhältnisse bei den für diese Berufe
zuständigen Kammern eingetragen, ihnen zugeordnet
und statistisch als Ausbildungsleistung der Wirtschaft
ausgewiesen. Das verzerrt das Bild über die tatsächli-
chen Ausbildungsleistungen des öffentlichen Dienstes.

37. Zu Artikel 1 (§ 95 Abs. 3 Satz 1, 1a – neu – BBiG)
In Artikel 1 ist § 95 Abs. 3 wie folgt zu ändern:
a) In Satz 1 ist das Wort „sechs“ durch das Wort „acht“

zu ersetzen.
b) Nach Satz 1 ist folgender Satz einzufügen:

„Die Mitglieder haben Stellvertreter.“
B e g r ü n d u n g
Durch diese Regelung ist gewährleistet, dass nicht ver-
tretene Länder dadurch, dass sie zumindest als Stellver-
treter präsent sind, auch die Anliegen ihres eigenen
Landes im wichtigsten Organ des BIBB zu Gehör brin-
gen können.

38. Zu Artikel 1 (§ 95 Abs. 8 Satz 1a – neu – BBiG)
In Artikel 1 ist in § 95 Abs. 8 nach Satz 1 folgender Satz
einzufügen:
„Die Unterausschüsse haben im Rahmen der ihnen vom
Hauptausschuss übertragenen Aufgaben die Beschlüsse
des Hauptausschusses vorzubereiten.“
B e g r ü n d u n g
Die Unterausschüsse sollen sich im Rahmen der vom
Hauptausschuss zugewiesenen Aufgaben ergebnisori-
entiert betätigen.

39. Zu Artikel 1 (§ 96 Abs. 2 Satz 2 – neu – BBiG)
In Artikel 1 ist in § 96 dem Absatz 2 folgender Satz an-
zufügen:
„Die Ernennung erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren;
eine erneute Ernennung auf weitere fünf Jahre ist mög-
lich.“
B e g r ü n d u n g
Eine angemessene zeitliche Befristung der Ernennung
der Spitze des Bundesinstituts für Berufsbildung ist an-
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gezeigt. Prüfungen der Bundesregierung haben zum Er-
gebnis, dass eine zeitliche Befristung möglich ist.

40. Zu Artikel 1 (§ 97 BBiG)
In Artikel 1 ist § 97 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Eines eigenen wissenschaftlichen Beirates bedarf das
Bundesinstitut für Berufsbildung nicht. Die Gründung
eines neuen Gremiums ist angesichts der knappen öf-
fentlichen Kassen besonders kritisch zu sehen. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung weist
das Bundesinstitut für Berufsbildung in bestimmten
Aufgaben an (vgl. § 93 BBiG-E). Der Hauptausschuss
beschließt über die Angelegenheiten des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung, soweit sie nicht dem Präsidenten
oder der Präsidentin übertragen sind. Über diese
Weisungsbefugnis bzw. Entscheidungsbefugnis des
Hauptausschusses erfährt das Bundesinstitut für Be-
rufsbildung auch im wissenschaftlichen Bereich die
notwendigen Impulse und Kontrollen.

41. Zu Artikel 1 (§ 108 – neu – BBiG)
Artikel 2 Nr. 33 – neu – (§ 124b Satz … – neu –

und Satz 2 HwO)
a) Dem Artikel 1 ist folgender § 108 anzufügen:

„§ 108
Übertragung von Zuständigkeiten

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch
Rechtsverordnung die nach diesem Gesetz den hö-
heren Verwaltungsbehörden oder den sonstigen
nach Landesrecht zuständigen Behörden übertrage-
nen Zuständigkeiten auf andere Behörden oder, so-
fern eine vorherige Beteiligung der zuständigen
Stellen vorgesehen ist, auf zuständige Stellen zu
übertragen. Die Staatsaufsicht umfasst in diesen
Fällen auch die Fachaufsicht.“

b) In Artikel 2 ist nach Nummer 32 folgende Num-
mer 33 anzufügen:
,33. § 124 b wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Das Gleiche gilt, soweit in diesem Gesetz
eine Entscheidung der zuständigen Behör-
den nach Beteiligung der Handwerkskam-
mer vorgesehen ist.“

b) In Satz 2 wird nach der Angabe „Satz 1“ die
Angabe „und nach Satz 2“ eingefügt.‘

B e g r ü n d u n g
Soweit es um Entscheidungen der zuständigen Behörde
unter Beteiligung der zuständigen Stelle geht, hat sich
herausgestellt, dass die zuständige Behörde in nahezu
allen Fällen die Empfehlung der zuständigen Stelle
übernimmt. Es ist daher verwaltungsökonomischer, die
Entscheidungsbefugnis unmittelbar auf die zuständige
Stelle zu übertragen.
Die vorgesehene Regelung trägt zur Entbürokratisie-
rung im Berufsbildungswesen bei. Sie ist bei der sich ab-
zeichnenden Tendenz zum Rückbau von Verwaltungs-

hierarchien auch deshalb geboten, weil z. B. nach Auf-
lösung der staatlichen Mittelinstanz und der sich dann
ergebenden Notwendigkeit, die Aufgaben auf kommu-
nalen Behörden zu übertragen, wegen der geringen Fall-
zahlen weder Erfahrungswissen noch Entscheidungs-
kompetenz erworben werden können. Dies mag in Län-
dern, bei denen wesentliche Einschnitte in die Verwal-
tungshierarchien nicht vorgesehen oder nicht notwendig
sind, anders zu beurteilen sein. Aus diesem Grunde er-
scheint eine bundeseinheitliche Regelung nicht notwen-
dig; vielmehr kann es den Ländern überlassen werden in
eigener Zuständigkeit darüber zu befinden, ob die Leis-
tungskraft der zuständigen Stellen eine Übertragung von
Entscheidungsbefugnissen zulässt oder nicht. Dieser
Unterschiedlichkeit wird durch die vorgesehene Rege-
lung Rechnung getragen, in dem jedes Land über die
Übertragung der Aufgaben der zuständigen Behörde auf
die zuständige Stelle selbst entscheidet.

Im Übrigen entspricht die vorgesehene Übertragungs-
möglichkeit von Zuständigkeiten der höheren Verwal-
tungsbehörde auf andere Behörden und zuständige Stel-
len der Regelung in § 124 b der Handwerksordnung. Sie
erweist sich auch für den Anwendungsbereich des Be-
rufsbildungsgesetzes im Hinblick auf bundesweite Be-
strebungen zur Reform der Verwaltung als notwendig.

42. Zu Artikel 2 Nr. 27a – neu –, 27b – neu –
(§ 96 Abs. 1 Satz 1, § 97 Abs. 3 HwO)

In Artikel 2 sind nach Nummer 27 folgende Nummern
einzufügen:

„27a. In § 96 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wörtern
,Verzeichnis nach § 19‘ die Wörter ,sowie die in
§ 90 Abs. 3 genannten Personen‘ eingefügt.

„27b. In § 97 Abs. 3 werden nach den Wörtern ,und
der handwerksähnlichen Gewerbe‘ die Wörter
,sowie Personen nach § 90 Abs. 3‘ eingefügt.“

B e g r ü n d u n g

Die Personen nach § 90 Abs. 3 HwO sind kraft Geset-
zes Mitglieder der Handwerkskammer, besitzen aber
derzeit weder aktives noch passives Wahlrecht. Als
Pflichtmitglieder sollten sie aber an den demokrati-
schen Entscheidungsprozessen beteiligt werden.

43. Zu Artikel 2 Nr. 33 – neu – (§ 124b Satz 1 HwO)

Dem Artikel 2 ist folgende Nummer anzufügen:

„33. In § 124b Satz 1 werden nach den Wörtern ,Zu-
ständigkeiten nach den §§ 7a, 7b, 8 und 9‘ die
Wörter ,sowie nach den §§ 21 und 24‘ einge-
fügt.“

B e g r ü n d u n g

Mit dieser Ergänzung wird die Möglichkeit geschaffen,
auch die nach der HwO bei den zuständigen Behörden
verbliebenen Zuständigkeiten im Bereich der Berufsaus-
bildung auf die Handwerkskammern zu übertragen. Auch
für diese Zuständigkeitsverlagerung sprechen die Argu-
mente der größeren Sachnähe, des Bürokratieabbaus und
der Beschleunigung von Verwaltungsverfahren.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des
Bundesrates wie folgt:

Zu Nummer 1 (Zum Gesetzentwurf insgesamt)

Die Bundesregierung begrüßt, dass der Bundesrat die grund-
sätzliche Zielrichtung des Entwurfs eines Gesetzes zur Re-
form der beruflichen Bildung, der eine Neufassung und
Überarbeitung des Berufsbildungsgesetzes mit dem Ziel mo-
dernerer Gesetzesstrukturen unter Wahrung der grundlegen-
den Strukturen des dualen Systems beinhaltet, unterstützt.

Die Bundesregierung weiß sich mit dem Bundesrat einig in
dem Ziel, dass alle ausbildungsfähigen und ausbildungswil-
ligen jungen Menschen einen Ausbildungsplatz erhalten
müssen. Sonst verspielt Deutschland nicht nur die Zukunft-
schancen der jungen Generation, sondern entzieht der deut-
schen Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit auch die Ba-
sis, die qualifizierte Gesellen, Facharbeiter und Meister in
Handwerk und Industrie und die Fachkräfte in den Büros,
Verwaltungen und Dienstleistungsbetrieben bilden.

Zu den in Nummer 1 der Stellungnahme des Bundesrates
aufgeführten einzelnen Änderungswünschen (Buchstabe a
bis e) wird im folgenden im Rahmen der – konkretisieren-
den – Einzelpunkte Stellung genommen.

Zu Nummer 2 (Artikel 1 [§ 2 Abs. 1 BBiG])

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.

Das Berufsbildungsgesetz gilt nach seinem Anwendungsbe-
reich grundsätzlich nicht für die Berufsbildung, die in be-
rufsbildenden Schulen durchgeführt wird, die den Schulge-
setzen der Länder unterstehen. Etwas anderes ist aufgrund
der grundgesetzlichen Kompetenzverteilung zwischen Bund
und Ländern (Kulturhoheit der Länder) auch nicht möglich.
Demnach wäre es erst recht nicht – wie vorgeschlagen – zu-
lässig, den Lernort „Berufsschule“ zur Zusammenarbeit zu
verpflichten. Der Vorschlag steht damit nicht im Einklang
mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben.

Im Übrigen lässt die vorgeschlagene Formulierung offen,
wie die Zusammenarbeit konkret zu erfolgen hat, welche
Rechtwirkung die Regelung entfalten soll und welche Kon-
sequenzen (und ggf. Sanktionen) im Falle der Nichtbeach-
tung zu erwarten sind.

Zu Nummer 3 (Artikel 1 [§ 4 Abs. … – neu – BBiG])

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.

Die frühzeitige Information der Länder durch den Bund über
Neuordnungskonzepte erfolgt bereits jetzt auf der Grundlage
des sog. Gemeinsamen Ergebnisprotokolls von 1972. Der
hierzu vereinbarte Umsetzungsbeschluss aus dem Jahr 1979
wird in Kürze auf der Basis einer im Bund-Länder-Koordi-
nierungsausschuss (KOA) im September 2004 getroffenen
Vereinbarung einvernehmlich mit den Ländern aktualisiert.
Dabei ist für die Erarbeitung und Abstimmung von Neuord-

nungen ein fester Zeitablauf vereinbart worden, die den Er-
wartungen der Länder in Bezug auf hinreichend lange Vor-
laufzeiten für die Organisation des begleitenden Berufs-
schulunterrichts voll Rechnung trägt.

Zu Nummer 4 (Artikel 1 [§ 4 Abs. … – neu –
BBiG];

Artikel 2 Nr. 4 [§ 25 Abs. … – neu –
HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Die inhaltliche Abstimmung zwischen Ausbildungsordnun-
gen und Rahmenlehrplänen für den berufsbezogenen Unter-
richt in den berufsbildenden Schulen erfolgt auf der Grund-
lage des Gemeinsamen Ergebnisprotokolls, durch das der
Bund-Länder-Koordinierungsausschuss (KOA) zur prakti-
schen Umsetzung der Abstimmungsarbeit eingerichtet
wurde. Dieses im Grundsatz bewährte Verfahren wird ge-
genwärtig einvernehmlich mit den Ländern aktualisiert. Das
Gemeinsame Ergebnisprotokoll ist von seinem Rechtscha-
rakter bereits als Verwaltungsabkommen einzustufen, so
dass eine Regelung auf gesetzlicher Ebene nicht mehr erfor-
derlich ist.
Die Abschaffung des Länderausschusses des Bundesinstituts
für Berufsbildung führt – da der Koordinierungsausschuss
unverändert weiter besteht und die Länder und Sozialpartner
im Hauptausschuss wie bisher vor Inkrafttreten einer Ausbil-
dungsordnung angehört werden – zu keiner Einengung der
Gestaltungsmöglichkeiten der Länder.

Zu Nummer 5 (Artikel 1 [§ 4 Abs. … – neu –
BBiG];

Artikel 2 Nr. 4 [§ 25 Abs. 6 – neu –
HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Der Vorschlag, die Entscheidung über die Aufnahme von
Neuordnungsverfahren an eine Mindestanzahl von Auszu-
bildenden zu knüpfen, eine „zu starke“ Spezialisierung zu
vermeiden und verwandte Verfahren zeitlich zu synchroni-
sieren, führt für den Verordnungsgeber zu einer unzumutba-
ren Einengung der Gestaltungsfreiheit im Neuordnungsver-
fahren. Im Vordergrund des Ordnungsverfahrens steht das
Bedürfnis der Wirtschaft nach qualifizierten Fachkräften so-
wie der Erwerb der vollen beruflichen Handlungsfähigkeit in
Bezug auf einen bestimmten Beruf. Der Spezialisierungs-
grad ist dem gegenüber nachrangig. In der Praxis werden im
KOA stets für alle Beteiligten sachgerechte Lösungen gefun-
den. So hat z. B. der Bund den Ländern in der in Nummer 3
bezeichneten Vereinbarung vom September 2004 zugesagt,
den Erfordernissen der Neuordnung von zahlenmäßig weni-
ger stark besetzen Ausbildungsberufen besonders Rechnung
zu tragen. Er wird sich – soweit es fachlich vertretbar ist –
bei den übrigen Beteiligten im Neuordnungsverfahren dafür
einsetzen, dass die Beschulung von Auszubildenden in fach-
lich verwandten Ausbildungsberufen in einer Fachklasse ak-
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zeptiert wird. Zudem ist einvernehmlich mit den Ländern
verabredet worden, dass Ausbildungsordnungen, die zu Be-
ginn des Ausbildungsjahres in Kraft treten sollen, spätestens
bis zum 15. März im Bund-Länder-Koordinierungsaus-
schuss verabschiedet werden sollen.

Zu Nummer 6 (Artikel 1 [§ 4 Abs. … – neu –
BBiG];

Artikel 2 Nr. 4 [§ 25 Abs. … – neu –
HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Das gesamte Berufsbildungssystem ist angelegt auf eine
starke Differenzierung der Berufsbilder. Dabei werden
grundsätzlich keine „Zielgruppenberufe“ staatlich aner-
kannt, die auf den Merkmalen oder Voraussetzungen einer
ganz bestimmten Personengruppe aufbauen. Alleiniger
Maßstab für die Anerkennung eines Ausbildungsberufes ist
vielmehr die sinnvolle, auf dem Konsens der Sozialparteien
beruhende Zusammenfassung einzelner Qualifikationsbün-
del zu einem geordneten Beruf, für den längerfristig ein Be-
darf im Beschäftigungssystem besteht. Dabei wird in der
Praxis stets versucht, Hauptschülern und Schülern ohne
Schulabschluss den Einstieg nicht durch zu hohe „Min-
destanforderungen“ zu verschließen. Eine generelle Niveau-
einschränkung ist aber mit dem Grundgedanken des BBiG
unvereinbar. Im Übrigen würde die vorgeschlagene gene-
relle Einschränkung das Bemühen, die Durchlässigkeit des
Berufsbildungssystems zum Hochschulbereich zu erhöhen,
nachhaltig konterkarieren.

Zu Nummer 7 (Artikel 1 [§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BBiG];
Artikel 2 Nr. 4 [§ 26 Abs. 1 Nr. 5 HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Der Regierungsentwurf folgt der bisherigen Regelung, wo-
nach die materiellen Prüfungsanforderungen sowie die Form
der Prüfung durch die Ausbildungsordnung, das formelle
Prüfungsrecht (Gliederung der Prüfung, Bewertungsmaß-
stäbe u. a.) dagegen durch die Prüfungsordnung der zustän-
digen Stelle festgelegt werden (§ 47 Abs. 2 BBiG).

In der Prüfungsordnung wird auch die Frage der Erstellung
und Verwendung von Prüfungsaufgaben geregelt.

Neu an den Bundesratsvorschlägen ist lediglich, dass auch
die Verwendung von Prüfungsaufgaben in der Ausbildungs-
ordnung geregelt werden soll.

Im Falle der Verwendung überregional erstellter Prüfungs-
aufgaben ist im Regierungsentwurf in § 47 Abs. 2 BBiG neu
festgelegt worden, dass solche Prüfungsaufgaben von Gre-
mien stammen müssen, die entsprechend § 40 Abs. 2 BBiG
paritätisch zusammengesetzt sind. Der Regierungsentwurf
folgt hier der entsprechenden Rechtsprechung des BVerwG.
Eine einseitige Festlegung durch kammereigene – oder ver-
wandte Einrichtungen – wie vom Bundesrat beschrieben –
ist daher künftig nicht möglich.

Der in der Antragsbegründung enthaltene Hinweis auf die
Begründung des Regierungsentwurfs zu § 37 BBiG ist un-
vollständig; die genannten Erläuterungen beziehen sich auf
die sog. gestreckte Abschlussprüfung; es wird dort klarge-
stellt, das „die Gewichtung der beiden Prüfungsteile sowie

Bestehensregelungen im Rahmen der Ausbildungsordnung
bzw. Prüfungsordnung geregelt werden müssen.“

Zu Nummer 8 (Artikel 1 [§ 5 Abs. 2 Nr. 2 BBiG];
Artikel 2 Nr. 4 [§ 26 Abs. 2 Nr. 2 HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Der Regierungsentwurf enthält eine „Soll-Vorschrift“. Hier-
durch wird im Vergleich zu der vom Bundesrat angestrebten
zwingenden Regelung eine höhere Flexibilität erreicht.

Zu Nummer 9 (Artikel 1 [§ 5 Abs. 2 Nr. 3 BBiG])

Dem Vorschlag, der im Hinblick auf die HwO ergänzungsbe-
dürftig ist, wird nicht zugestimmt.

Die Befreiung von einzelnen Prüfungsfächern, -bereichen
oder -teilen der Abschlussprüfung aufgrund vorhandener an-
derer, einschlägiger Berufsausbildung würde zu einem nicht
vertretbaren Verwaltungsaufwand führen. Auch ist die Typi-
sierung von Befreiungstatbeständen in Ausbildungsordnun-
gen im Rahmen des Ordnungsgeschäfts von den Sachver-
ständigen nicht leistbar und würde das Verfahren erheblich
verzögern.

Zu Nummer 10 (Artikel 1 [§ 5 Abs. 2 Nr. 6 BBiG];
Artikel 2 Nr. 4 [§ 26 Abs. 2 Nr. 6 HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Die vorgeschlagene Formulierung ist missverständlich, da
der falsche Eindruck entsteht, die überbetriebliche Ausbil-
dung sei nicht Teil der, sondern erfolge zusätzlich zur be-
trieblichen Vollausbildung.

Zu Nummer 11 (Artikel 1 [§ 5 Abs. 2 Nr. 7 BBiG];
Artikel 2 [§ 26 Abs. 2 Nr. 7 HwO])

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu.

Die Übernahme der Vorschläge bedingt jedoch zusätzlich die
Anpassung der Gesetzesformulierung in § 43 Abs. 1 Nr. 2
BBiG sowie entsprechender Regelungen in der HwO.

Zu Nummer 12 (Artikel 1 [§ 6 Satz 1, Satz 2 – neu –
bis Satz 5 – neu – BBiG])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Der Änderungsvorschlag zu Buchstabe a unterscheidet sich
materiell nicht vom Regierungsentwurf.

Der Änderungsvorschlag zu Buchstabe b birgt die Gefahr
der nachhaltigen Zersplitterung der gesamten Berufsausbil-
dung in sich. Zwar bleibt es bei der Bundesermächtigung für
den Erlass von Erprobungsverordnungen. Nach dem Vor-
schlag soll jedoch der Bund von lediglich einem Land zum
Handeln gezwungen werden können, eine Erprobungsver-
ordnung zu erlassen; ein Korrektiv für sachwidrige Vor-
schläge wird ausgeschlossen, der Einfluss der Sozialparteien
(Konsensprinzip) zurückgedrängt. Hierdurch entsteht die
Gefahr, dass Nischenberufe ohne bundesweite Einsatzmög-
lichkeiten und Arbeitsmarktchancen geschaffen würden. Im
Übrigen steht der Vorschlag im Widerspruch zu Nummer 5
der Stellungnahme des Bundesrates, wonach auf Spezialisie-
rung im Ordnungsverfahren gerade verzichtet werden soll.
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Satz 5 des Vorschlags wird dem verfassungsrechtlichen Be-
stimmtheitsgebot nicht gerecht, da unklar bleibt, was unter
„positiven Ergebnissen“ einer Erprobungsverordnung zu
verstehen ist. Die Verwendung des Begriffs „Modellver-
such“ ist in diesem Zusammenhang sachwidrig, da der Erlass
einer Erprobungsverordnung in keiner Weise an die Durch-
führung eines „Modellversuchs“ gekoppelt ist.

Zu Nummer 13 (Artikel 1 [§ 7 BBiG ];
Artikel 2 Nr. 4 [§ 27a Abs. 1 Satz 1

und Abs. 2 HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Das bisherige Verfahren der Zwangsanrechnung von berufli-
cher Vorbildung auf die reguläre Ausbildungszeit, insbeson-
dere die obligatorische Anrechnung von schulischen Berufs-
grundbildungsjahren (BGJ) und Berufsvorbereitungsjahren
(BVJ) hat sich für die Betroffenen in der Praxis als echtes
Ausbildungshemmnis herausgestellt. Es wird von Seiten der
Wirtschaft und insbesondere der Ausbildungsbetriebe mit
dem Argument abgelehnt, die in diesen Schulmaßnahmen
vermittelten Qualifikationen entsprächen weder nach Um-
fang, Struktur noch Qualität dem ersten Jahr einer dualbe-
trieblichen Ausbildung. Auch der Bundesrat hat im Sommer
2003 in einem Beschluss zur seinerzeit geplanten Novellie-
rung der Anrechnungsverordnungen (Bundesratsdrucksache
264/03 – Beschluss) die Abschaffung der obligatorischen
Anrechnung zugestanden.

Der Regierungsentwurf siehtdeshalbbewusstvor, dieZwangs-
anrechnung zugunsten eines flexiblen Antragssystems abzu-
schaffen. Eine (vollständige oder teilweise) Anrechnung soll
danach nur dann erfolgen, wenn die Vertragsparteien dies über-
einstimmend beantragen. Für eine strukturelle Benachtei-
ligung des angeblich schwächeren Vertragspartners ,Auszu-
bildender‘ – wie von den Ländern vorgetragen – liegen dem
Bund keine Anhaltspunkte vor. Im Übrigen entscheidet der Be-
trieb auch bei der bisher geltenden „Zwangsanrechnung“ –
nämlich dadurch, dass er den Ausbildenden bei der Verpflich-
tung zur Anrechnung nicht einstellt.

Zu Nummer 14 (Artikel 1 [§ 8 Abs. 3 – neu – BBiG])

Die Bundesregierung prüft den Vorschlag im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren

Es spricht vieles dafür, dieses Thema auf der Gesetzesvoll-
zugsebene zu regeln. In diesem Sinne hat der Bund-Län-
der-Ausschuss für berufliche Bildung, in dem die Aufsichts-
behörden über die Kammern in den Ländern vertreten sind,
ein Eckpunktepapier für eine „modifizierte Vollzeitausbil-
dung“ auf Vorschlag des BMBF verabschiedet, dass sich auf
die im BBiG enthaltene Systematik der Verkürzung- und
Verlängerungsmöglichkeiten stützt. Danach wird eine regel-
mäßige Arbeitszeit im Betrieb von mindestens 75 % der üb-
lichen Arbeitszeit für erforderlich, aber auch für ausreichend
gehalten.

Zu Nummer 15 (Artikel 1 [§ 20 Satz 3 – neu – BBiG])

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.

Faktisch läuft der Vorschlag auf eine Verlängerung der Pro-
bezeit hinaus. Die Frage der Geeignetheit der Auszubilden-
den darf aber nicht einseitig Auszubildenden aufgebürdet

werden. Probleme durch einen am Anfang der Ausbildung
liegenden Blockunterricht für die Ausbildenden (geringe
Anwesenheitstage im Ausbildungsbetrieb) müssen von den
Ländern im Schulrecht bzw. im Rahmen der Schulorganisa-
tion gelöst werden.

Zu Nummer 16 (Artikel 1 [§ 24 Satz 2 bis 4 – neu –
BBiG])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Die Vorschläge verschieben die Verantwortlichkeit einseitig
zu Lasten der Auszubildenden.
Dem Ausbildenden ist nach § 37 Abs. 2 Satz 2 BBiG auf
Verlangen das Ergebnis der Abschlussprüfung zu übermit-
teln. Für sein Unterlassen hat der Ausbildende selbst die Ver-
antwortung zu tragen.
Die Beendigung der Ausbildungszeit ist gesetzlich in § 21
BBiG definiert. Zudem sind in die Vertragsniederschrift, Be-
ginn und Dauer der Berufsausbildung zwingend aufzuneh-
men. Es liegt daher in den Händen des Ausbildenden (und
kann ihm auch ohne weiteres zugemutet werden), darauf zu
achten, wann der Auszubildende seine Ausbildungszeit be-
endet.

Zu Nummer 17 (Artikel 1 [§ 27 Abs. 2 BBiG])
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu mit der Maß-
gabe, dass sichergestellt wird, dass die fehlenden Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten durch Ausbildungsmaßnah-
men außerhalb der Ausbildungsstätte auch vermittelt wer-
den. Hierzu ist die Formulierung im Sinne einer zwingenden
Regelung entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 18 (Artikel 1 [§ 27 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4
Satz 1 BBiG])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Vor dem Hintergrund einer umfassenden Qualitätssicherung
geht das Gesetz vom sog. Vier-Augen-Prinzip aus. Nur die
gestufte Regelungen (erst Prüfung durch die Kammer, dann
durch die Behörden) schließt Interessenkonflikte der Kam-
mern gegenüber ihren (Zwangs-)Mitgliedern aus.
Im Übrigen bleibt unklar, in welchem Verhältnis die Vor-
schläge zu Nummer 41 der Stellungnahme des Bundesrates
stehen, die keine obligatorische, sondern optionale Übertra-
gung der Zuständigkeiten von den Landesbehörden auf die
zuständige Stelle beinhalten.

Zu Nummer 19 (Artikel 1 [§ 30 Abs. 2 Nr. 3 BBiG])
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Der Änderungsvorschlag ist zum einen überflüssig, da § 31
BBiG eine differenzierte Regelung zur Anerkennung auslän-
discher Befähigungsnachweise im Zusammenhang mit § 30
Abs. 2 BBiG enthält. Er ist zum anderen aber auch irrefüh-
rend, da es nicht um die Anerkennung einer Hochschule
eines EU-Staates, sondern um die Anerkennung von im
EU-Ausland erworbenen Befähigungsnachweisen geht.

Zu Nummer 20 (Artikel 1 [§ 30 Abs. 3, 4, 5 und 6
sowie § 70 Abs. 1 BBiG])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
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Der Vorschlag zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa würde
das differenzierte System zur Feststellung der fachlichen
Eignung des Ausbildungspersonals abschaffen. Wie bisher
sind etwa an die fachliche Eignung des Ausbildungsperso-
nals von Angehörigen freier Berufe oder in der Landwirt-
schaft besondere Anforderungen zu stellen. Um eine umfas-
sende Qualitätssicherung beim Ausbildungspersonal auch
weiterhin gewährleisten zu können, sind diese Regelungen
daher unverzichtbar.
Im Übrigen werden auf die Ausführungen zu Nummer 18
verwiesen.

Zu Nummer 21 (Artikel 1 [§ 32 Abs. 2 Satz 2,
§ 33 Abs. 1, 2 und 3
Satz 1 BBiG];

Artikel 2 Nr. 4 [§ 22b Abs. 5,
und 19 § 23 Abs. 2 Satz 2,

§ 24 Abs. 1, 2, 3 Satz 1,
§ 42q Abs. 1 HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 18 verwiesen.

Zu Nummer 22 (Artikel 1 [§ 39 Abs. 2 und 3 BBiG];
Artikel 2 Nr. 10 [§ 33 Abs. 3 HwO])

Den Vorschlägen wird in Bezug auf die Ersetzung der Wör-
ter „gutachterliche Stellungnahme Dritter“ durch die Wörter
„begründete Bewertungsvorschläge insbesondere einer Be-
rufsschule“ nicht zugestimmt; die Bundesregierung wird je-
doch prüfen, ob eine besondere Nennung der Berufsschulen
als „Dritte“ im Gesetzestext zweckmäßig ist.
Durch die Neuregelung im Regierungsentwurf wird bei der
Leistungsermittlung des Prüflings in der Abschlussprüfung
künftig die Möglichkeit eröffnet, gutachterliche Stellung-
nahmen beteiligter Dritter einzuholen. Hierdurch soll zum
einen die Einbeziehung von Berufsschulleistungen ermög-
licht werden, sofern sie in unmittelbarem zeitlichen und
sachlichen Zusammenhang mit der Abschlussprüfung er-
bracht werden. Zum anderen kann die Stellungnahme aber
auch durch ausbildende Dritte in Betrieben durch Begutach-
tung praktischer Prüfungsaufgaben erfolgen.
Die Änderungsvorschläge des Bundesrates bewirken keine
andere rechtliche Bewertung der Regelung; lediglich die
Rolle der Berufsschule als „Dritter“ wird gegenüber anderen
hervorgehoben.

Zu Nummer 23 (Artikel 1 [§ 42 Abs. 1a – neu –
BBiG];

Artikel 2 Nr. 9 [§ 31 Abs. 2a – neu –
HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Der Regierungsentwurf sieht die Einbeziehung berufsschuli-
scher Leistungen auf der Grundlage sog. gutachterlicher,
d. h. rechtlich unverbindlicher Stellungnahmen vor (§ 39
Abs. 2 BBiG-E). Das Letztentscheidungsrecht des Prüfungs-
ausschusses sowie der Grundsatz der Einheit der Abschluss-
prüfung (punktuelle Abschlussprüfung) werden dadurch ge-
wahrt.
Eine verbindliche Einbeziehung/Einrechnung berufsschuli-
scher Leistungsfeststellungen, wie der Änderungsantrag ihn

vorsieht, wirft verfassungsrechtliche Probleme auf. Da die
Länder zum jetzigen Zeitpunkt keine gleichwertigen Voraus-
setzungen für die Berufsschulprüfung geschaffen haben,
stellt sich die Frage einer Verletzung des Gleichheitssatzes
(Artikel 3 GG). Weder Verfahren noch Form noch Konse-
quenzen einer Einrechnung (Bestehens- bzw. Wiederho-
lungsregelungen im Falle des Nichtbestehens des Berufs-
schulteils, Klagegegner im Falle des Rechtsweges etc.) sind
geklärt.
Im Übrigen bleibt unklar, in welchem Verhältnis der Vor-
schlag zu Nummer 22 der Stellungnahme des Bundesrates
steht, in der eine optionale, indirekte Einbeziehung der Be-
rufsschulleistungen vorgesehen ist.

Zu Nummer 24 (Artikel 1 [§ 43 Abs. 1
Nr. 2a – neu – BBiG];

Artikel 2 Nr. 13 Buchstabe a – neu –
[§ 36 Abs. 1
Nr. 2a – neu – HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Es ist nicht Aufgabe der Kammern, den regelmäßigen Be-
such der Berufsschule zu überprüfen. Ebenso wenig wie das
Erscheinen im Ausbildungsbetrieb Voraussetzung für die
Berufsschulprüfung ist, kann der regelmäßige Besuch der
Berufsschule Voraussetzung zur Zulassung zur Kammerprü-
fung sein. Den regelmäßigen Schulbesuch sicherzustellen,
ist Aufgabe der Berufsschulen selbst.
Im Übrigen müssten zur Umsetzung der Bundesratsvor-
schläge die Berufsschulen durch das BBiG verpflichtet wer-
den, den Kammern Informationen über die Teilnahme bzw.
Nichtteilnahme Berufsschulpflichtiger am Unterricht zu
übermitteln, damit dies als Zulassungsvoraussetzung über-
prüft werden kann. Dies ist aus Gründen der Zuständigkeit
(keine Bundeskompetenz gegenüber den Berufsschulen) als
auch aus datenschutzrechtlichen Gründen problematisch.

Zu Nummer 25 (Artikel 1 [§ 43 Abs. 2 Satz 1
und 2 BBiG];

Artikel 2 Nr. 13 [§ 36 Abs. 2 Satz 1 und 2
HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Die Zulassung zu einzelnen Prüfungsfächern und -teilen der
Abschlussprüfung würde die materielle Gleichwertigkeits-
prüfung von vielen hunderten, z. T. sehr heterogenen landes-
spezifischen Bildungsangeboten erfordern. Dies ist im Rah-
men einer Einzelfallentscheidung durch den Prüfungsaus-
schuss (bei ca. 600 zuständigen Stellen bundesweit) nicht
leistbar.
Um den Sachverstand der Sozialparteien im Prozess der
Schaffung vollzeitschulischer Berufsbildungsgänge zu si-
chern und zu nutzen, sieht der Regierungsentwurf die Anhö-
rung des Landesauschusses für Berufsbildung vor. Der Vor-
schlag, den Erlass von Rechtsverordnungen vom „Beneh-
men der Spitzenorganisationen der zuständigen Stelle auf
Landesebene“ abhängig zu machen, begegnet verfassungs-
rechtlichen Bedenken. Die Spitzenverbände der Kammern
auf Landesebene verfügen über keinerlei demokratische Le-
gitimation. Deshalb ist es nicht angemessen, ihnen eine un-
mittelbare Mitwirkung am Erlass von Rechtsverordnungen
einzuräumen.
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Da es sich beim Landesausschuss für Berufsbildung um ein
durch das Berufsbildungsgesetz vorgesehenes und detailliert
geregeltes Gremium handelt, kann der Erlass einer Rechts-
verordnung von der Anhörung dieses Gremiums abhängig
gemacht werden. Der Landesausschuss setzt sich zusammen
aus der gleichen Zahl von Beauftragten der Arbeitgeber, der
Arbeitnehmer und der obersten Landesbehörden. Die Beauf-
tragten der Arbeitgeber sind auf Vorschlag der auf Landes-
ebene bestehenden Zusammenschlüsse der Kammern, der
Arbeitgeberverbände und der Unternehmerverbände beru-
fen. Ein angemessener Einfluss der Kammerverbände ist da-
mit bereits gewährleistet.

Zu Nummer 26 (Artikel 1 [§ 48 Abs. 1 Satz 1,
Satz 3 – neu – BBiG])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu Buchstabe a
zu.

Den Vorschlag zu Buchstabe b, der im Hinblick auf die HwO
ergänzungsbedürftig ist, wird die Bundesregierung im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren prüfen.

Zu Nummer 27 (Artikel 1 [§ 49 Abs. 1 Satz 1 BBiG])

Dem Vorschlag, der im Hinblick auf die HwO ergänzungsbe-
dürftig ist, wird nicht zugestimmt.

Bei Übernahme des Änderungsantrags wäre die Prüfung und
Bescheinigung von Zusatzqualifikationen, die in Ausbil-
dungsordnungen geregelt sind (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BBiG), in
das Ermessen des Prüfungsausschusses gestellt. Die Formu-
lierung im Regierungsentwurf soll dagegen sicherstellen,
dass der Erwerb solcher Zusatzqualifikationen stets zertifi-
ziert und damit für den Prüfling verwertbar gemacht werden.

Zu Nummer 28 (Artikel 1 [§§ 50a, 57a und 63a – neu –
BBiG])

Den Vorschlägen, die im Hinblick auf die HwO ergänzungs-
bedürftig sind, wird nicht zugestimmt.

Der vorgeschlagene verbindliche Berufsbildungspass soll
kongruent mit dem bereits vorhandenen „Europass Berufs-
bildung“ der EU sowie dem neu vorgesehenen „MobiliPass“
der EU sein, die beide auf freiwilliger Basis erstellt werden.
Der Mehrwert einer zusätzlichen, gesetzlich vorgeschriebe-
nen Dokumentation zertifizierter Qualifikationen in einem
(nationalen) Berufsbildungspass ist jedoch nicht erkennbar
(entgegen der Begründung in der Bundesratsstellungnahme
bezieht sich die Dokumentationspflicht in den betr. Ände-
rungsanträgen lediglich auf zertifizierte Qualifikationen).

Die verbindliche Festschreibung zertifizierter Qualifikatio-
nen dürfte auch die notwendige Flexibilität bei individuellen
Bewerbungen vermissen lassen und erscheint vor dem Hin-
tergrund des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung
verfassungsrechtlich problematisch. Nicht geklärt sind darü-
ber hinaus Fragen der Validität des Ausstellers sowie der ent-
stehenden Verwaltungskosten.

Der Bundesrat selbst hat in seiner Stellungnahme vom 12.
März 2004 zur Fortschreibung des Europasses (Bundesrats-
drucksache 25/04) Bedenken hinsichtlich der damit verbun-
denen Kosten, des entstehenden bürokratischen Mehrauf-
wandes sowie des Datenschutzes geäußert.

Im Übrigen hat der in der Antragsbegründung genannte „Eu-
ropass Berufsbildung“, der auf freiwilliger Basis erstellt
wird, gerade in Deutschland eine hohe Verbreitung erfahren.
Insofern sind die Ausführungen in der Begründung des Bun-
desrates nicht nachvollziehbar.

Zu Nummer 29 (Artikel 1 [§§ 51 und 52 BBiG])
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Für den Zusammenhalt der Gesellschaft ist es bedeutsam,
dass gerade auch junge Menschen Demokratie im Arbeitsle-
ben erfahren und lernen, diese verantwortungsvoll mitzuge-
stalten. Junge Menschen, die in außerbetrieblichen Einrich-
tungen ausgebildet werden, dürfen hier nicht außen vor blei-
ben. Auch ihnen soll eine gesetzlich abgesicherte Interessen-
vertretung ermöglicht werden.

Zu Nummer 30 (Artikel 1 [§ 56 Abs. 3 – neu –
BBiG];

Artikel 2 Nr. 17 [§ 42c Abs. 3 – neu –
HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Allen Regelungen zu Zulassungsvoraussetzungen im Be-
reich der beruflichen Fortbildung ist gemeinsam, dass sie –
dem Wesen der Fortbildung entsprechend – nach einer ein-
schlägigen Ausbildung eine bestimmte Zeit der Berufspraxis
vorschreiben. Diese kann nicht durch den Besuch von schu-
lischen Bildungsgängen ohne praktische Phasen ersetzt wer-
den.

Zu Nummer 31 (Artikel 1 [§ 68 Abs. 1 Satz 2
BBiG];

Artikel 2 Nr. 19 [§ 42o Abs. 1 Satz 2
HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung werden de-
zentral von Trägern und Betrieben in unterschiedlichster
Form erbracht. Viele Anbieter sind überregional tätig. Eine
Abstimmung der Angebote mit zahlreichen unterschiedli-
chen landesrechtlichen Vorgaben zur Regelung der Schul-
pflicht ist in der Praxis nicht leistbar. Im Übrigen lässt der
Formulierungsvorschlag offen, mit wem, wie und nach wel-
chen Maßstäben die Abstimmung erfolgen soll.

Zu Nummer 32 (Artikel 1 [§ 69 Abs. 1 Satz 2 – neu –
BBiG])

Die Bundesregierung stimmt der Intention des Vorschlags
zu.
Bei Übernahme müssten jedoch die Wörter „genehmigten
Qualifizierungsbausteine“ durch die Wörter „bestätigten
Qualifizierungsbilder“ ersetzt werden und eine Parallelrege-
lung in die Handwerksordnung integriert werden.

Zu Nummer 33 (Artikel 1 [§ 73 BBiG])
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Vor dem Hintergrund der Besonderheiten der Durchführung
einer Berufsausbildung im öffentlichen Dienst z. B. in ge-
werblich-technischen oder kaufmännischen Berufen ist an
der bewährten Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen
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Kammern und Verwaltungsbehörden festzuhalten. Dies gilt
insbesondere für die Ausbildung in sicherheitsrelevanten
Bereich wie etwa bei der Bundeswehr. Für einen erhöhten
Verwaltungsaufwand bei der Eintragung dieser Ausbil-
dungsverhältnisse sowie für die Notwendigkeit der Bestel-
lung externer Ausbildungsberater bestehen keine Anzeichen.

Zu Nummer 34 (Artikel 1 [§§ 82, 83 und 84 BBiG])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Der Regierungsentwurf sieht vor, befristet bis 2012 in jedem
Bezirk der Agentur für Arbeit bei der größten Kammer eine
regionale Berufsbildungskonferenz einzurichten, die insbe-
sondere Empfehlungen für einen ausgewogenen regionalen
Ausbildungsmarkt entwickeln soll. Die Länder (der jewei-
lige Landesausschuss für Berufsbildung) können jedoch ab-
weichend hiervon den regionalen Zuschnitt und die Organi-
sation des Dialogs auch anders organisieren.

Aufgabe und Ziel der regionalen Berufsbildungskonferenz
ist die Sicherung der Ausbildung für alle willigen und fähi-
gen jungen Menschen in der Region sowie die Sicherung des
Facharbeiternachwuchses für den regionalen Bedarf in der
Wirtschaft.

Diese Ziele werden in den Regionen schon jetzt von unter-
schiedlichen Akteuren verfolgt, z. B. Wirtschaftsverbände,
Gewerkschaften Betriebe, Kammern, Schulen, Kommunen,
Arbeitsverwaltung, Träger. Eine regionale Konzertierung
findet jedoch oftmals nicht oder nicht hinreichend bzw. nicht
mit hinreichender Verbindlichkeit statt. Dabei zeigen die po-
sitiven Erfahrungen, dass der Dialog aller Akteure einer Re-
gion der Zielfindung in einem besonderem Maße dient. Die
Regionale Berufsbildungskonferenz soll die Anstrengungen
aller Akteure in der beruflichen Bildung zur Verbesserung
des Ausbildungsmarktes sowie zur übergreifenden Quali-
tätssicherung in der Region bündeln. Daher stellt sie ein un-
verzichtbares Instrument dar.

Zu Nummer 35 (Artikel 1 [§ 89 Abs. 1 und 2 Nr. 1
Buchstabe a und b sowie Nummer 2
Buchstabe a und b BBiG])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.

Bei einer zeitlichen Verschiebung der Vorlage des Berufsbil-
dungsberichts vom 1. April eines Jahres auf den 1. Juni
könnte der Inhalt des Berichts im Hinblick auf den Beginn
des kommenden Ausbildungsjahres im September nicht
mehr ausreichend rezipiert werden. Der Zeitrahmen für die
Umsetzung der im Bericht enthaltenen Vorschläge und Emp-
fehlungen zum Stand und voraussichtlicher Weiterentwick-
lung der Berufsbildung wäre zu knapp bemessen. Damit
wäre der gesetzliche Auftrag des Berufsbildungsberichts
nicht mehr erfüllbar.

Zu Nummer 36 (Artikel 1 [§ 91 Abs. 1 Nr. 1 BBiG])

Die Bundesregierung wird die Vorschläge im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren prüfen.

Zu Nummer 37 (Artikel 1 [§ 95 Abs. 3 Satz 1,
1a – neu – BBiG])

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu.

Die bestehenden Gremienstrukturen beim Bundesinstitut für
Berufsbildung sollen verschlankt werden (insbesondere
durch Abschaffung des Länderausschusses, der Fachaus-
schüsse sowie durch eine Vereinigung von Ständigem Aus-
schuss und Hauptausschuss). Dem – neuen – Hauptaus-
schuss sollen nunmehr insgesamt 24 Mitglieder (statt bisher
53) angehören. Die empfohlene Erhöhung auf insgesamt 8
Mitglieder pro Bank und gleich viele Stellvertreter ist im
Hinblick auf den Turnus der Länder und deren Abstimmung
sinnvoll, da diese dann entweder Mitglieder oder Stellvertre-
ter stellen.

Da die Stimmen des Bundes nur einheitlich abgegeben wer-
den können, kann es jedoch für den Bund bei fünf Mitglie-
dern und Stellvertretern verbleiben.

Zu Nummer 38 (Artikel 1 [§ 95 Abs. 8 Satz 1a – neu –
BBiG])

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.

Das Anliegen kann auf untergesetzlicher Ebene im Sat-
zungsrecht geregelt werden.

Zu Nummer 39 (Artikel 1 [§ 96 Abs. 2 Satz 2 – neu –
BBiG])

Dem Vorschlag wird im Grundsatz zugestimmt.

Es muss jedoch sichergestellt werden, dass bei Bewährung
eine Übertragung des Amtes auf Lebenszeit möglich ist:
Nach § 12b BRRG können Ämter mit leitender Funktion auf
Zeit übertragen werden. Eine weitere Amtszeit ist zulässig.
Insgesamt dürfen die Amtszeiten zehn Jahre nicht über-
schreiten. Eine Übertragung auf Zeit gibt die Möglichkeit,
Fehleinschätzungen zu korrigieren. § 12b BRRG sieht vor,
dass nach Ablauf der ersten Amtszeit dem Beamten/der Be-
amtin das Amt auf Lebenszeit übertragen werden kann und
nach der zweiten Amtszeit übertragen werden soll. Dadurch
wird den berechtigten Interessen der Amtsinhaberin/des
Amtsinhabers Rechnung getragen.

Zu Nummer 40 (Artikel 1 [§ 97 BBiG])

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.

Die Gremienanzahl beim Bundesinstitut für Berufsbildung
wird im Ergebnis verringert. Mit der Einrichtung eines wis-
senschaftlichen Beirates werden Entwicklungen in der insti-
tutionellen Forschung der vergangenen Jahre aufgegriffen.
Es entspricht dem modernen Verständnis von Forschungs-
einrichtungen, dass deren Aufgaben einer ständigen Quali-
tätskontrolle und Qualitätssicherung unterworfen werden.
Durch regelmäßige Evaluierungen sollen Fehlentwicklun-
gen in Forschungsprojekten frühzeitig erkannt und eine evtl.
Umsteuerung ermöglicht werden. Durch die externe Beglei-
tung, auch z. B. durch ausländische Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler, sind zudem wertvolle Anstöße und
Hinweise für die Forschungsprojekte zu erwarten.

Zu Nummer 41 (Artikel 1 [§ 108 – neu – BBiG],
Artikel 2 Nr. 33 [§ 124b
– neu – Satz … – neu –

und Satz 2 HwO])

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt.
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Vor dem Hintergrund einer umfassenden Qualitätssicherung
geht das Gesetz vom sog. Vier-Augen-Prinzip aus. Nur die
gestufte Regelungen (erst Kammer, dann Behörde) schließt
Interessenkonflikte der Kammern gegenüber ihren
(Zwangs-)Mitgliedern aus.

Im Übrigen bleibt unklar, in welchem Verhältnis die Vor-
schläge zu den Nummern 18, 20 und 21 der Stellungnahme
des Bundesrates stehen, die keine optionale, sondern obliga-
torische Übertragung der Zuständigkeiten von den Landes-
behörden auf die zuständigen Stellen beinhalten.

Zu Nummer 42 (Artikel 2 Nr. 27a – neu –, 27b – neu –
[§ 96 Abs. 1 Satz 1, § 97 Abs. 3 HwO])

Das Anliegen des Bundesrates wird unterstützt.

Jedoch sind die vorgeschlagenen Regelungen unvollständig.
Es wird nicht hinreichend erkennbar, wer berechtigt ist, an
der Wahl teilzunehmen. Es fehlt eine Regelung, die festlegt,
ob und wo die wahlberechtigten und wählbaren Unterneh-
mer nach § 90 Abs. 3 HwO registriert werden. Den Kam-
mern kann nicht überlassen bleiben, wen sie zu beteiligen
haben. Eine solche Regelung ist im Übrigen erforderlich, um
in rechtsstaatlicher Weise klarzustellen, wer Pflichtmitglied
der Kammer und von den Rechten und Pflichten eines
Pflichtmitglieds betroffen ist. Außerdem ist erforderlich,
dass die Personen nach § 90 Abs. 3 HwO das Recht erhalten,
Vertreter dieses Personenkreises als Mitglieder der Hand-
werkskammern zu wählen. Auch hierzu fehlen Regelungen.

Dementsprechend könnten die Nummern 27a und 27b fol-
gende Fassung erhalten und nach Nummer 27b folgende
Nummern 27c, 27d und 27e eingefügt werden:

Die Nummern 27a und 27b erhalten folgende Fassung:

27a. In § 96 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Perso-
nengesellschaften“ die Wörter „sowie die in das Ver-
zeichnis nach § 90 Abs. 4 Satz 2 eingetragenen natürli-
chen Personen. Die nach § 90 Abs. 4 Satz 2 eingetrage-
nen Personen sind zur Wahl der Vertreter der Personen
nach § 90 Abs. 3, 4 berechtigt, sofern die Satzung dies
nach § 93 bestimmt.“

27b. § 97 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Für die Wahl der Vertreter der zulassungsfreien
Handwerke, der handwerksähnlichen Gewerbe und der
Personen nach § 90 Abs. 3, 4 gelten die Absätze 1 und
2 entsprechend.“

27c. In § 90 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

„Die Handwerkskammer hat ein Verzeichnis zu führen,
in welches die Personen nach § 90 Abs. 3, 4 ihres Be-
zirks nach Maßgabe der Anlage D Abschnitt III zu die-
sem Gesetz mit dem von ihnen betriebenen Gewerbe

einzutragen sind (Verzeichnis der Personen nach § 90
Abs. 3, 4 der Handwerksordnung).“

27d. Nach Abschnitt II der Anlage D zur Handwerksord-
nung wird folgender Abschnitt III eingefügt:

„III.
In das Verzeichnis der Unternehmer nach § 90

Abs. 3, 4 der Handwerksordnung werden die Personen
nach § 90 Abs. 3, 4 der Handwerksordnung mit den
nach Abschnitt I Nummer 1 Buchstabe a und c gefor-
derten Angaben für natürliche Personen sowie der
Zeitpunkt der Gewerbeanmeldung eingetragen.“

27e. In § 93 Abs. 2 wird folgender Satz 2 eingefügt:
„Die Satzung kann bestimmen, dass die Aufteilung der
Zahl der Mitglieder der Vollversammlung auch die Per-
sonen nach § 90 Abs. 3, 4 zu berücksichtigen hat.“

Zu Nummer 43 (Artikel 2 Nr. 33 – neu – [§ 124b Satz 1])
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Im Rahmen der von den Bundesländern im Jahre 2000 ein-
gebrachten Bundesratsinitiative „Zuständigkeitslockerungs-
gesetz“ (Bundestagsdrucksache 14/640) haben Bundestag
und Bundesrat Vorschläge abgelehnt, im grundrechtssensib-
len Bereich des Artikels 12 GG Zuständigkeiten von staatli-
chen Behörden auf die Handwerkskammern zu übertragen.
In der Stellungnahme der Bundesregierung ist ausgeführt:
„Es wäre mit dem Wesen des Meisterprüfungserfordernisses
als grundrechtseinschränkender Berufszugangsregelung
nicht vereinbar, wenn der Vollzug der einschlägigen Vor-
schriften auf Körperschaften des Handwerks übertragen
würde. Die erforderliche Objektivität und Neutralität des
Gesetzesvollzugs ist nur bei einer unmittelbaren Aufgaben-
wahrnehmung durch staatliche Behörden zu gewährleisten.“
Die ablehnende Haltung der Bundesregierung zu einer sol-
chen Übertragung ist zudem in der Gegenäußerung der Bun-
desregierung zur Stellungnahme des Bundesrates zum Ent-
wurf des Dritten Gesetzes zur Änderung der Handwerksord-
nung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften darge-
stellt (Bundestagsdrucksache 15/1481, S. 23).
Diese Argumente gelten auch für die jetzt geforderten Zu-
ständigkeitsübertragungen.
Insbesondere eine Erweiterung des im Vermittlungsverfah-
rens zum Dritten Gesetz zur Änderung der Handwerksord-
nung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften in die
Handwerksordnung aufgenommenen § 124b HwO wird ab-
gelehnt. Bevor nicht durch ausreichende Erfahrungen in der
Praxis belegt werden kann, dass konkurrenzliche Gesichts-
punkte bei einer Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch
die Kammern keine Rolle spielen, sollte von weiteren Zu-
ständigkeitsübertragungen abgesehen werden.
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